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ANDREAS W I R S C H I N G 

JÜDISCHE FRIEDHÖFE IN DEUTSCHLAND 1933-1957 

I. 

Nur wenige Zeugnisse jüdischer Kultur in Deutschland haben das NS-Regime über­
lebt; die meisten von ihnen sind der nationalsozialistischen Verfolgungs- und Ver­
nichtungswut zum Opfer gefallen1. Eine Ausnahme bilden die jüdischen Friedhöfe, 
die in ihrer Mehrzahl NS-Regime und Krieg überdauerten. Zwar waren sie meist 
stark beschädigt und verwahrlost2, in der Regel aber nicht völlig zerstört, so daß 
nach dem Krieg Instandsetzungs- und Konservierungsmaßnahmen ergriffen werden 
konnten. 1952 zählte die Kommission für Friedhofangelegenheiten des Zentralrats 
der Juden in Deutschland ca. 1700 jüdische Friedhöfe, die auf dem damaligen Terri­
torium der Bundesrepublik fortbestanden3. Tatsächlich bilden die jüdischen Fried-

1 Als Beispiel einer Inventarisierung des nach 1945 verbliebenen jüdischen Kulturguts siehe das 
Memorandum des Oberbürgermeisters von Trier, wo die älteste jüdische Gemeinde in Deutsch­
land beheimatet gewesen war: Zentralarchiv zur Erforschung der Geschichte der Juden in 
Deutschland Heidelberg (künftig: ZAH), B. 1/7, Nr. 123, Bericht über den gegenwärtigen 
Umfang, den Zustand und die geschichtliche Lage der jüdischen Altertümer in Worms, Abschrift 
o. D. [1954]. Zu den Aktivitäten jüdischer Organisationen, nach 1945 jüdisches Kulturgut in Mit­
teleuropa aufzuspüren, zu sichten und wenn möglich in jüdisches Eigentum zurückzuführen, vgl. 
Edith Raim, Wem gehört das Erbe der Toten? Die Jewish Cultural Reconstruction, in: Heiner 
Lichtenstein/Otto R. Romberg (Hrsg.), Täter - Opfer - Folgen. Der Holocaust in Geschichte 
und Gegenwart, Bonn 1995, S. 192-197. 
Für Unterstützung bei der Materialerhebung danke ich Frau cand. phil. Doris Seehuber. 

2 Max Plaut, vormals Syndikus der deutsch-israelischen Gemeinde in Hamburg und Leiter der 
Bezirksstelle Nordwestdeutschland der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland, resümierte 
1954 das Schicksal der jüdischen Friedhöfe während der NS-Zeit folgendermaßen: „Die Folge 
der staatlichen Eingriffe war die allenthalben beobachtete fortschreitende Verwahrlosung der 
Friedhöfe. War es den jüdischen Gemeinden nur im bescheidenen Umfang möglich, durch freiwil­
lige Helfer die Friedhöfe [...] notdürftig in Ordnung zu halten, so fiel auch dies bald fort. Das 
Verbot für Juden, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, machte auch der freiwilligen Friedhofs­
pflege in den meisten Fällen ein Ende. Gitter und Zäune wurden für den Westwall von der 
Gestapo beschlagnahmt, auch Metallbuchstaben und religiöse Embleme von den Grabsteinen ent­
fernt (als kriegswichtiges Material)." In: Bundesarchiv Koblenz (künftig: BAK), Bestand Bundes­
ministerium des Innern B 106/196, Bl. 58-62, Die jüdischen Friedhöfe in Deutschland. Memoran­
dum zur Frage der Instandsetzung und Instandhaltung der jüdischen Friedhöfe in der Bundesre­
publik, 22.2. 1954, hier Bl. 61. 

3 BAK, B 106/1024, Zentralrat der Juden in Deutschland. Kommission für Friedhofsangelegenhei­
ten: Die jüdischen Friedhöfe im Bundesgebiet (nach Zonen und Ländern), zusammengestellt 
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2 Andreas Wirsching 

höfe heute den ältesten und geschlossensten Bestand jüdischer Kulturdenkmäler auf 
deutschem Boden. Und mehr als ein halbes Jahrhundert nach der nationalsozialisti­
schen Barbarei legen sie ein ebenso stilles wie eindringliches Zeugnis ab von der viel­
hundertjährigen jüdischen Geschichte und jüdischen Verwurzelung in Deutschland. 

Für die jüdische Tradition und religiöse Auffassung ist der Friedhof - als „Haus 
des Lebens" - insofern von besonderer Bedeutung, als er mit einem theologisch 
begründeten Anspruch auf dauerhafte Unversehrtheit versehen wird. Dieser 
Anspruch gründet in der Vorstellung, die Begräbnisstätte sei ein gleichsam transito-
rischer Ort auf dem Weg zur Auferstehung. Auch wenn es im Judentum unter­
schiedliche Auffassungen gibt über die Bindung der Seele an den menschlichen Kör­
per nach dem Tode, so besteht doch in der Grundfrage Einigkeit, wie die Totenruhe 
einzurichten sei: „Folgerichtig fordert die jüdische Anschauung, aus ihrer grundsätz­
lichen Achtung vor dem Leben heraus, die ungestörte Ruhe der Toten. Geradlinig 
hat diese Auffassung durch alle Geschlechter hindurch, von Abraham an bis in 
unsere Tage hinein Geltung behalten. Nichts ist den Juden in ihrer wechselreichen 
Geschichte so schwer geworden, als wenn sie, durch äußeren Zwang genötigt, ihre 
Totenäcker preisgeben mußten."4 

Warum aber gab es nach 1945 überhaupt noch so viele jüdische Friedhöfe in 
Deutschland? Warum waren sie nicht geschlossen und enteignet, entwidmet und auf­
gelassen worden, wie man es angesichts der antijüdischen „Maßnahmen" des NS-
Regimes eigentlich hätte erwarten können? Keineswegs mangelte es während des 
Regimes an Stimmen, die eben dies für geboten hielten, sich über den Fortbestand 
des örtlichen jüdischen Friedhofes empörten und forderten, er müsse „als Schand­
mahl [sic!] der Kultur unbedingt beseitigt werden"5. Aber der Schließung und Auf­
lassung der jüdischen Friedhöfe in Form einer einfachen „Maßnahme" stand gelten­
des Verwaltungsrecht entgegen. 

Bis gegen Ende des Zweiten Weltkrieges war die Behandlung der jüdischen Fried­
höfe durch die politischen Gemeinden in Verwaltungsrichtlinien geregelt, die aus der 
Zeit vor 1933 stammten und daher zum „normenstaatlichen" Kontinuum des NS-

Anfang 1952. Vgl. auch die in Einzelheiten abweichende Dokumentation von Adolf Diamant, 
Jüdische Friedhöfe in Deutschland. Eine Bestandsaufnahme, Frankfurt a. M. 1982, in der auch 
Friedhöfe auf dem Gebiet der damaligen DDR und der früheren deutschen Ostgebiete verzeich­
net sind. 

4 Gustav Cohn, Der jüdische Friedhof. Seine geschichtliche und kulturgeschichtliche Entwicklung 
mit besonderer Berücksichtigung der ästhetischen Gestaltung, Frankfurt a. M. 1930, S. 6. Vgl. 
ZAH, B. 1/7, Vorläufiges Memorandum über das Problem der Verfügung über jüdisches Gemein­
devermögen, 15.2. 1949, S. 2. Entscheidend ist die alte jüdische, aus biblischer Zeit tradierte Vor­
stellung von der Einheit des Körpers mit der Seele, die folglich auch im Tod an das Grab gebun­
den bleibt. Vgl. Jacob Soetendorp, Symbolik der jüdischen Religion. Sitte und Brauchtum im jüdi­
schen Leben, Gütersloh 1963, S. 93. Vgl. insgesamt Hermann Simon, Leben und Tod in der Sicht 
des Judentums, in: Ders./Andreas Nachama, Jüdische Grabstätten in Berlin. Eine Dokumenta­
tion, Berlin 1992, S. 178-188. 

5 Bundesarchiv, Abteilungen Berlin (künftig: BA Berlin), R 36/2101, Bl. 108, Der Bürgermeister der 
Stadt Haltern an den Deutschen Gemeindetag, 5. 11. 1935. 
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Regimes gehörten6. Das Bestattungsrecht war grundsätzlich Landesrecht; es lag im 
Schnittpunkt gesundheitspolizeilicher, kommunaler und kultischer Interessen, Tradi­
tionen und Gebräuche. Unterschiedliche Stränge der deutschen Rechtsgeschichte 
wie das Allgemeine Landrecht für die Preußischen Staaten, das gemeine Recht oder 
auch das (linksrheinische) französische Recht standen noch in der Weimarer Repu­
blik nebeneinander7. Ein spezifisches Recht mit Blick auf das jüdische Bestattungs­
wesen bestand demgegenüber nicht. Zwar war es in früheren Zeiten nicht selten 
schwierig gewesen, einen jüdischen Friedhof zu errichten, und in manchen Gegen­
den mußten die jüdischen Gemeinden ihre Toten „außer Landes" bestatten. Doch 
im Zuge der Judenemanzipation erfolgte die Gleichbehandlung8. Einige Länder wie 
Preußen und Sachsen hatten lediglich die Errichtung eigener jüdischer Friedhöfe 
gesetzlich vorgeschrieben, deren Rechtsstatus sich aber von dem allgemeinen Bestat­
tungswesen nicht unterschied9. Aus Gründen, die im folgenden darzulegen sein wer­
den, verzichtete das NS-Regime auf den Erlaß einer reichsweiten Regelung, die den 
Zugriff auf die jüdischen Friedhöfe „gesetzlich" ermöglicht hätte. Anders als dies in 
so gut wie jedem anderen Bereich jüdischer Existenz der Fall war10, bestand im 
Bestattungswesen während des NS-Regimes kein (anti-)jüdisches Sonderrecht. 
Betroffene Verwaltungsbehörden hatten sich in Ermangelung einer reichsrechtlich-
einheitlichen „Lösung" des „Problems" jüdischer Friedhöfe an geltendes Recht zu 
halten, das indes ihren Begehrlichkeiten in der Regel recht enge Grenzen setzte. 
Aufs Ganze gesehen, legt das Thema daher ein geradezu beklemmendes Paradox 
offen: Die verschiedenen „Gesetze" und Verordnungen, schließlich die offenen Ver­
brechen, die man euphemistisch unter dem Begriff der nationalsozialistischen 
„Judenpolitik" zusammenfassen kann11, gehörten zu den terroristischen „Maßnah-

6 Die Begriffe orientieren sich an Ernst Fraenkels Unterscheidung von „Normenstaat" und „Maß­
nahmenstaat". Vgl. Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat. Recht und Justiz im „Dritten Reich", 
Frankfurt a. M. 1984 (zuerst engl. 1941). 

7 Das 1933 geltende, im einzelnen vielgestaltige und nach Ländern differenzierte Bestattungsrecht 
ist zusammengestellt in: Wilhelm Brunner, Das Friedhofs- und Bestattungsrecht. Ein Handbuch, 
Berlin 1927; Max Berner, Das Bestattungswesen in Preußen. Eine Darstellung unter Würdigung 
von Theorie und Praxis, Berlin 1932. 

8 Vgl. Cohn, Friedhof, S. 24 f. 
5 So bestand in Preußen seit 1818 für die jüdischen Religionsgemeinden eine förmliche Verpflich­

tung zur Anlegung von eigenen Friedhöfen. Vgl. Berner, Bestattungswesen, S. 79; Brunner, Fried­
hofs- und Bestattungsrecht, S. 111. In Sachsen verbürgte ein Gesetz aus dem Jahre 1904 das Recht 
wie die Pflicht der jüdischen Religionsgemeinden, „Begräbnisplätze einzurichten ... und [das] 
Beerdigungswesen zu regeln". Gesetz, die israelitischen Religionsgemeinden betreffend, vom 10. 
Juni 1904, abgedr. in: Ebenda, S. 226 f. Zu den Problemen jüdischen Bestattungswesens im späten 
18. und 19. Jahrhundert vgl. Falk Wiesemann, Jewish Burials in Germany - Between Tradition, 
the Enlightenment and the Authorities, in: Leo Baeck Institute, Year Book XXXVII (1992), S. 
17-31. 

10 Dies läßt sich gut ablesen an dem Werk von Joseph Walk (Hrsg.), Das Sonderrecht für die Juden 
im NS-Staat. Eine Sammlung der gesetzlichen Maßnahmen und Richtlinien - Inhalt und Bedeu­
tung, Heidelberg 21996. 

11 Vgl. Uwe Dietrich Adam, Judenpolitik im Dritten Reich, Königstein/Ts. 21979; umfassend zur 
Judenverfolgung während der dreißiger Jahre Saul Friedländer, Das Dritte Reich und die Juden. 
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men" des Regimes. Die im „Altreich" lebenden und verbleibenden jüdischen Deut­
schen sahen sich einem zunehmenden Diskriminierungs-, Entrechtungs- und Verfol­
gungsdruck ausgesetzt und wurden schließlich in den sicheren Tod deportiert. Die 
Ruhestätten der in Deutschland gestorbenen und begrabenen Juden behandelten die 
Behörden dagegen bis Kriegsende - nolens volens - vergleichsweise eher pfleglich 
und überwiegend nach geltendem Verwaltungsrecht12. Die rassenpolitische Zielset­
zung des Regimes im allgemeinen und die antijüdische Intention vieler Gemeinde­
verwaltungen im besonderen brachen sich in dieser Frage an „normenstaatlichen" 
Überresten, gesundheitspolizeilichen Notwendigkeiten und einer mangelnden Zen­
tralisierung des Systems - eine Konstellation, der die jüdischen Friedhöfe in 
Deutschland ihren Fortbestand verdanken. 

In mehrfacher Hinsicht verdient das Thema eine nähere Untersuchung: Neben 
dem offenkundigen kulturgeschichtlichen Interesse ist das Thema ein signifikantes 
Beispiel für die „doppelstaatliche" Verquickung normativer und maßnahmenstaatli­
cher Elemente, die das NS-Regime kennzeichnete. Damit verbindet sich der verwal­
tungsgeschichtliche Aspekt des Themas, der die systemspezifische „Polykratie" auf 
kommunaler Ebene ebenso offenlegt wie die Tatsache, daß die Durchsetzung der 
nationalsozialistischen Maßnahmen eine gleichgeschaltete und ideologisch gesteuerte 
Verwaltung erforderte. Besonderes Augenmerk verdient in diesem Kontext die Rolle 
der Gemeinden. Ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechtes zunehmend verlustig 
gehend, bildeten sie die unterste Verwaltungsinstanz des Regimes. Im Prinzip wur­
den sie daher zwar immer abhängiger von der Existenz zentraler Weisungen und 
Verwaltungsrichtlinien; das schloß aber keineswegs aus, daß die Kommunalverwal­
tungen dort, wo sie es für geboten hielten, auch dann von sich aus aktiv wurden, 
wenn es an eben solchen konkreten Verfügungen fehlte. Gerade im Bereich antijüdi­
scher Maßnahmen machte sich solch ein „vorauseilender Gehorsam" der Gemeinden 
von Beginn an bemerkbar. 

Von einigen Hinweisen abgesehen, ist das Thema von der Forschung bislang nicht 
aufgenommen worden13. Es dominieren regional-, lokal- und kulturgeschichtliche 

Die Jahre der Verfolgung 1933-1939, München 1998. Siehe auch Peter Longerich, Politik der Ver­
nichtung. Eine Gesamtdarstellung der nationalsozialistischen Judenverfolgung, München 1998. 

12 Freilich bedeutet das nicht, daß ein jüdischer Friedhof nicht gelegentlich auch in Form einer einfa­
chen Willkürmaßnahme beseitigt werden konnte. So wurde etwa in der fränkischen Gemeinde 
Schnaittach (Landkreis Lauf) 1942/43 einer der drei jüdischen Friedhöfe angeblich im Auftrag 
des örtlichen Kreisleiters der NSDAP eingeebnet. Bayerisches Hauptstaatsarchiv München (künf­
tig: BayHStA), Bestand Staatskanzlei (StK) 13665, Bericht des Präsidiums der Landpolizei von 
Bayern, 10. 7. 1950. Da dieser Bericht aus der Nachkriegszeit stammt und nicht verifiziert ist, 
muß er skeptisch beurteilt werden. Warum er in jedem Fall eine Ausnahme von der Regel darstel­
len würde, wird im folgenden dargelegt werden. 

13 Vgl. Horst Matzerath, Nationalsozialismus und Kommunale Selbstverwaltung, Stuttgart u. a. 1970, 
S. 305. Eine Ausnahme bildet das Schicksal der jüdischen Friedhöfe in Altona, das eingehend 
erforscht ist, zugleich aber - wie noch auszuführen sein wird - einen nicht-repräsentativen Einzel­
fall darstellt. Siehe Gaby Zürn, Die fotografische Dokumentation von Grabinschriften auf dem 
jüdischen Friedhof Königstraße/Altona (1942-1944) und ihr historischer Kontext, in: Peter Frei­
mark/Alice Jankowski/Ina S. Lorenz (Hrsg.), Juden in Deutschland. Emanzipation, Integration, 
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Bestandsaufnahmen, die sich um die Sicherung, Dokumentation und Präsentation 
der Friedhöfe als Zeugnisse jüdischer Geschichte und Kultur vor Ort bemühen14. 
Demgegenüber rückt die nachfolgende Untersuchung den Gegenstand in seine zeit­
historische Tiefendimension und fragt nach seiner spezifischen Signifikanz als Indi­
kator für die unterschiedlichen Ebenen der Regimewirklichkeit. Die zahllosen 
lokalen Fälle dienen in dieser Abhandlung daher nur als Beispiel, während die zen­
trale Perspektive im Vordergrund steht. Die wichtigste Quelle hierfür sind die Akten 
des Deutschen Gemeindetages15. Angesichts der komplexen Probleme, mit denen 
sich die Kommunalverwaltungen seit der Machtergreifung und der Deutschen 
Gemeindeordnung von 1935 konfrontiert sahen, diente der Deutsche Gemeindetag 
mit seinem Apparat als zentrale Beratungs- und Auskunftsstelle, auch in juristischen 
Fragen16. Der Deutsche Gemeindetag erteilte Rechtsgutachten und gab den Gemein­
den konkrete Ratschläge, ohne damit eine Verantwortung oder gar Haftung für seine 
Stellungnahme zu übernehmen. Als Spitzenverband aller deutschen Gemeinden 
erfüllte er zugleich die Funktion einer Pressure-group gegenüber den Reichsministe­
rien; bei fortbestehenden rechtlichen Unklarheiten leitete er konkrete Anfragen der 
Kommunen an die zuständigen Behörden weiter und drängte gegebenenfalls auf eine 
einheitliche Regelung der in Frage stehenden Materie. Auch in der strittigen Frage 
der Behandlung jüdischer Friedhöfe wurde er so zum ersten Ansprechpartner der 
Gemeinden. 

Im folgenden wird ein erster Schritt den Kontext antijüdischer Kommunalpolitik 
entfalten, um hieran anknüpfend die Begehrlichkeiten offenzulegen, die die Gemein­
deverwaltungen auf die jüdischen Friedhöfe richteten, und schließlich zu zeigen, an 
welchen verwaltungsrechtlichen und politischen Hindernissen die einfache Über­
nahme der Friedhöfe durch die Gemeinden scheiterte und welche Probleme das 
Thema in der Praxis aufwarf (II); Gegenstand des zweiten Teils ist dann die „Arisie­
rung" der jüdischen Friedhöfe im Zweiten Weltkrieg und ihr teilweise vollzogener 
Zwangsverkauf an die politischen Gemeinden, wobei zu zeigen sein wird, daß sich 
dieser Prozeß bis in die letzten Kriegsmonate hineinzog und häufig nicht mehr zum 

Verfolgung und Vernichtung, Hamburg 1991, S. 116-129; Ina Lorenz/Jörg Berkemann, Streitfall 
Jüdischer Friedhof Ottensen. Wie lange dauert die Ewigkeit, 2 Bde., Hamburg 1995. 

14 Eine vorzügliche Dokumentation solcher Projekte befindet sich zusammen mit detaillierten Lite­
raturhinweisen auf der Website des Heidelberger Zentralarchivs zur Erforschung der Geschichte 
der Juden in Deutschland unter: http://www.uni-heidelberg.de/institute/sonst/aj/FRIEDHOF/ 
friedhof.htm. Aus der Vielzahl des Einzelschrifttums vgl. z. B. Alfred Etzold u. a., Jüdische Fried­
höfe in Berlin, Berlin (Ost) 1987; Herbert Liedel/Helmut Dollhopf, Haus des Lebens. Jüdische 
Friedhöfe, Würzburg 1985; Alfred Udo Theobald (Hrsg.), Der jüdische Friedhof. Zeuge der 
Geschichte - Zeugnis der Kultur, Karlsruhe 1984; Simon/Nachama, Jüdische Grabstätten in Ber­
lin; Maren Heyne, Stille Gärten - beredte Steine. Jüdische Friedhöfe im Rheinland, Bonn 1994; 
Gernot Römer/Stefan Vogel, Wo Steine sprechen ...: Die jüdischen Friedhöfe in Schwaben. Ein 
Buch der Erinnerung, Augsburg 2000. 

15 Die Akten des Deutschen Gemeindetages befinden sich im BA Berlin unter der Signatur R 36. 
16 Zur Organisation und Tätigkeit des Deutschen Gemeindetages sowie zu seiner Konkurrenz zum 

nationalsozialistischen Hauptamt für Kommunalpolitik siehe ausführlich Matzerath, National­
sozialismus, S. 165 ff. 

http://www.uni-heidelberg.de/institute/sonst/aj/FRIEDHOF/
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Abschluß kam (III). Ein letzter ausführlicherer Gedankengang gilt dann dem Schick­
sal der jüdischen Friedhöfe nach 1945 und den konkreten Bedingungen ihrer Kon­
servierung als Kulturdenkmäler im Kontext der Wiedergutmachung und des entste­
henden bundesdeutschen Föderalismus (IV). 

II. 

Auch wenn die Gemeinden bald nach der nationalsozialistischen Machtergreifung 
einen Großteil ihrer Kompetenzen verloren17, so blieben doch weite Bereiche des 
alltäglichen Lebens durch die Kommunalverwaltungen determiniert: Wohlfahrts­
pflege, Schulwesen, städtisches Freizeit- und Kulturleben, Markt- und Gewerbewe­
sen und anderes mehr berührten die Bürger am unmittelbarsten. In allen diesen 
Bereichen erfolgten seit 1933 mehr oder minder rasche antijüdische Diskriminie­
rungsmaßnahmen, bei denen die Kommunen eine teils aktive, teils durchführende 
Rolle spielten und die trotz variierender Einzelumstände eine Reihe von typisierba­
ren Gemeinsamkeiten aufwiesen. Zwischen 1933 und der Wende von 1938/39 ergrif­
fen die Gemeindeverwaltungen eine Vielzahl aktiver Maßnahmen zur beruflichen 
und wirtschaftlichen Verdrängung sowie zur sozialen und kulturellen Ausgrenzung 
der Juden18. Und als viele Juden nach ihrer beruflichen und wirtschaftlichen 
Entrechtung verarmten, erfolgte ihre gezielte sozialpolitische Ausgrenzung durch 
die Kommunen19. Auch wenn die nationalsozialistisch gleichgeschalteten Gemeinden 
mehr und mehr zu ausführenden Organen „höherer Weisungen" wurden: Wo sie 
eigene Bewegungsspielräume behielten, nutzten sie diese in der Regel extensiv und 
ohne äußere Notwendigkeit zur Diskriminierung ihrer jüdischen Einwohner. Tat­
sächlich hatte die kommunalpolitische „Polykratie", das auf der Gemeindeebene 
reproduzierte Spezifikum des NS-Herrschaftssystems, keineswegs eine Abschwä-
chung der antijüdischen Dynamik des Regimes zur Folge; im Gegenteil, in der Kon­
kurrenz zwischen übergeordneten Landes- und Reichsbehörden, lokalen, regionalen 
und zentralen Parteidienststellen und gleichgeschalteten Verbänden spielten die 
Kommunalverwaltungen einen aktiven Part bei der Diskriminierung und Entrech­
tung der Juden. Damit verstärkten sie die antisemitische Stoßrichtung des Regimes 

17 Grundlegend hierzu Matzerath, Nationalsozialismus, passim. Siehe auch Jeremy Noakes, Die 
kommunale Selbstverwaltung im Dritten Reich, in: Adolf M. Birke/Magnus Brechtken (Hrsg.), 
Kommunale Selbstverwaltung - Local Self-Government. Geschichte und Gegenwart im deutsch­
britischen Vergleich, München u. a. 1996, S. 65-81, sowie die Skizze von Andreas Wirsching, Die 
Gemeinde zwischen Partei und Staat. Aufbruch, Krise und Zerstörung der kommunalen Selbstver­
waltung in Deutschland 1918-1945, in: Hans Eugen Specker (Hrsg.), Einwohner und Bürger auf 
dem Weg zur Demokratie, Ulm 1997, S. 191-208. 

18 Ausführlich hierzu Wolf Gruner, Die NS-Judenverfolgung und die Kommunen. Zur wechselseiti­
gen Dynamisierung von zentraler und lokaler Politik 1933-1941, in: VfZ 48 (2000), S. 75-126. 

19 Vgl. Wolf Gruner, Die öffentliche Fürsorge und die deutschen Juden 1933-1942. Zur antijüdischen 
Politik der Städte, des Deutschen Gemeindetages und des Reichsinnenministeriums, in: Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft 45 (1997), S. 597-616. 
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durch ihre administrative Effizienz, was freilich keineswegs eine bloß von oben nach 
unten durchgesetzte Angelegenheit war, sondern das Resultat einer dialektisch inein­
andergreifenden und sich gegenseitig verstärkenden Wechselwirkung, die alle Ebe­
nen der deutschen Verwaltung ergriff. In jedem Fall konnte die Liste, die 1938 der 
Verwaltungsbericht der Stadt Mannheim über die bis dahin durchgeführten antijüdi­
schen Maßnahmen aufstellte, als repräsentativ gelten: Der Verkehr städtischer Stellen 
mit Juden sei eingestellt, jüdische Firmen seien von der Vergabe städtischer Aufträge 
ausgeschlossen worden. Miet- und Pachtverträge der Stadt mit Juden seien aufgelöst, 
die Kreditgewährung an Juden durch die städtische Sparkasse sei gesperrt worden. 
Juden wurden nicht mehr in städtische Heime aufgenommen, und von der städti­
schen Fürsorge erhielten sie nur noch die gesetzlichen Richtsätze. Die Benutzung 
sonstiger Einrichtungen, der städtischen Bäder, des Stadions etc. war den Juden ver­
boten worden20. 

Ausführungen über die beiden jüdischen Friedhöfe der Stadt fehlten in dieser 
Liste, was aber nicht bedeutete, daß das Thema nicht schon auf der kommunalen 
Tagesordnung gestanden hätte. Bereits 1935 setzten der Mannheimer Oberbürger­
meister, Carl Renninger, und der Stadtrat die jüdische Gemeinde massiv unter 
Druck, einen ihrer Friedhöfe zu schließen. Den Ausschlag gab hierbei die Erwä­
gung, daß es in dem in Frage stehenden Stadtteil einen „Mangel an freien Plätzen" 
gab. Sollte die jüdische Gemeinde in dieser Angelegenheit „weiterhin Schwierigkei­
ten machen", drohte Renninger, „so werde man einmal in Berlin die Frage aufrollen 
müssen, ob man nicht die alten Judenfriedhöfe in Deutschland ganz verschwinden 
lassen soll"21. 

Ungefähr zur gleichen Zeit unternahm die Bauverwaltung der Stadt Altona einen 
ebenso energischen wie letztlich wirkungslosen Vorstoß, den Widerstand der jüdi­
schen Kultusgemeinde gegen jegliche Umbettung zu brechen und der zentral gelege­
nen jüdischen Friedhöfe habhaft zu werden. Ideologisch-antisemitische Elemente, 
städtebauliche Prioritäten und lokale Geschäftsinteressen griffen in dem Bestreben 
ineinander, zwecks ,,baldige[r] Schließung der Baulücken" den Friedhof zu enteig­
nen22. Nichts ließ die Altonaer Bauverwaltung unversucht, sich unter Hinweis auf 
„das Rechtsempfinden der Gegenwart" einen entsprechenden Titel zu sichern. Ver­
geblich wandte sie sich an das kommunale Rechtsamt und darüber hinaus an das 
Stadtarchiv Altona sowie die Staatsarchive in Altona und Kiel, um das Eigentums­
recht der jüdischen Gemeinde zu erschüttern. Ebensowenig gelang es, beim örtli­
chen Gesundheitsamt hygienische Bedenken gegen den Fortbestand des Friedhofs in 
einem Wohngebiet geltend zu machen. Auch eine flankierende Intervention des 

20 Vgl. Hans-Joachim Fliedner, Die Judenverfolgung in Mannheim, 1933-1945, Bd. I: Darstellung, 
Stuttgart 1971, S. 174. Weitere zahlreiche Beispiele für entsprechende Maßnahmen bei Gruner, 
NS-Judenverfolgung. 

21 Auszug aus dem Stadtratsprotokoll, 23. 10. 1935, in: Hans-Joachim Fliedner, Die Judenverfolgung 
in Mannheim 1933-1945, Bd. II: Dokumente, Stuttgart 1971, Nr. 136, S. 230. 

22 Schreiben der Bauverwaltung der Stadt Altona an den Regierungspräsident in Schleswig vom 
29. 11. 1935, abgedr. in: Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bd. II, S. 131. 
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Regierungspräsidenten von Schleswig beim Reichsminister für Kirchliche Angele­
genheiten, Hans Kerrl, verlief im Sande23. Es blieb bei der Feststellung, die das Bau­
amt selbst schon zu Beginn des Vorgangs hatte treffen müssen: „Für die Durchfüh­
rung derartiger Pläne [...] fehlt es an den erforderlichen gesetzlichen Handhaben." 
Nötig sei daher eine entsprechende „gesetzliche Unterlage, die die Enteignung des 
Friedhofsgeländes zur Fortführung der städtebaulichen Entwicklung zuläßt"24. 

Im Falle der Stadt Altona freilich, die 1937 nach Hamburg eingemeindet wurde, 
entwickelten sich die Dinge in besonderer, vom übrigen Reichsgebiet klar zu tren­
nender Weise. Dies hing mit den städtebaulichen Großplänen des Regimes zusam­
men. Im Nachgang zu dem „Gesetz über die Neugestaltung deutscher Städte" vom 
4. Oktober 1937 erließ der Reichsarbeitsminister im April 1938 eine Sondervor­
schrift für Berlin, wonach die Zweckbestimmung von Friedhöfen, „soweit dies zur 
Durchführung der Neugestaltung der Reichshauptstadt Berlin erforderlich ist", 
durch Anordnung des Polizeipräsidenten aufgehoben werden konnte25. Ein Jahr spä­
ter wurde diese Verordnung auf Hamburg, das zur „Führerstadt" ausgebaut werden 
sollte, übertragen26. Durch Erlaß eines örtlich begrenzten Sonderrechts war damit 
wie in Berlin nun auch in der Hansestadt eine Rechtsgrundlage zur Entwidmung 
und Auflassung von jüdischen Friedhöfen gegeben27. Für den in Altona gelegenen 
jüdischen Friedhof Ottensen bedeutete dies den Anfang vom Ende. 1941/42 wurde 
er entwidmet und mit einem Hochbunker bebaut. Noch Anfang der neunziger Jahre 
entzündete sich an der Frage der Nutzung des Friedhofsgeländes ein erbitterter 
Konflikt, der selbst das Interesse des Auslands auf sich zog28. 

Anders als in Berlin und Hamburg änderte sich im übrigen Reichsgebiet jedoch 
nichts an der geltenden Rechtslage im Bestattungs- und Friedhofswesen. Um so 
mehr betrachteten die politischen Gemeinden ihre jüdischen Friedhöfe als unzeitge­
mäßes Hindernis, ja als Ärgernis. Zum einen paßten die Friedhöfe immer weniger in 
die antisemitisch geprägte politisch-kulturelle „Landschaft" des NS-Regimes. 
Systemkonformen Bürgermeistern und Amtsleitern mußte die häufig zentrale Lage 
eines jüdischen Friedhofs zunehmend zum Dorn im Auge werden, den zu beseitigen 
als Gemeindeinteresse bezeichnet wurde. Ideologische und interessenpolitische 
Motivationen - etwa mit Blick auf die Arrondierung gemeindeeigenen Immobilien­
besitzes - griffen hierbei ineinander. Zum anderen aber hatten der wachsende antijü­
dische Verfolgungsdruck und die damit korrespondierende jüdische Emigration zur 
Folge, daß die Zahl der in Deutschland lebenden Juden zurückging und die Wirt­
schaftskraft der verbliebenen ebenfalls sank. Beides zusammen ließ die Intensität 

23 Vgl. Zürn, Dokumentation, S. 118 f.; Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bd. I, S. 120 ff. 
24 Schreiben der Bauverwaltung der Stadt Altona an den Regierungspräsident in Schleswig vom 

29. 11. 1935, abgedr. in: Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bd. II, S. 131. 
25 Reichsgesetzblatt I 1938, S. 410-412: Dritte Verordnung über die Neugestaltung der Reichshaupt­

stadt Berlin vom 23. 4. 1938. 
26 RGBl. I 1939, S. 1074-1076: Verordnung über die Neugestaltung der Hansestadt Hamburg (§12). 
27 Vgl. Zürn, Dokumentation, S. 120. 
28 Dazu ausführlich Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bde. I u. II. 
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zurückgehen, mit der sich die jüdischen Gemeinden der Pflege ihrer Friedhöfe zu 
widmen vermochten. Seit Mitte der dreißiger Jahre setzte daher ein allmählicher 
Prozeß der „Verwahrlosung" ein, der das äußere Bild jüdischer Friedhöfe zuneh­
mend beeinträchtigte. Für die nationalsozialistischen Gemeindeverwaltungen war 
dies freilich ein zusätzliches Argument, um die Beseitigung der Friedhöfe zu for­
dern. Seit 1935 häuften sich in der Berliner Zentrale des Deutschen Gemeindetages 
die Anfragen, wie es rechtlich möglich sei, die lokalen jüdischen Friedhöfe zunächst 
zu schließen, um sie danach zu enteignen und zu verkaufen. „Mit Recht verlangt die 
Bevölkerung die Beseitigung dieses Schandflecks", so berichtete 1935 der Bürgermei­
ster einer pommerschen Kleinstadt. „Es muß daher erreicht werden, den Friedhof in 
städtischen Besitz zu bekommen, damit die Gräber eingeebnet und das Gelände in 
die Parkanlage einbezogen werden kann."29 Und 1938, wenige Tage nach der 
„Reichskristallnacht", resümierte der Oberbürgermeister von Erfurt, was er mit 
einer Vielzahl von Amtskollegen für ein vordringliches Anliegen hielt: „Dem Stre­
ben, den Juden im öffentlichen Leben nicht mehr in Erscheinung treten zu lassen, 
ist auf einem Gebiet noch nicht Rechnung getragen: dem Friedhofswesen. Wohl in 
fast allen größeren und mittleren Städten haben die jüdischen Kultusgemeinden 
eigene Friedhöfe. Diese liegen z. T. an hervorragenden Stellen des Stadtgebietes oder 
doch an wichtigen öffentlichen Wegen, so daß sie von Vorübergehenden eingesehen 
werden können. [...] Dieser Zustand, der für viele andere Städte ähnlich sein wird, 
ist nicht mehr länger zu ertragen. Der Einzelne muß es als eine Belästigung empfin­
den, an dem Friedhof vorbeizugehen und während einer nationalsozialistischen Fei­
erstunde auf jüdische Gräber und vielleicht sogar Trauerfeiern blicken zu müssen. 
Die bisherigen Bestrebungen, diesem offensichtlich unerträglichen Mißstand durch 
eine Verlegung des Friedhofs zu begegnen, mußten an der Unzulänglichkeit der der­
zeitigen gesetzlichen Bestimmungen scheitern. Ich halte nunmehr den geeigneten 
Zeitpunkt für eine den heutigen Anschauungen angepaßte gesetzliche Regelung für 
gekommen und bitte, darauf hinzuwirken, daß die erforderlichen Maßnahmen schon 
jetzt - wenn nötig im Verordnungswege - getroffen werden."30 Wie dies in anderen 
Teilbereichen auch der Fall war, so zeigt das Friedhofs- und Bestattungswesen: Die 
Kommunalverwaltungen suchten im Dritten Reich den ihnen verbliebenen Hand­
lungsspielraum im Sinne antijüdischer Politik zu nutzen oder gegebenenfalls zu 
erweitern. Zweifellos hätten sie im Falle der jüdischen Friedhöfe härtere „Maßnah­
men" ergriffen, sofern ihnen die Möglichkeit hierzu gegeben worden wäre31. 

29 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 106, Der Bürgermeister der Stadt Lauenburg in Pommern an den Deut­
schen Gemeindetag, 6.9. 1935. 

30 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 133, Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Erfurt, Kießling, an 
den Regierungspräsidenten in Erfurt, 15. 11. 1938. 

31 Der Bestand BA Berlin, R 36/2101, enthält eine Vielzahl von Eingaben und Beschwerden, die in 
Ton und Inhalt dem zitierten Schreiben des Erfurter Oberbürgermeisters gleichen. Z. B. ebenda, 
Bl. 124, Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Wehlau (Ostpreußen) an den Deutschen Gemein­
detag, 2. 6. 1938; Bl. 126, Schreiben des Amtsbürgermeisters der Stadt Harsewinkel an den Deut­
schen Gemeindetag, 3. 6. 1938; Bl. 128, Beschwerde der Landgemeinde Altmark im Kreis Stuhm, 
Westpreußen, Schreiben des Landrats an den Deutschen Gemeindetag, 26. 8. 1938; Bl. 130, Schrei-
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Wenn aber die ratsuchenden Bürgermeister glaubten, es werde sich bei ihrem 
Wunsch nach Schließung, Enteignung und Entwidmung der jüdischen Friedhöfe 
angesichts der seit 1933 gewandelten politischen Rahmenbedingungen um einen pro-
blem- und geräuschlosen Vorgang handeln, so sahen sie sich getäuscht. So oft von 
kommunaler Seite die Schließung eines jüdischen Friedhofes angeregt wurde, so 
regelmäßig mußte die Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages dies abschlägig 
beantworten32. Nach geltendem Recht war die Schließung eines Friedhofs, sofern sie 
nicht vom Träger selbst gewünscht wurde, nur aus gesundheitspolizeilichen Grün­
den möglich. Solche konnten durch eine Überbelegung oder durch andere hygieni­
sche Gründe eintreten, die das weitere Offenhalten des Friedhofs bedenklich 
erscheinen ließen. In diesem Fall oblag es der Landespolizeibehörde, in Preußen 
dem Regierungspräsidenten, die Schließung anzuordnen, möglicherweise auch gegen 
den Willen des Trägers33. Wenn ein gesundheitspolizeilicher Tatbestand jedoch nicht 
vorlag, konnte die einfache Schließung kaum durchgesetzt werden. Zwar gibt es 
auch hierfür Beispiele wie etwa im rheinischen Königswinter. Hier übermittelte der 
kommissarisch amtierende, nationalsozialistische Bürgermeister schon 1934 den 
Antrag der Gemeinde, den örtlichen jüdischen Friedhof zu schließen, zunächst an 
sich selbst in seiner Eigenschaft als kommissarischer Landrat. Gegenüber dem Köl­
ner Regierungspräsidium betrieb er die Schließung aktiv weiter, bis sie der Regie­
rungspräsident nach einigem Widerstreben genehmigte34. Im Regelfall aber blieb es 
bei der vom Deutschen Gemeindetag bis zum Beginn der vierziger Jahre routinemä­
ßig und geradezu formelhaft wiederholten Sachlage: „Da bisher Sonderbestimmun­
gen über die Behandlung der Juden auf dem Gebiete des Friedhofswesens noch nicht 
erlassen sind, gelten die allgemeinen Vorschriften zunächst auch für sie weiter. 
Danach besteht keine Möglichkeit, die weitere Belegung des jüdischen Friedhofs zu 
verhindern. Auch die Schließung des jüdischen Friedhofs lediglich zum Zwecke der 
Straßenerweiterung kommt nicht in Frage; denn als Schließungsgründe sind aner­
kannt nur Überbelegtheit oder gesundheitspolizeiliche Gefahren."35 „Andere als 
gesetzliche Mittel gibt es zur Zeit nicht", lautete die lakonische Mitteilung im Mai 
1940. Es sei der Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages „auch kein Fall 

ben der Gemeinde Coswig (Anhalt) an den Deutschen Gemeindetag, 21. 10. 1938; Bl. 139, Schrei­
ben des Bürgermeisters von Arnswalde an den Deutschen Gemeindetag, 16.3. 1939; Bl. 141, 
Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Wuppertal an den Deutschen Gemeindetag, 6. 7. 1939. 

32 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 107, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Bürgermeister von 
Lauenburg/Pommern, 13.9. 1935; Bl. 109-110, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den 
Bürgermeister von Haltern (Entwurf), 19. 11. 1935. 

33 Vgl. Brunner, Friedhofs- und Bestattungsrecht, S. 68; Berner, Bestattungswesen, S. 85 f. Zur 
Rechtslage in den dreißiger Jahren vgl. auch den Artikel von Luther, Anlegung und Schließung 
von Friedhöfen, in: Deutscher Gemeindetag 1935, S. 678. 

34 Vgl. Manfred van Rey, Königswinter in Geschichte und Gegenwart, Bonn 1985, S. 97 ff. 
35 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 149, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Oberbürgermeister 

von Dessau, 21.3. 1940. In dem Bestand finden sich zahlreiche wortgleiche oder dem Sinn nach 
gleichlautende Informationsschreiben des Deutschen Gemeindetages an ratsuchende Gemeinden. 
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bekannt, in dem etwa in Preußen die Schließung eines jüdischen Friedhofes contra 
legem erfolgt wäre"36. 

Wie aber verhielt es sich, wenn auf einem jüdischen Friedhof gar keine Bestattun­
gen mehr vorgenommen wurden? Diese Frage stellte sich Anfang der vierziger Jahre 
um so nachhaltiger, als im Zuge von Emigration und Deportation die Zahl der im 
„Altreich" lebenden Juden immer weiter zurückging und gegen Null tendierte37. 
In Frankfurt am Main lebten zum Zeitpunkt der Volkszählung am 17. Mai 1939 
14461 Juden; am 30. September 1942 waren es nur noch 81738! Waren unter solchen 
Bedingungen nicht die umstandslose Auflassung und Einebnung der bereits ver­
waisten bzw. verwaisenden Friedhöfe möglich? Aber auch bei diesem Anliegen 
konnte die Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages den anfragenden Kommu­
nen wenig Hoffnung machen und mußte auf geltendes Recht verweisen. Zwar war 
der in der jüdischen Religion begründete Standpunkt, wonach eine Auflassung oder 
Umbettung der Gestorbenen niemals erfolgen dürfe und die Grabstätten als für alle 
Zeit unantastbar zu erachten seien, schon vor 1933 staatlicherseits nicht akzeptiert 
worden39. Aber im größten Teil des Reiches, so insbesondere in Preußen, galt eine 
gesetzliche Ruhezeit von 40 Jahren nach der Schließung eines Friedhofs. Mehrfach 
wies die Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages darauf hin, daß diese Ruhe­
frist auch für jüdische Friedhöfe zu respektieren sei. Vor ihrem Ablauf sei an eine 
anderweitige Verwendung des Friedhofgeländes nicht zu denken. 

Dies galt um so mehr, als auch das Reichsministerium des Innern 1941 noch ein­
mal bestätigte, daß ein (anti-)jüdisches Sonderrecht in bezug auf das Bestattungswe­
sen nicht existierte. Zur Entwidmung eines Friedhofes forderte es ein zwingendes 
öffentliches Bedürfnis und machte dabei keinerlei Unterschied zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Friedhöfen40. Auf dieser Basis gestaltete sich die Praxis der unte-

36 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 157, Schreiben der Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages an die 
Dienststelle Württemberg-Baden, 22. 5. 1940. 

37 Ausführlich über die in Stettin und Schneidmühl, Baden und der Saarpfalz bereits 1940 beginnen­
den Deportationen aus dem „Altreich" Hans G. Adler, Der verwaltete Mensch. Studien zur 
Deportation der Juden aus Deutschland, Tübingen 1974; Raul Hilberg, Die Vernichtung der euro­
päischen Juden, Frankfurt a. M. 21990, S. 411 ff. Siehe auch Esriel Hildesheimer, Jüdische Selbstver­
waltung unter dem NS-Regime. Der Existenzkampf der Reichsvertretung und Reichsvereinigung 
der Juden in Deutschland, Tübingen 1994, S. 180 ff. Vgl. zusammenfassend Longerich, Politik der 
Vernichtung, S. 282 ff. 

38 Vgl. Dokumente zur Geschichte der Frankfurter Juden 1933-1945, hrsg. v. der Kommission zur 
Erforschung der Geschichte der Frankfurter Juden, Frankfurt a. M. 1963 (künftig: DGFJ), S. 
420 f.; ebenda, S. 507 ff., die ausführliche Dokumentation zur Deportation der Frankfurter Juden. 

35 Vgl. Berner, Bestattungswesen, S. 87. Auf diesen Vorbehalt wies die Geschäftsstelle des Deutschen 
Gemeindetages, aber auch das in dieser Frage konsultierte Reichsministerium für die kirchlichen 
Angelegenheiten mehrfach hin. BA Berlin, R 36/2101, Bl. 107, Schreiben des Deutschen Gemein­
detages an den Bürgermeister von Lauenburg (Pommern), 13.9. 1935; Bl. 143, Schreiben des 
Reichsministers für die kirchlichen Angelegenheiten an das Anhaltinische Staatsministerium, 
12. 1. 1939; Bl. 166, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Oberbürgermeister der Stadt 
Brünn (Reichsgau Sudetenland), 3.2. 1941. 

40 Erlaß des Reichsministers des Innern vom 11. Februar 1941, in: Reichsministerialblatt für die 
innere Verwaltung 1941, S 253. 
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ren und mittleren Verwaltungsbehörden je nach lokalen und regionalen Verhältnis­
sen unterschiedlich. Einigen Städten gelang es, von der vorgesetzten Aufsichtsbe­
hörde die Genehmigung zur Entwidmung und Auflassung solcher jüdischer Fried­
höfe zu bekommen, die schon seit längerem geschlossen waren. Dies geschah etwa 
in Fulda41, Leipzig42 und Frankfurt am Main43. In den letzteren beiden Fällen mußte 
der jüdische Friedhof einem Schuttabladeplatz weichen, was in Frankfurt den alten 
und zentral gelegenen, seit 1828 nicht mehr benutzten Friedhof am Dominikaner­
platz betraf. Dessen Enteignung und Umwandlung in einen öffentlichen Park hatten 
Parteidienststellen schon seit April 1933 gefordert44, aber erst die Radikalisierung in 
der antijüdischen Politik des NS-Regimes seit 1938 erlaubte ein konkretes Vorgehen. 
Dies galt insbesondere für die „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermö­
gens" vom 3. September 1938, die den Zwangsverkauf jüdischer Immobilien ermög­
lichte45. Schon wenige Monate nach Erlaß der Verordnung sah sich die jüdische 
Gemeinde Frankfurt genötigt, einen Großteil ihrer Liegenschaften, darunter den 
Friedhof Dominikanerplatz, an die Stadt abzugeben46. Bereits der Kaufvertrag sah 
die Versetzung der Grabsteine vom Dominikanerplatz auf einen anderen jüdischen 
Friedhof der Stadt vor47. Und im November 1942 erteilte der zuständige Regie­
rungspräsident schließlich die erforderliche Genehmigung zur Auflassung des Fried­
hofs48. 

Andere Aufsichtsbehörden verhielten sich anders. So blockierte beispielsweise das 
württembergische Innenministerium unter Verweis auf den Erlaß des Reichsministe­
riums des Innern vom 11. Februar 1941 die Ambitionen der Stadt Ludwigsburg auf 
die örtlichen jüdischen Friedhöfe. Da die meisten württembergischen Juden ja ohne­
hin „evakuiert" worden seien, hatten die dortigen Ratsherren Anfang 1942 angeregt, 
„die jüdischen Friedhöfe in Ludwigsburg kurzerhand abzuräumen und irgendeiner 
anderen nützlichen Verwendung im Interesse der Allgemeinheit künftig zu wid­
men"49. Das Innenministerium konzedierte zwar, daß zumindest die Entwidmung 
des alten, seit 1904 nicht mehr belegten jüdischen Friedhofes in Ludwigsburg „ohne 
Zweifel vom nationalsozialistischen Standpunkt aus als erwünscht" zu betrachten 

41 Vgl. Matzerath, Nationalsozialismus, S. 305. 
42 Vgl. Manfred Unger, Die Juden in Leipzig unter der Herrschaft des Nationalsozialismus, in: Arno 

Herzig/Ina Lorenz (Hrsg.), Verdrängung und Vernichtung der Juden unter dem Nationalsozialis­
mus, Hamburg 1992, S. 267-289, hier S. 271. Es handelte sich um den ältesten jüdischen Friedhof 
in Leipzig, der seit 1865 nicht mehr belegt worden war. 

43 Vgl.DGFJ, S. 290 f. 
44 Vgl. ebenda, S. 290, Schreiben des Gauschatzmeisters an den kommissarischen Oberbürgermeister 

von Frankfurt/M., 4.4. 1933; Schreiben der Kreisleitung, Amt für Kommunalpolitik, an den Ober­
bürgermeister von Frankfurt/M., 8. 10. 1936. 

45 RGBl. I 1938, S. 1709. 
46 Vgl. DGFJ, S. 262-271, Vertrag der Stadt Frankfurt mit der jüdischen Gemeinde, 3. 4. 1939. 
47 Vgl. ebenda, S. 264. 
48 Vgl. ebenda, S. 291, Schreiben des Regierungspräsidenten an den Oberbürgermeister von Frank­

furt/M., 12.11. 1942. 
49 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 213, Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Ludwigsburg an den 

Deutschen Gemeindetag, Landesdienststelle Württemberg, 27. 2. 1942. 
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sei. Ein zwingendes öffentliches Bedürfnis im Sinne jenes zitierten Erlasses des 
Reichsinnenministeriums wollte es aber gleichwohl nicht gelten lassen. „Der Schön­
heitsfehler, den die fernere Erhaltung dieses Friedhofs im Hinblick auf seine Umge­
bung ohne Zweifel darstellt, genügt nicht, um die zwangsweise Entwidmung zu 
rechtfertigen."50 Es ist nicht überraschend, daß der Ludwigsburger Oberbürgermeis­
ter „diesen ausgesprochen formalrechtlichen Standpunkt" nicht teilen mochte. Ihm 
blieb „unverständlich, daß man Bedenken trägt, die jüdischen Friedhöfe zu entwid­
men, nachdem man in der Frage der Evakuierung der Juden ohne lange Umschweife 
gehandelt hat"51. Gleichwohl wagte er es nicht, sich über den Standpunkt der Auf­
sichtsbehörde hinwegzusetzen, und forderte um so eindringlicher eine reichsrechtli­
che Regelung52. 

Umgekehrt lagen die Verhältnisse im Falle der pommerschen Kleinstadt Ratze-
buhr. Hier hatte der Landrat als Aufsichtsbehörde die Stadtverwaltung im Jahre 
1937 dazu ermuntert, die Einebnung eines alten, seit 1892 geschlossenen und ver­
wahrlosten Friedhofs zu betreiben. Mangels Rechtsgrundlage sollte der jüdischen 
Gemeinde aufgegeben werden, den Friedhof innerhalb von vier bis acht Wochen 
instandzusetzen, „und zwar so, wie es von der Stadtgemeinde verlangt wird". Sollte 
diese Frist erwartungsgemäß verstreichen, so hielt der zuständige Landrat die poli­
zeilich angeordnete, zwangsweise Einebnung des Friedhofs für angemessen. „Die 
Anwendung von Zwangsmitteln wird in diesem Fall deshalb für angebracht gehal­
ten, weil die jüd.[ische] Gemeinde nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Beweis 
erbracht haben würde, daß sie nicht gewillt und auch nicht in der Lage ist, einen 
ordnungsmäßigen Zustand auf dem Friedhof zu schaffen und daher kein anderes 
Mittel als das des polizeilichen Zwanges zur Herbeiführung eines ordnungsmäßigen 
Zustandes übrig bliebe."53 Gegenüber diesem Verfahren, das durch keine Rechts­
grundlage gedeckt gewesen wäre, blieben die Vertreter des Gemeindetages skeptisch. 
In den Dienststellen des Deutschen Gemeindetages bezweifelte man, daß die Eineb­
nung das zur Herstellung geordneter Zustände angemessene Mittel sei. „Dieser 
Grundsatz der Angemessenheit", so lautete die Rechtsauskunft der Geschäftsstelle, 
„gilt auch noch nach nationalsozialistischer Auffassung als wichtige Ordnungsnorm 
weiter und stellt eine Schranke polizeilicher Verfügungen dar. Daß diese Schranke 
auch den jüdischen Einwohnern gegenüber zu beachten ist, unterliegt schon im Hin­
blick auf die politische Bedeutung der Frage keinem Zweifel."54 

Als ein weiteres bestattungsrechtliches Problem empfanden die Kommunen die 
Frage, inwieweit sie verpflichtet waren, „nichtarische" Verstorbene auf gemeinde-

50 Ebenda, Bl. 214, Schreiben des Württembergischen Innenministers an die Ministerialabteilung für 
Bezirks- und Körperschaftsverwaltung, 8. 1. 1942. 

51 Ebenda, Bl. 213, Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Ludwigsburg an den Deutschen 
Gemeindetag, Landesdienststelle Württemberg, 27.2. 1942. 

52 Ebenda. 
53 Ebenda, Bl. 115, Vermerk des Landrats Neustettin, 1. 11. 1937. 
54 Ebenda, Bl. 119-120, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Provinzialdienststelle Pom­

mern, 11. 12. 1937; Bl. 113-114, Schreiben der Provinzialdienststelle vom 23. 11. 1937. 
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eigenen Friedhöfen begraben zu lassen. Dies betraf in der Regel getaufte oder religi­
onslose Deutsche jüdischer Abstammung, die nicht Mitglied einer jüdischen Religi­
onsgemeinde waren. Nach den Nürnberger Gesetzen galten sie als Juden. Ihre 
Beisetzung auf dem jüdischen Friedhof lehnte die örtliche Synagogengemeinde aller­
dings zumeist ab55. Angesichts dieser Situation offenbarten viele Kommunalverwal­
tungen eine offenkundig rassenantisemitische Intention, die durch keinerlei „höhere 
Weisung" in Gang gesetzt wurde. So verbot etwa die Stadt München bereits Ende 
1933 die Beisetzung der Asche „christlicher Juden" auf den christlichen Friedhö­
fen56. Wie in anderen Fällen auch handelte die in antijüdischer Hinsicht besonders 
ehrgeizige „Hauptstadt der Bewegung" ohne jegliche Rechtsgrundlage. In Weiden 
(Oberpfalz) wurde dagegen der gemeindliche Friedhof eigens um ein zur Stadt gehö­
riges Grundstück erweitert, um hier „nichtarische Personen, die nach dem Gesetz 
als Juden gelten", zu beerdigen57. Meist aber äußerten die Gemeinden Empörung 
über die bestehenden Verwaltungsvorschriften und erkundigten sich nach Möglich­
keiten, sich ihrer Pflicht zu entziehen. In Leipzig wurde es zum Beispiel als „beson­
ders bedrückend empfunden, daß das Verlangen auf Bestattung von Juden auf einem 
städtischen Friedhof nach der jetzigen Rechtslage durchgesetzt werden kann", 
obwohl zwei israelitische Friedhöfe zur Verfügung standen. „Mit dem Volksempfin­
den erscheint es nicht vereinbar, daß ein Judengrab zwischen Ariergräbern angelegt 
und vielleicht auch noch durch die Aufstellung eines Grabsteines betont werden 
kann."58 

In ähnlicher Weise beschwerten sich verschiedene Gemeinden darüber, daß sie für 
die Beerdigung von „Rassejuden" das städtische Personal, die Aussegnungshalle 
oder die städtischen Krematorien zur Verfügung stellen mußten59. Als weiteres 
Ärgernis betrachteten sie die auf kommunalen Friedhöfen angelegten Kauf- und 
Familiengräber, die meist lange vor 1933 von jüdischen Deutschen erworben worden 
waren. Nicht nur die damals abgeschlossenen Kaufverträge behielten ihre Gültigkeit; 

55 Siehe z.B. BA Berlin, R 36/2118, Bl. 3, Schreiben der Landesdienststelle Baden des Deutschen 
Gemeindetages an den Deutschen Gemeindetag, 29. 10. 1936. 

56 Peter Hanke, Zur Geschichte der Juden in München zwischen 1933 und 1945, München 1967, 
S. 104. Das gleiche Verbot sprach auch die Stadt Magdeburg aus, in: BA Berlin, R 36/2118, Bl. 32. 

57 Monatsbericht des Regierungspräsidenten von Niederbayern und der Oberpfalz, 7.7. 1936, in: 
Bayern in der NS-Zeit, Bd. I: Soziale Lage und politisches Verhalten der Bevölkerung im Spiegel 
vertraulicher Berichte, hrsg. v. Martin Broszat, Elke Fröhlich und Falk Wiesemann, München/ 
Wien 1977, S. 462. Auch hier hatte sich die örtliche Synagogengemeinde geweigert, die ihr nicht 
angehörigen „Juden" auf ihrem Friedhof beizusetzen. 

58 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 18, Schreiben der Stadt Leipzig an den Regierungspräsidenten von Leip­
zig, 10.2. 1939. Vgl. DGFJ, S. 237, Schreiben des Oberbürgermeisters von Frankfurt/M. an den 
Deutschen Gemeindetag, 9. 10. 1939. 

59 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 11, Schreiben der Landesdienststelle Baden des Deutschen Gemeinde­
tages, 23.2. 1938; Bl. 13, Schreiben des Oberbürgermeisters von Breslau an den Deutschen 
Gemeindetag, 7. 12. 1938; Bl. 15, Schreiben der Landesdienststelle Baden des Deutschen Gemein­
detages, 21. 1. 1939; Bl. 20, Schreiben der Landesdienststelle Sachsen des Deutschen Gemeinde­
tages, 17. 3. 1939; Bl. 39, Schreiben des Oberbürgermeisters von Zittau an den Deutschen Gemein­
detag, 22. 8. 1940. 
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auch jene vertraglichen Vereinbarungen, in denen die Gemeinden die Pflege der auf 
städtischen Friedhöfen gelegenen jüdischen Gräber gegen Entgelt übernommen hat­
ten, blieben wirksam. Solche Verpflichtungen bestanden beispielsweise Anfang 1942 
noch in Berlin, Hamburg, Frankfurt am Main, Breslau, Dresden und Köln60. Freilich 
erwogen die Kommunalpolitiker - „in der Erwägung, daß die Pflege der Gräber von 
Juden durch die Gemeinden mit der Stellung des Dritten Reiches zum Judentum 
und mit dem Verhältnis zum Staate nicht mehr vereinbar ist" -, diese Leistungen 
einzustellen61. Probleme bereitete dabei allerdings die immanente Widersprüchlich­
keit der nationalsozialistischen Rassegesetzgebung, die im Bestattungswesen unver­
meidlich zutage trat. Wie sich etwa eine Gemeinde gegenüber dem Gesuch einer 
„arischen" Frau zu verhalten hatte, die auf dem städtischen Friedhof eine Grabstätte 
erworben hatte und nun auch für ihren „nichtarischen" Ehemann ein Nutzungsrecht 
an dieser Grabstätte kaufen wollte, blieb eine ungeklärte Frage62. 

Mehrfach machte sich die Zentrale des Deutschen Gemeindetages in Berlin zum 
Sachverwalter der kommunalen Interessen und wurde beim Reichsministerium des 
Innern vorstellig, freilich ohne irgend etwas erreichen zu können. In einem Erlaß 
vom 14. April 1937 verwies das Reichsinnenministerium auf den § 17 der Deutschen 
Gemeindeordnung von 1935, der das Recht aller „Einwohner" einer Gemeinde fest­
stellte, an den kommunalen Gemeinschaftseinrichtungen zu partizipieren. Ein Ver­
bot, „Juden, jüdisch Versippte und jüdische Mischlinge" auf gemeindlichen Friedhö­
fen beizusetzen, sei daher grundsätzlich nicht möglich63. Ein weiterer Erlaß des 
Reichsinnenministeriums vom 26. September 1938 machte deutlich, wo nach gelten­
dem Recht die rassenideologischen Prioritäten des Regimes endeten: „Wo jüdische 
Friedhöfe vorhanden sind, werden freilich Juden mosaischen Bekenntnisses auf ihren 
eigenen Friedhöfen beerdigt werden. Wo solche aber nicht vorhanden sind oder wo 
es sich um nicht mosaische Rassejuden handelt (z. B. glaubenslose oder einer christ­
lichen Konfession angehörige), läßt sich eine Beerdigung auf allgemeinen Friedhöfen 
zur Zeit nicht vermeiden, da Leichen nun einmal bestattet werden müssen." 
Zugleich verwies der Referent auf die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung, 
die er zu gegebener Zeit in die Wege leiten werde, und verlangte von den Gemein­
den, von Einzelmaßnahmen abzusehen64. 

60 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 184-186, Umfrage des Deutschen Gemeindetages vom 20. 2. 1942. 
61 Ebenda, Bl. 184. 
62 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 43, Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Wesermünde an den 

Deutschen Gemeindetag, 11.11. 1941; Bl. 44, Aktenvermerk vom 18.11. 1941 u. das Antwort­
schreiben vom 18. 11. 1941. 

63 Ebenda, Bl. 8, Schreiben des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern, gez. Pfundtner, an den 
Deutschen Gemeindetag, 14. 4. 1937. In Satz 1 des §17 der Deutschen Gemeindeordnung hieß es: 
„Die Einwohner sind nach den hierüber bestehenden Vorschriften berechtigt, die öffentlichen Ein­
richtungen der Gemeinde zu benutzen, und verpflichtet, die Gemeindelasten zu tragen." Quellen 
zum modernen Gemeindeverfassungsrecht in Deutschland, bearb. v. Christian Engeli und Wolf­
gang Haus, Stuttgart u. a. 1975, S. 679. 

64 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 1, Schreiben des Reichsministeriums des Innern, 26. 9. 1938. Vgl. Walk 
(Hrsg.), Sonderrecht, S. 242 (II, 546); Schriftwechsel des Geschäftsführenden Direktors der Lan­
desdienststelle Baden des Deutschen Gemeindetages 1936-1939, in: Dokumente über die Verfol-
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Im Mai 1939 drängte die Geschäftsstelle des Gemeindetages beim Reichsinnenmi­
nisterium erneut darauf, nun auch im Bestattungswesen gleichsam den rechtlichen 
Anschluß an „die Behandlung der Juden auf den verschiedensten Gebieten politi­
scher, wirtschaftlicher und kultureller Natur" zu gewinnen. Auf der Tagesordnung 
stehe die Frage, wie die Gemeinden sich gegenüber den jüdischen Inhabern von 
Kaufgräbern verhalten sollten und ob den Hinterbliebenen der Besuch und die 
Pflege der Gräber untersagt werden könne. „Weiterhin wird es als notwendig ange­
sehen, daß die Möglichkeit besteht, allen Rassejuden im Sinne des Blutschutzgeset­
zes in Zukunft die Tore der gemeindlichen Friedhöfe zu verschließen und ihre Bei­
setzung auf israelitischen Friedhöfen zu verlangen, auch soweit sie aus der jüdischen 
Religionsgemeinschaft ausgeschieden sind."65 In seinem Antwortschreiben verwies 
der im Reichsinnenministerium zuständige Bernhard Lösener erneut auf in Vorberei­
tung befindliche gesetzliche Regelungen. Der Begriff „Jude" sei in den Nürnberger 
Gesetzen festgelegt und umfasse auch getaufte Juden; deren Bestattung dürfe der 
Eigentümer eines jüdischen Friedhofs nach den in Aussicht genommenen Bestim­
mungen nicht mehr verweigern. Auch die Frage der Kaufgräber und des Besuchs­
rechts der Hinterbliebenen werde gegenwärtig noch geprüft66. 

Offenkundig aber besaß die Frage der jüdischen Friedhöfe für die Reichsregierung 
und die Parteiführung keine obere Priorität. Zu jener eskalierend wirkenden Dialek­
tik zwischen den Aktionen der „Basis" und den Maßnahmen bzw. Maßnahmegeset­
zen der Reichsspitze67, welche die „Judenpolitik" des Regimes ansonsten so sehr 
kennzeichnete, kam es daher im Bestattungswesen nicht. Sofern nicht, wie in Berlin 
und Hamburg, städtebauliche Prestigefragen des Regimes berührt waren, handelte es 
sich um ein Thema, das im Grunde nur die Gemeinden interessierte. An der Regi­
mespitze wurde dagegen nach reinen Opportunitätsgründen entschieden. Das 
Schicksal des von so vielen Bürgermeistern geforderten „Reichsfriedhofgesetzes" 
verdeutlicht dies. Angesichts der unübersichtlichen Rechtsmaterie war ein solches 
Reichsgesetz schon vor 1933 verschiedentlich angemahnt worden68. Im NS-Regime 
erhielt die Perspektive eines solchen Gesetzes freilich eine ganz neue, erwartungsge­
mäß auch antijüdische Note. Und nachdem seit Mitte der dreißiger Jahre die kom­
munalen Klagen über die jüdischen Friedhöfe immer häufiger wurden, ersuchte die 
Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages im November 1938, kurz nach der 
„Reichspogromnacht", das Reichsinnenministerium denn auch nachdrücklich um 

gung der jüdischen Bürger in Baden-Württemberg durch das nationalsozialistische Regime 1933— 
1945, bearb. v. Paul Sauer, Teil I, Stuttgart 1966, Nr. 72, S. 88-91. 

65 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 21, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Reichsminister des 
Innern, 4. 4. 1939. Daß die Zentrale des Deutschen Gemeindetages mehrfach beim RMdI vorstellig 
wurde, geht u.a. hervor aus: Ebenda, Bl. 19, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den 
RMdI, 24. 2. 1939, und DGFJ, S. 237, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Oberbür­
germeister von Frankfurt/M., 16. 10. 1939. 

66 BA Berlin, R 36/2118, Bl. 22, Schreiben des Reichsministers des Innern, gez. Lösener, an den 
Deutschen Gemeindetag, 24. 5. 1939. 

67 Vgl. insbesondere Gruner, NS-Judenverfolgung. 
68 Vgl. Berner, Bestattungswesen, S. 146 ff. 
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eine entsprechende Regelung69. Dieser Vorstoß fügte sich in die allgemeine Radikali­
sierung der nationalsozialistischen „Judenpolitik" ein, die seit 1938 immer stärker 
zentralisiert wurde. Mit Blick auf das Friedhofswesen sah nun auch die Parteispitze 
einen Handlungsbedarf gegeben. Jedenfalls nahmen an den nun einsetzenden, inter­
nen Diskussionen nicht nur die beteiligten Ministerien teil, sondern auch der Stell­
vertreter des Führers. Und bereits im Februar 1939 lag das allseits geforderte Reichs­
friedhofsgesetz im Entwurf vor70. 

Ganz im Stile anderer nationalsozialistischer Maßnahmegesetze sah der Entwurf 
vor, das Bestattungswesen den Zweckmäßigkeitserwägungen und ideologischen Ziel­
vorgaben des Regimes radikal unterzuordnen. An die Stelle des bisher geltenden 
Landesrechtes sollten kommunale und behördliche Willkür treten. So statuierte der 
Entwurf in dürren Paragraphen, daß die Gemeinden künftig „berechtigt und auf 
Anordnung der höheren Verwaltungsbehörden verpflichtet" sein sollten, „die Über­
tragung des Eigentums der in ihrem Gebiet gelegenen, im Eigentum von Religions­
gemeinschaften stehenden Friedhöfen einschließlich der auf ihnen befindlichen, zu 
Bestattungszwecken bestimmten Gebäuden zu verlangen" (§5). Sollte sich die 
betreffende Religionsgemeinschaft mit der Gemeinde nicht einigen, „so spricht die 
höhere Verwaltungsbehörde den Übergang des Eigentums auf die Gemeinde aus 
und setzt die für die Aufwendungen zu gewährende Entschädigung fest" (§7). Des 
weiteren sollte die höhere Verwaltungsbehörde auch die Schließung von Friedhöfen 
anordnen oder ihre Zweckbestimmung aufheben können, wenn dies „im Interesse 
der Volksgesundheit oder aus anderen Gründen des gemeinen Wohls geboten ist" 
(§§ 9 u. 13)71. 

Mit einem Schlag hätte das Inkrafttreten dieses Gesetzentwurfes die kommunalen 
Handlungsspielräume gegenüber den jüdischen Friedhöfen in der gewünschten 
Weise erweitert. Dies erklärt auch, warum der Entwurf keine das jüdische Bestat­
tungswesen betreffende Sonderklauseln enthielt. Tatsächlich war er - wie der zustän­
dige Referent des Deutschen Gemeindetages rückblickend meinte - in seinen 
Bestimmungen zur Entwidmung von Friedhöfen so weit gefaßt, „daß eine Sonder­
vorschrift für jüdische Friedhöfe danach entbehrlich erscheint"72. Seine Stoßrichtung 
zielte denn auch weniger auf die jüdischen als auf die christlichen Gemeinden. Mar­
tin Bormann äußerte dies gegenüber Karl Fiehler, dem Oberbürgermeister von Mün­
chen und Präsidenten des Deutschen Gemeindetages, ganz freimütig: Angesichts des 
Widerstandes aus dem Innenministerium, dem Kirchen- und Justizministerium sei 
für die Gemeinden das Beste herausgeholt worden. „Das Wesentliche an dem 

69 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 135, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Reichsminister des 
Innern, 25. 11. 1938. 

70 BA Berlin, R 36/2103, Schreiben des Stabes des Stellvertreters des Führers an den persönlichen 
Referenten des Präsidenten des Deutschen Gemeindetages, Umhau, vom 6.2. 1939. Diesem 
Schreiben liegt der Entwurf des Gesetzes bei. 

71 Ebenda. 
72 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 215, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Landesdienststelle 

Württemberg, 6. 3. 1942. 
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Gesetzentwurf ist, daß den Gemeinden die Möglichkeit gegeben wird, die konfessio­
nellen Friedhöfe in ihre Verfügungsgewalt zu bekommen."73 Und eine im Reichsin­
nenministerium gefertigte Begründung legte die eigentlichen Motive des Gesetzent­
wurfs offen: „Das Bestattungswesen ist eine Angelegenheit der Allgemeinheit, der 
Friedhof eine öffentliche Sache, die der Gemeinschaft dient. Sie gehören daher nach 
heutiger Auffassung in die Hand des Staates und seiner Zelle, der Gemeinde. Wenn 
im Gegensatz dazu aus der geschichtlichen Entwicklung heraus die Friedhöfe sich 
noch heute zum großen Teil in der Hand der Kirche befinden, so steht das zwar 
nicht im Einklang mit den heute geltenden Grundsätzen. Man würde sich aber mit 
den geschichtlich gegebenen Verhältnissen vorläufig abfinden können, wenn nicht 
gewisse Schwierigkeiten und Störungen, die in den letzten Jahren im Betrieb der 
konfessionellen Friedhöfe aufgetreten sind und die das gesunde Empfinden der All­
gemeinheit schwer verletzt haben, gesetzgeberische Maßnahmen erforderlich mach­
ten. Einzelne Vertreter der Kirchen haben sich von der überlebten Vorstellung noch 
nicht freimachen können, daß die Kirche als Eigentümer des Friedhofs bestimmen 
könne, wen sie darin aufnehmen will. Sie haben sich noch nicht zu der Auffassung 
durchringen können, daß der Friedhof eine öffentliche, der Allgemeinheit dienende 
und daher grundsätzlich jedem deutschen Volksgenossen zur Verfügung stehende 
Sache ist. Es ist daraus zu unliebsamen Vorkommnissen - Verweigerung der Grab­
stätten für nicht der Kirche Angehörige, u. a. m. - gekommen. Aus diesem überleb­
ten Eigentumsbegriff sind auch weiter Rechte hergeleitet worden, die mit den heuti­
gen Anschauungen nicht vereinbar sind. Dieser Zustand ist nicht länger tragbar. Es 
muß von Reichs wegen die Rechtslage, die sich aus der heutigen Auffassung vom 
Wesen des Friedhofs ergibt, mit bindender Kraft vorgeschrieben werden. Es muß 
aber auch darüber hinaus Vorsorge getroffen werden, daß einem weiteren Ausdeh­
nen der konfessionellen Friedhöfe, die ihre Existenzberechtigung [...] grundsätzlich 
verloren haben, Einhalt geboten wird."74 

Die Wirkung eines solchen Gesetzes auf die Stimmung in den christlichen 
Gemeinden war indes schwer kalkulierbar. Angesichts der Kriegssituation schätzte 
die NS-Führung das Risiko jedenfalls als zu hoch ein und nahm im Verlauf des Jah­
res 1940 von dem Erlaß des Gesetzes bis auf weiteres Abstand75. Weiterhin konfron­
tiert mit den Anfragen der Kommunalverwaltungen wegen der jüdischen Friedhöfe, 
mußte die Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindetages daher wie zuvor auf das 

73 BA Berlin, R 36/2103, Schreiben des Stellvertreters des Führers, i.V. Bormann, an Fiehler, 23.5. 
1939. 

74 BA Berlin, R 1501, Nr. 5489, Bl. 293 f., Begründung zu dem Entwurf eines Gesetzes über Fried­
höfe, o.D. [1939]. 

75 Dies lag auf der allgemeinen Linie der nationalsozialistischen Kirchenpolitik im Krieg. So kündigte 
Bormann in einem geheimen Rundschreiben an die Gauleiter vom Juni 1941 die „restlose" Beseiti­
gung des kirchlichen Einflusses an, die lediglich aus taktischen Gründen auf die Zeit nach dem 
Kriege verschoben werde. Vgl. Ulrich von Hehl, Die Kirchen in der NS-Diktatur. Zwischen 
Anpassung, Selbstbehauptung und Widerstand, in: Karl Dietrich Bracher/Manfred Funke/Hans-
Adolf Jacobsen (Hrsg.), Deutschland 1933-1945. Neue Studien zur nationalsozialistischen Herr­
schaft, Bonn 21993, S. 153-181, hier S. 164. 



Jüdische Friedhöfe in Deutschland 1933-1957 19 

Fehlen einer reichsrechtlichen Regelung verweisen. Zwar seien die Vorarbeiten zu 
dem Reichsfriedhofsgesetz abgeschlossen. „Da das Gesetz, abgesehen von der 
Behandlung jüdischer Friedhöfe, aber auch grundsätzlich zu der Frage Stellung neh­
men wird, ob und wenn ja inwieweit Kirchengemeinden in Zukunft noch Friedhöfe 
sollen unterhalten dürfen, ist die Verabschiedung dieses Gesetzes aus taktischen 
Gründen bis zum Ende des Krieges hinausgeschoben worden."76 Kurz darauf wählte 
die Geschäftsstelle eine zwar wahrheitswidrige, dafür aber unverfänglichere Sprach­
regelung, mit der sie den zahlreichen Nachfragen nach dem in Aussicht gestellten 
Reichsfriedhofsgesetz begegnen konnte. „Leider haben die Vorarbeiten an diesem 
Gesetzentwurf durch die zunehmende kriegsbedingte Personalknappheit auch in 
den obersten Reichsbehörden eine Unterbrechung erfahren, so daß voraussichtlich 
erst nach dem Kriege mit der Verkündung dieses Gesetzes gerechnet werden 
kann."77 

III. 

Das Fehlen eines gesetzlich verankerten Sonderrechts, das die landesrechtlichen 
Bestimmungen über Schließung und Entwidmung von Friedhöfen zu übergehen 
erlaubt hätte, war der entscheidende Grund dafür, daß die meisten jüdischen Fried­
höfe bis Anfang der vierziger Jahre staatlicherseits unangetastet blieben. Gesund­
heitspolizeiliche Zwänge kamen ebenso hinzu wie die Notwendigkeit, für die im 
„Altreich" noch verbliebenen Juden einige Friedhöfe offen zu halten. Das hieß frei­
lich nicht, daß der Zustand der jüdischen Friedhöfe in Deutschland unter den Aus­
wirkungen des NS-Regimes nicht in erheblicher Weise gelitten hätte. Hierzu gehör­
ten nicht nur direkte Schändungen, die insbesondere seit 1938 immer häufiger vorka­
men78, oder die Ende 1942 verfügte Entfernung des wiederverwertbaren Metalls von 
den Grabmälern, Zäunen und Toren der jüdischen Friedhöfe79. Hinzu traten die 
indirekten Auswirkungen der nationalsozialistischen Judenverfolgung. Der zahlen­
mäßige Rückgang und die forcierte Verarmung der in Deutschland verbleibenden 
Juden, schließlich ihre Deportation seit 1940/41, standen einer kontinuierlichen 

76 BA Berlin, R. 36/2101, Bl. 174, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Bürgermeister von 
Coswig (Anhalt), 28. 2. 1941. 

77 Ebenda, Bl. 215, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Landesdienststelle Württemberg, 
6.3. 1942. Diese und analoge Formulierungen begegnen häufig in der Korrespondenz der 
Geschäftsstelle. Siehe auch das Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Oberbürger­
meister der Stadt Mannheim vom 12. 5. 1941, in: Fliedner, Judenverfolgung in Mannheim, Bd. II, 
Nr. 139b, S. 234 f. 

78 Vgl. hierzu die einzelnen Angaben bei Diamant, Jüdische Friedhöfe, passim. 
79 Dokumente über die Verfolgung der jüdischen Bürger in Baden-Württemberg durch das national­

sozialistische Regime 1933-1945, bearb. v. Paul Sauer, Teil II, Stuttgart 1966, Nr. 523, S. 357f.; 
DGFJ, S.289. 
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Pflege der jüdischen Friedhöfe je länger desto mehr im Wege80. So mußte sich der 
Eindruck der „Verwahrlosung" einstellen, der dann wiederum von den Gemeinde­
verwaltungen als Argument gegen die Fortexistenz der Friedhöfe verwandt wurde. 
Sechs Personen umfasse die örtliche jüdische Gemeinde, so klagte der Bürgermeister 
einer Kleinstadt im August 1941, und gleichwohl besitze sie noch einen eigenen 
Friedhof. „Unwillkürlich ist man gezwungen, immer wieder das Judenbabel anzuse­
hen. Es kann den deutschen Volksgenossen nicht zugemutet werden, stets diese 
Stätte vor Augen zu haben."81 Und die Verwaltung der Stadt Peine fragte 1941 beim 
Deutschen Gemeindetag an, ob nicht der verwahrloste Zustand des örtlichen jüdi­
schen Friedhofs seine Schließung rechtfertige. Aber in der Rechtsauskunft der 
Geschäftsstelle kam das ganze rassenpolitisch begründete Dilemma, in dem sich die 
kommunalen Behörden in dieser Frage befanden, noch einmal treffend zum Aus­
druck: Zwar vertrat die Zentrale die Auffassung, daß der Zustand der Verwahrlo­
sung nicht hingenommen werden müsse, „wenn der dortige jüdische Friedhof weder 
von den etwa noch vorhandenen Angehörigen der dort bestatteten Juden noch von 
der sonst dafür zuständigen jüdischen Kultusgemeinde gepflegt oder wenigstens in 
Ordnung gehalten wird". Vielmehr könne die Gemeinde dann tatsächlich die vorzei­
tige Schließung dieses Friedhofs betreiben und eine entsprechende Eingabe an den 
Regierungspräsidenten richten. Falls aber in Peine noch Juden „vorhanden sein soll­
ten", müsse auch mit der „Notwendigkeit der Bestattung dieser Juden gerechnet 
werden. Wenn der jüdische Friedhof dann aber geschlossen sein sollte, käme die 
Gemeinde in die unangenehme Lage, die Bestattung der Juden auf einem der ande­
ren Friedhöfe gestatten zu müssen." Eine Schließung des jüdischen Friedhofs läge 
daher nur dann im Interesse der Gemeinde, „wenn mit der Bestattung von Juden 
nicht mehr gerechnet werden muß"82. Und auch in Frankfurt an der Oder erschien 
noch Anfang 1943 die Schließung des jüdischen Friedhofs als nicht opportun: In der 
Nähe der Stadt befand sich ein großes Arbeitslager mit einer zum Teil jüdischen 
Belegschaft, was auch künftig die Notwendigkeit jüdischer Beerdigungen erwarten 
ließ83. 

Zwar wurde der Rückgang der jüdischen Bevölkerung anderenorts tatsächlich 
zum Anlaß genommen, ihre Friedhöfe zu schließen. Der Badischen Landesregierung 
etwa „genügte es" im Herbst 1941, „im Hinblick auf Anzahl und Wohnort der noch 
in Baden ansässigen Juden" von insgesamt 76 jüdischen Friedhöfen im Lande nur 
noch sieben offen zu halten84. Aber nach wie vor konnten gemäß den geltenden 

80 Vgl. hierzu BAK, B 106/196, Bl. 58-62, Max Plaut, Memorandum: Die jüdischen Friedhöfe in 
Deutschland, 22.2. 1954. 

81 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 181 (5. 8. 1941). 
82 Ebenda, Bl. 180, Schreiben des Deutschen Gemeindetages (Preuße) an den Bürgermeister von 

Peine, 24. 5. 1941; die Anfrage der Stadt Peine vom 22. 5. 1941, in: Ebenda, Bl. 179, und Bl. 178, 
Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Stadt Nauen, 23. 5. 1941. 

83 BA Berlin, R 36/2102, Bl. 3, Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Frankfurt/Oder an den 
Deutschen Gemeindetag, 12. 1. 1943. 

84 Erlaß des Badischen Ministers des Innern, 12. 9. 1941, in: Sauer, Teil II, Nr. 520, S. 350 ff. 
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Bestimmungen der Schließung nicht einfach die Entwidmung und Auflassung fol­
gen. Vielmehr war die gesetzliche Ruhezeit zu respektieren. So fuhren die nunmehr 
überwiegend verwaisten Friedhöfe auch nach der Deportation der Juden fort, 
(Mit-)Täter, Mitläufer und „Bystander" an die vielhundertjährige jüdische Ge­
schichte in Deutschland zu erinnern. 

Indessen zeichnete sich im Laufe des Jahres 1942 eine Möglichkeit ab, wie die 
Gemeinden doch noch, trotz des fehlenden Sonderrechtes, in den Besitz der Fried­
höfe gelangen konnten: durch „Arisierung". Das entscheidende Instrument hierfür 
war die „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom 3. Dezember 
1938", die den Zwangsverkauf jüdischer Immobilien ermöglichte85. Wie erwähnt, 
war aufgrund dieser Verordnung schon im Jahre 1939 jüdischer Immobilienbesitz 
unter Druck verkauft worden. Auf diese Weise hatte sich beispielsweise die Stadt 
Frankfurt am Main in den Besitz des alten jüdischen Friedhofes im Zentrum der 
Stadt gesetzt86. Im Oktober 1941 legte das Badische Finanz- und Wirtschaftsministe­
rium für künftige „Verkäufe" jüdischer Friedhöfe Schleuderpreise fest87. Und auch 
in Kreisen des Deutschen Gemeindetages hielt man den Regierungspräsidenten 
„notfalls" für befugt, nach §6 der Verordnung über den Einsatz des jüdischen Ver­
mögens „der jüdischen Kultusgemeinde auf[zu]geben, das Grundstück [i. e. den jüdi­
schen Friedhof] zu veräußern; in diesem Falle müßte die Stadt als Käufer auftre­
ten"88. Zugleich wurden die jüdischen Kultusgemeinden bis 1941 in die „Reichsver­
einigung der Juden in Deutschland" eingegliedert89. Formal betrachtet, gingen damit 
auch die jüdischen Friedhöfe in ganz Deutschland in das Eigentum der „Reichsverei­
nigung" über. Als deren vorgesetzte Aufsichtsbehörde fungierte aber das Reichssi­
cherheitshauptamt (RSHA), so daß nun der gesamte Immobilienbesitz der jüdischen 
Gemeinden in die Reichweite des Regimes rückte. Im Jahre 1942 wies das RSHA 
denn auch die Reichsvereinigung an, die jüdischen Friedhöfe in ganz Deutschland 
der jeweiligen politischen Gemeinde zum Kauf anzubieten. Mit dieser Maßnahme 

85 RGBl. I 1938, S. 1709. §6 der Verordnung lautete: „Einem Juden [(...)] kann aufgegeben werden, 
seinen land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb, sein anderes land- oder forstwirtschaftliches Ver­
mögen, sein sonstiges Grundeigentum oder andere Vermögensteile ganz oder teilweise binnen 
einer bestimmten Frist zu veräußern." Eine ausführliche rechtliche Würdigung dieser Verordnung 
findet sich bei Martin Tarrab-Maslaton, Rechtliche Strukturen zur Diskriminierung der Juden im 
Dritten Reich, Berlin 1993, S. 180 ff. Zur Rolle der Städte und Gemeinden bei der „Arisierung" 
jüdischer Immobilien vgl. Wolf Gruner, Die Grundstücke der „Reichsfeinde". Zur „Arisierung" 
von Immobilien durch Städte und Gemeinden 1938-1945, in: „Arisierung" im Nationalsozialis­
mus. Volksgemeinschaft, Raub und Gedächtnis, hrsg. im Auftrag des Fritz Bauer Instituts v. Irm-
trud Wojak und Peter Hayes, Darmstadt 2000, S. 125-156. 

86 Siehe S. 12. 
87 Vgl. Rundschreiben des Badischen Finanz- und Wirtschaftsministeriums, Preisüberwachungsstelle, 

30. 10. 1941, in: Fliedner, Judenverfolgung in Mannheim, Bd. II, Nr. 138, S. 231 f. 
88 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 183, Ausschnitt aus dem Mitteilungsblatt des Deutschen Gemeindetages, 

Provinzialdienststelle Rheinland und Hohenzollern vom 16. 3. 1942. 
89 Vgl. Walk (Hrsg.), Sonderrecht, S. 342 (IV, 201), Anordnung des Reichsministeriums des Innern 

vom 27.5. 1941. Zur Geschichte der Reichsvereinigung grundlegend Hildesheimer, Jüdische 
Selbstverwaltung. 
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orientierte sich das RSHA, wie der zuständige Referent dem Deutschen Gemeinde­
tag mitteilte, an den schon lange und vielstimmig vorgetragenen Wünschen der 
Kommunalverwaltungen. Darüber hinaus wollte man den Verkauf der Friedhöfe an 
Privatpersonen verhindern90. Bei Verhandlungen, die die Kommunalverwaltungen 
mit der Reichsvereinigung führten, stand daher stets das Reichssicherheitshauptamt 
im Hintergrund, das durch Verordnung vom 16. Januar 1939 ohnehin zur obersten 
Aufsichtsbehörde für den Verkauf jüdischer Immobilien eingesetzt worden war91. 
Das Entgelt, das bei einem „Verkauf" der Friedhöfe erzielt wurde, ging also in die 
öffentliche Hand, so daß das RSHA durchaus an einer realistischen Preisbildung 
interessiert war. Gemeinden wie zum Beispiel die Stadt Memmingen verhandelten 
daher über mehrere Jahre hinweg ergebnislos über den (Zwangs-)Ankauf der in 
ihren Stadtgrenzen gelegenen jüdischen Immobilien92. 

Gleichwohl war man zu diesem Zeitpunkt im RSHA offensichtlich davon über­
zeugt, daß die Tage der jüdischen Friedhöfe im Reich gezählt seien. Jedenfalls 
gehörte es, am Rande bemerkt, zu den ebenso systemtypischen wie makabren Zynis­
men des NS-Regimes, daß sich nun auch das „Reichsinstitut für Geschichte des 
neuen Deutschland" für die jüdischen Friedhöfe zu interessieren begann93. Zum 
Auftrag des Instituts gehörte es auch, die „Judenfrage" unter den rassenbiologischen 
Prämissen der NS-Ideologie zu „erforschen", und die jüdischen Friedhöfe betrach­
tete man als wichtige Quelle. Dementsprechend richtete das Reichsinstitut im Som­
mer 1942 ein neues Forschungsprojekt unter dem Titel ein: „Sicherstellung des 
historischen und anthropologischen Materials der Judenfriedhöfe in Deutschland". 
Dies geschah in Verbindung mit Himmler selbst und dem RSHA94. Das Projekt 
zielte nicht nur darauf ab, die jüdischen Grabinschriften zu fotografieren und zu 
dokumentieren, sondern auch Exhumierungen für kraniologische Studien vorzuneh­
men: „Es sollen insbesondere Schädel- und sonstige Knochenmessungen erfolgen, 
und zwar diese zur Hauptsache an solchen Leichenüberresten, die aus dem frühesten 
Zeitalter stammen."95 Im Verlauf des Jahres 1943 traten nun Mitarbeiter des Projek­
tes an die Kommunalverwaltungen heran und baten sie, die Aktion des Reichsinsti­
tuts „zur Erfassung und geschichtlichen Auswertung der jüdischen Friedhöfe im 

90 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 232, Aktenvermerk vom 21. 1. 1943. 
91 RGBl. I 1939, S. 37: Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Einsatz des jüdischen 

Vermögens vom 16. Januar 1939. Vgl. Hildesheimer, Jüdische Selbstverwaltung, S. 176 ff.; Zürn, 
Dokumentation, S. 122; Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bd. II, S. 163-167, Reisebericht des Ham­
burger Stadtoberinspektor Rechter, 11. 12. 1942. 

92 Stadtarchiv Memmingen (künftig: StAM), 333/6, Bl. 22 f., Schreiben des Bürgermeisters von Mem­
mingen, Berndl, an den Landrat von Memmingen, 12. 12. 1942; Staatsarchiv Augsburg (künftig: 
StAA), BA Memmingen, Nr. 4175, Bl. 8 u. 15, Schreiben der Bezirksstelle Bayern der Reichsverei­
nigung der Juden an den Bürgermeister der Stadt Memmingen, 19. 1. 1943. 

93 Vgl. hierzu insgesamt Helmut Heiber, Walter Frank und sein Reichsinstitut für Geschichte des 
neuen Deutschland, Stuttgart 1966, hier v. a. S. 474 f. 

94 Vgl. hierzu Zürn, Dokumentation, S. 125 f. 
95 So lautete die Auskunft, die der Hamburger Stadtoberinspektor Rechter im RSHA und im Rechts­

institut für Geschichte erhielt, in: Lorenz/Berkemann, Streitfall, Bd. II, S. 166, Reisebericht des 
Hamburger Stadtoberinspektor Rechter, 11. 12. 1942. 



Jüdische Friedhöfe in Deutschland 1933-1957 23 

gesamten Reichsgebiet" zu unterstützen. „Diese Friedhöfe sind für die Judenerfor­
schung von besonderer Wichtigkeit, weil sie insbesondere für die Zeit vor der Ein­
führung der Personenstandsregister oft die einzelnen [sic! gemeint: einzigen] Quel­
len für die genealogische Erforschung des Judentums sowie seiner Verbreitung und 
sozialen Stellung im deutschen Volkskörper darstellen. [...] Dieses genealogische 
und anthropologische Material soll nun im Interesse der Erforschung der Judenfrage 
und damit der Erkenntnis des in den Führerreden immer wieder gekennzeichneten 
Hauptfeindes unseres Volkes wissenschaftlich erfaßt werden, ehe es bei der häufig 
zu erwartenden Auflassung von Judenfriedhöfen vernichtet wird und verloren geht." 
Ein ausführlicher Fragebogen lag dem Schreiben bei96. Zwar bewirkte das Anliegen 
des Reichsinstituts bei den Gemeindeverwaltungen gelegentlich Empörung oder 
zumindest „Kopfschütteln"97; am grundsätzlichen Interesse der Gemeinden, die 
jüdischen Friedhöfe zu erwerben, um die Grundstücke einer anderen Verwendung 
zuzuführen, änderte das aber nichts. 

Aufgrund der Anweisung des RSHA traten die jeweiligen Bezirksstellen der 
Reichsvereinigung der Juden in Deutschland Ende 1942/Anfang 1943 überall im 
Reich an die Gemeinden heran und boten ihnen die örtlichen Friedhöfe zum Ver­
kauf an98. Allerdings hatte das RSHA über seine Verkaufsanweisung hinaus keine 
weiteren Richtlinien zur Behandlung der jüdischen Friedhöfe erlassen, die in irgend­
einer Weise vom geltenden Bestattungsrecht abgewichen wären. Die im Prinzip 
kaufwilligen Gemeinden sahen sich daher erneut vor eine Reihe von Kautelen 
gestellt, die sie nicht ohne weiteres zu erfüllen bereit waren. Formalrechtlich 
betrachtet, hätten sie ja, angesichts der Nichtexistenz eines Sonderrechts, nicht 
eigentlich einen jüdischen, sondern einen „normalen" Friedhof erworben. Daher 
kehrten nun die ganzen bestattungsrechtlichen Vorschriften wieder, die während der 
dreißiger Jahre einer einfachen „Maßnahme" im Wege gestanden hatten und nun -
aus Sicht der Gemeinden - die „Arisierung" der Friedhöfe durch den Zwangsver­
kauf erschwerten. So konnten die Bezirksstellen der Reichsvereinigung im Einklang 
mit geltendem Verwaltungsrecht von der Gemeinde als potentiellem neuen Eigen­
tümer die Einhaltung der gesetzlichen Ruhefristen, das Offenhalten für etwa noch 
anfallende Beerdigungen und ein Besuchsrecht der Angehörigen verlangen99. Diese 

96 BA Berlin, R 36/2102, Bl. 35, Schreiben des Präsidenten des Reichsinstituts für Geschichte des 
neuen Deutschland, gez. Dr. Ganzer, an die Stadtverwaltung Köln, 18.6. 1943. Hervorhebung 
von mir. Ebenda, Bl. 38, Beglaubigungsschreiben des Reichsinstituts für Geschichte des neuen 
Deutschland an den Deutschen Gemeindetag, 20.9. 1943. Vgl. auch Lorenz/Berkemann, Streitfall, 
Bd. II, S. 166, Reisebericht Rechters: „Auf diesen Friedhöfen seien, bevor sie aufgehoben würden, 
geschichtlich wertvolle Feststellungen zu treffen." (Hervorhebung von mir). 

97 BA Berlin, R 36/2102, Bl. 33, Schreiben der Provinzialstelle Rheinland und Hohenzollern des 
Deutschen Gemeindetages an die Zentrale des DGT, 29. 6. 1943. 

98 Beispiele: BA Berlin, R 36/2101, Bl. 221-234 (Burgsteinfurt, Höxter, Bad Driburg, Dessau, Mün­
chen), und BA Berlin, R 36/2102, Bl. 3 (Frankfurt/Oder); Bl. 5a (Pforzheim); Bl. 12 (Schmalkal-
den); Bl. 15 (Dresden); Bl. 30 (München). 

99 Beispiele: BA Berlin, R 36/2101, Bl. 221, Schreiben des Bürgermeisters von Burgsteinfurt an den 
Deutschen Gemeindetag, 13.11. 1942; ebenda, Bl. 225, Schreiben des Landrats von Höxter an 
den Deutschen Gemeindetag, 17. 11. 1942; BA Berlin, R 36/2102, Bl. 5a, Schreiben des Oberbür-
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Forderungen riefen bei vielen Städten Bedenken hervor. Doch gegenüber den ratsu­
chenden Bürgermeistern vermochte die Geschäftsstelle des Deutschen Gemeindeta­
ges nichts anderes, als einmal mehr die geltende Rechtslage zu rekapitulieren. In 
Absprache mit dem zuständigen Referenten des RSHA, dem Regierungsrat Hun-
sche, erging im Juni 1943 folgende Stellungnahme an die Gemeinden: „Zur Frage 
der Wahrung der landesüblichen Ruhefrist weise ich darauf hin, daß die [...] Forde­
rung nach Wahrung der Ruhefrist nach geltendem Recht ohnehin erfüllt werden 
muß, da Sondervorschriften für jüdische Friedhöfe bisher nicht ergangen sind und 
deshalb die allgemeinen Bestimmungen des Friedhofsrechts vorerst auch auf jüdische 
Friedhöfe weiter anzuwenden sind. Dies gilt insbesondere auch für die Ruhefrist, 
deren gesetzliche Festlegung aus seuchenpolizeilichen Gründen erfolgt ist. [...]. Zur 
Frage der Weiterbestattung von Juden auf dem bisherigen jüdischen Friedhof ist zu 
berücksichtigen, daß, solange sich Juden noch in der Gemeinde aufhalten, auch 
Gelegenheit bestehen muß, verstorbene Juden zu bestatten. Würde der jüdische 
Friedhof geschlossen, was sich im übrigen ausschließlich nach dem geltenden Lan­
desrecht richtet, so würde er damit seiner besonderen Zweckbestimmung entzogen 
und etwa verstorbene Juden müßten auf einem anderen Friedhof beerdigt werden. 
Denn die Bestattung von Juden kann nach einem nicht veröffentlichten Erlaß des 
Reichsministers des Innern vom 31.10.1940 nur verweigert werden, wenn im 
Gemeindegebiet ein israelitischer Friedhof vorhanden ist. Es ist richtig, daß der Ver­
kehrswert der Friedhöfe durch die vorstehend geschilderten Umstände gemindert 
wird. Dies sollte aber dem Erwerb der jüdischen Friedhöfe durch die Stadtgemeinde 
nicht entgegenstehen, da ja diese Minderung des Verkehrswerts der Grundstücke 
sich in entsprechender Herabsetzung des Kaufpreises zu Gunsten der Gemeinden 
auswirkt."100 

Zwar gab es in bezug auf die Wahrung der Ruhefristen landesrechtliche Unter­
schiede. Während in Preußen keinerlei Signale für eine Reduzierung der 40-Jahres-
frist erkennbar waren, zeigte sich die Landesregierung in Bayern flexibler. Hier galt 
ohnehin eine kürzere Ruhefrist von nur 15 Jahren101; und mit Blick auf die anzukau­
fenden jüdischen Friedhöfe entschied das Bayerische Innenministerium, daß die 
künftigen Erwerber gegenüber der Reichsvereinigung „keine Verpflichtungen wegen 
der künftigen Verwendung des Friedhofsgeländes einzugehen" bräuchten. Bei 
Gewährleistung der gesundheitspolizeilichen Gesichtspunkte sei es daher möglich, 

germeisters von Pforzheim an den Deutschen Gemeindetag, 26. 1. 1943; Bl. 30, Schreiben des 
Oberbürgermeisters von München an den Deutschen Gemeindetag, 3. 6. 1943; BAK, B 106/196, 
Bl. 61, Memorandum von Max Plaut, Die jüdischen Friedhöfe in Deutschland, 22. 2. 1954, S. 4. 

100 BA Berlin, R 36/2101, Bl. 31 f., Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Stadt München, 
25. 6. 1943. 

101 Siehe StAA, BA Wertingen 3042/2, Friedhofsordnung des katholischen Friedhofs in Buttenwie­
sen, 1928, S. 9. Aus diesem Grunde hatte sich auch die Stadt München skeptisch gegenüber dem 
Entwurf eines Reichsfriedhofsgesetzes geäußert, da dies die reichsweite Einführung der preußi­
schen 40-Jahresfrist vorsah, die aber in München nicht angewendet wurde. BA Berlin, 
R 36/2103, Stellungnahme München zum Entwurf eines Gesetzes über Friedhöfe, 7. 3. 1939. 
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die angekauften jüdischen Friedhöfe ohne weiteres zu Grünflächen umzugestalten102. 
Gleichwohl kann es nicht verwundern, wenn sich der Enthusiasmus der Gemeinden, 
die jüdischen Friedhöfe zu übernehmen, angesichts der Rechtslage in Grenzen hielt. 
Und die Situation wurde dadurch nicht erleichtert, daß am 3. August 1943 das Ver­
mögen der Reichsvereinigung beschlagnahmt und unter die Verwaltung des Reichsfi­
nanzministeriums gestellt wurde103. Anders als man etwa im Württembergischen 
Innenministerium meinte104, war die Reichsvereinigung damit formell nicht aufgeho­
ben105. Aber den weiterhin kaufinteressierten Gemeinden trat nun in Gestalt der 
Reichsfinanzverwaltung ein neuer Verhandlungspartner entgegen106. In der 
Geschichte der jüdischen Friedhöfe während des Dritten Reiches begann damit der 
letzte Akt; und in seiner geradezu atemberaubenden Mischung aus bürokratischer 
Heuchelei, Zynismus und Skurrilität - die für das Regime ja keineswegs untypisch 
ist - war er kaum zu überbieten. Während in Berlin die letzten Beschäftigten der 
Reichsvereinigung nach Theresienstadt deportiert wurden107, suchte der Erlaß vom 
3. August 1943 einen letzten blassen Schein des Rechts zu wahren108. Eine entschei­
dende Rolle spielte dabei die formalrechtliche Konstruktion, das Vermögen der 
Reichsvereinigung sei nicht ins Eigentum des Reiches übergegangen, sondern ledig­
lich „beschlagnahmt" worden. Denn der Reichsfinanzminister wies die Beteiligten 
an, „von einer Verwertung des Vermögens der Reichsvereinigung grundsätzlich 
zunächst abzusehen". Lediglich bereits mit der Reichsvereinigung getätigte und vom 
Reichssicherheitshauptamt genehmigte - gleichsam also rechtlich „korrekte" -
Geschäfte sollten abgewickelt werden, wobei sich der Finanzminister im Einzelfall 
selbst die Entscheidung vorbehielt. Im Falle von Grundstücksverkäufen sollten 
jedoch Auflassung und Eintragung im Grundbuch zurückgestellt werden, „bis das 
Vermögen der Reichsvereinigung auf das Reich übergegangen ist, damit Schwierig­
keiten mit den Grundbuchämtern vermieden werden"109. 

102 StAA, BA Illertissen 3723, Erlaß des Bayerischen Staatsministers des Innern, 6. 7. 1943. 
103 Vgl. Walk (Hrsg.), Sonderrecht, S. 400 (IV, 495), Erlaß des Reichsministers der Finanzen, 3. 8. 

1943. 
104 Vgl. Erlaß des Württembergischen Innenministers an die Ministerialabteilung für Bezirks- und 

Körperschaftsverwaltung vom 30.6. 1943, in: Sauer, Teil II, Nr. 522, S. 357. Danach sollten für 
diejenigen jüdischen Friedhöfe, die bis dahin noch nicht „verkauft" worden waren, die Bestim­
mungen des Führererlasses „über die Verwertung des eingezogenen Vermögens von Reichsfein­
den" vom 29. 5. 1941 (RGBl. I 1941, S. 303) und die daran anknüpfenden Runderlasse des Reichs­
innen- und Reichsfinanzministeriums Anwendung finden. 

105 Vgl. hierzu Hildesheimer, Jüdische Selbstverwaltung, S. 231 ff. 
106 Zur Verstrickung der Reichsfinanzverwaltung in die „Arisierung" vgl. allgemein Stefan Mehl, Das 

Reichsfinanzministerium und die Verfolgung der deutschen Juden 1933-1943, Berlin 1990. 
107 Vgl. Hildesheimer, Jüdische Selbstverwaltung, S. 232. 
108 Der Erlaß begann mit folgendem Wortlaut: „Das Vermögen der Reichsvereinigung der Juden in 

Deutschland ist Eigentum der Reichsvereinigung. Die Reichsvereinigung besteht noch. Sie ist 
nicht aufgelöst. Die Reichsfinanzverwaltung übernimmt demgemäß zunächst nur die Verwaltung 
des übergebenen Vermögens." Eine Abschrift des Erlasses befindet sich in: StAA, BA Memmin­
gen, Nr. 4175. 

109 Ebenda, Erlaß des Reichsfinanzministers vom 3. 8. 1943 (Abschrift). Vgl. hierzu Hildesheimer, 
Jüdische Selbstverwaltung, S. 233. 
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Für eine Gemeinde wie etwa Memmingen, die den örtlichen jüdischen Friedhof 
schon seit längerem erwerben wollte, ergaben sich nun neue, unvorhergesehene Hin­
dernisse. Nachdem der zwischen Stadt und Reichsvereinigung umstrittene Preis für 
das Friedhofsgrundstück durch mehrere Interventionen, unter anderem durch den 
Kreisbaurat und den Landrat, soweit gedrückt worden war, daß die Stadt dem Kauf 
zustimmte, wurde am 27. Mai 1943 ein notarieller Kaufvertrag abgeschlossen. Für die 
Reichsvereinigung hatte das Reichssicherheitshauptamt als Aufsichtsbehörde dem Ver­
kauf am 9. März 1943 zugestimmt110. Vor der Umschreibung im Grundbuch war aller­
dings gemäß §8 der „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens" noch 
die Zustimmung der kommunalen Aufsichtsbehörde erforderlich, in diesem Fall des 
Memminger Landrates111. Noch ehe letzterer seine Zustimmung gab, verstrich jedoch 
der 3. August, und es erfolgte die Intervention des Oberfinanzpräsidiums München. 
Unter Verweis auf den Erlaß des Reichsfinanzministers forderte der Oberfinanzpräsi­
dent nun von der Stadt Memmingen eine Begründung, weshalb der Ankauf des jüdi­
schen Friedhofs als besonders dringlich erachtet werde; ein entsprechender Antrag sei 
zu stellen und die Genehmigung des Reichsfinanzministeriums einzuholen112. Dieser 
Aufforderung kam der Memminger Oberbürgermeister am 24. Februar 1944 nach, 
indem er den dringenden Bedarf des Friedhofsgrundstücks mit einem Straßenbauvor­
haben begründete. Zugleich bat er um beschleunigte Zustimmung, zumal der Kaufver­
trag ja bereits im Mai des Vorjahres abgeschlossen worden sei113. 

Inzwischen hatte der Reichsfinanzminister in einem neuerlichen Erlaß vom 8. 
Januar 1944 zwar angeordnet, die jüdischen Friedhöfe seien den Gemeinden erneut 
zum Kauf anzubieten; zusammen mit dem Grundstück sollten die Gemeinden nun 
aber zugleich auch die Grabsteine erwerben. Dementsprechend fragte das Finanzamt 
Memmingen am 25. Juli 1944 bei der Stadt an, ob sie Interesse an den Grabsteinen 
hätte114. Als der Bürgermeister Berndl dies verneinte, blockierte der Oberfinanzpräsi­
dent München den Verkauf. Unter Verweis auf den Erlaß des Reichsfinanzministers 
regte er zwar eine Kaufpreissenkung für die Grabsteine an, ließ zugleich aber über das 
Finanzamt Memmingen mitteilen: „Sollte sich [...] der Bürgermeister nicht entschlie­
ßen können, die Grabdenkmäler zu dem allenfalls niedriger geschätzten Verkaufswert 
zu übernehmen [...], müßte ich die Genehmigung der Verkaufsurkunde [...] bis nach 
Kriegsende zurückstellen."115 Am 23. Januar 1945 willigte der Memminger Bürgermei-

110 StAA, BA Memmingen, Nr. 4175, Bl. 29, Schreiben des Oberfinanzpräsidenten München an den 
Bürgermeister der Stadt Memmingen, 28. 10. 1943. 

111 Ebenda, Bl. 32, Schreiben des Bürgermeisters von Memmingen, Berndl, an das Finanzamt Mem­
mingen, 26. 11. 1943. 

112 Ebenda, Bl. 29, Schreiben des Oberfinanzpräsidenten München an den Bürgermeister der Stadt 
Memmingen, 28. 10. 1943. 

113 Ebenda, Bl. 38, Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Memmingen, Berndl, an den Oberfinanz­
präsidenten München, 24. 2. 1944. 

114 Ebenda, Bl. 41, Schreiben des Finanzamts Memmingen an die Stadt Memmingen, 25.7. 1944. Das 
Finanzamt schlug einen Kaufpreis für die Grabmäler von RM 4375,- vor. 

115 Ebenda, Bl. 53, Schreiben des Oberfinanzpräsidenten München an das Finanzamt Memmingen, 
21.11.1944. 
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ster ein, die Grabdenkmäler für „vielleicht 500 RM" zu kaufen116 - zu spät, als daß der 
Vorgang vor dem Ende des Regimes noch hätte weiterbetrieben werden können. Das 
Friedhofsgelände selbst hatte die Stadt inzwischen an einen Bäcker verpachtet, der es 
als Hühnerhof zur Aufzucht von Junghühnern nutzte. Der Pächter wurde angewie­
sen, die Grabsteine „zu belassen, wie sie jetzt stehen oder liegen", und sie nicht zu 
beschädigen117. Kurz nach Kriegsende, am 23. Juni 1945, widerrief die Gemeinde 
Memmingen den Pachtvertrag mit der Begründung, daß „mit Rücksicht auf die Ände­
rung der Verhältnisse durch die militärische Besetzung Deutschlands und der Ungül­
tigkeitserklärung der Maßnahmen gegen Juden die Absicht und Möglichkeit entfällt, 
Kaufhandlungen zum Abschluß zu bringen"118. Am 14. Juli 1945 schließlich übergab 
der Bürgermeister der Stadt Memmingen den Schlüssel des jüdischen Friedhofs an das 
Finanzamt Memmingen als dem örtlichen Verwalter des Vermögens der Reichsverei­
nigung der Juden in Deutschland119. 

Keineswegs war der Memminger Vorgang ein Einzelfall. Insbesondere die Forde­
rung des Reichsfinanzministeriums, mit dem Friedhofsgrundstück auch die Grab­
steine zu kaufen, stiftete bei den Gemeindeverwaltungen Verwirrung. Und teilweise 
steigerte sich die Verwirrung zur Empörung, als bekannt wurde, daß der Erlaß vom 
8. Januar 1944 die Aufnahme einer Klausel in die Kaufverträge anordnete, die das 
Reich von jeglicher künftigen Haftung ausnahm. Diese Klausel lautete: „Falls auf 
Grund des Eigentums an den Grabsteinen von Dritten Rechte geltend gemacht wer­
den, verpflichtet sich die Käuferin [i. e. die Gemeinde], das Reich von etwaigen 
Ansprüchen freizustellen."120 Auch dieser Vorbehalt resultierte aus der Konstruk­
tion, daß die Reichsvereinigung noch das Eigentumsrecht an ihrem gegenwärtig 
beschlagnahmten Vermögen besitze. So formulierte das vom Ministerium standardi­
sierte Schreiben, mit dem die örtlichen Finanzämter den Gemeinden den Kauf anbo­
ten: „Die auf dem Begräbnisplatz vorhandenen Grabdenkmäler werden mitverkauft, 
obwohl sie noch den Juden gehören, wenn deren Vermögen nicht eingezogen oder 
verfallen ist. Nach den bisherigen Erfahrungen ist mit Ansprüchen der Eigentümer 
nicht zu rechnen. Es soll aber vorsorglich in den Kaufvertrag die Bestimmung aufge­
nommen werden, daß sie (die Gemeinden) sich verpflichten, das Reich von etwaigen 
Ansprüchen der Eigentümer freizuhalten."121 

116 Ebenda, Bl. 54 f., Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Memmingen, Berndl, an das Finanzamt 
Memmingen, 23. 1. 1945. 

117 Ebenda, Bl. 51, Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Memmingen an den Bäcker Hans S., 30. 6. 
1943, Schreiben des Bäckers Hans S. an den Bürgermeister der Stadt Memmingen, 6.7. 1943. 

118 Ebenda, Bl. 56. 
119 Ebenda, Bl. 57. 
120 Siehe z.B. BA Berlin, R 36/2102, Bl. 52, Kaufvertrag der Stadt Frankfurt/O. mit der Synagogen-

Gemeinde Frankfurt/O., 2. 12. 1944. 
121 Ebenda, Bl. 56, Schreiben der Provinzialdienststelle Rheinland und Hohenzollern des Deutschen 

Gemeindetages an die Zentrale des Deutschen Gemeindetages, 13.3. 1944; Bl. 47, Schreiben des 
Deutschen Gemeindetages an den Reichsfinanzminister, 19. 7. 1944. Hervorhebung von mir. 
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Zwar akzeptierten manche Gemeinden die Klausel und erwarben den jüdischen 
Friedhof samt Grabsteinen auf dieser Grundlage122. In der Regel aber zogen die Bür­
germeister den Sinn der Klausel in Zweifel, hielten sie für rechtlich unverständlich 
und überdies für eine Zumutung. Nicht nur bestand am Erwerb der Grabsteine kein 
Interesse; höchstens als Straßenrand- oder Grundbausteine wurden sie für verwend­
bar gehalten123. Entscheidend war vielmehr, daß das Reich den Gemeinden hier ganz 
offensichtlich eine juristische Verantwortung zuspielen wollte, die den Blick auf den 
Abgrund von Deportation und Massenmord freilegte. Am deutlichsten sprach dies 
der Bürgermeister der Stadt Bückeburg aus, der sich direkt an das Reichssicherheits­
hauptamt wandte und im Juli 1944 schrieb: „Die Juden, die an dem hiesigen jüdi­
schen Friedhof interessiert waren, sind schon vor Jahren samt und sonders abtrans­
portiert worden und zum größten Teil wahrscheinlich nicht mehr am Leben. 
Ansprüche der Eigentümer gegen das Reich oder die Gemeinde könnten nur gestellt 
werden, wenn einer dieser Juden nach hier zurückkehrte. Da die Juden Reichsfeinde 
sind, setzte ein Rückkehr voraus, daß ein nationalsozialistischer Staat nicht mehr 
besteht. Zuvor würde man zweifellos uns allen das Genick umdrehen. Man könnte 
also in der Aufnahme einer derartig merkwürdigen Klausel sehr wohl Zweifel am 
deutschen Sieg erblicken. Daß solche Zweifel aber ernstlich selbstverständlich nir-
gens vorhanden sind, ergibt sich schon daraus, daß eine derartige Vertragsbestim­
mung völlig sinnlos und absurd ist, und dann erst recht unterbleiben kann. Für die 
Gemeinden als Vertragsschließende bedeutet diese Klausel eine nicht zumutbare 
Belastung politischer Art. Daher bitte ich zu erwirken, daß die Kaufverträge zwi­
schen Gemeinden und Finanzämtern über den Erwerb jüdischer Friedhöfe ohne 
eine derartige Bestimmung erfolgen."124 

Angesichts des Unmuts, der sich bei ihr ansammelte, suchte die Geschäftsstelle 
des Deutschen Gemeindetages zunächst die Rechtslage kasuistisch zu klären. Wie 
sich herausstellte, entschied tatsächlich ein kleines juristisches, „normenstaatlich" 
tradiertes Detail über die Zukunft der jüdischen Friedhöfe: nämlich die im Bürgerli­
chen Gesetzbuch (BGB) niedergelegte Unterscheidung zwischen „wesentlichen 
Bestandteilen" eines Grundstücks (§93 BGB) und Sachen, die nur zu einem vor­
übergehenden Zweck mit dem Grundstück verbunden sind (§95 BGB)125. Nach lau-

122 Dies tat z. B. die Stadt Frankfun/Oder, in: Ebenda, Bl. 52. 
123 StAA, BA Memmingen, Bl. 54 f., Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Memmingen, Berndl, an 

das Finanzamt Memmingen, 23. 1. 1945; BA Berlin, R 36/2102, Bl. 59, Schreiben des Bürgermei­
sters von Warstein (Sauerland) an den Deutschen Gemeindetag, 7. 7. 1944. 

124 Ebenda, Bl. 62, Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Bückeburg, Friehe, an das RSHA Berlin, 
6.7. 1944. Die Auffassung, die Klausel des Reichsfinanzministeriums impliziere einen Zweifel 
am „Endsieg", wurde auch andernorts vertreten. Ebenda, Bl. 56, Schreiben der Provinzialdienst-
stelle Rheinland und Hohenzollern des Deutschen Gemeindetages an die Zentrale des Deutschen 
Gemeindetages, 13.3. 1944. 

125 §93 BGB: „Bestandteile einer Sache, die voneinander nicht getrennt werden können, ohne daß der 
eine oder andere zerstört oder in seinem Wesen verändert wird (wesentliche Bestandteile), können 
nicht Gegenstand besonderer Rechte sein." §94 BGB: „(1) Zu den wesentlichen Bestandteilen 
eines Grundstücks gehören die mit dem Grund und Boden fest verbundenen Sachen, insbeson­
dere Gebäude, sowie die Erzeugnisse des Grundstücks, solange sie mit dem Boden zusammen-
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fender Rechtsauffassung, die durch ein Urteil des Oberlandesgerichts München aus 
dem Jahre 1928 erhärtet worden war, bildeten Grabmäler keine wesentlichen Grund­
stücksbestandteile, „die gemäß §93 BGB nicht Gegenstand besonderer Rechte 
sein können". Vielmehr blieben die Grabmäler nach §95 BGB „selbständige Sachen 
[...], deren Rechtsverhältnisse sich abweichend von denen des Grundstücks, auf dem 
sie stehen, entwickeln können"126. Mit einem spezifischen Rechtsstatus jüdischer 
Friedhöfe hatte dies alles nichts zu tun; vielmehr handelte es sich um geltendes Zivil­
recht, das durch die Rechtskonstruktionen und -fiktionen, die der „Arisierung" 
zugrunde lagen, nicht gänzlich ausgelöscht worden war und daher Anwendung 
erheischte. Die Aporie, in die sich das Regime dadurch hineinmanövriert hatte, daß 
es das offene Verbrechen und die außernormative „Maßnahme" mit pseudo-rechts-
staatlichen Mitteln zu kaschieren suchte, wurde in diesem konkreten Einzelfall 
aktenkundig. 

Tatsächlich ging nämlich das Eigentum an den Grabsteinen beim Verkauf des 
Friedhofsgeländes nicht auf den neuen Grundstückseigentümer über, sondern ver­
blieb beim Grabstelleninhaber bzw. „demjenigen, der die Denkzeichen erworben 
hat": „Da die Gemeinden die jüdischen Friedhöfe mit den Rechten und Pflichten 
ihrer Rechtsvorgänger erwerben, so sind sie der Friedhofsordnung entsprechend ver­
pflichtet, die Grabdenkmäler bis zum Ablauf der Ruhefristen stehen zu lassen bzw. 
so zu verwahren, dass sie dem Eigentümer jederzeit zur Verfügung gestellt werden 
können."127 Damit war die rechtliche Substanz der von den Gemeinden inkriminier­
ten Klausel bestätigt. Denn nach Auffassung des Deutschen Gemeindetages bestand 
gemäß §§985, 1005 und 867 BGB ein Anrecht der Eigentümer, vom aktuellen Besit­
zer jederzeit die Herausgabe der Grabsteine zu verlangen128. 

Daß es sich bei dieser Kasuistik um einen reichlich gespenstischen Vorgang han­
delte, war den Beteiligten bewußt. Der Deutsche Gemeindetag suchte denn auch die 
Bedenken der Gemeinden zu zerstreuen. Die rechtlichen Ausführungen, so ließ die 
Geschäftsstelle wissen, dürften „nur theoretischen Charakter" haben, „da kaum 
damit zu rechnen ist, dass die Juden ihre Eigentumsrechte an den Grabmälern gel­

hängen [...]." §95 BGB: „(1) Zu den Bestandteilen eines Grundstücks gehören solche Sachen 
nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und Boden verbunden sind. 

126 BA Berlin, R 36/2102, Bl. 57, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Provinzialdienst-
stelle Rheinland und Hohenzollern des Deutschen Gemeindetages, 27. 3. 1944. 

127 Ebenda; vgl. auch Bl. 41, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Landesdienststelle Hes­
sen/Hessen-Nassau, 27. 3. 1944. 

128 Ebenda, Bl. 47, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Reichsfinanzminister, 19. 7. 1994. 
§ 985 BGB (Anspruch aus dem Eigentum): „Der Eigentümer kann von dem Besitzer die Heraus­
gabe einer Sache verlangen." §1005 BGB (Verfolgungsrecht): „Befindet sich eine Sache auf einem 
Grundstücke, das ein anderer als der Eigentümer der Sache besitzt, so steht diesem gegen den 
Besitzer des Grundstücks der im §867 bestimmte Anspruch zu." §867 BGB: „Ist eine Sache aus 
der Gewalt des Besitzers auf ein im Besitz eines anderen befindliches Grundstück gelangt, so hat 
ihm der Besitzer des Grundstücks die Aufsuchung und die Wegschaffung zu gestatten [...]." 
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tend machen werden"129. „Unter den obwaltenden Verhältnissen" sei damit nicht zu 
rechnen130; dies setze „politische Tatsachen voraus, mit deren Eintritt nicht zu rech­
nen ist"131. Darüber hinaus stellte der Deutsche Gemeindetag die faktische rechtliche 
Unerheblichkeit der vom Reichsfinanzminister gewünschten Klausel fest. So konsta­
tierte ein Rechtsgutachten vom Oktober 1944, daß das Reich die Grabmäler, wenn 
sie den jüdischen Eigentümern noch gehörten, auch nicht verkaufen könne. „Man 
kann Dinge, deren Eigentum man nicht hat, nicht verkaufen." Auch die Maßgabe, 
das Reich von einer eventuellen Haftung freizuhalten, sei ohne Bedeutung, da sie 
sich lediglich auf die Herausgabe der Grabsteine beziehe. Dies sei praktisch leicht 
zu ermöglichen, indem die Gemeinden die Grabsteine „irgendwo" einige Jahre auf­
bewahrten. „Alsdann könnte, wenn ein Jude den Grabstein haben will, dieser her­
ausgegeben werden. Es ist aber nicht damit zu rechnen, dass jemals ein solcher 
Antrag gestellt wird. Infolgedessen kann die vorläufige Aufbewahrung der Grab­
denkmäler einige Jahre nach dem Krieg fortgesetzt werden, bis sie dann später 
anders verwandt werden. Es bestehen also keine Bedenken, die Klausel des Finanz­
ministers zu unterzeichnen, da sie den Gemeinden nicht wehetut, obwohl sie an sich 
natürlich unkorrekt ist."132 

Die Geschäftsstelle suchte in diesem Sinne die Gemeinden zu beruhigen. Unter 
anderem schlug sie vor, daß die Gemeinden sich der jahrelangen Aufbewahrungs­
pflicht durch eine „öffentliche Aufforderung" entledigten, „die Denkmäler innerhalb 
einer bestimmten Frist abzuholen"133. Zugleich wies sie aber gegenüber dem Reichs­
finanzministerium auf die ,,übereinstimmende[n] Bedenken" hin, welche die 
Gemeinden gegen die Klausel hegten. Rein rechtlich betrachtet sei der Verkauf der 
Grabmäler „nicht empfehlenswert". Angesichts der Eigentumslage handelten die 
Finanzämter ohne Vertretungsmacht, das hieß, der Kaufvertrag sei „schwebend 
unwirksam". Infolgedessen sollten die Finanzämter angewiesen werden, die Ver­
tragsentwürfe entsprechend zu ändern und von der inkriminierten Klausel abzuse­
hen134. Es kennzeichnet jene Aporie zwischen verbrecherischer Substanz und „nor­
mativer" Fassade, daß das Reichsfinanzministerium die Frage nicht allein entschei­
den konnte oder wollte, ehe es mit dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD 
Rücksprache gehalten hatte. Bis zum 1. November 1944 war von dort keine Ant­
wort erfolgt135. Erst am 6. Januar 1945 hob ein neuer Erlaß des Reichsministers der 
Finanzen die ein Jahr zuvor getroffene Bestimmung auf, die „bei mehreren Gemein­
den zu Mißverständnissen Anlaß gegeben" habe. Die Klausel habe sich lediglich auf 

129 BA Berlin, R 36/2102, Bl. 57, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Provinzialdienst-
stelle Rheinland und Hohenzollern des Deutschen Gemeindetages, 27. 3. 1944. 

130 Ebenda, Bl. 60, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Bürgermeister von Warstein 
(Sauerland), 25. 7. 1944. 

131 Ebenda, Bl. 47, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Reichsfinanzminister, 19. 7. 1944. 
132 Ebenda, Bl. 48, Aktenvermerk vom 30. 10. 1944. 
133 Ebenda, Bl. 58, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an die Provinzialdienststelle Rheinland 

und Hohenzollern des Deutschen Gemeindetages, 27. 3. 1944. 
134 Ebenda, Bl. 47, Schreiben des Deutschen Gemeindetages an den Reichsfinanzminister, 19. 7. 1944. 
135 Ebenda, Bl. 49, Schreiben des Reichsfinanzministers an den Deutschen Gemeindetag, 1. l l . 1944. 
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die Fälle bezogen, „in denen die Grabsteine nicht Eigentum des Reichs geworden 
sind, weil das Vermögen der Eigentümer nicht eingezogen oder dem Reich verfallen 
ist. Eigentümer der Grabsteine können in diesem Fall Juden in der Regel nur sein, 
wenn sie sich noch im Reich befinden. Nach den bisherigen Erfahrungen ist mit 
Ansprüchen der Eigentümer nicht zu rechnen. Ich habe deshalb keine Bedenken, 
dass von der Aufnahme der Klausel in die Kaufverträge abgesehen wird. Es genügt, 
wenn die Käufer der Grabdenkmäler bei Abschluß des Kaufvertrags darauf auf­
merksam gemacht werden, dass nicht alle verkauften Grabsteine im Eigentum des 
Reichs stehen."136 

Faktisch bedeutete dies die schriftliche und regierungsoffizielle Bestätigung dafür, 
daß die - zivilrechtlich nicht bestrittenen - Eigentumsrechte der Juden, die aus 
Deutschland deportiert und ermordet worden oder zuvor emigriert waren, aus Sicht 
des Regimes nicht mehr bestanden, sondern dem Reich anheimgefallen waren137. 
Den Gemeinden öffnete dies nun endgültig den Weg, die jüdischen Friedhöfe zu 
erwerben, die Grabsteine abzuräumen und die Grundstücke anderweitig zu verwen­
den. Dafür aber war es im Januar 1945 zu spät. 

IV. 

Nach Kriegsende ging das herrenlose Vermögen der Reichsvereinigung der Juden in 
Deutschland auf die jüdischen Nachfolgeorganisationen über138. Zu Eigentümern der 
jüdischen Friedhöfe wurden damit zunächst die Jewish Restitution Successor Orga­
nization (JRSO) in der amerikanischen, die Jewish Trust Corporation for Germany 
(JTC) in der britischen und die Branche francaise der JTC in der französischen 
Besatzungszone139. Zwischen ihnen und den kleinen jüdischen Gemeinden, die sich 
allmählich in Deutschland neu bildeten, flackerten immer wieder Auseinanderset­
zungen auf. Vornehmlich ging es dabei um die umstrittene Frage der Funktionsnach­
folge. Erst ein 1954 in Augsburg gesprochenes Urteil des Court of Restitution 
Appeals, des obersten Rückerstattungsgerichts in der ehemaligen amerikanischen 
Zone, legte den Streit endgültig bei, indem es die JRSO als alleinige Rechtsnachfol-

136 Eine Abschrift des Erlasses, nach der hier zitiert wird, befindet sich in: StAM, 333/9, Bl. 174. Vgl. 
BA Berlin, R 36/2102, Bl. 54, Schreiben des Reichsfinanzministeriums an den Deutschen Gemein­
detag, 6. 1. 1945. 

137 Dies entsprach der von Hitler gutgeheißenen, vom Reichsfinanzministerium und dem Chef der 
Sicherheitspolizei und des SD gemeinsam organisierten Praxis der pauschalen Ausplünderung 
jener Juden, die ihren Wohnsitz nicht mehr in Deutschland hatten. Grundlage hierfür waren die 
11. und die 13. Verordnung zum Reichsbürgergesetz von 1941 und 1943, die dem pauschalen 
und anonymen Vermögensverfall der Juden den Weg ebneten. Vgl. hierzu Mehl, Reichsfinanzmi­
nisterium, S. 92 ff. 

138 Grundlegend hierzu Ernest H. Weismann, Die Nachfolge-Organisationen, in: Die Wiedergutma­
chung nationalsozialistischen Unrechts durch die Bundesrepublik Deutschland, hrsg. v. Bundes­
minister der Finanzen in Zusammenarbeit mit Walter Schwarz, Bd. II: Das Bundesrückerstat­
tungsgesetz, München 1981, S. 725-799. 

139 Vgl. ebenda, S. 791. 
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gerin der ehemaligen jüdischen Gemeinden anerkannte140. Nach dieser Klärung der 
Rechtslage gaben die Nachfolgeorganisationen bald große Teile des ursprünglichen 
jüdischen Gemeindevermögens und insbesondere die Friedhöfe den neugegründeten 
jüdischen Gemeinden und Landesverbänden zurück141. Nach wie vor ungelöst blieb 
freilich das Problem, wer in welchem Umfang für den Unterhalt der Friedhöfe auf­
zukommen habe. In Memmingen zum Beispiel war es hierüber zu scharfen Konflik­
ten gekommen. An der „unglaublichen Methode" der JRSO, „den Besitz der frühe­
ren Israelitischen Kultusgemeinden einzustecken, und dann den Bayr[ischen] Staat 
für die Instandhaltung der jüdischen Friedhöfe verantwortlich zu machen", übten 
Angehörige der örtlichen jüdischen Gemeinde bittere Kritik142. Zwar wies die JRSO 
solche Vorwürfe umgehend zurück143; unbestritten aber war, daß die wenigen in der 
Bundesrepublik neu entstehenden jüdischen Gemeinden weder über ausreichende 
Mitglieder noch Mittel verfügten, um die Friedhöfe instandzusetzen und kontinuier­
lich zu pflegen144. 

Unter den neu aufgebauten deutschen Behörden, seit 1949 auch denen auf Bun­
desebene, war es denn auch im Grundsatz nicht strittig, daß die öffentliche Hand 
für die überwiegend verwaisten jüdischen Friedhöfe in einer besonderen Pflicht 
stand. Die Frage aber, wer denn konkret die politische, organisatorische und vor 
allem finanzielle Verantwortung zu tragen habe, warf schwierige rechtliche Pro­
bleme auf, in die sich gelegentlich auch sachfremde Interessen mischten. Im wesent­
lichen ging es um drei voneinander zu unterscheidende Maßnahmen, über deren 
Durchführung Klarheit geschaffen werden mußte: um den Schutz der jüdischen 
Friedhöfe vor aktuellen Schändungen, ihre Instandsetzung nach jahrelanger Ver­
wahrlosung oder gezielten Beschädigungen während der NS-Zeit sowie ihre fortlau­
fende Konservierung durch adäquaten Unterhalt. 

Die Schändungen jüdischer Friedhöfe, die sich gegen Ende der vierziger Jahre 
häuften, bildeten von Beginn an ein politisch höchst sensibles Thema, das die verant­
wortlichen Politiker zum Handeln herausforderte. Zwar standen nach Auffassung 
der ermittelnden Behörden längst nicht immer antisemitische Motive hinter den 
Schändungen145. Aber die Behörden wußten, „daß das Ansehen des deutschen Volkes 

140 Vgl. ebenda, S. 786. 
141 Vgl. ebenda, S. 786 f. Verstreute Akten über die Rückgabeverhandlungen befinden sich in: ZAH, 

B. 1/5, Nr. 97. 
142 ZAH, B. 1/7, Nr. 123, Max Günzburger an den Zentralrat der Juden in Deutschland, o. D. [1951]. 

Hier auch weitere Beispiele für lokale Konflikte zwischen den Nachfolgeorganisationen und den 
jüdischen Gemeinden. 

143 Ebenda, Dr. Katzenstein an den Generalsekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland, H. G. 
van Dam, 7.5. 1951. 

144 Zeugnisse zum Wiederaufbau jüdischer Gemeinden in Deutschland nach 1945 bei Michael Bren­
ner, Nach dem Holocaust. Juden in Deutschland 1945-1950, München 1995, S. 161-176. 

145 Siehe z.B. Stadtarchiv Augsburg (künftig: SdtA), Bestand 49, Nr. 481, Bl. 106, Erlaß des Bayeri­
schen Staatsministeriums des Innern, 3.6. 1950; BAK, Bestand Bundesministerium des Innern, 
B 109/196, Bl. 361 ff., Aufstellung über die Verfahren wegen Friedhofs- und Grabschändungen 
in der Bundesrepublik Deutschland von 1948 bis 1957. In dieser vom Bundeskriminalamt verfaß­
ten Aufstellung wurde der unpolitische Charakter solcher Taten, insbesondere der Tatbestand des 
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in der Welt durch sie neuerdings gefährdet" war. „Falls die deutschen Dienststellen 
bei ihrer Abwehr versagten, wäre mit schwerwiegenden politischen Auswirkungen 
zu rechnen."146 Dementsprechend engmaschig waren die Kontrollen der Polizei 
etwa in Bayern, wo über jeden umgestürzten Grabstein auf einem jüdischen Fried­
hof berichtet wurde147. Der Präsident des Bayerischen Landesamtes für Wiedergut­
machung, Philipp Auerbach, forderte gelegentlich eines Einzelfalls die „exemplari­
sche Bestrafung" der 13 und 15 Jahre alten Täter148. Und am 13. Juni 1950 beschloß 
der Bayerische Landtag, die Strafen für „verbrecherische Friedhofsschändungen" zu 
verschärfen149. In diesem Kontext wies das Bayerische Innenministerium im Mai 
1948 die Bezirksregierungen und Gemeinden an, den Schutz der jüdischen Friedhöfe 
aus eigener Kraft zu verstärken. In erster Linie sei es Sache der Gemeinden, für die 
angemessene Bewachung der örtlichen jüdischen Friedhöfe zu sorgen. Die Überwa­
chung in Form der gewöhnlichen Streifengänge reiche dafür erfahrungsgemäß nicht 
aus. „Die Gemeinden werden sich vielmehr der Pflicht zur Bestellung besonderer 
Bewachungsmannschaften nicht entziehen können." Solche Wachmannschaften soll­
ten hauptberuflich angestellt und der ordentlichen Gemeinde- oder Landespolizei-
verwaltung untergeordnet werden150. An der Frage, wer für die Kosten der zusätz­
lich eingestellten Wachmannschaften aufzukommen habe, entspann sich mancher 
Konflikt. Zunächst hatte sich das „Staatskommissariat für rassisch, religiös und poli­
tisch Verfolgte" („Auerbach-Behörde") bereit erklärt, die Kosten in vollem Umfang 
zu übernehmen. Infolge der Währungsreform sah sich die Behörde hierzu aber bald 
nicht mehr in der Lage, weshalb zunächst die Teilung der Kosten zwischen Land 
und Kommune verfügt wurde. 1950 schließlich wurden die gesamten Kosten den 
örtlichen Trägern der Polizei aufgebürdet151. 

groben Unfugs, stark hervorgehoben. Auf dieser Aufstellung beruht teilweise auch die Dokumen­
tation von Adolf Diamant, Geschändete jüdische Friedhöfe in Deutschland 1945-1980, Frankfurt 
a. M. 1982. Insgesamt ist das Problem der Schändung jüdischer Friedhöfe nach 1945 ein komple­
xes Thema, das hier nicht eingehend behandelt werden kann. Vgl. Julius H. Schoeps, Sepulcra 
hostium religiosa nobis non sunt. Zerstörung und Schändung jüdischer Friedhöfe in der Bundes­
republik Deutschland 1945, in: Alphons Silbermann/Julius H. Schoeps (Hrsg.), Antisemitismus 
nach dem Holocaust. Bestandsaufnahme und Erscheinungsformen in deutschsprachigen Ländern, 
Köln 1986, S. 33-39. 

146 StdA, Bestand 49, Nr. 481, Bl. 50, Erlaß des Bayerischen Staatsministeriums des Innern an die 
Regierung von Schwaben, 19. 5. 1948. 

147 BayHStA, StK 13665, Berichte vom 21.7., 16.8. und 28. 8. 1950. 
148 Ebenda, Schreiben Auerbachs an den Staatsminister der Justiz, Josef Müller, 30. 8. 1949. 
149 Verhandlungen des Bayerischen Landtags, IV. Tagungsperiode, München 1951, S. 511 f., Sitzung 

vom 13.6. 1950. 
150 StdA, Bestand 49, Nr. 481, Bl. 50, Erlaß des Bayerischen Staatsministeriums des Innern an die 

Regierung von Schwaben, 19. 5. 1948. 
151 Ebenda, sowie ebenda, Bl. 105, Schreiben des Bayerischen Landesamtes für Wiedergutmachung, 

Philipp Auerbach an die Stadtverwaltung Augsburg, 28.3. 1949; Bl. 106, Erlaß des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern an die Regierungen, 3. 6. 1950. Vgl. zu Tätigkeit und Sturz des 
bayerischen Staatskommissars Philipp Auerbach sowie zur Institutionengeschichte Constantin 
Goschler, Wiedergutmachung. Westdeutschland und die Verfolgten des Nationalsozialismus 
(1945-1954), München 1992, S. 78 ff. 
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Es entbehrt nicht der Ironie, daß die Gemeinden wenige Jahre nachdem sie 
beträchtliche Anstrengungen unternommen hatten, die örtlichen jüdischen Friedhöfe 
verschwinden zu lassen, nun zu ihrem verstärkten Schutz verpflichtet wurden. Am 
Beispiel Augsburgs wird darüber hinaus deutlich, wie spannungsvoll sich das Ver­
hältnis zwischen Stadtverwaltung und neugegründeter jüdischer Gemeinde in bezug 
auf die Friedhofsfrage entwickeln konnte. Am 8. März 1946 sprach die jüdische 
Gemeinde bei der Kommunalverwaltung vor und bat wegen der noch nicht beseitig­
ten Verwüstungen auf dem jüdischen Friedhof im Stadtteil Kriegshaber um 
Abhilfe152. Grundsätzlich vertrat die Stadtverwaltung den Standpunkt, daß die Kom­
mune für durch das NS-Regime zugefügte Schäden - an der Synagoge wie an den 
teilweise auch durch Luftangriffe beschädigten jüdischen Friedhöfen - weder eine 
rechtliche noch moralische Verpflichtung zur Schadensbehebung traf153. Zwar 
erklärte sich der Oberbürgermeister bereit, die Instandsetzung des Friedhofs Kriegs­
haber vorzufinanzieren, allerdings nur unter der Voraussetzung, „daß das Land Bay­
ern die Verpflichtung zum Kostenersatz anerkennt"154. Allzu gerne wollte sich die 
Stadtverwaltung jeglicher Mitverantwortung für die verbrecherischen Aktionen des 
Regimes durch den Verweis auf die Tätigkeit der NSDAP und die Rolle der staatli­
chen Stellen entledigen155. Es bedurfte daher beträchtlichen Druckes durch die örtli­
che jüdische Gemeinde und den bayerischen Staatskommissar Auerbach - der die 
Auffassung vertrat, es sei „eine Ehrenpflicht der Stadt, die von den Nazis zerstörten 
Synagogen und Friedhöfe auf schnellstem Wege wiederherzustellen"156 - , um die 
Stadt Augsburg zu einigen Leistungen zu bewegen. Tatsächlich wurden die drin­
gendsten Instandsetzungsarbeiten am jüdischen Friedhof im Stadtteil Kriegshaber 
dann letzten Endes von der Stadt übernommen, nachdem die Bezirksstelle Schwaben 
der bayerischen Wiedergutmachungsbehörde die Erstattung abgelehnt hatte157. 

152 StdA, Bestand 49, Nr. 481, Bl. 29, Aktenvermerk vom 8. 3. 1946. 
153 Ebenda, Bl. 39, Aktenvermerk vom 27. 9. 1946; Bl. 36, Beschluß des Verwaltungsausschusses vom 

10. 9. 1946. 
154 Ebenda, Bl. 30, Schreiben der Stadtverwaltung Augsburg an den Regierungspräsidenten des 

Bezirks Schwaben, 15.3. 1946. 
155 Kennzeichnend für den Standpunkt der Stadtverwaltung war ein Schreiben des Augsburger Ober­

bürgermeisters an Philipp Auerbach vom 22. l l . 1946, in: Ebenda, Bl. 43: „Die rechtliche Ver­
pflichtung zum Schadensersatz [in bezug auf den jüdischen Friedhof] trifft das Reich (Staat). 
Soweit eine moralische Verpflichtung in Betracht kommt, obliegt sie jedenfalls nicht der Stadtge­
meinde. Die Synagoge ist durch Gliederungen der NSDAP beschädigt worden. Die Stadtverwal­
tung kann als Urheberin weder unmittelbar noch mittelbar angesprochen werden. Es ist im 
Gegenteil bekannt, daß der damalige Oberbürgermeister der Stadt [i. e. Josef Mayr] solchen 
Gewaltakten nicht nur fern, sondern ausgesprochen ablehnend gegenüberstand. Auch hier besteht 
also für die Stadt weder eine rechtliche noch eine moralische Ersatzpflicht. Wenn man eine solche 
schon erörtern wollte, so wäre zu berücksichtigen, daß die Polizei, die zur Abwehr berufen gewe­
sen wäre, seinerzeit nicht städtisch, sondern staatlich war." 

156 Ebenda, Bl. 41, Schreiben Auerbachs an den Oberbürgermeister der Stadt Augsburg, 31. 10. 1946. 
157 Ebenda, Bl. 47, Schreiben der Stadtverwaltung Augsburg an den Beauftragten für rassisch, religiös 

und politisch Verfolgte bei der Kreisregierung für Schwaben, Hugo Schwarz, 3.4. 1947; Bl. 108, 
Aktenvermerk vom 29. 3. 1951, sowie der ganze Vorgang in der Akte. 
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Mithin ging die Initiative zur Sicherung, Wiederherstellung und Instandhaltung 
der jüdischen Friedhöfe in Bayern zunächst überwiegend von der Staatsregierung 
aus. Eine Rolle spielte dabei auch die amerikanische Militärregierung. 1949 hatte sie 
den Zustand der jüdischen Friedhöfe für unbefriedigend gehalten und deren Betreu­
ung dem aus der „Auerbach-Behörde" hervorgegangenen Landesamt für Wiedergut­
machung (später Landesentschädigungsamt) übertragen158. Um sich ein klares Bild 
über das Ausmaß der durch die NS-Zeit verursachten Schäden zu verschaffen, ord­
nete die bayerische Regierung erstmals im Jahre 1948, dann erneut im Jahre 1954 
eine landesweite Inventur der jüdischen Friedhöfe an und stellte seit Beginn der 
fünfziger Jahre in begrenztem Umfang auch Mittel zur Instandsetzung bereit159. 

Mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und dem Beginn einer bun­
desrepublikanischen Wiedergutmachungspolitik160 erhob sich indes bald die Frage, 
inwieweit sich auch der Bund an der Finanzierung der (einmaligen) Instandsetzung 
und vor allem der (laufenden) Instandhaltung beteiligen solle. Grundsätzlich bestrit­
ten weder das federführende Bundesministerium des Innern noch die Länder die 
Opportunität einer Bundesbeteiligung. Und seit 1953 wies der Haushalt des BMdI 
einen regelmäßigen Beitrag zur Instandsetzung aus161. Darüber jedoch, auf welcher 
rechtlichen Grundlage die Instandhaltung auf Dauer finanziert werden solle, gingen 
die Meinungen auseinander. Nicht nur mit den divergierenden fiskalischen Interes­
sen von Bund und Ländern verquickte sich die Frage; die Betreuung jüdischer Fried­
höfe wurde darüber hinaus zu einer Art Grundsatzfrage hochstilisiert, wie die föde­
rale Grundordnung der noch jungen Bundesrepublik künftig auszugestalten sei, und 
geriet damit in die Mühlen verfassungsrechtlicher Auseinandersetzungen. So bezwei­
felte etwa die Regierung des Freistaates Bayern im Sommer 1953, daß eine Beteili-

158 STAA, BA Illertissen, Nr. 3720, Schreiben des Bayerischen Amtes für Wiedergutmachung an das 
Bezirksamt Illertissen, 16.9. 1949. 

159 Siehe u. a. STAA, BA Illertissen, Nr. 3720, Erlaß des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
vom 25. 5. 1948; StdA, Bestand 49, Nr. 481, Bl. 120, Erlaß des Bayerischen Landesentschädigungs­
amtes vom 4. 8. 1954. Im Haushaltsjahr 1953 waren im Haushalt des Bayerischen Landesent­
schädigungsamtes DM 42000,- für die Instandsetzung der jüdischen Friedhöfe ausgewiesen. 
BayHStA, StK 13665, Schreiben des Bayerischen Staatsministers der Finanzen an den Bevoll­
mächtigten Bayerns beim Bund, 1. 6. 1953. Ähnlich lagen die Verhältnisse in Nordrhein-Westfa­
len. So erhielt der Regierungspräsident Düsseldorf zum Unterhalt der offenen jüdischen Fried­
höfe in der Abteilung Nordrhein des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden für das Jahr 
1955 DM 36500,- zugewiesen. ZAH, B. 1/15 (Nordrhein), Nr. 135, Schreiben des Regierungsprä­
sidenten Düsseldorf an den Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein-Westfalen, 
Abt. Nordrhein, 25. 1. 1956. Im Bestand B. 1/15, Nr. 3.6, Friedhöfe, befindet sich eine umfassende 
Dokumentation der zwischen 1951 und 1957 bzw. nach 1957 angefallenen Unterhaltskosten. 
Auch für die verwaisten jüdischen Friedhöfe stellte das Land Nordrhein-Westfalen Mittel zur 
Verfügung. Siehe hierzu ebenda, Nr. 399, Korrespondenz des Landesverbandes der Jüdischen 
Kultusgemeinden von Nordrhein mit dem Kultusminister des Landes Nordrhein-Westfalen, mit 
zahlreichen Einzelbelegen. 

160 Vgl. Goschler, Wiedergutmachung, S. 225 ff. 
161 Im einzelnen handelte es sich um die folgenden Summen: 1953: DM 180000; 1954: DM 192000; 

1955: DM 172800; 1956: DM 172800; 1957: DM 454133,03; 1958: DM 220500, in: BAK, B 106/ 
37, Bl. 71, Bl. 150, Bl. 198, Bl. 341, Bl. 343. 
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gung des Bundes verfassungsrechtlich überhaupt möglich sei: „Aus grundsätzlichen 
Erwägungen sollte dem Bestreben des Bundes, auf immer wieder neuen Gebieten 
sich zu betätigen und dadurch Einfluß auf Länderangelegenheiten zu gewinnen, Ein­
halt geboten werden." Entweder sollte sich der Bund dazu entschließen, die Sache 
als „eine Art Kriegsfolgelast" anzusehen und die Kosten - analog der Kriegsgräber­
fürsorge - voll zu übernehmen; oder die Pflege der jüdischen Friedhöfe sollte zur 
alleinigen Aufgabe der Länder werden. „Eine Beteiligung von Bund und Ländern ist 
jedoch abzulehnen."162 

Zwar einigten sich die Länder im Verlauf des Jahres 1953 auf den Vorschlag, selbst 
die Instandsetzung der Friedhöfe zu vollenden und dem Bund die dauerhafte 
Instandhaltung zu überlassen; dieser Vorschlag scheiterte jedoch wiederum an ver­
fassungsrechtlichen Einwänden seitens des Bundesministeriums des Innern. Demzu­
folge war die Instandhaltung der jüdischen Friedhöfe als eine kulturelle Dauerauf­
gabe zu betrachten, die daher unter die Kulturhoheit der Länder fiel. Der Vorschlag, 
die Finanzierung durch ein Bundesgesetz auf den Weg zu bringen, wurde „nach ein­
gehender Prüfung" und in „langwierigen Erörterungen mit den jüdischen Repräsen­
tanten" ebenfalls verworfen163. Zwar stellten sich die Vertreter der jüdischen 
Gemeinden und Nachfolgeorganisationen mit guten Gründen auf den Standpunkt, 
auch bei der Instandhaltung handle es sich um eine genuine Wiedergutmachungslei­
stung; denn die Tatsache, daß die wenigen jüdischen Gemeinden in der Bundesrepu­
blik weder genug Mitglieder noch Mittel besaßen, um den regelmäßigen Unterhalt 
der Friedhöfe zu gewährleisten, war ja unleugbar eine direkte Folge der nationalso­
zialistischen Gewaltherrschaft und ihrer Vernichtung des jüdischen Gemeindelebens 
in Deutschland164. Letztlich aber blieb es bei der bundesdeutschen Rechtsauffassung, 
wonach es sich bei der Instandhaltung der jüdischen Friedhöfe nicht um eine Wie­
dergutmachungsleistung nach Art. 74, Ziff. 9 GG handeln könne, die unter die kon­
kurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiel: Der gesetzlich fixierte Begriff 
der Wiedergutmachung bezog sich demzufolge nur auf unmittelbare Schädigungen. 
Im Falle der jüdischen Friedhöfe hieß dies, daß der Bund zwar für die einmalige 
Beseitigung absichtlicher Beschädigungen oder der verfolgungsbedingten Verwahrlo­
sung eine Leistung erbringen konnte. Das Problem der dauernden Instandhaltung 
war damit aber nicht gelöst, denn die Verhinderung der jüdischen Gemeinden, ihre 

162 BayHStA, StK 13665, Schreiben des Bayerischen Staatsministers der Finanzen an den Bevoll­
mächtigten Bayerns beim Bund, 1. 6. 1953. 

163 BAK, B 106/37, Bl. 6-8, Vermerk über die gemeinsame Besprechung am 10.2. 1954 im Bundesmi­
nisterium des Innern mit den Vertretern der Länder, der jüdischen Organisationen und der betei­
ligten Referate des Bundesministeriums des Innern über die Instandsetzung und Instandhaltung 
der jüdischen Friedhöfe, S. 1; BAK, Bestand Bundeskanzleramt, B 136/5862, Schreiben des 
Bundesministers des Innern, Gerhard Schröder, an den Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, 
13. 1. 1956, S. 2. 

164 Zu dieser Argumentation der jüdischen Vertreter siehe u. a. ZAH, B.1./78, Nr. 347, Schreiben von 
E. Katzenstein (JRSO) an Ministerialrat Dr. Gussone, 13. 6. 1955; ebenda, Vermerk über die 
Besprechung im Bundesministerium des Innern am 15.6. 1955, S. 2-4 (Dr. Lachs, Dr. Katzen­
stein). 
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Friedhöfe selbst zu betreuen, galt nur als mittelbare Schädigung und fiel demzufolge 
juristisch nicht unter den Begriff der Wiedergutmachung. Ein Bundesgesetz zur 
Betreuung der Friedhöfe schied damit aus165. Schließlich war auch der in einer 
gemeinsamen Sitzung von Bund, Ländern und jüdischen Organisationen am 
10. Februar 1954 vorgeschlagene Weg nicht gangbar, die dauerhafte Pflege der Fried­
höfe den Gemeinden zu übertragen. Die hier geäußerte Meinung, es müsse möglich 
sein, „die kommunalen Verwaltungen [...] unter Hinweis auf die moralische Ver­
pflichtung des deutschen Volkes und die kulturelle Bedeutung zur Übernahme der 
laufenden Betreuung der nicht mehr benutzten jüdischen Friedhöfe zu bringen"166, 
entpuppte sich als Wunschdenken und entbehrte der reellen Rechtsgrundlage167. 

Mitte der fünfziger Jahre schien daher die Frage der dauerhaften Betreuung der 
jüdischen Friedhöfe in eine Sackgasse geraten zu sein. Während der Bund die Sache 
vor allem als eine kulturelle Angelegenheit der Länder betrachtete, beharrten diese 
darauf, es handle sich um eine Wiedergutmachungsleistung, für die allein der Bund 
zuständig sei. Von der Sache aus geurteilt, war eine solche Blockade freilich nicht 
nachvollziehbar. In dieser Situation ergriff daher der Bundesminister des Innern, 
Gerhard Schröder, die Initiative zu einer pragmatischen Lösung. Zahlreiche 
Zuschriften und Rückfragen der jüdischen Organisationen im In- und Ausland hat­
ten ihm „das dringende und nicht mehr länger zu beschwichtigende Interesse der 
Juden in aller Welt an der Sicherung und Betreuung der jüdischen Grabstätten in der 
Bundesrepublik"168 vor Augen geführt und bestimmten ihn zum Handeln. Anfang 
1956 schlug Schröder in einer Kabinettsvorlage vor, das Bundeskabinett möge in 
Anknüpfung an die feierliche Erklärung zur Judenfrage vor dem Deutschen Bundes­
tag vom 27. September 1951169 einen Grundsatzbeschluß treffen. Mit diesem sollte 

165 Ebenda, S. 4, sowie BAK, B 136/5862, Schreiben des Bundesministers des Innern, Gerhard Schrö­
der, an den Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, 13. 1. 1956, S. 2 f. 

166 BAK, B 106/37, Bl. 6-8, Vermerk über die gemeinsame Besprechung am 10. 1. 1954 im Bundesmi­
nisterium des Innern mit den Vertretern der Länder, der jüdischen Organisationen und der betei­
ligten Referate des Bundesministeriums des Innern über die Instandsetzung und Instandhaltung 
der jüdischen Friedhöfe, S. 5. 

167 BAK, B 136/5862, Schreiben des Bundesministers des Innern, Gerhard Schröder, an den Staatsse­
kretär des Bundeskanzleramtes, 13. 1. 1956, S. 3; BayHStA, StK 13665, Schreiben des Bundesmi­
nisters des Innern, Gerhard Schröder, an die Ministerpräsidenten der Länder, 28. 9. 1956. Eine 
ausführliche juristische Begründung, warum die Gemeinden zum Unterhalt nicht verpflichtet 
werden könnten, findet sich aus bayerischer Sicht in: Ebenda, Schreiben des Bayerischen Staats­
ministeriums des Innern an das Bundesministerium des Innern, 3.9. 1956. Insbesondere eine 
rechtliche Verpflichtung zur Instandsetzung der verwaisten jüdischen Friedhöfe lehnten die poli­
tischen Gemeinden ab. Siehe ZAH, B. 1/15, Nr. 95, Schreiben des Kultusministers des Landes 
Nordrhein-Westfalen an den Landesverband der jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein, 
15.9. 1958. 

168 BAK, B 136/5862, Schreiben des BMdI, Gerhard Schröder, an den Staatssekretär des Bundeskanz­
leramtes, 20. 8. 1956. 

169 Siehe hierzu: Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 1. Wahlperiode 1949, Stenographische 
Berichte, Bd. 9, S. 6697-6700. Eine ihrer Wurzeln hatte diese Erklärung in der Auseinanderset­
zung, die der damalige Bundesjustizminister Thomas Dehler mit dem Herausgeber der „Allge­
meinen Wochenzeitung der Juden in Deutschland", Karl Marx, geführt hatte. Die Zeitung hatte 
am 10. 11. 1950 ein Interview mit Kurt Schumacher veröffentlicht, in dem sich letzterer negativ 
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sich die Bundesregierung verpflichten, die dauerhafte Betreuung der jüdischen Fried­
höfe durch einen jährlichen Pauschalbetrag mitzufinanzieren, ohne daß zuvor die 
rechtlichen Detailfragen mit den Ländern definitiv geregelt seien170. Bevor das Kabi­
nett über Schröders Vorlage entschied, galt es freilich noch, die Bedenken des Bun­
desfinanzministers, Fritz Schäffer, zu zerstreuen, der die Leistungen als kulturelle 
Aufgabe gänzlich den Ländern zufallen lassen wollte171. Nach einigen Modifizierun­
gen setzte sich Schröder indes in der Sache durch, so daß das Bundeskabinett in sei­
ner Sitzung vom 31. August 1956 die Erklärung im Sinne des Innenministers verab­
schiedete172. 

Neben der moralischen Verpflichtung, der sich die Bundesregierung weder entzie­
hen konnte noch wollte, entsprangen Zeitpunkt und Form der Erklärung auch takti­
schen Erwägungen. Zum einen standen mit dem jüdischen Neujahrstag (6./7. Sep­
tember) und dem Jom Kippur (15. September 1956) hohe jüdische Feiertage ins 
Haus, die für die Veröffentlichung des Beschlusses den geeigneten Rahmen abgeben 
würden. Darüber hinaus zielte die Initiative aber darauf, aus übergeordneten poli­
tisch-moralischen Gründen die Länder zu einer pragmatischen Lösung zu zwingen, 
ohne weitere Zeit zu verlieren173. Entsprechend argumentierte Schröder auch in 
einem Schreiben, in dem er am 28. September 1956 den Ministerpräsidenten der Län­
der die Haltung der Bundesregierung ausführlich auseinandersetzte: „Nach jüdischer 
religiöser Auffassung darf eine jüdische Grabstätte niemals beseitigt werden, wenn­
gleich Pflege und Schmuck in weit einfacheren Formen als bei christlichen Grabstät­
ten durchzuführen sind. Es ist deshalb [...] ein sehr wichtiges und dringendes 
Anliegen der Juden in aller Welt, den Bestand und die dauernde Pflege der jüdischen 
Friedhöfe in der Bundesrepublik geregelt und gesichert zu wissen. Damit kommt 
diesem Anliegen neben seiner großen moralischen und kulturellen Bedeutung ein 
erhebliches politisches Gewicht zu. Unter dem großen Gesichtspunkt der Wieder­
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts muß sich das deutsche Volk anstelle 
der vernichteten jüdischen Kultusgemeinden dieser so wichtigen Aufgabe anneh-

über die Haltung der Bundesregierung zur Wiedergutmachung an den Juden geäußert hatte. Deh­
ler, dessen Frau Jüdin war, protestierte dagegen scharf (Schreiben Dehlers an Karl Marx, 10.11. 
1950, in: BAK, B 136/5863). In der Folgezeit entspann sich ein längerer Briefwechsel zwischen 
Dehler und Marx, in den Dehler auch das Bundeskanzleramt einschaltete und der sich zu einer 
grundsätzlichen wiedergutmachungspolitischen Äußerung Dehlers an Marx erweiterte (Schreiben 
Dehlers an Marx, 8. 12. 1950, in: Ebenda). Im weiteren Verlauf regte Marx eine „Gedenkstunde 
der Bundesregierung für die getöteten Juden an. Er meint, daß eine solche Geste eine große Wir­
kung in der Welt haben würde." (Schreiben Dehlers an Dr. Wilde, Bundeskanzleramt, 5.2. 1951, 
in: Ebenda). Vgl. Goschler, Wiedergutmachung, S. 200 f. 

170 BAK, B 136/5862, Schreiben des BMdI, Gerhard Schröder, an den Staatssekretär des Bundeskanz­
leramtes, 13.1. 1956. 

171 Ebenda, Schreiben des Bundesministers der Finanzen an den Staatssekretär des Bundeskanzleram­
tes, 23. 1. 1956. Vgl. Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 9: 1956, für das Bundes­
archiv hrsg. v. Friedrich P. Kahlenberg, bearb. v. Ursula Hüllbüsch, München 1998, S. 155 (Kabi­
nettsitzung vom 1. Februar 1956). 

172 Ebenda, S. 574 f. Der Text der Erklärung auf S. 575. 
173 Vgl. ebenda, S. 574 f. 
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men." Bund und Länder sollten also künftig je zur Hälfte die jährlichen Kosten der 
dauernden Instandhaltung übernehmen, „und zwar der Bund unter dem Gesichts­
punkt der Wiedergutmachung, die Länder unter dem Gesichtspunkt, daß es sich um 
eine wichtige Kulturaufgabe handelt"174. 

Damit waren die Länder überspielt. Einer solch zwingenden Argumentation, die 
zugleich die finanzielle Beteiligung des Bundes zu institutionalisieren versprach, 
konnten sie sich schlechterdings nicht entziehen. Auf der Innenministerkonferenz 
vom 11./12. Oktober 1956 wiederholten die Vertreter mancher Länder wie beispiels­
weise Hessens zwar ihre Vorbehalte, andere dagegen begrüßten Schröders Vor­
schlag175. Und auch die Bayerische Staatsregierung akzeptierte in der Folge die ange­
strebte Lösung. Für die beteiligten Ministerien entscheidend waren die politischen 
und moralischen Gesichtspunkte, aufgrund derer „es sich nicht vermeiden lassen 
[wird], dem Vorschlag des Bundes unbeschadet der weiteren Verfolgung unseres 
Rechtsstandpunktes in der Praxis zunächst zu folgen"176. Dementsprechend akzep­
tierte Bayern die von Schröder in die Wege geleitete Lösung, nicht ohne darauf hin­
zuweisen, daß eigentlich nur die Pflege der noch offenen jüdischen Friedhöfe als 
Kulturaufgabe gewertet werden könnte177. Dagegen sei die Pflege der verwaisten 
Friedhöfe „keine das Land treffende Kultusverpflichtung, sondern eine echte Wie­
dergutmachungspflicht des Bundes als Rechtsnachfolger des 'Dritten Reiches', des­
sen Judenverfolgung die alleinige Ursache für die jetzige Verwaisung jüdischer 
Friedhöfe bildet". Dieser Vorbehalt bedeutete jedoch nicht, daß sich die Bayerische 
Staatsregierung der Notwendigkeit einer raschen Regelung entziehen wollte: „Sie 
stimmt daher ohne Anerkennung einer Rechtspflicht allein aus den [...] aufgezeigten 
politischen und sittlichen Beweggründen grundsätzlich dem dargelegten Regelungs­
vorschlag zu."178 

Der Rest war verwaltungstechnischer Natur. In zwei Besprechungen vom 31. Mai 
1957 und am 21. Juni 1957, letztere unter Hinzuziehung von Vertretern der jüdi­
schen Organisationen, einigten sich die zuständigen Ressorts auf den Modus proce-
dendi. Demnach wurden die konkreten Modalitäten der künftigen Betreuung in die 
Verantwortung der Länder gestellt, je nachdem, ob sie durch die jüdischen Kultusge­
meinden selbst oder - unter ihrer maßgeblichen Hinzuziehung - durch die staatli­
chen Behörden durchgeführt werden sollte. Was die Höhe des Bundeszuschusses 

174 BayHStA, StK 13665, Schreiben des BMdI, Gerhard Schröder, an die Ministerpräsidenten der 
Länder, 28. 9. 1956. Eine Kopie des Schreibens findet sich auch in BAK, B 136/5862. 

175 BAK, B 106/196, Bl. 53, Auszug aus dem Protokoll über die Konferenz der Innenminister und 
Senatoren für Inneres der Bundesländer am 11./12. 10. 1956. 

176 BayHStA, StK 13665, Bayerisches Staatsministerium der Finanzen an das Bayerische Staatsmini­
sterium des Innern, 2. 11. 1956; ebenda, Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
an die Bayerische Staatskanzlei, 23. 11. 1956. 

177 Von den 125 in Bayern noch bestehenden jüdischen Friedhöfen waren 113 verwaist und noch 
zwölf in Benutzung. Ebenda, Bayerisches Staatsministerium der Finanzen an das Bayerische 
Staatsministerium des Innern, 2. 11. 1956, S. 3 f. 

178 Ebenda, Schreiben des Bayerischen Ministerpräsidenten, Wilhelm Hoegner, an den Bundesmini­
ster des Innern, 17. 12. 1956. 
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betraf, so einigte man sich auf einen Pauschbetrag von 0,25 DM pro qm179. In der 
Folgezeit gab zwar die Höhe dieses Pauschbetrages, den einige Bundesländer und 
jüdische Gemeinden als zu niedrig erachteten, Anlaß zu langwierigen Diskussio­
nen180. Dessenungeachtet: Die Bundesrepublik hatte die kontinuierliche Pflege der 
verwaisten jüdischen Friedhöfe, die das NS-Regime nur knapp überdauert und 
erheblichen Schaden erlitten hatten, durch eine pragmatische Lösung gesichert. Seit­
dem werden Schäden ausgebessert, die Zugangs- und Hauptwege unterhalten, das 
Gras regelmäßig geschnitten und der jeweilige Friedhof durch eine Einfriedung mit 
verschließbarem Tor gesichert. Nach jüdischer religiöser Auffassung ist damit das 
Notwendige für die Bewahrung der Totenruhe getan181. So sind die überwiegend 
verwaisten jüdischen Friedhöfe als Denkmäler in den Kulturbestand der Bundesre­
publik eingegangen; und ein wenig hat sich auch die Hoffnung erfüllt, die ein jüdi­
scher Sachverständiger in den Verhandlungen des Jahres 1957 äußerte: „Die jüdi­
schen Friedhöfe sollen im deutschen Landschaftsbild so erhalten bleiben, wie es vor 
1933 war."182 

179 BAK, B 136/5862, Vermerk über eine Besprechung im Bundesministerium des Innern mit Vertre­
tern der zuständigen Ressorts der Länder, 31. 5. 1957; ebenda, Vermerk über eine Besprechung im 
Bundesministerium mit den Vertretern der beteiligten Bundes- und Länderressorts und den Ver­
tretern der jüdischen Organisationen am 21. 6. 1957 (vom 28. 6. 1957) mit anliegendem Protokoll. 
Ebenda, Schreiben des Bundesministeriums des Innern, Dr. Gussone, an die Innenminister der 
Länder, 20.2. 1958. 

180 BAK, B 106/196, Bl. 229-232, Schreiben des Innenministers von Schleswig-Holstein an den Bun­
desminister des Innern, 5. 2. 1959. In dem - gut dokumentierten - Fall Nordrhein-Westfalens lie­
fen bei den jüdischen Gemeinden sehr bald Mehrkosten für die Pflege und Instandsetzung der 
Friedhöfe auf. Siehe die Akten zur Friedhofspflege im Regierungsbezirk Düsseldorf, in: ZAH, 
B. 1/15 (Nordrhein), hier v. a. Nr. 95. 

181 BAK, B 136/5862, Vermerk über die Besprechung vom 21. 6. 1957, S. 2, sowie das Protokoll über 
die Besprechung, in: Ebenda. 

182 Ebenda, Vermerk über die Besprechung vom 21.6. 1957 (E. G. Löwenthal). 



J A N ERIK SCHULTE 

VOM ARBEITS- ZUM VERNICHTUNGSLAGER 

Die Entstehungsgeschichte von Auschwitz-Birkenau 1941/42 

I. 

Das Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz war das Zentrum des natio­
nalsozialistischen Massenmordes an den europäischen Juden. Nicht zu Unrecht steht 
es daher als Symbol und Synonym für den Holocaust1. Dennoch sind in bezug auf 
Auschwitz bis heute, über ein halbes Jahrhundert nach der Sprengung der Gaskam­
mern durch die abrückenden SS-Wachmannschaften, zahlreiche Fragen unbeantwor­
tet2. Auch die in den letzten Jahren veröffentlichten, umfangreichen Sammelbände 
konnten nicht alle Forschungslücken schließen3. Selbst die Motive, die zur Errichtung 
des späteren Vernichtungslagers Birkenau führten, und die Chronologie des Aufbaus 
liegen noch weitgehend im Dunkeln. Die lange Zeit akzeptierte Version des ehemali­
gen Kommandanten von Auschwitz, Rudolf Höß, gerät zunehmend ins Wanken. Es 
erscheint nicht mehr glaubwürdig, daß der Reichsführer-SS, Heinrich Himmler, den 
Befehl zum Aufbau des Lagers bereits Anfang März 1941 gab und daß er auf diese 
Weise eine von ihm erträumte „gewaltige Häftlings-Rüstungs-Zentrale"4 schaffen 

1 Trotz der begrifflichen Unschärfe, die Sofsky bemängelt, wird hier der Terminus „Holocaust" 
benutzt, da er den Völkermord an den Juden im „Dritten Reich" allgemeinverständlich in einer 
Bezeichnung zusammenfaßt. Vgl. dagegen Wolfgang Sofsky, Die Ordnung des Terrors. Das Kon­
zentrationslager, Frankfurt a.M. 1993, S. 15. 

2 Darauf hat zuletzt Sybille Steinbacher, „Musterstadt" Auschwitz. Germanisierungspolitik und 
Judenmord in Ostoberschlesien, München 2000, S. 7 f., ebenso hingewiesen wie Franciszek Piper, 
Einleitung, in: Auschwitz, 1940-1945. Studien zur Geschichte des Konzentrations- und Vernich­
tungslagers Auschwitz, hrsg. v. Waclaw Dlugoborski und Franciszek Piper, Bd. 1: Aufbau und 
Struktur des Lagers, Oswiecim 1999, S. 13-42, hier S. 41. 

3 Vgl. Waclaw Dlugoborski/Franciszek Piper (Hrsg.), Auschwitz, 1940-1945. Studien zur 
Geschichte des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz, 5 Bde., Oswiecim 1999; 
Franciszek Piper/Teresa Swiebocka (Red.), Auschwitz. Nationalsozialistisches Vernichtungslager, 
Oswiecim 1997; Yisrael Gutman/Michael Berenbaum (Hrsg.), Anatomy of the Auschwitz Death 
Camp, Bloomington/Indianapolis 1998 (Erstausgabe 1994). 

4 Rudolf Höß, Kommandant in Auschwitz. Autobiographische Aufzeichnungen, hrsg. v. Martin 
Broszat, München !21989, S. 98. 

VfZ 50 (2002) 
® Oldenbourg 2002 



42 Jan Erik Schulte 

wollte5. Die Gründe, die zur Konstruktion des Lagers Birkenau führten und den 
Komplex schließlich zum Mordzentrum des Holocaust machten, sind vielschichtiger 
als von Höß behauptet; der Entscheidungsfindungsprozeß wird von ihm nicht einmal 
andeutungsweise erfaßt. Hier Klarheit zu schaffen und den tatsächlichen Ablauf der 
Ereignisse zu rekonstruieren, ist die Absicht dieses Aufsatzes. 

Seit Beginn des Feldzuges gegen die Sowjetunion konkretisierten sich nicht nur 
die mörderischen Pläne und Vorstellungen Himmlers und seiner Gefolgsleute, son­
dern auch die von ihnen favorisierten Projekte zur „Germanisierung" der Sowjet­
union. Bereits zwei Tage nach Anlaufen der „Operation Barbarossa", am 24. Juni 
1941, befahl der Reichsführer-SS seinen obersten Siedlungsexperten, SS-Oberführer 
Professor Dr. Konrad Meyer-Hetling, zu sich und beauftragte ihn mit der Erweite­
rung der bereits von der SS ausgearbeiteten Siedlungspläne. Während des Gesprächs 
gab Himmler seinem Untergebenen „Richtlinien und Hinweise"6 für die - wie der 
Reichsführer-SS handschriftlich auf seinen Terminblättern vermerkte - „Neue Sied­
lungspolitik im Osten"7. Meyer, der im Frühjahr 1940 einen ersten Siedlungsplan für 
die eingegliederten Ostgebiete (vor allem für die Reichsgaue Danzig-Westpreußen 
und Wartheland) vorgelegt hatte8, konnte die als „Generalplan Ost" bezeichnete 
neue Studie schon drei Wochen später abschließen9. 

Der Generalplan vom 15. Juli 1941 hatte allerdings nicht lange Bestand. Nur einen 
Tag später fand im Führerhauptquartier eine Konferenz statt, die die Überlegungen 
Meyers zur Makulatur werden ließ. Anders als im SS-Plan vorgesehen10, bestand 
Adolf Hitler darauf, größere Teile der Sowjetunion ins Reich einzugliedern, vor 
allem „das gesamte Balten-Land" und „die Krim mit einem erheblichen Hinter-

5 Vgl. Steinbacher, „Musterstadt", S. 211; Rainer Fröbe, Bauen und Vernichten. Die Zentralbaulei­
tung Auschwitz und die „Endlösung", in: Beiträge zur Geschichte des Nationalsozialismus 16 
(2000), S. 155-209, hier S. 159 u. 199, Anm. 12; Der Dienstkalender Heinrich Himmlers 1941/42, 
hrsg. im Auftrag der Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg, bearb., kommentiert und 
eingeleitet v. Peter Witte u.a., Hamburg 1999, S. 123, Anm. 2. Allerdings werden Höß' Hinweise 
auf die rüstungswirtschaftlichen Ziele von den genannten Studien nicht in Frage gestellt. 

6 So Meyer an Himmler, 15.7. 1941, in: Czeslaw Madajczyk (Hrsg.), Vom Generalplan Ost zum 
Generalsiedlungsplan, München 1994, S. 14. 

7 Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 179 (Eintrag 24. 6. 1941). 
8 Siehe Planungsgrundlagen für den Aufbau der Ostgebiete (April/Mai 1940), in: Madajczyk 

(Hrsg.), Generalsiedlungsplan, S. 3-14; Rolf-Dieter Müller, Hitlers Ostkrieg und die deutsche 
Siedlungspolitik. Die Zusammenarbeit von Wehrmacht, Wirtschaft und SS, Frankfurt a.M. 1991, 
S. 89-93; Karl Heinz Roth, Konrad Meyers erster „Generalplan Ost" (April/Mai 1940), in: Mittei­
lungen der Dokumentationsstelle zur NS-Sozialpolitik 1 (1985), H. 4, S. 45-52. 

9 Meyer an Himmler, 15.7. 1941, in: Madajczyk (Hrsg.), Generalsiedlungsplan, S. 14 f. Leider ist 
nur das Anschreiben und nicht der Plan selbst überliefert. Zu einer Rekonstruktion der Planungen 
siehe Karl Heinz Roth, „Generalplan Ost" - „Gesamtplan Ost". Forschungsstand, Quellenpro­
bleme, neue Ergebnisse, in: Der „Generalplan Ost". Hauptlinien der nationalsozialistischen Pla-
nungs- und Vernichtungspolitik, hrsg. v. Mechtild Rössler u. Sabine Schleiermacher, Berlin 1993, 
S. 25-117, hier S. 59 f. 

10 Gemäß der Interpretation von Roth, „Gesamtplan Ost", S. 60, bezogen sich die Planungen Meyers 
zu diesem Zeitpunkt im wesentlichen auf vormals polnische Territorien. 
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land"11. Da Hitler seinen Satrapen aber auch freie Hand für die Ausbeutung, Vertrei­
bung und Ermordung der autochthonen Bevölkerung gab, hatte die Besprechung 
vom 16. Juli 1941 eine weitgehende Radikalisierung der nationalsozialistischen 
Besatzungs- und Terrorpolitik zur Folge12. In der Siedlungspolitik erkannte der 
Reichsführer-SS als erster die neuen Möglichkeiten. Während Meyer sich an die 
abermalige Neufassung der Pläne machte, leitete Himmler Schritte zur Umsetzung 
seiner Siedlungsvisionen ein. Am 17. Juli 1941 ernannte er den SS- und Polizeiführer 
(SSPF) von Lublin, SS-Brigadeführer Odilo Globocnik, zum „Beauftragten für die 
Errichtung der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum"13. Globocnik sollte 
ein Netz von „Wehrburgen, Wehrplätze[n] und Wehrposten"14 schaffen, das die 
Beherrschung und Besiedlung des zu erobernden Raumes möglich machen würde. 
In seiner neuen Funktion wurde er formal dem Chef des Hauptamtes Ordnungspo­
lizei unterstellt und - gemäß Himmlers Anweisung - auf die „Zusammenarbeit mit 
SS-Gruppenführer P[o]hl (Hauptamt Haushalt und Bauten)"15 verpflichtet. 

Mit Himmlers Befehl vom 17. Juli wurde die von Oswald Pohl geführte Verwal-
tungs- und Wirtschaftsbürokratie zum ersten Mal im größeren Umfang an der 
Umsetzung der Ostsiedlungsplanungen beteiligt. Bis dahin war Pohls Wirtschafts­
konzern nur am Rande mit den Siedlungsmaßnahmen befaßt gewesen; sein Beitrag 
hatte sich auf die Baustoffversorgung beschränkt16. Wie die Kooperation von Glo-

11 Aufzeichnungen Martin Bormanns über die Besprechung am 16. 7. 1941, in: Der Prozeß gegen die 
Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof (künftig: IMT), Nürnberg 14. 
November 1945-1. Oktober 1946, Bd. XXXVIII, Nürnberg 1949, S. 86-94 (Nürnberger Dok. 
L-221). 

12 Vgl. Roth, „Gesamtplan Ost", S. 60; Müller, Ostkrieg, S. 96 f.; Wolfgang Scheffler, Probleme der 
Holocaustforschung, in: Deutsche - Polen - Juden. Ihre Beziehungen von den Anfängen bis ins 
20. Jahrhundert. Beiträge zu einer Tagung, hrsg. v. Stefi Jersch-Wenzel, Berlin 1987, S. 259-281, 
hier S. 264 f. Zur Bedeutung des 16. Juli 1941 für die Radikalisierung der Judenverfolgung siehe 
besonders Ralf Ogorreck, Die Einsatzgruppen und die „Genesis der Endlösung", Berlin 1996, 
S. 161 ff.; Götz Aly/Susanne Heim, Vordenker der Vernichtung. Auschwitz und die deutschen 
Pläne für eine neue europäische Ordnung, Hamburg 1991, S. 457, und Peter Longerich, Politik 
der Vernichtung. Eine Gesamtdarstellung der nationalsozialistischen Judenverfolgung, München/ 
Zürich 1998, S. 362 f. 

13 Himmler an Globocnik, 17. 7. 1941, in: Bundesarchiv Berlin, ehemaliges Berlin Document Center 
(künftig: BAB/BDC), Personalakte (PA) Globocnik. Die deutsch besetzten Gebiete der Sowjet­
union hießen im SS-Jargon „neuer Ostraum". 

14 So in einem von Himmler abgezeichneten Vermerk vom 21.7. 1941, in: Ebenda. Zur besseren 
Unterscheidung von einem am selben Tag angefertigten und ebenfalls von Himmler mit seinen 
Marginalien versehenen „Vermerk" soll der erstgenannte als „Bau-Vermerk" und der zweitge­
nannte als „KL-Vermerk" bezeichnet werden. Der „KL-Vermerk", in dem die Errichtung des KL 
Lublin angeordnet wurde und der ebenfalls im Bestand BAB/BDC, PA Globocnik vorliegt, ist 
ediert in: Czeslaw Madajczyk (Hrsg.), Zamojszczyzna - Sonderlaboratorium SS. Zbior dokumen-
tów polskich i niemieckich z okresu okupacji hitlerowskiej, Warschau 1977, Bd. 1, S. 26 f. 

15 Himmler an Globocnik, 17.7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik. Siehe auch Scheffler, Pro­
bleme, S. 272. 

16 Pohl gebot als Treuhänder über ca. 300 sogenannte „Ostziegeleien" in den eingegliederten Ostge­
bieten, die dort enteignet worden waren, um Baustoffe für Siedlungsmaßnahmen des Reichskom­
missars für die Festigung deutschen Volkstums (RKF), also Himmlers, zu liefern. Vgl. Beschlag­
nahmeverfügung Max Winklers, des Chefs der Haupttreuhandstelle Ost, 29. 11. 1939, in: BAB/ 
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bocnik und Pohl aussehen sollte, machte Himmler am 20. Juli 1941 deutlich, als er 
in Lublin die anstehenden Maßnahmen anordnete17. Der Reichsführer-SS befahl die 
Errichtung eines Konzentrationslagers (KL) für 25-50000 nicht näher spezifizierte 
Häftlinge. Die Gefangenen sollten für einen „Einsatz in Werkstätten und Bauten der 
SS und Polizei" zur Verfügung stehen. Himmler betonte: „Aus dem KL werden 
Nebenlager je nach Standort gebildet." Das Ziel war, die KL-Häftlinge bei den Sied­
lungsmaßnahmen der SS bzw. - genauer - bei der Errichtung der SS- und Polizei­
stützpunkte zu beschäftigen. Nicht ohne Grund war der Auftrag zur Errichtung des 
Lagers an Globocnik in seiner neuen Funktion als ,,Beauftragte[r] des RFSS"18 für 
die SS- und Polizeistützpunkte ergangen19. 

Auch andere von Himmler in Lublin erteilte Befehle machten deutlich, daß er 
Häftlinge für Maßnahmen der Ostsiedlung heranziehen wollte. Er ordnete an, ein 
weiteres Arbeitslager in Lublin zu errichten, das ebenfalls - wie das bereits beste­
hende Zwangsarbeitslager Lipowa - der von Pohl kontrollierten Deutschen Ausrüs­
tungswerke GmbH (DAW) unterstellt werden sollte20. Um genügend Handwerker 
für die SS-Bauvorhaben in der Sowjetunion zur Verfügung zu haben, befahl er dem 
DAW-Werk Lublin, das fast ausschließlich Zwangsarbeiter beschäftigte, „die Ausbil­
dung von Maurern, Zimmerern usw. (Baufacharbeiter[n]) für den Einsatz im Osten 
durchzuführen"21. 

Himmlers Reise nach Lublin hatte den Zweck, die „Germanisierung" des dortigen 
Gebietes voranzutreiben und vor allem die Grundlagen für die von der SS forcierte 

BDC, SS-HO 2068, Nürnberger-Dok. NG-1912; Bericht über die Arbeit des Generaltreuhänders 
für Baustofferzeugungsstätten im Ostraum im Jahre 1940, o.D., in: Zentrum für Antisemitismus­
forschung (künftig: ZfA), Fall IV, ADB 26, Bl. 31-57, Nürnberger-Dok. NO-1043. 

17 Eigentlich wollte Himmler schon unmittelbar nach der Ernennung Globocniks zum Stützpunkt­
beauftragten nach Lublin reisen. Er mußte die Reise aber verschieben. Vgl. Dienstkalender Hein­
rich Himmlers, S. 185 (Eintrag 18. 7. 1941). 

18 KL-Vermerk, 21. 7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik. Im internen Schriftverkehr lautete die 
Bezeichnung Globocniks: „Der Beauftragte des RFSS für die Errichtung der SS- und Polizeistütz­
punkte im neuen Ostraum". Daluege an Globocnik, 17. 7. 1941, Bundesarchiv Berlin (künftig: 
BAB), Film 11145, Bl. 726. 

19 KL-Vermerk, 21. 7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik; Tomasz Kranz, Das KL Lublin - zwi­
schen Planung und Realisierung, in: Die nationalsozialistischen Konzentrationslager. Entwicklung 
und Struktur, hrsg. v. Ulrich Herbert u.a., Göttingen 1998, Bd. 1, S. 363-389, hier S. 366. Das KL 
sollte aber nicht Globocnik, sondern dem Chef der Inspektion der Konzentrationslager, Richard 
Glücks, unterstellt werden. Vgl. KL-Vermerk, 21.7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik. Der 
eigentliche Aufbau des Lagers wurde von der Dienststelle unter SS-Sturmbannführer Wilhelm 
Lenzer, einem Bauoffizier Pohls, durchgeführt. Vgl. Anm. 26. 

20 Zum Lager Lipowa bzw. zur DAW Lublin siehe Dieter Pohl, Von der „Judenpolitik" zum Juden­
mord. Der Distrikt Lublin des Generalgouvernements 1939-1944, Frankfurt a.M. u. a. 1993, S. 83, 
und Czeslaw Rajca, Lubelska filia Niemieckich Zakladów Zbronjeniowych (Deutsche Ausrü­
stungswerke - Filiale Lublin), in: Zeszyty Majdanka 4 (1969), S. 237-299; zur DAW insgesamt 
Jan Erik Schulte, Rüstungsunternehmen oder Handwerksbetrieb? Das KZ-Häftlinge ausbeutende 
SS-Unternehmen „Deutsche Ausrüstungswerke GmbH", in: Die nationalsozialistischen Konzen­
trationslager. Entwicklung und Struktur, hrsg. v. Ulrich Herbert u.a., Göttingen 1998, Bd. 2, 
S. 558-583. 

21 KL-Vermerk, 21. 7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik. 
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Ostsiedlung zu legen. Globocnik hatte dabei die wichtige Aufgabe, die weitgespann­
ten Pläne mit allem Nachdruck in die Praxis umzusetzen. Oswald Pohl und die von 
ihm geführte SS-Bauorganisation sollten in Zusammenarbeit mit dem Stützpunktbe­
auftragten die Bauten errichten und das Häftlings-„Fachpersonal" ausbilden22. Die 
Masse der Arbeitskräfte würde das Konzentrationslager Lublin bereitstellen23. Da 
Globocniks Ernennung zum Stützpunktbeauftragten nicht von langer Hand geplant 
war, konnte er weder auf eine Organisation, noch auf detaillierte Pläne zurückgrei­
fen. Deshalb dauerte es gut zwei Wochen, bevor erste Überlegungen zur Errichtung 
einer „Dienststelle des Beauftragten für die Errichtung der SS- und Polizeistütz­
punkte im neuen Ostraum"24 formuliert wurden. Die Führung dieser Dienststelle 
übernahm Hermann Kintrup, der spätere Kommandeur der Ordnungspolizei Lublin 
und Chef des Polizeiregiments 2525. Kintrup, der nominell als Chef des Stabes 
bezeichnet wurde, richtete einen Behördenapparat ein, zu dem auch die als Ab­
teilung III (Planungs- und Bauabteilung) bezeichnete Zentrale Bauinspektion der 
Waffen-SS und Polizei gehörte, die einem Angehörigen des Hauptamtes Haushalt 
und Bauten unterstand26. Damit oblag die eigentliche Baudurchführung - wie von 
Himmler vorgesehen - nicht Globocnik, sondern den Bauingenieuren aus Pohls 
Hauptamt. 

In den folgenden Monaten kamen die Planungen Globocniks nicht recht voran. 
Es gelang ihm nicht, schlagkräftige Außenstellen in der besetzten Sowjetunion zu 

22 Zur Ausbildung von KL-Häftlingen siehe Jan Erik Schulte, Zwangsarbeit und Vernichtung: Das 
Wirtschaftsimperium der SS. Oswald Pohl und das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt 1933-
1945, Paderborn 2001, S. 341-343, und Hermann Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit". Der 
Fall Neuengamme. Die Wirtschaftsbestrebungen der SS und ihre Auswirkungen auf die Existenz­
bedingungen der KZ-Gefangenen, Bonn 21991, S. 124-126. 

23 KL-Vermerk, 21. 7. 1941, und Bau-Vermerk, 21. 7. 1941, in: BAB/BDC, PA Globocnik. Zur „Ger­
manisierung" der Lubliner Region siehe Madajczyk, Sonderlaboratorium SS, und Bruno Wasser, 
Himmlers Raumplanung im Osten. Der Generalplan Ost in Polen 1940-1944, Basel 1993. 

24 Notiz für den 9. 8. 1941, in: Archiwum Glówna Komisja Badania Zbrodni Przeciwko Narodowi 
Polskiemu, Warschau, CA MSW 891/6, Bl. 11; abgedruckt in: Michael G. Esch, Die „Forschungs­
stelle für Ostunterkünfte" in Lublin (Dokument), in: 1999, l l (1996), H. 2, S. 62-96, hier S. 68 f. 

25 Damit war er der direkte Vorgesetzte des berühmt-berüchtigten Reserve-Polizeibataillons 101. 
Vgl. Daniel Jonah Goldhagen, Hitlers willige Vollstrecker. Ganz gewöhnliche Deutsche und der 
Holocaust, Berlin 1996, passim; Christopher R. Browning, Ganz normale Männer. Das Reserve-
Polizeibataillon 101 und die „Endlösung" in Polen, Reinbek b. Hamburg 1993; Pohl, Judenmord, 
S. 184. Bei Goldhagen und Browning taucht der Name Kintrups nicht auf. 

26 Diese Dienststelle wurde „Zentrale Bauinspektion der Waffen-SS und Polizei für den Ostraum 
und das Generalgouvernement" (oder „für den neuen Ostraum"), „Abteilung III (Planungs- und 
Bauabteilung)" oder „Bauinspektion beim Sonderbeauftragten des RF-SS für die Errichtung von 
SS- u[nd] Polizeistützpunkten im neuen Ostraum" genannt. Chef der Dienststelle war SS-Sturm­
bannführer Wilhelm Lenzer. Vgl. ingesamt BAB/BDC, PA Lenzer; Organisation der SS-Bau­
dienststellen, 17. l l . 1941, in: Archiwum Panstwowe w Lublinie, Zentralbauleitung (ZBL) Lub­
lin/2, Bl. 4; Vernehmung E. Sch., 15.2. 1960, in: Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen, 
Ludwigsburg, 208 AR-Z 268/59, Bd. 3, Bl. 553-557; Hans Kammler, Chef Amt II - Bauten in 
Pohls Hauptamt Haushalt und Bauten, an Lenzer, 6. 8. 1941, in: Bundesarchiv Berlin, Zwischen­
archiv Dahlwitz-Hoppegarten (künftig: BAB/ZDH), KL/Hafta, Verschiedene Nr. 7 (Ghetto). 
Die Bezeichnung Ghetto für diese Akteneinheit ist unverständlich und irreführend. 
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installieren und sich gegen die regionalen Vertreter Himmlers, die Höheren SS- und 
Polizeiführer, durchzusetzen. Da Pohl sowohl einen wichtigen Teil der Bauplanun­
gen für die Stützpunkte in seinem Berliner Hauptquartier durchführte, als auch zahl­
reiche Außenstellen mit dem dazugehörigen Fachpersonal in den Reichskommissa­
riaten Ostland und Ukraine unterhielt, übertrug ihm Himmler schließlich am 31. 
März 1942 den Aufbau der SS- und Polizeistützpunkte im neuen Ostraum27. Ein 
dreiviertel Jahr nach Beginn des Angriffs auf die Sowjetunion war der Hauptamts­
chef damit zum eigentlichen Exekutor der Ostsiedlung aufgestiegen28, die Himmler 
vorschwebte. 

Pohl wurde jedoch nicht nur an den Planungen und am Aufbau beteiligt, er war 
auch Himmlers wichtigster Mitarbeiter bei der Beschaffung von Arbeitskräften für 
die Ostsiedlung. Der Verwaltungschef koordinierte schon seit Dezember 1939 den 
Arbeitseinsatz der Konzentrationslagerhäftlinge. Mit Beginn des Jahres 1940 hatte er 
im Hauptamt Haushalt und Bauten eine eigene Abteilung für „Häftlingseinsatz" 
eingerichtet, die die Beschäftigung aller KL-Gefangenen überwachen sollte. Zwar 
wurde diese Abteilung am 30. September 1941 formal der Inspektion der Konzen­
trationslager (IKL) unterstellt. Pohl behielt jedoch seinen Einfluß auf den „Häft­
lingseinsatz", bis schließlich am 16. März 1942 die gesamte IKL seinem neuerrichte­
ten SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt (WVHA) unterstellt wurde. Seit dieser 
Zeit war Pohl wieder direkt für den Arbeitseinsatz verantwortlich29. 

Die Bereitstellung von Arbeitern wurde zum eigentlichen Problem der Ostsied­
lung. Dies hing nicht zuletzt mit den immer gigantischer werdenden Planungen 
zusammen. Neben Konrad Meyer, der seinen „Generalplan Ost" weiterentwickelte, 
beschäftigte sich auch Pohls Bauchef, SS-Oberführer Dr. Ing. Hans Kammler, mit 
der Aufstellung von sogenannten „Friedensbauprogrammen". Am 4. Dezember 
1941 leitete er Pohl sein erstes Bauprogramm zu, das auch „die zukünftigen Bau­
maßnahmen im neuen Ostraum"30 berücksichtigte. Kammler schätzte die Kosten 
aller Projekte auf 13 Milliarden RM. Innerhalb von fünf Jahren sollte dieser Betrag 
verbaut werden. Allein sechs Milliarden RM entfielen dabei auf Bauten im „neuen 
Ostraum"31. 

27 Himmler an Globocnik, 27. 3. 1942, in: BAB/BDC, PA Globocnik; Himmlers Befehl über die Ein­
richtung von SS- und Polizeistützpunkten, in: Wirtschafts- und Verwaltungsanordnungen, 1. Jg., 
Nr. 3, 15. 5. 1942, S. 13, in: BAB, NSD 41/16. 

28 Siehe ausführlich Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 264-313. 
29 Auch arbeitete bis 1942 noch ein großer Teil der KL-Häftlinge bei den von Pohl kontrollierten SS-

Unternehmen. Vgl. Jan Erik Schulte, Das SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt - Zentrale der 
Zwangsarbeit von KZ-Häftlingen, in: Stiften gehen. NS-Zwangsarbeit und Entschädigungsdebatte, 
hrsg. v. Ulrike Winkler, Köln 2000, S. 85-107; Karin Orth, Die Konzentrationslager-SS. Sozial­
strukturelle Analysen und biographische Studien, Göttingen 2000, S. 48 f.; dies., Das System der 
nationalsozialistischen Konzentrationslager. Eine politische Organisationsgeschichte, Hamburg 
1999, S. 163 f. 

30 Pohl an Himmler, Dezember 1941, in: BAB, NS 19/2065. 
31 Ebenda, und Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit", S. 125 f. 
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Himmler reagierte am 31. Januar 1942 auf das Bauprogramm, das Pohl an ihn 
weitergereicht hatte. Dem Reichsführer-SS erschien das Bauvolumen als viel zu 
gering. Er wies Pohl auf Lücken in den Planungen hin und betonte, „daß dabei die 
ganz enormen Bauten, die wir für Waffen-SS, Allgemeine-SS und Polizei erstellen 
wollen, noch nicht mit gerechnet sind"32. Da Himmler nach dem Ende des Krieges 
kaum finanziellen Spielraum sah, sollte sich Pohl wichtige Baurohstoffe „selbst 
sichern". Als Arbeitskräfte kämen vor allem die in den Händen der SS befindlichen 
Gefangenen in Frage. Der Reichsführer-SS träumte von einem autarken SS-Bauwe­
sen und warnte: „Tun wir das nicht, so werden wir weder anständige Kasernen, 
Schulen, Dienstgebäude bekommen, noch werden wir Wohnungen für unsere SS-
Männer im Altreich haben, noch werde ich als Reichskommissar für die Festigung 
deutschen Volkstums die Riesensiedlungen hinstellen können, mit denen wir den 
Osten deutsch machen."33 

Kammler beantwortete das Schreiben Himmlers, das an alle Höheren SS- und 
Polizeiführer in den östlichen Besatzungsgebieten ging, mit einer neuen, großzügige­
ren Berechnung des Bauumfanges. In seinem überarbeiteten Vorschlag vom 10. 
Februar 1942 schätzte er die Kosten für ein zehnjähriges Bauprogramm, das auch 
die Maßnahmen des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums 
(RKF) einbezog, auf 20 bis 30 Milliarden RM. Zwar glaubte Kammler, auf die pri­
vate Bauindustrie und Bauwirtschaft nicht ganz verzichten zu können. Doch bilde­
ten auch seiner Meinung nach „Häftlinge, Kriegsgefangene, Juden und ausländische 
Hilfskräfte"34 das Gros der benötigten Arbeitskräfte. Allein für das Jahr 1942 for­
derte er 175 000 „Häftlinge, Kriegsgefangene, Juden usw."35 für seine Bauvorhaben. 
47500 Mann sollten im Generalgouvernement und 60000 weitere Gefangene im 
„Ostraum" zum Einsatz kommen36. Da Ende 1941 nicht mehr als 60000 Häftlinge 
in den Konzentrationslagern einsaßen, regte Kammler damit indirekt eine erhöhte 
Einweisung in die Lager an37. 

Konrad Meyer ging in seinem Ende Mai 1942 fertiggestellten „Generalplan Ost" 
weit über die Zahlenspiele Kammlers hinaus. Seine Planungen sahen eine zweijäh­
rige Vorbereitungsphase und fünf Fünfjahrespläne vor. Dem RKF-Planungschef 
schwebte vor, die eingegliederten Ostgebiete sowie die sogenannten Marken „Inger-
manland" (Leningrad, Pleskau, Nowgorod), „Memel-Narew-Gebiet" (Westlitauen, 
Bialystok) und „Gotengau" (Krim, Chersongebiet) „einzudeutschen". Die von Pohl 

32 Schreiben Himmlers an Pohl, 31.1. 1942, in: Helmut Heiber (Hrsg.), Reichsführer!... Briefe an und 
von Himmler, Stuttgart 1968, S. 101 f. 

33 Ebenda, und Roth, „Gesamtplan Ost", S. 74. 
34 Vorschlag Kammlers, 10.2. 1942, in: BAB, NS 19/2065. 
35 Ebenda. 
36 Ebenda; vgl. auch Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit", S. 127 f. 
37 Vgl. Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 73 (Einleitung); Falk Pingel, Häftlinge unter SS-Herr­

schaft. Widerstand, Selbstbehauptung und Vernichtung im Konzentrationslager, Hamburg 1978, 
S. 129. Orth, System, S. 97, spricht von 70000 bis 80000 Häftlingen im Frühjahr 1942. 
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projektierten SS- und Polizeistützpunkte wurden in sein Konzept integriert38. Für 
die Baumaßnahmen des „Generalplans Ost" errechnete Meyer für die ersten fünf 
Jahre einen Bedarf von 850000 Arbeitskräften, davon allein 400000 für die Sied­
lungsgebiete in der besetzten Sowjetunion. Für das zweite Jahrfünft sah er immerhin 
noch 580000 Mann vor, wobei 130000 im neuen „Ostraum" beschäftigt werden soll­
ten. Dem Siedlungsexperten war dabei bewußt, daß sich nicht genügend zivile Bau­
arbeiter finden lassen würden. Daher plante er den „kolonnenmäßigen Einsatz von 
Kriegsgefangenen" oder „fremdvölkische[n] Arbeitskräfte[n]"39. 

Die Beteiligten ließen keinen Zweifel aufkommen: Die riesigen Siedlungsprojekte 
konnten nur mit Hilfe von Zwangsarbeitern durchgeführt werden. Himmler präzi­
sierte diese Auffassung am 9. Juli 1942 in einer Rede vor den SS-Oberabschnittsfüh-
rern und Hauptamtschefs: „Das dritte große Problem für den Frieden ist die Sied­
lung. Der Krieg hatte keinen Sinn, wenn nicht nach dem Kriege [...] Böhmen-Mäh­
ren, die deutschen Ostgaue Südostpreußen, Danzig-Westpreußen, Warthegau, 
Oberschlesien, das Generalgouvernement, Ostland, die Krim, Ingermanland nach 20 
Jahren total deutsch besiedelt würden. [...] Wenn wir nicht die Ziegelsteine hier 
schaffen, wenn wir nicht unsere Lager mit Sklaven vollfüllen - in diesem Raum sage 
ich die Dinge sehr deutlich und sehr klar -, mit Arbeitssklaven, die ohne Rücksicht 
auf irgendeinen Verlust unsere Städte, unsere Dörfer, unsere Bauernhöfe bauen, 
dann werden wir auch nach einem jahrelangen Krieg das Geld nicht haben, um die 
Siedlungen so auszustatten, daß wirklich germanische Menschen dort wohnen und 
in der ersten Generation verwurzeln können."40 

II. 

Der Reichsführer-SS hatte also schon frühzeitig erkannt, daß er Zwangsarbeiter 
benötigte, wenn er seine Bauvisionen im „Osten" realisieren wollte. Deshalb hatte 
er im Juli 1941 den Aufbau des Konzentrationslagers Lublin befohlen. Noch war 
allerdings nicht klar, woher die Masse der Häftlinge kommen sollte. Als im Spät­
sommer 1941 über die Beschäftigung von sowjetischen Kriegsgefangenen, die zu 
Hunderttausenden in deutsche Hand gefallen waren, nachgedacht wurde, begann 
sich auch Himmler für einen Einsatz der gefangenen Rotarmisten zu interessieren. 
Im September 1941 sprach er mehrmals mit Oswald Pohl über eine Einweisung 
sowjetischer Kriegsgefangener in die Konzentrationslager, und am 22. September 
eröffnete er dem Inspekteur der Konzentrationslager, Richard Glücks, und dem 

38 „Diese Siedlungsstützpunkte [des „Generalplans Ost"] knüpfen an heute vorhandene günstige 
Zentralpunkte an und decken sich mit S[S]- und Polizeistützpunkten höherer Ordnung." Denk­
schrift „Generalplan Ost", Juni 1942, in: Madajczyk, (Hrsg.), Generalsiedlungsplan, S. 123. 

39 Vgl. insgesamt (einschließlich der Zitate) Denkschrift „Generalplan Ost", Juni 1942, in: Ebenda 
S. 90-130. 

40 Rede Himmlers, 9.6.1942, in: Heinrich Himmler. Geheimreden 1933-1945, hrsg. v. Bradley F. 
Smith und Agnes F. Peterson, Frankfurt a.M. 1974, S. 146-161, hier S. 158 f. 
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Reichsarzt-SS, Ernst-Robert Grawitz, daß 200000 Kriegsgefangene in die KL über­
stellt werden würden41. Diese Behauptung Himmlers war nicht aus der Luft gegrif­
fen. Tatsächlich ordnete die Abteilung Kriegsgefangenenwesen beim Oberkom­
mando der Wehrmacht (OKW) drei Tage später an, 100000 gefangene Rotarmisten 
an den Reichsführer-SS „in die Gegend Lublin" auszuliefern42. Himmler war mit der 
Wehrmacht, genauer mit Generalleutnant Hermann Reinecke43, handelseinig gewor­
den44. Statt der nicht näher spezifizierten 25000 bis 50000 Lubliner KL-Häftlinge 
sollten nun 100000 bis 200000 sowjetische Kriegsgefangene als Arbeitskräfte für die 
Ostsiedlung bereitgestellt werden. 

Wie der OKW-Befehl zeigte, war das Lubliner Lager noch immer als Aufnahme­
lager für Zwangsarbeiter vorgesehen, die bei der Ostsiedlung eingesetzt werden soll­
ten. Dementsprechend wurde nun auch der Baubefehl für das Lager abgewandelt. 
Hatte Kammler noch am 22. September 1941 den Bau eines „50000 Häftlings-Kon­
zentrationslagers"45 vorgesehen, so erneuerte er am 27. September 1941 - zwei Tage 
nach Himmlers Arrangement mit der Wehrmacht - seine Anordnung und schrieb 
statt dessen den Aufbau eines „Kriegsgefangenenlagers" für 50000 Gefangene vor46. 
Da dieser Befehl an die Zentrale Bauinspektion der Waffen-SS und Polizei in Lublin 
ging, die für den Aufbau der SS- und Polizeistützpunkte zuständig war und bei der 
nun die Dienststelle eines „Sonderbeauftragten für die Errichtung von Kriegsgefan-

41 Vgl. Dienstkalender Heinrich Himmlers, S.209 (Notizzettel 15.9. 1941), S.210 (Eintrag 16.9. 
1941), S. 215 (Eintrag 22. 9. 1941), S. 218 (Eintrag 25. 9. 1941). 

42 Fernschreiben OKW/Kgf., Nr. 6299/41 v. 25.9. 1941 an MiG, in: Bundesarchiv-Militärarchiv 
(künftig: BA-MA), RH 53/23 v. 63, zit. in: Christian Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht 
und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941-1945, Bonn 1991, S. 220; Kaienburg, „Vernichtung 
durch Arbeit", S. 45. Josef Marszalek, Majdanek. Konzentrationslager Lublin, Warschau 1984, S. 
19, weist darauf hin, daß Himmler und der Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeldmarschall 
Walther von Brauchitsch, sich auf eine Übergabe von insgesamt 325 000 sowjetischen Kriegsgefan­
genen geeinigt hätten. 

43 Als Chef des Allgemeinen Wehrmachtsamtes im OKW unterstand Reinecke auch das Kriegsgefan­
genenwesen. Er war somit für eine Abgabe von Gefangenen zuständig. Himmler traf Reinecke am 
18. 10. 1941 zu einer Aussprache über die „Gefangenenfrage". Vgl. Dienstkalender Heinrich Him­
mlers, S. 238 (Eintrag 18. 10. 1941). Zu Reinecke siehe Christian Streit, General der Infanterie Her­
mann Reinecke, in: Hitlers militärische Elite, Bd. 1, hrsg. v. Gerd R. Ueberschär, Darmstadt 1998, 
S. 203-209. 

44 Christian Gerlach vermutet, daß das Versprechen der Wehrmacht, 100000 gefangene Rotarmisten 
bereitzustellen, Himmler bewogen habe, im Herbst 1941 einem Arbeitseinsatz sowjetischer 
Kriegsgefangener zuzustimmen. Diese Annahme deutet implizit auf die besondere Bedeutung 
hin, die der Reichsführer-SS der Arbeitskräftefrage (bei der Ostsiedlung) zumaß. Vgl. Christian 
Gerlach, Kalkulierte Morde. Die deutsche Wirtschafts- und Vernichtungspolitik in Weißrußland 
1941 bis 1944, Hamburg 22000, S. 816. 

45 Kammler an Zentrale Bauinspektion Lublin, 22.9. 1941, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Verschiedene 
Nr. 7 (Ghetto) - Unterstreichung vom Vf. Siehe auch Marszalek, Majdanek, S. 19. 

46 Kammler an SS-Obersturmführer Grosch, 27.9. 1941, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Verschiedene 
Nr. 7 (Ghetto) - Unterstreichung vom Vf. Lenzer erläuterte am 1. 10. 1941 der Zentralbauleitung 
Lublin, daß statt eines Lagers für 50000 Häftlinge ein Kriegsgefangenenlager für 50000 Mann 
zu bauen sei. Vgl. Rückseite des Schreibens Kammlers an Grosch, 22.9. 1941, in: Ebenda. Siehe 
auch Kranz, KL Lublin, S. 367. 
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genenlagern" eingerichtet wurde47, wird der Zusammenhang zwischen der Über­
nahme von sowjetischen Kriegsgefangenen und der projektierten Ostsiedlung noch­
mals deutlich. 

Anders als im Juli 1941 geplant, konnte das Lubliner Lager aber nicht alle 
Zwangsarbeiter, die die Bauten der SS-Ostsiedlung errichten sollten, aufnehmen. 
Aus diesem Grund befahl Kammler am 26. September 1941 mündlich48 und einen 
Tag später in schriftlicher Form die Errichtung eines weiteren Kriegsgefangenenla­
gers in Auschwitz. In der am 27. September herausgegebenen Order, die die beiden 
neuen Lager betraf, hieß es: „In Lublin und Auschwitz sind sofort am 1.10. Kriegs­
gefangenenlager mit einem Fassungsvermögen von je 50000 Gefangenen gemäß den 
in Berlin gegebenen Weisungen und den überlassenen Zeichnungsunterlagen zu 
errichten. [...] Die Arbeiten sind unverzüglichst in Angriff zu nehmen und mit 
größtmöglichster Beschleunigung durchzuführen."49 Die Bauleitungen in Auschwitz 
und Lublin wurden dem Chef der Sonderbauleitung für den Aufbau der Kriegsge­
fangenenlager, SS-Obersturmführer Grosch, und daher indirekt dem Leiter der Zen­
tralen Bauinspektion in Lublin „zur Durchführung seines Sonderauftrages zur Ver­
fügung" gestellt50. Lublin und das projektierte neue Lager in Auschwitz (das nach­
malige Auschwitz-Birkenau) waren folglich genau für die 100000 sowjetischen 
Kriegsgefangenen ausgelegt, die das OKW am 25. September 1941 der SS zur Verfü­
gung gestellt hatte. 

Anders als von Rudolf Höß in seinen Nachkriegsaussagen dargestellt51, fiel die 
Entscheidung für den Aufbau des späteren Konzentrationslagers Auschwitz-Bir­
kenau also erst Ende September 194152. Sämtliche Standardwerke zur Geschichte des 

47 Kammler leitete sein Schreiben dem „Sonderbeauftragten für die Errichtung von Kriegsgefange­
nenlagern bei der Zentralen Bauinspektion der Waffen-SS und Polizei in Lublin", SS-Obersturm­
führer Grosch, zu. Vgl. Kammler an Grosch, 27. 9. 1941, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Verschiedene 
Nr. 7 (Ghetto). 

48 Ebenda; vgl. auch Steinbacher, „Musterstadt", S. 239. Diese Angabe findet sich nicht in Danuta 
Czech, Kalendarium der Ereignisse im Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau 1939-1945, 
Reinbek b. Hamburg 1989, S. 124. 

49 Kammler an Grosch, 27. 9. 1941, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Verschiedene Nr. 7 (Ghetto), auch zit. 
in: Marszalek, Majdanek, S. 19. Dieses Dokument wird in Czech, Kalendarium, S. 124, ebenfalls 
nicht erwähnt. 

50 Kammler an Grosch, 27. 9. 1941, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Verschiedene Nr. 7 (Ghetto). 
51 Vgl. zur problematischen Glaubwürdigkeit Höß', besonders bei der Datierung von Entscheidun­

gen, die zur „Endlösung" führten, Karin Orth, Rudolf Höß und die „Endlösung der Judenfrage". 
Drei Argumente gegen deren Datierung auf den Sommer 1941, in: Werkstatt Geschichte 18 
(1997), S. 45-57, sowie Longerich, Vernichtung, S. 423 f., 444 f.; Christopher R. Browning, Fateful 
Months. Essays on the Emergence of the Final Solution, New York/London 1985, S.22 f., und 
auch Michael Burleigh, Die Zeit des Nationalsozialismus. Eine Gesamtdarstellung, Frankfurt 
a.M. 2000, S. 746 f. Dagegen benutzt Gunnar Boehnert, Rudolf Höß. Kommandant von 
Auschwitz, in: Die SS: Elite unter dem Totenkopf. 30 Lebensläufe, hrsg. v. Ronald Smelser und 
Enrico Syring, Paderborn 2000, S. 254-266, Höß' Aufzeichnungen fast völlig unkritisch. 

52 Vgl. hierzu, allerdings ohne daß die Motive des Aufbaus eines Kriegsgefangenenlagers diskutiert 
oder ein Bezug zu den umfassenden Ostsiedlungsplänen der SS hergestellt wird, Steinbacher, 
„Musterstadt", S.211, 238 f.; Fröbe, Bauen, S. 159 und 199, Anm. 12; Dienstkai ender Heinrich 
Himmlers, S. 123, Anm. 2. 
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Vernichtungskomplexes Auschwitz und zum Holocaust stützen sich jedoch auf die 
Behauptung von Höß und betonen, daß der Reichsführer-SS bei seinem Besuch am 
1. März 1941 in Auschwitz den Aufbau Birkenaus angeordnet hätte53. Gemäß den 
Angaben von Höß seien bereits zum damaligen Zeitpunkt ein Kriegsgefangenenlager 
für 100000 Insassen und eine Rüstungszentrale im Raum Auschwitz geplant wor­
den54. Da im Frühjahr 1941 aber noch nicht an eine wie auch immer geartete 
Beschäftigung von Kriegsgefangenen gedacht wurde und keine Notwendigkeit 
bestand, ein so großes Zwangsarbeiterkontingent im Raum Auschwitz zu konzen­
trieren, erweist sich die Behauptung von Höß schon aus diesem Grund als höchst 
zweifelhaft55. 

Hinzu kommt, daß für den Zeitraum bis September 1941 keine Unterlagen über­
liefert sind, die den Aufbau eines großen Lagerkomplexes für 100000 Häftlinge in 
Auschwitz dokumentieren oder ein Kriegsgefangenenlager für Auschwitz themati­
sieren. Zwar wurde die polnische Ortschaft Brzezinka [Birkenau], die dem an dieser 
Stelle errichteten Lager seinen Namen geben sollte, schon im April 1941 von den 
eingesessenen Einwohnern geräumt. Diese Umsiedlung geschah jedoch im Rahmen 
der bereits seit Frühjahr 1940 von der SS durchgeführten Aktionen, die die Vertrei­
bung der polnischen Bevölkerung aus dem als SS-Interessengebiet Auschwitz 
bezeichneten Territorium zum Ziel hatten. Ein Zusammenhang mit dem Aufbau 
eines Gefangenenlagers in Birkenau ist nicht ersichtlich56. Auch der im Juni 1941 
vorgelegte und von Kammler unterschiebene Erweiterungsplan bezog sich einzig 
und allein auf das Stammlager Auschwitz. Dessen Kapazität sollte auf 30000 Häft-

53 Vgl. neben den einschlägigen Beiträgen der in Anm. 3 genannten Sammelbände Richard Breitman, 
Der Architekt der „Endlösung": Himmler und die Vernichtung der europäischen Juden, Pader­
born 1996, S. 209 f., der Höß' Angaben jedoch relativierend verwendet; Czech, Kalendarium, 
S. 79; Debórah Dwork/Robert Jan van Pelt, Auschwitz. 1270 to the Present, New York/London 
1996, S. 254 f.; Lern Yahil, The Holocaust. The Fate of European Jewry, New York/Oxford 1991, 
S. 364; Arno J. Mayer, Der Krieg als Kreuzzug. Das Deutsche Reich, Hitlers Wehrmacht und die 
„Endlösung", Reinbek b. Hamburg 1989, S. 534; Ulrich Herbert, Arbeit und Vernichtung. Ökono­
misches Interesse und Primat der „Weltanschauung" im Nationalsozialismus, in: Ist der National­
sozialismus Geschichte?, hrsg. v. Dan Diner, Frankfurt a.M. 1988, S. 198-236, hier S. 205; Eber­
hard Jäckel/Jürgen Rohwer (Hrsg.), Der Mord an den Juden im Zweiten Weltkrieg. Entschlußbil­
dung und Verwirklichung, Frankfurt a.M. 1987, S. 165 (Beitrag von Yehuda Bauer); Wolfgang 
Scheffler, Holocaustforschung am Wendepunkt. Kritische Anmerkungen zur deutschen Ausgabe 
der „Enzyklopädie des Holocaust". Besprechungsessay, in: Jahrbuch für Antisemitismusforschung 
3 (1994), S. 341-353, hier S. 350. Longerich, Vernichtung, thematisiert die Gründung des Birken-
auer Lagers nicht; auch Raul Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden, 3 Bde., Frankfurt 
a.M. 1990, gibt keine Hinweise auf den Baubefehl für Birkenau. 

54 Vgl. Höß, Kommandant, S. 98 f. 
55 Weder das Buna-Werk der IG Farben AG in Monowitz noch die SS-Wirtschaftsbetriebe konnten 

und wollten eine so große Anzahl von Häftlingen beschäftigen. Darüber hinaus weigerte sich 
Himmler noch bis September 1941, einer Beschäftigung von sowjetischen Kriegsgefangenen in 
der Industrie zuzustimmen. Vgl. Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 336 f.; Bernd C. Wagner, 
IG Auschwitz. Zwangsarbeit und Vernichtung von Häftlingen des Lagers Monowitz 1941-1945, 
München 2000, S. 91; Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 815 f. 

56 Vgl. Irena Strzelecka/Piotr Setkiewicz, Bau, Ausbau und Entwicklung des KL Auschwitz und sei­
ner Nebenlager, in: Auschwitz, 1940-1945, Bd. 1, S. 73-155, hier S. 81-85. 
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linge aufgestockt werden57. Von einem weiteren großen Haftlager bei Auschwitz 
war keine Rede. 

Das Kriegsgefangenenlager in Auschwitz(-Birkenau) wurde zum ersten Mal in 
Kammlers Baubefehl vom 27. September 1941 erwähnt. Die Anordnung des Bau­
chefs, die die Errichtung dieses Lagers vorsieht, ist somit das erste Dokument, das 
über ein Kriegsgefangenenlager am Ort des KL Auschwitz informiert. Dokumenten­
lage und historische Situation (Kriegsgefangene als Arbeitskräfte für die geplanten 
umfangreichen Ostsiedlungsbauten) lassen nur den einen Schluß zu: Die Entschei­
dung, ein Kriegsgefangenenlager in Auschwitz aufzubauen, um die nun als Zwangs­
arbeiter für die SS-dominierte Ostsiedlung vorgesehenen und erst zu diesem Zeit­
punkt von der Wehrmacht bereitgestellten sowjetischen Kriegsgefangenen unterzu­
bringen, fiel erst Ende September 1941, d.h. wahrscheinlich am 25. oder 26. 
September, unmittelbar nach der Zusage des OKW, die Gefangenen an die SS abzu­
geben. 

Nachdem Kammler seinen Baubefehl erlassen hatte, wurden erste organisatorische 
Maßnahmen zum Aufbau des neuen Lagers in der Gegend von Auschwitz ergriffen. 
Am 1. Oktober 1941 übernahm der Baumeister Karl Bischoff die „Sonderbauleitung 
für die Errichtung eines Kriegsgefangenenlagers der Waffen-SS in Auschwitz". 
Bereits Mitte Oktober löste er den bisherigen Bauleiter des Auschwitzer Hauptla­
gers, SS-Untersturmführer August Schlachter, ab. Bischoff leitete dann bis Oktober 
1943 das gesamte SS-Bauwesen in Auschwitz. Schon am 2. Oktober 1941 unternahm 
der frisch installierte Bauleiter mit Kammler, Höß und Grosch eine Ortsbegehung in 
Auschwitz, wobei vermutlich der Standort des neuen Lagers festgelegt wurde58. Nur 
wenige Tage später begannen Häftlinge die Bauerngehöfte, die sich auf dem vorgese­
henen Gelände befanden, abzureißen: das Konzentrations- und Vernichtungslager 
Birkenau entstand59. 

Der erste genehmigte „Lageplan des Kriegsgefangenenlagers in Auschwitz O/S" 
(d.h. Auschwitz-Birkenaus) lag am 14. Oktober 1941 vor60. Er sah eine Verdoppe­
lung der ursprünglich vorgesehenen Belegstärke vor. 100000 Mann sollten nun im 
Lager unterkommen. Diese Zahl hatte nicht lange Bestand. Noch im selben Monat 
war von 125000 Gefangenen die Rede, und ein knappes Jahr später wurde der Plan 
noch einmal erweitert. 200000 Häftlinge wurden jetzt als Zielgröße angegeben61. 
Diese Veränderungen korrespondierten mit den für Lublin vorgenommenen Neube­
rechnungen. Am 1. November 1941 ordnete Kammler zunächst an, Lublin für 

57 Vgl. ebenda, S. 86-89. Höß, Kommandant, S. 99, schreibt, daß Himmler die Kapazitätsvergröße­
rung des Stammlagers bei seinem Besuch am 1.3. 1941 angeordnet hätte. 

58 Die Ortsbegehung fehlt in Czech, Kalendarium, S. 125. 
59 BAB/BDC, PA Bischoff; vgl. Steinbacher, „Musterstadt", S.239; Fröbe, Bauen, S. 162 f.; Czech, 

Kalendarium, S. 125, 129. 
60 Er wurde von Bischoff und Höß am 15. 10. 1941 abgezeichnet. Vgl. Czech, Kalendarium, S. 129. 
61 Vgl. Czech, Kalendarium, S. 129, 275 f.; Fröbe, Bauen, S. 159; Robert-Jan van Pelt, A Site in Search 

of a Mission, in: Gutman/Berenbaum (Hrsg.), Anatomy of Auschwitz Death Camp, S. 93-156, 
hier S. 118 f. Siehe auch Anm. 145. 
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125000 Kriegsgefangene auszubauen62, bevor er am 8. Dezember 1941 befahl, die 

Einrichtung eines „Kriegsgefangenenlagers in Lublin für eine Gesamtkopfzahl von 

150000 Kriegsgefangenen bzw. Häftlingen" in Angriff zu nehmen63. Sowohl die 

Pläne für die Ostsiedlung und die „Friedensbauten" als auch die Planungen für die 

Kriegsgefangenenlager erreichten immer gigantischere Ausmaße. 

Um die für erforderlich gehaltenen Zwangs-Arbeitskräfte unterzubringen, war in 

den Augen Himmlers eine dritte Aufnahmestätte unverzichtbar. Als nördliches Pen­

dant zu den beiden im Süden Polens gelegenen Kriegsgefangenenlagern bestimmte 

der Reichsführer-SS einen in der Nähe Danzigs gelegenen Haftort: das „SS-Sonder­

lager Stutthof", das bis dahin als regionales Gefangenenlager der Geheimen Staats­

polizei gedient hatte. Nach einem Besuch im November 1941 befahl Himmler 

jedoch die Umwandlung der Haftstätte in ein Konzentrationslager, das 25000 gefan­

gene Rotarmisten aufnehmen sollte. Zunächst primär als Arbeitskräftereservoir für 

die „Germanisierung" des annektierten Reichsgaus Danzig-Westpreußen vorgesehen, 

dürfte das Konzentrationslager als Ausgangspunkt für Baumaßnahmen im Baltikum 

gedacht gewesen sein64. Unter Einbeziehung Stutthofs rechneten Himmler, Pohl und 

Kammler folglich Mitte Dezember 1941 mit insgesamt 300000, im Zuge späterer 

Ausbaustufen mit mindestens 375000 sowjetischen Kriegsgefangenen bzw. Häftlin­

gen, die für die Ostsiedlungsbauten zum Einsatz kommen sollten. 

Die Wirklichkeit sah allerdings völlig anders aus. Es wurden nicht annähernd so 

viele Kriegsgefangene an die SS abgegeben, wie mit der Wehrmacht ursprünglich 

vereinbart worden war. Darüber hinaus wurde ein Teil der sowjetischen Soldaten, 

die seit August 1941 in den Konzentrationslagern ankamen, ausschließlich zur Exe­

kution eingeliefert. Hierbei handelte es sich um die „politisch-unerwünschten 

Kriegsgefangenen"65, die aufgrund der Absprachen zwischen Wehrmacht und SS in 

den Kriegsgefangenen-Stammlagern von Sicherheitspolizei-Kommandos ausge-

62 Kammler an Zentralbauleitung der Waffen-SS und Polizei Lublin, 1.11. 1941, in: BAB/ZDH, KL/ 
Hafta, Verschiedene Nr. 7 (Ghetto). 

63 Kammler an Zentralbauleitung der Waffen-SS und Polizei Lublin, 8.12. 1941, in: Ebenda. Laut 
Kranz, KL Lublin, S. 368, soll ein am 23. 3. 1942 genehmigter Plan ein Fassungsvermögen von 
250000 Häftlingen vorgesehen haben. 

64 Vgl. Bericht v. SS-Obersturmbannführer Gerhard Maurer, Betriebsinspekteur im SS-Konzern, 
l l . 12. 1941, in: ZfA, Fall IV, ADB 2, S. 59-61, Nürnberger Dok. NO-2147; Maurer an Chef W 
IV, 2.7. 1942, in: BAB/ZDH, KL/Hafta, Stutthof 1, Bl. 76; Gabriele Lotfi, SS-Sonderlager im 
nationalsozialistischen Terrorsystem: Die Entstehung von Hinzert, Stutthof und Soldau, in: Aus­
beutung, Vernichtung, Öffentlichkeit. Neue Studien zur nationalsozialistischen Lagerpolitik, 
hrsg. v. Norbert Frei u.a., München 2000, S. 209-229, hier S.224; Janina Grabowska, K.L. Stutt­
hof. Ein historischer Abriß, Bremen 1993, S. 14-16; Rita Malcher, Das Konzentrationslager Stutt­
hof, in: Nach Osten. Verdeckte Spuren nationalsozialistischer Verbrechen, hrsg. v. Theresa Wobbe, 
Frankfurt a.M. 1992, S. 161-173, hier S. 162; Miroslaw Glinski, Organisation und Struktur des 
Lagers Stutthof, in: Stutthof. Das Konzentrationslager, Gdansk 1996. S. 76-98, hier S. 84. 

65 So in einer Vortragsnotiz des Amtes Ausland/Abwehr vom 15. 9. 1941, zit. nach Alfred Streim, 
Sowjetische Kriegsgefangene in Hitlers Vernichtungskrieg. Berichte und Dokumente 1941-1945, 
Heidelberg 1982, S. 34. 
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wählt66 und in den Konzentrationslagern umgebracht wurden. Im KL Sachsenhausen 
ermordeten SS-Männer die wehrlosen Rotarmisten in der berüchtigten „Genick­
schußanlage"67, in Auschwitz wurden die Kriegsgefangenen erschossen, seit Anfang 
September 1941 vermutlich auch vergast68. 

Erst nach dem OKW-Befehl vom 25. September 1941 zur Überstellung von 
Gefangenen an die SS trafen im Oktober 1941 einige der als Arbeitskräfte vorgese­
henen sowjetischen Kriegsgefangenen in den Konzentrationslagern ein69. Entgegen 
den ursprünglichen Überlegungen wurden - möglicherweise aufgrund der Raumnot 
in den noch im Aufbau befindlichen SS-Kriegsgefangenenlagern in Auschwitz und 
Lublin - Angehörige der Roten Armee in fast alle 1941 bestehenden Konzentrati­
onslager eingeliefert. Neuengamme, Buchenwald, Flossenbürg, Mauthausen, Groß-
Rosen, Sachsenhausen und Dachau richteten eigene Kriegsgefangenenlager ein, 
indem sie in der Regel einige KL-Baracken mit Stacheldraht abtrennten. Diese 
Barackenlager belegte die SS mit mindestens 15000 sowjetischen Kriegsgefangenen70. 

Die Lager in Lublin und Auschwitz erhielten aber die größten Kontingente. 5 000 
Rotarmisten übernahm das im Aufbau befindliche Kriegsgefangenenlager Lublin71, 

66 Vgl. insgesamt Reinhard Otto, Wehrmacht, Gestapo und sowjetische Kriegsgefangene im deut­
schen Reichsgebiet, München 1998; Orth, System, S. 122 f.; Streit, Kameraden, S. 135, 220; Alfred 
Streim, Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im Fall „Barbarossa". Eine Dokumenta­
tion, Heidelberg/Karlsruhe 1981, S. 54-74, 94-119; Hans Adolf Jacobsen, Kommissarbefehl und 
Massenexekutionen sowjetischer Kriegsgefangener, in: Anatomie des SS-Staates, hrsg. v. Hans 
Buchheim u.a., Bd. 2, München 41984, S. 137-232, hier S. 155-165. 

67 Vgl. Orth, System, S. 122-131, die auch darauf hinweist, daß in Buchenwald, Auschwitz und Flos­
senbürg „Genickschußanlagen" bestanden. 

68 Vgl. Fraciszek Piper, Vernichtung, in: Auschwitz, 1940-1945, Bd. 3, S. 66, 100 f.; Otto, Wehrmacht, 
S. 267, bes. Anm. 19. Das Datum der ersten Vergasung in Auschwitz wird kontrovers diskutiert. 
Möglicherweise fand die erste Tötung durch Giftgas nicht vor Dezember 1941 statt. Vgl. Orth, 
Konzentrationslager, S. 139; Jean-Claude Pressac, Die Krematorien von Auschwitz. Die Technik 
des Massenmordes, München/Zürich 1994, S. 41 f. 

69 Am 2. 10. 1941 befahl das OKW den Wehrkreiskommandos die Auslieferung von 25000 sowjeti­
schen Kriegsgefangenen an die SS. Zwei Tage später erläuterte das OKW die einzuhaltenden Pro­
zeduren bei der Abgabe der Gefangenen. Am 11.10. 1941 informierte Gestapo-Chef Heinrich 
Müller seine unterstellten Dienststellen, daß sowjetische Kriegsgefangene nunmehr nicht nur zur 
Exekution, sondern auch „zu Arbeitszwecken" in die KL eingeliefert würden. Vgl. Otto, Wehr­
macht, S. 153, 188, 199. 

70 Vgl. ebenda, S. 187-189; Orth, System, S. 122-131; David A. Hackett (Hrsg.), Der Buchenwald-
Report. Bericht über das Konzentrationslager Buchenwald bei Weimar, München 1996, S. 216, 
318 f.; Konzentrationslager Buchenwald 1937-1945. Begleitband zur ständigen historischen Aus­
stellung, erstellt von Harry Stein, Göttingen 1999, S. 85; Isabell Sprenger, Groß-Rosen. Ein Kon­
zentrationslager in Schlesien, Köln u.a. 1996, S. 190-193; Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit", 
S. 45 f., 156; Toni Siegert, Das Konzentrationslager Flossenbürg. Ein Lager für sogenannte Aso­
ziale und Kriminelle, in: Bayern in der NS-Zeit, hrsg. v. Martin Broszat und Elke Fröhlich, Bd. 
2, München 1979, S. 429-494, hier S.448; Streit, Kameraden, S. 220 f., 397, Anm. 40; Streim, 
Behandlung, S. 227-232. 

71 Vgl. ebenda, S. 230, und die Aufzeichnungen des ehemaligen Majdanek-Häftlings Josef Madej, 
Erste Opfer, in: Unser Schicksal - eine Mahnung für Euch ... Berichte und Erinnerungen der Häft­
linge von Majdanek, hrsg. v. Tomasz Kranz, Lublin 1994, S. 17-27, hier S.20. Marszalek, Majda-
nek, S. 56 f., nennt eine Zahl von insgesamt 7500 Kriegsgefangenen. Otto, Wehrmacht. S. 189, gibt 
keinen Hinweis auf die nach Lublin transportierten Gefangenen. 
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10000 Kriegsgefangene wurden seit dem 7. Oktober 1941 in das Auschwitzer 
Stammlager eingewiesen72. Da auf dem Gelände von Birkenau gerade erst mit dem 
Bau des Kriegsgefangenenlagers begonnen wurde, brachte die SS die neuen Gefange­
nen dort zunächst in einem eigens abgeteilten „Russische Kriegsgefangenen Arbeits­
lager"73 unter, das aus neun Blöcken des Stammlagers bestand. Gemeinsam mit wei­
teren Häftlingen des Konzentrationslagers bauten die Kriegsgefangenen im Herbst 
1941 und Winter 1941/42 das Lager in Birkenau auf. 

Für die Lager-SS waren die sowjetischen Kriegsgefangenen „Untermenschen"74. 
Ihre Lebensbedingungen waren daher besonders schlecht, ihre Ernährung noch 
unzureichender als die der übrigen KL-Häftlinge. Aufgrund der Brutalität der SS-
Mannschaften, der mangelhaften Verpflegung und der harten Arbeit starben bis 
Anfang März 1942 über 9000 der nach Auschwitz transportierten Kriegsgefangenen. 
Zu den Ermordeten gehörten auch die über 1000 Rotarmisten, die von einer Kom­
mission, geführt vom Chef der Gestapo-Leitstelle in Kattowitz, Dr. Rudolf Mildner, 
selektiert, zum Tode verurteilt und hingerichtet wurden. Als das „Russische Kriegs­
gefangenen Arbeitslager" am 1. März 1942 offiziell aufgelöst wurde, konnten daher 
nur noch 945 Kriegsgefangene in das soeben eröffnete Lager in Birkenau überstellt 
werden75. 

In den übrigen Kriegsgefangenenlagern der SS war die Todesrate ähnlich hoch. 
Von den mehr als 30000 zum Arbeitseinsatz abgestellten sowjetischen Soldaten 
überlebten nur 3000 bis 4500 die ersten Monate der Lagerhaft76. Bis Frühjahr 1942 
war somit der größte Teil der in die Konzentrations- und Kriegsgefangenenlager der 
SS verschickten Rotarmisten tot77. In den Lagern der Wehrmacht sah die Situation 
nicht viel anders aus. Nur wenige der im Herbst 1941 für den Rüstungseinsatz vor­
gesehenen sowjetischen Soldaten konnten tatsächlich in Wirtschaftsbetrieben einge­
setzt werden. Die überwiegende Zahl war in den Kriegsgefangenenlagern umgekom­
men78. Der für den Arbeitseinsatz in Deutschland zuständige Ministerialdirektor 

72 Vgl. Otto, Wehrmacht, S. 189; Piper, Vernichtung S. 67. 
73 Strzelecka/Setkiewicz, KL Auschwitz, S. 91. Möglicherweise wurde das Lager auch als „Russen-

Kriegsgefangenen-Arbeitslager" bezeichnet. Vgl. Piper, Vernichtung, S. 67. 
74 Siehe zur Klassifikation von Häftlingen nach rassistischen, nationalen, politischen und sozialen 

Motiven Sofsky, Ordnung des Terrors, bes. S. 139-141. 
75 Vgl. Strzelecka/Setkiewicz, KL Auschwitz, S. 90 f.; Piper, Vernichtung, S. 67; Czech, Kalendarium, 

S. 126 f., 137; Otto, Wehrmacht, S. 193-195. 
76 Gerlach gibt die Gesamtzahl der in KL ermordeten sowjetischen Kriegsgefangenen, einschließlich 

der zur Exekution überstellten, mit mindestens 50000 an. Vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 849. 
77 Vgl. Streim, Behandlung, S. 227-233; Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit", S. 156; Siegert, Flos-

senbürg, S. 467; Sprenger, Groß-Rosen, S. 194; Streit, Kameraden, S. 397, Anm. 397; Harry Stein, 
Funktionswandel des Konzentrationslagers Buchenwald im Spiegel der Lagerstatistiken, in: Die 
nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 1, S. 167-192, hier S. 173. 

78 Erst seit 1942 arbeiteten hunderttausende Sowjetbürger in Deutschland. Hierbei handelte es sich in 
der Mehrzahl aber nicht um Kriegsgefangene, sondern um zivile Fremd- und Zwangsarbeiter. Vgl. 
jetzt Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz. Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefan­
gene und Häftlinge im Deutschen Reich und im besetzten Europa 1939-1945, Stuttgart/München 
2001, S. 72-80, 221 f. 



56 Jan Erik Schulte 

Werner Mansfeld vom Reichsarbeitsministerium schätzte am 19. Februar 1942, daß 
von 3,9 Millionen sowjetischen Kriegsgefangenen nur noch 1,1 Millionen am Leben 
waren. Der Wirtschaft ständen hiervon - so Mansfeld - nur 400000 bis maximal 
550000 Menschen zur Verfügung79. Das vermeintliche „Überangebot" an sowjeti­
schen Kriegsgefangenen hatte sich als Illusion erwiesen. Den Verantwortlichen in 
Wirtschaft, Wehrmacht und SS wurde um die Jahreswende 1941/42 klar, daß die 
Probleme auf dem Arbeitsmarkt nicht mit Hilfe der gefangenen Sowjetsoldaten 
gelöst werden konnten80. 

Für Himmler und Pohl stellte sich somit erneut die Frage, wer die SS- und Poli­
zeistützpunkte und die großen Siedlungen im „neuen Ostraum" errichten sowie die 
dortige Infrastruktur ausbauen sollte. Nach der brutalen Behandlung in den SS-eige­
nen Kriegsgefangenenlagern und in den Stammlagern der Wehrmacht standen Rotar­
misten zumindest für absehbare Zeit nicht mehr als Arbeitskräfte zur Verfügung. Da 
eine Modifikation der gigantischen Pläne nicht in Frage kam, mußte die SS-Führung 
eine neue Opfergruppe als Zwangsarbeiter in den Blick nehmen. 

III. 

Die Neuorientierung wurde im Januar 1942 in verschiedenen Konferenzen und 
Anordnungen vorbereitet. Am 14. Januar 1942 versammelten sich Himmler und die 
SS-Hauptamtschefs zu einer zweitägigen Konferenz im sogenannten Hegewaldheim 
in Ostpreußen81. Die Inhalte der Besprechung sind nicht überliefert. Doch ist davon 
auszugehen, daß zu Beginn des Jahres 1942 grundsätzliche Fragen erörtert wurden. 
Da nur wenige Tage nach der Konferenz weitreichende Entscheidungen verkündet 
wurden, die die Struktur der Verwaltungs- und Wirtschaftsorganisation Oswald 
Pohls, das für die Ostsiedlung zuständige SS-Bauwesen, die „Endlösung der Juden­
frage" und den Arbeitseinsatz bei der Ostsiedlung betrafen, werden diese Themen 

79 Vgl. Streit, Kameraden, S. 128. Siehe auch Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des 
„Ausländer-Einsatzes" in der Kriegswirtschaft des Dritten Reiches, Berlin/Bonn 21986, S. 149, 
der die Zahl der tatsächlich in der Wirtschaft beschäftigten Kriegsgefangenen noch geringer 
schätzt. 

80 Vgl. Streit, Kameraden; Herbert, Fremdarbeiter, S. 132-149. Zur bewußten Vernachlässigung und 
Vernichtung der in den Wehrmachtslagern in Weißrußland eingesperrten Kriegsgefangenen siehe 
detailliert Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 788-859; zum Deutschen Reich siehe Jörg Osterloh, 
„Hier handelt es sich um die Vernichtung einer Weltanschauung ..." Die Wehrmacht und die 
Behandlung der sowjetischen Gefangenen in Deutschland, in: Die Wehrmacht. Mythos und Reali­
tät, hrsg. v. Rolf-Dieter Müller und Hans-Erich Volkmann, München 1999, S. 783-802; zur 
Ukraine Karel C. Berkhoff, The „Russian" Prisoners of War in Nazi-Ruled Ukraine as Victims 
of Genocidal Massacre, in: Holocaust & Genocide Studies 15 (2001), S. 1-32. 

81 Nur der Chef des Rasse- und Siedlungshauptamtes, SS-Gruppenführer Otto Hofmann, und der 
Leiter des Stabshauptamtes des Reichskommissars für das deutsche Volkstum, SS-Gruppenführer 
Ulrich Greifelt, fehlten. Vgl. insgesamt Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 316-318 (Einträge 
14. u. 15.1. 1942). 
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mit hoher Wahrscheinlichkeit auch bei der Tagung im Hegewaldheim besprochen 
worden sein. 

Am 19. Januar 1942 befahl Pohl in Vertretung Himmlers den Aufbau des SS-Wirt-
schafts-Verwaltungshauptamtes82. Der erste Organisationsplan des neuen Amtes 
wurde auf den 15. Januar 1942 datiert83, also auf einen Zeitpunkt, an dem Himmler 
und Pohl sich im Hegewaldheim befanden. Rüstungswirtschaftliche Überlegungen 
spielten bei der Errichtung des WVHA aus den Pohl bislang schon unterstehenden 
Einzelbehörden keine Rolle. Vielmehr wurden - gleichsam als Abschluß der Ent­
wicklung der vorhergehenden Jahre - nun alle Verwaltungsaufgaben und -dienststei­
len Pohls in einer Behörde zusammengefaßt84. Das WVHA symbolisierte die Ver­
schmelzung von Staats- und Parteiaufgaben, die für das Sicherheitswesen schon 1939 
mit der Gründung des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) stattgefunden hatte85. 

Mit der neuen Behörde erhob der Hauptamtschef den Anspruch, sowohl das SS-
als auch das Polizeibauwesen uneingeschränkt zu kontrollieren - ein Recht, das bis­
lang von der staatlichen Bauverwaltung bestritten worden war86. Für die projektier­
ten Bauten im „neuen Ostraum" war es von entscheidender Bedeutung, daß die SS 
ohne Behinderungen durch staatliche Organe agieren und Arbeitskräfte und Bau­
kontingente nach eigenem Gutdünken einsetzen konnte. Aus diesem Grund war die 
Zusammenlegung der verschiedenen Behörden Pohls zum WVHA auch Ausdruck 
der Siedlungspläne der SS. 

Einen Tag, nachdem Pohl den Befehl zur Gründung des SS-Wirtschafts-Verwal-
tungshauptamtes unterschrieben hatte, begrüßte der RSHA-Chef, SS-Obergruppen­
führer Reinhard Heydrich, die Staatssekretäre zahlreicher Reichsministerien zu der 
später als „Wannsee-Konferenz" bekannt gewordenen Sitzung in einer Villa am 
Großen Wannsee. Heydrich wollte das Vorgehen bei der „Endlösung der Juden­
frage" koordinieren und seine „Federführung" betonen87. Im Zentrum der Konfe­
renz standen die Abgrenzung des für die Deportation „in Betracht kommenden Per-

82 Pohls Befehl i.V. Himmlers, 19. 1. 1942, in: Archiv des Instituts für Zeitgeschichte (künftig: IfZ-
Archiv), MB 16/9, Bl. 272 f. (NO-495). 

83 Organisationsplan WVHA, 15. 1. 1942, in: BAB, NS 3/555, fol. 13. 
84 Vgl. Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 197-199; Walter Naasner, Neue Machtzentren in der 

Deutschen Kriegswirtschaft 1942-1945. Die Wirtschaftsorganisation der SS, das Amt des General­
bevollmächtigten für den Arbeitseinsatz und das Reichsministerium für Rüstung und Kriegspro­
duktion im nationalsozialistischen Herrschaftssystem, Boppard a. Rh. 1994, S. 263. 

85 Vgl. Johannes Tuchel, Konzentrationslager. Organisationsgeschichte und Funktion der „Inspek­
tion der Konzentrationslager" 1934-1938, Boppard a. Rh. 1991, S. 348. 

86 Vgl. Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 198 f., 250-257. 
87 Vgl. Kurt Pätzold/Erika Schwarz, Tagesordnung: Judenmord. Die Wannseekonferenz am 20. 

Januar 1942. Eine Dokumentation zur Organisation der „Endlösung", Berlin 31992. Zur Bedeu­
tung der Wannsee-Konferenz für den Holocaust siehe besonders Christian Gerlach, Die Wann­
see-Konferenz, das Schicksal der deutschen Juden und Hitlers politische Grundsatzentscheidung, 
alle Juden Europas zu ermorden, in: Werkstatt Geschichte 18 (1997), S. 7-44, und mit anderem 
Schwerpunkt Longerich, Vernichtung, S. 466-472, 711 f., Anm. 233-235. 
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sonenkreises" und der Arbeitseinsatz der Juden88. Der Chef des RSHA wies zwar 
darauf hin, daß Juden, die in Rüstungsunternehmen arbeiteten, vorerst nicht depor­
tiert werden würden. Der Einsatz in der Rüstungswirtschaft galt ihm aber nur als 
Ausnahme. Letztlich sollten „die Juden in geeigneter Weise im Osten zum Arbeits­
einsatz kommen. In großen Arbeitskolonnen, unter Trennung der Geschlechter, wer­
den die arbeitsfähigen Juden straßenbauend in diese Gebiete geführt, wobei zweifel­
los ein Großteil durch natürliche Verminderung ausfallen wird."89 Heydrich knüpfte 
damit an die bereits im Deutschen Reich geübte Praxis an, Juden in Kolonnen zur 
Zwangsarbeit einzusetzen90. An der sogenannten Durchgangsstraße IV (Dg IV), die 
von Galizien in die östliche Ukraine führen sollte, wurden Heydrichs Vorstellungen 
grausame Realität. Zehntausende Juden arbeiteten und starben in den Zwangsar­
beitslagern, die entlang der Trasse errichtet und von der SS bewacht wurden91. 

Obwohl die Einsatzgruppen schon seit Monaten systematisch Massaker an den 
sowjetischen Juden verübten und seit Dezember 1941 Juden aus dem Warthegau in 
Chelmno durch Gas ermordet wurden92, zielte die von Heydrich propagierte 
Beschäftigung jüdischer Gefangener nicht nur auf deren Vernichtung93. Vielmehr 
sollten die Juden die von der SS geplante Ostsiedlung vorantreiben und ein riesiges 
Straßennetz bauen, das nicht nur militärischen, sondern vor allem auch siedlungs­
strategischen Zwecken dienen sollte. Der „Generalplan Ost" vom Juni 1942 wies 
nicht umsonst auf die Bedeutung des Autobahnnetzes hin, das die Verbindung zwi­
schen den einzelnen Siedlungen herstellen würde94. Dieser Straßenbau sollte, wie 
Adolf Hitler Mitte Oktober 1941 betonte, von sowjetischen Kriegsgefangenen getra-

88 Vgl. (einschließlich des Zitates) das Besprechungsprotokoll, abgedruckt in: Pätzold/Schwarz, 
Judenmord, S. 102-112. Zur Bedeutung des Arbeitseinsatzes siehe Ulrich Herbert, Vernichtungs­
politik. Neue Antworten und Fragen zur Geschichte des „Holocaust", in: Nationalsozialistische 
Vernichtungspolitik 1939-1945. Neue Forschungen und Kontroversen, hrsg. v. ders., Frankfurt 
a.M. 1998, S.9-66, hier S.62; Longerich, Vernichtung, S.470; Breitman, Architekt, S. 111. In der 
Einleitung von Pätzold/Schwarz, Judenmord, wird der Arbeitseinsatz nicht diskutiert. Wolf Gru­
ner, Der geschlossene Arbeitseinsatz deutscher Juden. Zur Zwangsarbeit als Element der Verfol­
gung 1938-1943, Berlin 1997, S. 290, betont, daß Fragen der Zwangsarbeit nur einen Nebenaspekt 
der „Wannsee-Konferenz" dargestellt hätten. 

89 Pätzold/Schwarz, Judenmord, S. 107 f. 
90 Seit dem Novemberpogrom 1938 war die Beschäftigung von jüdischen Arbeitskräften in Arbeits­

kolonnen üblich. Siehe Wolf Gruner, Die NS-Judenverfolgung und die Kommunen. Zur wechsel­
seitigen Dynamisierung von zentraler und lokaler Politik 1933-1941, in: VfZ 48 (2000), S. 75-126, 
hier S. 111, u. ders., Der geschlossene Arbeitseinsatz, bes. S. 59 ff. 

91 Vgl. Dieter Pohl, Nationalsozialistische Judenverfolgung in Ostgalizien 1941-1944. Organisation 
und Durchführung eines staatlichen Massenverbrechens, München 1996, S. 167-171; Thomas 
Sandkühler, „Endlösung" in Galizien. Der Judenmord in Ostpolen und die Rettungsinitiativen 
von Berthold Beitz 1941-1944, Bonn 1996, S. 132 f., 137-148; Hermann Kaienburg, Jüdische 
Arbeitslager an der „Straße der SS", in: 1999, 11 (1996), H. 1, S. 13-39. 

92 Vgl. Longerich, Vernichtung, S. 321-418, 450 f. 
93 Vgl. dagegen Kaienburg, „Vernichtung durch Arbeit", S. 125. 
94 Vgl. für den „neuen Ostraum" Denkschrift „Generalplan Ost", Juni 1942, in: Madajczyk (Hrsg.), 

Generalsiedlungsplan, S. 123. Siehe auch die detaillierten Hinweise auf den Aufbau der Verkehrs­
wege in den eingegliederten Gebieten, für den ein „größerer kolonnenweiser Einsatz von Kriegs­
gefangenen oder niedrig zu entlohnende[n] fremdvölkische[n] Arbeitskräfte[n]" angedacht wurde, 
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gen werden95. Dementsprechend hatte auch die Organisation Todt für den Bau der 
Dg IV auf den Einsatz von gefangenen Rotarmisten gesetzt. Als diese nicht mehr 
zur Verfügung standen, ersetzten jüdische Zwangsarbeiter ihre ermordeten Vorgän­
ger96. Auch deponierte deutsche Juden sollten in diesem Sinne beschäftigt werden. 
Im Januar 1942 wurde ihr Einsatz bei Straßenbauarbeiten in der Ukraine vorgese­
hen97. 

Folge und Ausdruck der Überlegungen, anstelle der umgekommenen Rotarmisten 
nun im großen Stil jüdische Arbeitskräfte bei den Bauvorhaben im „neuen 
Ostraum" einzusetzen, war der Befehl Himmlers, der den Inspekteur der Konzen­
trationslager, Richard Glücks, in Form eines Fernschreibens am 26. Januar 1942 
erreichte: „Nachdem russische Kriegsgefangene in der nächsten Zeit nicht zu erwar­
ten sind, werde ich von den Juden und Jüdinnen, die aus Deutschland ausgewandert 
werden, eine große Anzahl in die Lager schicken. Richten Sie sich darauf ein, in den 
nächsten 4 Wochen 100000 männliche Juden und bis zu 50000 Jüdinnen in die KL 
aufzunehmen. Große wirtschaftliche Aufgaben und Aufträge werden in den näch­
sten Wochen an die Konzentrationslager herantreten. SS-Gruppenführer Pohl wird 
Sie im einzelnen unterrichten."98 

Am Vortag hatte Himmler mit Pohl bereits über die „wirtschaftliche[n] Neuauf­
gaben" und mit Heydrich über die Verschleppung von „Juden in die Kl.s" gespro­
chen. Damit war klar, daß Heydrich die Einweisung der Juden übernehmen, Glücks 
die Juden aufnehmen und Pohl ihnen die „wirtschaftlichen Aufgaben" zuweisen 
sollte99. Die Gründe für die Einweisung der Juden in die Konzentrationslager sind 
unzweideutig. Hinter den „wirtschaftlichen Aufgaben und Aufträge[n]" verbargen 
sich keine Rüstungsprojekte. In Rüstungsbetrieben im „Altreich" sollten Juden ja 
nur noch in Ausnahmefällen beschäftigt werden. Private Wirtschaftsunternehmen 
hatten auch keinen Bedarf für die von Himmler angekündigten 150000 Zwangsar­
beiter. Selbst die IG Farben in Auschwitz wollte nicht mehr als 10000 Häftlinge ein­
setzen. Eine großangelegte Zusammenarbeit zwischen Privatindustrie und SS war im 
Januar 1942 noch nicht geplant. Erst seit März 1942 bemühte sich die SS verstärkt 
um rüstungswirtschaftliche Kooperationen mit der privaten Wirtschaft. Auch die 

in: Ebenda, S. 105, 114. Siehe ebenfalls Denkschrift „Die Bereitstellung von Menschen für die Ein­
deutschung neuer Siedlungsräume im Osten", Juni 1942, in: Ebenda, S. 138-150, hier S. 150. 

95 Vgl. Christian Streit, Sozialpolitische Aspekte der Behandlung der sowjetischen Kriegsgefangenen, 
in: Zweiter Weltkrieg und sozialer Wandel, Achsenmächte und besetzte Länder, hrsg. v. Waclaw 
Dlugoborski, Göttingen 1981, S. 184-196, hier S. 188. 

96 Vgl. Pohl, Ostgalizien, S. 169; Dieter Pohl, Schauplatz Ukraine: Der Massenmord an den Juden im 
Militärverwaltungsgebiet und im Reichskommissariat 1941-1943, in: Ausbeutung, Vernichtung, 
Öffentlichkeit, S. 135-173, hier S. 156. Seit Februar 1942 kontrollierte die SS den Bau der nunmehr 
auch als „Straße der SS" bezeichneten Dg IV. 

97 Vgl. Pohl, Ukraine, S. 153. 
98 Fernschreiben Himmlers an Glücks, 26. 1. 1942, in: BAB, NS 19/1920, fol. 1 (Nürnberger Dok. 

NO-500). Das Datum ist nur schwer lesbar. Doch geht aus dem Fernschreiben eindeutig hervor, 
daß es am 26. 1. 1942 befördert wurde. 

99 Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 326 f. (Eintrag 25. 1. 1942). 
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von Pohl gesteuerten SS-Unternehmen verlangten Anfang 1942 nicht nach Zehntau­
senden neuen Arbeitskräften100. 

Die SS und speziell Pohl benötigten zu diesem Zeitpunkt Hunderttausende von 
Zwangsarbeitern nur für ein einziges Projekt: für die SS-gesteuerte Ostsiedlung. 
Himmler machte in dem Befehl an Glücks denn auch deutlich, daß die jüdischen 
Häftlinge an die Stelle der sowjetischen Kriegsgefangenen treten sollten, die 
ursprünglich das Arbeitskräftereservoir für die Ostsiedlung bilden sollten. Himmler 
sah im Januar 1942 in den 100000 männlichen und 50000 weiblichen jüdischen 
Gefangenen, die in die Konzentrationslager eingeliefert werden sollten, vor allem 
Arbeitskräfte für den „Generalplan Ost". 

IV. 

Die SS-Bauverwaltung reagierte unverzüglich auf Himmlers Vorgaben. Schon am 10. 
Februar 1942 betonte Hans Kammler, daß „Häftlinge, Kriegsgefangene, Juden 
usw."101 bei den Baumaßnahmen der SS eingesetzt werden sollten. Der Bauchef hatte 
die beiden bislang vorgesehenen Zwangsarbeiterkategorien somit um eine weitere 
ergänzt: die Juden. Auch auf der praktischen Ebene wurde versucht, Himmlers 
Befehl umzusetzen. Durch den rücksichtslosen Einsatz von Häftlingen schritt der 
Neubau des Lagers Birkenau stetig voran. Am 27. Februar 1942, kurz vor der Eröff­
nung des ersten Teillagers auf dem neuen Gelände, besuchte Kammler noch einmal 
Auschwitz, um sich ein Bild von den Baufortschritten zu machen102. Zwei Tage spä­
ter, am 1. März, wurden die noch lebenden sowjetischen Kriegsgefangenen und eine 
Gruppe polnischer Häftlinge in den sogenannten Abschnitt BIb des Lagers in Bir­
kenau verlegt. Aus der Sicht der SS-Führung war der Lagerkomplex Auschwitz nun 
für die Aufnahme der angekündigten Häftlingsmassen, sprich: der Juden, bereit. Tat­
sächlich waren die Lebensbedingungen in Birkenau aber noch katastrophaler als im 
Stammlager. Nur wenige der Gefangenen, die im März 1942 in die Birkenauer 
Baracken eingewiesen wurden, überlebten die ersten zwei Monate103. 

Parallel zum Baufortschritt in Birkenau verstärkte die SS ihre Bemühungen, genü­
gend jüdische Arbeitskräfte zu erhalten. Im Rahmen der bereits seit längerer Zeit 
geführten Gespräche mit der slowakischen Regierung um die Auslieferung der Juden 
des Landes bemühte sich das Auswärtige Amt im Februar 1942 auf Bitten Himmlers 

100 Vgl. Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 361 f. 
101 Vorschlag Kammlers, 10.2. 1942, in: BAB, NS 19/2065. 
102 Vgl. Pressac, Krematorien, S. 45 f. 
103 Am 1.3. 1942 wurden 945 sowjetische Kriegsgefangene und einige polnische Häftlinge nach Bir­

kenau überstellt, am 13.3. 1942 folgten 1200 weitere genesende und kranke Häftlinge. Am 20.4. 
1942 lebten nur noch 200 Kriegsgefangene und wenige der übrigen Häftlinge. Vgl. Irena Strze-
lecka, Das Männerlager in Birkenau (BIb), in: Hefte von Auschwitz 19 (1995), S. 235-313, hier 
S. 253-258. 
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um 20000 junge, jüdische Arbeitskräfte für einen Einsatz „im Osten"104. Etwa 
13000 sollten in das Kriegsgefangenenlager in Lublin, die übrigen 7000 in dasjenige 
in Auschwitz deportiert werden105; erneut waren also die beiden zentralen Zwangs­
arbeiterlager der „Ostsiedlung" für die Aufnahme der von Himmler angeforderten 
Arbeitskräfte vorgesehen worden. 

Tatsächlich trafen anfangs vorwiegend jüngere slowakische Juden in Lublin und 
Auschwitz ein. Ein erster Zug mit 1000 Frauen und Mädchen verließ Poprad in der 
Slowakei in der Nacht vom 25. auf den 26. März 1942106. In Auschwitz angekom­
men, wurden die jüdischen Deportationsopfer gemeinsam mit 999 nichtjüdischen 
weiblichen Häftlingen, die vom Frauenkonzentrationslager Ravensbrück überstellt 
worden waren, in einem abgesperrten Teil des Stammlagers untergebracht107. 

Die Bedeutung, die Himmler der Einweisung der Frauen in Auschwitz zumaß, 
läßt sich daran erkennen, daß er am 3. März 1942 das Frauenkonzentrationslager 
besuchte108. Gemäß den Anweisungen, die Himmler Glücks gegeben hatte, bereitete 
sich die SS auf die Aufnahme von tausenden jüdischen Frauen in Auschwitz vor: 
Erfahrene Aufseherinnen, die zuvor eigens aus Ravensbrück abkommandiert worden 
waren, sollten die Jüdinnen kontrollieren, die nichtjüdischen weiblichen Häftlinge 
sollten als Blockälteste und Kapos - also als eine Art Vorgesetzte - fungieren109. 
Zwei Tage nach dem ersten Transport aus Poprad traf ein weiterer Zug aus der Slo­
wakei in Auschwitz ein. Die 789 weiblichen jüdischen Deportierten aus Bratislava 
wurden ebenfalls in die neue Frauenabteilung des Stammlagers eingewiesen110. Ent­
gegen den ersten Planungen erreichten aber nur insgesamt acht Transporte mit aus-

104 Longerich, Vernichtung, S. 491. In Nachkriegsaussagen behauptete der Gestapo-Judenberater" in 
der Slowakei, Dieter Wisliceny, daß das RSHA die Auslieferung von 20 000 Juden im Austausch 
für einen Einsatz von 20 000 slowakischen Arbeitern im Reich angeboten hätte. Vgl. Ladislav Lip-
scher, Die Juden im Slowakischen Staat 1939-1945, München/Wien 1980, S. 100; Dwork/Pelt, 
Auschwitz, S. 299 f. Kritisch zu Wislicenys Aussage Longerich, Vernichtung, S. 491. 

105 Vgl. ebenda, S. 491 f.; Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 349, Anm. 62; Piper, Vernichtung, 
S. 36-38; Yehuda Bauer, Freikauf von Juden? Verhandlungen zwischen dem nationalsozialisti­
schen Deutschland und jüdischen Repräsentanten von 1933-1945, Frankfurt a.M. 1996, S. 109; 
Yehoshua Büchler, The Deportation of Slovakian Jews to the Lublin District of Poland in 1942, 
in: Holocaust & Genocide Studies 6 (1991), S. 151-166. 

106 In einer seiner Nachkriegsaussagen verlegte Höß die ersten Transporte aus der Slowakei fälschli­
cherweise in das Jahr 1941. Vgl. Aussage von Rudolf Höß, November 1946 (Auszüge), in: 
Faschismus - Getto - Massenmord. Dokumentation über Ausrottung und Widerstand der Juden 
in Polen während des zweiten Weltkrieges, hrsg. v. Jüdischen Historischen Institut Warschau, 
Frankfurt a.M. o.J. [1962], S. 374-377, hier S. 376; siehe auch Orth, Höß, S. 53. 

107 Vgl. Piper, Vernichtung, S. 38; Czech, Kalendarium, S. 189 f. Dwork/Pelt, Auschwitz, S. 301, neh­
men an, daß die weiblichen Juden aus der Slowakei eigentlich nach Birkenau transportiert werden 
sollten, aber das Lager nicht rechtzeitig fertig geworden ist. 

108 Vgl. Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 368, 369 (Einträge 3.3. u. 4. 3. 1942). In Grit Philipp, 
Kalendarium der Ereignisse im Frauen-Konzentrationslager Ravensbrück 1939-1945, Berlin 
1999, S. 87 f., ist Himmlers Besuch nicht erwähnt. 

109 Vgl. Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 368, Anm. 4; Irena Strzelecka, Die Frauenabteilung 
im Stammlager, in: Hefte von Auschwitz 20 (1997), S. 7-67, hier S. 12 f.; Czech, Kalendarium, 
S. 189; Philipp, Kalendarium, S. 89. 

110 Vgl. Strzelecka, Frauenabteilung, S. 16; Czech, Kalendarium, S. 192. 
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schließlich jüngeren Juden Auschwitz und Lublin. Bereits seit dem 11. April 1942 
wurden ganze Familien aus der Slowakei deportiert. Je nach Ankunftsort unterschie­
den sich die Schicksale dieser Familientransporte. Die in den Distrikt Lublin einge­
wiesenen slowakischen Juden wurden zunächst auf Ortschaften und Ghettos in der 
Umgebung verteilt, ehe sie nur wenige Monate später im Zuge der Ghettoräumun­
gen deutschen Kommandos in die Hände fielen und in die Vernichtungslager des 
Distriktes geschafft wurden. Die nach Auschwitz gelenkten slowakischen Juden 
wurden zunächst im Lager aufgenommen, wo allerdings die Lebens- und Arbeitsbe­
dingungen so unmenschlich waren, daß viele der Verschleppten schon nach wenigen 
Wochen starben111. 

Parallel zu den Verhandlungen mit der slowakischen Regierung faßte das Reichssi­
cherheitshauptamt auch den Abtransport von Juden aus Frankreich ins Auge. Bei 
einer Besprechung der Judenreferenten im RSHA wurde am 4. März 1942 festgelegt, 
daß Theodor Dannecker, der Judenreferent in Paris, der französischen Regierung die 
Deportation von „rd. 5 000 Juden nach dem Osten" vorschlagen solle. Dabei hatte 
„es sich zunächst um männliche, arbeitsfähige Juden, nicht über 55 Jahren zu han­
deln"112. Bei den Befehlen, die Adolf Eichmann, der Judenreferent des RSHA113, an 
diesem Tag gab, ging es also weder um eine allgemeine Deportation aus Frankreich 
noch um eine Verschleppung in ein Vernichtungslager. Vielmehr bemühte sich Eich­
mann um Zwangsarbeiter für das Konzentrationslager Auschwitz. 

In Kooperation mit der deutschen Militärverwaltung in Frankreich, die die 
Abschiebung der Juden als „Sühnemaßnahme" für Attentate auf Besatzungssoldaten 
betrachtete und unterstützte114, und dem Auswärtigen Amt stellte Dannecker am 27. 
März 1942 den ersten Transport zusammen. Er bestand aus 1112 französischen 
Juden und in Frankreich internierten Juden unterschiedlicher Staatsangehörigkeit. 

111 Vgl. Meldung des Vorsitzenden des Judenrates in Lublin an den Vorstand der Jüdischen Sozialen 
Selbsthilfe in Krakau, 12. 4. 1942, und Schreiben des Landkommissars in Lubartów an den Kreis­
hauptmann Lublin-Land, 9.5. 1942, in: Faschismus - Getto - Massenmord, S. 275 f.; Longerich, 
Vernichtung, S.492; Büchler, Deportation, S. 153-159; Czech, Kalendarium, S. 197, 199-202, 
204; siehe auch Franciszek Piper, Die Zahl der Opfer von Auschwitz. Aufgrund der Quellen 
und Erträge der Forschung 1945 bis 1990, Oswiecim 1993, S. 195. 

112 Vermerk Danneckers, 10.3.1942, Nürnberger Dok. RF-1224, in: Serge Klarsfeld, Vichy-
Auschwitz. Die Zusammenarbeit der deutschen und französischen Behörden bei der „Endlösung 
der Judenfrage" in Frankreich, Nördlingen 1989, S. 374 f., hier S. 374; auch zit. in: Longerich, Ver­
nichtung, S. 494. 

113 wie Dannecker schrieb, wurden die Frankreich betreffenden Anweisungen von Eichmann gege­
ben. Vgl. Vermerk Danneckers, 10.3. 1942, Nürnberger Dok. RF-1224, in: Klarsfeld, Vichy-
Auschwitz, S. 374. Zu Eichmanns Funktion und Position siehe Hans Safrian, Adolf Eichmann -
Organisator der Judendeportationen, in: Die SS: Elite unter dem Totenkopf, S. 134-146. Anders 
als Dannecker, der eine möglichst umfassende Deportation von französischen Juden forderte, 
bemühten sich seine Berliner Vorgesetzten vorerst „nur" um eine Überstellung von 5000-6000 
arbeitsfähigen Juden. Vgl. Claudia Steur, Theodor Dannecker. Ein Funktionär der „Endlösung", 
Essen 1997, S. 70-72. 

114 Zur Beteiligung der Militärverwaltung an der Judenverfolgung in Frankreich siehe Ahlrich Meyer, 
Die deutsche Besatzung in Frankreich 1940-1944. Widerstandsbekämpfung und Judenverfolgung, 
Darmstadt 2000, bes. S. 3, 22-25. 
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Der von Dannecker persönlich begleitete Zug erreichte Auschwitz am 30. März. 
Wie die slowakischen Transporte wurden die Insassen des Zuges aus Frankreich 
geschlossen registriert und in das Lager aufgenommen115. Für die Auswahl der Opfer 
durch die Gestapo war auch bei den weiteren Deportationen aus Frankreich die 
Arbeitsfähigkeit ein entscheidendes Kriterium. So gab Eichmann bekannt, daß die 
einzelnen Transporte nicht mehr als fünf Prozent Frauen umfassen durften116. Die 
aus Frankreich kommenden Juden, die vom 7. Juni bis 19. Juli 1942 in Auschwitz 
eintrafen (Transporte Nr. 2-6), erhielten Häftlingsnummern und wurden in das 
Lager überwiesen117. 

Wie von Himmler im Januar 1942 gefordert, war das Konzentrationslager 
Auschwitz einschließlich seiner Dependance in Birkenau in den Augen der SS-
Deportationsexperten auch jetzt noch ein Zwangsarbeitslager, in das überwiegend 
arbeitsfähige Häftlinge eingeliefert werden sollten. Es diente folglich weiterhin als 
Arbeitskräftereservoir für die projektierte „Ostsiedlung" der SS. Anders als die sta­
tionären Todesfabriken von Chelmno (Kulmhof) und Belzec, die seit Dezember 
1941 bzw. März 1942 ihre Mordaufträge erfüllten118, war Auschwitz bis Mai 1942 
noch nicht Zielort regelmäßiger Transporte, die ausschließlich der Vernichtung gal­
ten119. 

Allerdings herrschten in Auschwitz und Auschwitz-Birkenau bereits in der ersten 
Jahreshälfte 1942 katastrophal schlechte Lebensbedingungen, es regierte brutale 
Willkür, und es kam zu massenhaftem Mord. Die Deportierten teilten das Schicksal 

115 Vgl. Steur, Dannecker, S. 72; Klarsfeld, Vichy-Auschwitz, S. 44 f., 376 f.; Czech, Kalendarium, S. 
193; Piper, Zahl der Opfer, S. 187, und den Bericht eines Angehörigen des Transportes: Aussage 
von Stanislaw Jankowski (Alter Feinsilber), in: Inmitten des grauenvollen Verbrechens. Hand­
schriften von Mitgliedern des Sonderkommandos, hrsg. v. Staatlichen Museum Auschwitz-Bir­
kenau, Oswiecim 1996, S. 25-57, bes. S. 29-34. 

116 Diese Anordnung Eichmanns wurde für die bereits im März 1942 geplante Deportation von ins­
gesamt 6000 Juden eingehalten. Vgl. Klarsfeld, Vichy-Auschwitz, S. 44. 

117 Es handelte sich hierbei um die Transporte mit den weiteren 5000 Juden, die Dannecker gemäß 
den Weisungen vom März 1942 deportieren sollte. Der letzte dieser Transporte (der 6., Ankunft 
19. 7. 1942) wurde nicht selektiert, obwohl bereits zu diesem Zeitpunkt Transporte aus der Slowa­
kei und den Niederlanden regelmäßig in „Arbeitsfähige" und „Arbeitsunfähige" geteilt wurden. 
Der nächste Transport aus Frankreich (der 7.) traf nur zwei Tage später in Auschwitz ein. Für 
ihn galt die vom RSHA erteilte Anweisung vom März 1942 nicht mehr, die insgesamt 6000 
„arbeitsfähige" Juden zur Deportation vorsah. Folglich wurde der französische Transport, der 
am 21. 7. 1942 in Auschwitz eintraf, wie die slowakischen und niederländischen Transporte einer 
Selektion unterworfen. 375 Menschen wurden in den Gaskammern getötet. Vgl. Czech, Kalenda­
rium, S. 241-253; Piper, Zahl der Opfer, S. 187; Piper, Vernichtung, S. 31. 

118 Vgl. Michael Tregenza, Belzec - Das vergessene Lager des Holocaust, in: „Arisierung" im Natio­
nalsozialismus. Volksgemeinschaft, Raub und Gedächtnis, hrsg. v. Irmtrud Wojak und Peter 
Hayes, Frankfurt a.M. 2000, S. 241-267, hier S.249; Longerich, Vernichtung, S.451, 455, 505; 
Yahil, Holocaust, S. 357. 

115 Für Februar und März 1942 sind die Quellen über Transporte jüdischer Menschen nach 
Auschwitz höchst spärlich. Gemäß Piper, Zahl der Opfer, Tabelle D, zwischen S. 144 u. 145, lie­
gen für Februar 1942 keine Angaben vor. Im März und April erreichten einzig Transporte aus 
Frankreich und der Slowakei das Lager. Die Angehörigen dieser Transporte wurden in das Lager 
aufgenommen. Siehe auch die folgende Anmerkung. 
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der sowjetischen Kriegsgefangenen, die vor ihnen in Auschwitz gewesen waren. Nur 
wenige derjenigen, die seit März 1942 in geschlossenen Transporten nach Auschwitz 
geschickt wurden, überlebten die ersten Monate im Lager. Zudem wurden zunächst 
im Krematorium des Stammlagers120 und später im sogenannten Bunker 1 nordöst­
lich von Birkenau121 Lagerhäftlinge und vermutlich auch „arbeitsunfähige" Juden 
aus den Zwangsarbeitslagern in Schlesien (Schmelt-Lager) durch Gas getötet122. 
Allerdings handelte es sich hierbei noch nicht um systematische Mordaktionen123. 
Am 4. Mai 1942 fand die erste Selektion von kranken Häftlingen statt. Seit dieser 
Zeit wurden immer wieder Kranke und Schwache ausgesondert und im Bunker 1 
ermordet124. 

Anfang Mai 1942 wurde Auschwitz in die regionalen Vernichtungsaktionen einbe­
zogen, die zunächst die Juden des Warthegaus, danach diejenigen der Distrikte Lub-

120 Nachdem im September oder Dezember 1941 bereits sowjetische Kriegsgefangene in provisori­
schen Gaskammern des Stammlagers ermordet worden waren, wurde im Krematorium I des 
Stammlagers eine Gaskammer eingerichtet. Es ist nicht sicher belegt, seit wann und wie häufig 
dieses Krematorium für Mordaktionen benutzt wurde. Nach Zeugenaussagen wurden dort sowje­
tische Kriegsgefangene und Juden umgebracht. Vgl. Piper, Vernichtung, S. 139-156, siehe auch 
Anm. 68. Am 15.2. 1942 soll ein „erste[r] Transport mit Juden" (Czech, Kalendarium, S. 175), 
aus Beuthen kommend, in Auschwitz eingetroffen und sofort im Krematorium des Stammlagers 
vergast worden sein. Gemäß Steinbacher, Musterstadt, S. 276 f., handelte es sich dabei um ober-
schlesische Juden, die in den Zwangsarbeitslagern der Organisation Schmelt als nicht mehr 
„arbeitsfähig" selektiert worden waren. Die Quellenlage für diesen Transport ist höchst unbefrie­
digend. Dessen Datierung stützt sich nur auf eine Mitteilung des Internationalen Suchdienstes, die 
in einer Fußnote in Höß, Kommandant, S. 127, Anm. 3, erwähnt wird. Die von Czech, Kalenda­
rium, S. 175 f., als Belege angeführten Nachkriegsaufzeichnungen von Höß und Pery Broad, Mit­
arbeiter der Politischen Abteilung des KL Auschwitz, lassen keine klaren Datierungen zu. Höß 
meint, im September 1941, „vielleicht aber auch erst im Januar 1942" hätten die Vergasungen 
begonnen; Broad nennt vage „1942". Vgl. Höß, Kommandant, S. 159 f.; Bericht Pery Broad, in: 
Auschwitz in den Augen der SS. Rudolf Höß, Pery Broad, Johann Paul Kremer, hrsg. v. Staatli­
chen Museum Auschwitz-Birkenau, Oswiecim 1997, S. 96-139, hier S. 120-123; Affidavit Pery 
Broad, 20. 10. 1947 (Auszug), in: Die Ermordung der europäischen Juden. Eine umfassende 
Dokumentation des Holocaust 1941-1945, hrsg. v. Peter Longerich unter Mitarbeit von Dieter 
Pohl, München/Zürich 1989, S. 376-379, hier S. 377. 

121 Auch der Termin für die Inbetriebnahme der ersten provisorischen Gaskammer in Birkenau (Bun­
ker 1) ist nicht sicher überliefert. Gemäß Czech, Kalendarium, S. 186, wurde der Bunker 1 am 
20. 3. 1942 in Betrieb genommen. Allerdings sind die dort angeführten Belege von Höß („Früh­
jahr 1942") und Broad (ohne zeitliche Angabe) nicht präzise genug. Pressac, Krematorien, S.49, 
nimmt an, daß der Bunker 1 erst seit Ende Mai 1942 für Vergasungen genutzt wurde. Für seine 
Angabe liefert er jedoch keine Belege. Siehe auch Jean-Claude Pressac mit Roben-Jan van Pelt, 
The Machinery of Mass Murder at Auschwitz, in: Gutman/Berenbaum (Hrsg.), Anatomy of 
Auschwitz Death Camp, S. 183-245, hier S.212. Orth, System, S.201, folgt den Ausführungen 
von Pressac. Piper betont, daß die Quellen eine genaue Datierung nicht gestatten, und benutzt 
daher die vage Umschreibung „Im Verlauf der ersten Monate des Jahres 1942". Vgl. Piper, Ver­
nichtung, S. 158, und deutlicher Franciszek Piper, Gas Chambers and Crematoria, in: Gutman/ 
Berenbaum (Hrsg.), Anatomy of Auschwitz Death Camp, S. 157-182, hier S. 161 u. 178, Anm. 25. 

122 Zur Organisation Schmelt siehe Steinbacher, Musterstadt, S. 138-153, 276 f.; Dwork/Pelt, 
Auschwitz, S. 301 f.; vgl. auch Anm. 120. 

123 Siehe Anm. 119-121. 
124 Vgl. Czech, Kalendarium, S. 206. 
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lin und Lemberg betroffen hatten125. Nun sollten auch die Juden Ostoberschlesiens 
umgebracht werden126 - und was lag näher, als sie nach Auschwitz zu deportieren, 
wo die bereits bestehenden Mordkapazitäten stark ausgebaut wurden? Für die SS-
Mannschaft von Auschwitz war es nicht ungewöhnlich, daß ihr Lager zugleich als 
Stätte des Massenmordes und als Zwangsarbeitslager diente. Im Spätsommer und 
Herbst 1941 waren bereits zwei Kategorien sowjetischer Kriegsgefangener eingelie­
fert worden, die einen zur Exekution, die anderen zur Arbeit. Ab Mai 1942 wurden 
dementsprechend für kurze Zeit zwei Gruppen von jüdischen Deportierten einge­
wiesen: diejenigen aus Ostoberschlesien, die ohne Auswahl und Unterschied in den 
neuen Gaskammern nordöstlich des Lagers Birkenau ermordet wurden127, und dieje­
nigen aus der Slowakei128 und Frankreich, die ohne Selektion geschlossen als 
Arbeitskräfte in das Lager kamen. 

Einen Monat nach dem Beginn der Mordaktion an den ostoberschlesischen Juden 
fällte Himmler eine weitere weitreichende Entscheidung, die die Verschleppung von 
zehntausenden westeuropäischer Juden nach Auschwitz betraf. Im Zuge der Vorbe­
reitungen für die deutsche Sommeroffensive an der „Ostfront" verhängte die militä­
rische Führung Anfang Juni 1942 eine Transportsperre. Dies hatte zur Folge, daß die 
seit Frühjahr 1942 laufenden Deportationstransporte aus Deutschland und dem 
Reichsprotektorat Böhmen und Mähren in den Distrikt Lublin und die besetzte 
Sowjetunion eingestellt werden mußten. Um die Deportationen nicht vollständig 
abzubrechen, befahl Himmler nun, „größere Judenmengen" - wie Dannecker am 11. 
Juni 1942 auf einer Besprechung im RSHA erfuhr - „entweder aus dem Südosten 
(Rumänien) oder aus den besetzten Westgebieten [...] dem K.Z. Auschwitz zwecks 
Arbeitsleistung" zu überstellen. Anders als die bis zur Transportsperre durchgeführ­
ten Deportationen in die Lubliner Gegend und besonders nach Minsk, wo die 
ankommenden Menschen umgehend ermordet wurden, sollten gemäß dem Willen 
des Reichsführers-SS nach Auschwitz weiterhin for allem „arbeitsfähige" Juden ver-

125 Zur lokalen bzw. regionalen Initiative und zur zunächst begrenzten Reichweite der Massenmorde 
in Warthegau und in Südostpolen siehe Peter Klein, Die Rolle der Vernichtungslager Kulmhof 
(Chelmno), Belzec (Belzec) und Auschwitz-Birkenau in den frühen Deportationsvorbereitungen, 
in: Lager, Zwangsarbeit, Vertreibung und Deportation. Dimensionen der Massenverbrechen in 
der Sowjetunion und in Deutschland 1933-1945, hrsg. v. Dittmar Dahlmann und Gerhard Hirsch­
feld, Essen 1999, S. 459-481, hier S.481; Pohl, Ostgalizien, S. 141, 205; Sandkühler, Galizien, 
S. 173-175; Longerich, Vernichtung, S.455, und Ian Kershaw, Hitler 1936-1945, Stuttgart 22000, 
S.643. 

126 Vgl. Longerich, Vernichtung, S. 505. 
127 Vgl. Steinbacher, Musterstadt, S. 285 f. Seit dem 5.5. 1942 trafen regelmäßig Transporte aus Ost­

oberschlesien in Auschwitz ein. Soweit bekannt, wurden die Angehörigen dieser Transporte 
ohne Ausnahme mit Gas getötet. Eine Selektion fand nicht statt. Der erste ostoberschlesische 
Transport, der einer Selektion unterworfen wurde, erreichte Auschwitz am 15. 8. 1942: 102 Men­
schen wurden ins Lager eingeliefert, 1898 sofort getötet. Vgl. ebenda, S. 286, Anm. 159; Czech, 
Kalendarium, S. 211, 230, 232, 265, 274. 

128 Nach Piper, Zahl der Opfer, S. 195, wurden nicht alle Angehörigen der Transporte, die am 29. 4. 
und 19. 6. 1942 Zilina in der Slowakei verlassen hätten, in Auschwitz registriert. Dagegen gibt 
Czech, Kalendarium, S. 204, 232, keinen Hinweis darauf, daß nicht alle Mitglieder des Transportes 
ins Lager eingeliefert worden seien. Siehe auch Fröbe, Bauen, S. 160 u. 199, Anm. 25. 
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schleppt werden. Allerdings ließ Himmler zum ersten Mal auch zu, daß „10% nicht 
arbeitsfähige Juden [...] mitgeschickt werden" konnten. Folglich wurden nun eben­
falls Familienangehörige nach Auschwitz deportiert - eine Praxis, die bei den Trans­
porten aus der Slowakei schon seit April 1942 üblich war129. An der Bestimmung 
der Zwangsarbeiter hatte sich ebenfalls nichts geändert: Selbst Anfang Juni 1942 
hing die Deportation von 90000 arbeitsfähigen Juden aus dem besetzten Teil Frank­
reichs, aus Belgien und den Niederlanden nach Auschwitz130 noch nicht vorwiegend 
mit einem Rüstungseinsatz zusammen. Die IG Farben in Auschwitz-Monowitz 
beschäftigte im Frühjahr 1942 nicht mehr als 1600 Häftlinge und plante für 1942 
einen Einsatz von rund 3000 und später von 4000 bis 5000 Gefangenen aus 
Auschwitz131. Andere regional ansässige Rüstungsunternehmen zeigten noch kein 
Interesse an Häftlingsarbeitern oder benötigten - wie die örtlichen SS-Betriebe - nur 
wenige Hundert Arbeitskräfte132. Auch die systematische Vernichtung stand noch 
nicht im Vordergrund. 

Das läßt nur einen Schluß zu: Die SS verfolgte auch weiterhin ihr Projekt einer 
deutschen „Ostsiedlung" unter Einsatz von Hunderttausenden von Zwangsarbei­
tern, kam dabei aber in immer größere Konflikte mit ihrem anderen großen Ziel: 
der Vernichtung der Juden. Noch am 30. April 1942 wies Pohl darauf hin, daß KL-
Häftlinge zwar zunächst bei Rüstungsprojekten beschäftigt werden sollten, letztes 
Ziel aber wäre, die Gefangenen „später für Friedensbauaufgaben" einzusetzen133. 
Himmler erhielt am 3. Juni 1942 die neueste Version des „Generalplans Ost" von 
Konrad Meyer, las den Text und verfaßte umgehend eine Antwort. Wie er Greifelt 
in einem Schreiben vom 12. Juni 1942 erläuterte, gingen ihm die von Meyer vorge­
schlagenen Siedlungsmaßnahmen nicht weit genug. Er wollte weitaus größere Land­
striche in kürzerer Zeit „eindeutschen" und besiedeln und forderte daher einen 
umfassenden „Gesamt-Siedlungsplan"134.Vor diesem Hintergrund wird deutlich, daß 

129 Vermerk Danneckers, 15.6. 1942, Nürnberger Dok. RF-1217, in: Klarsfeld, Vichy-Auschwitz, 
S. 379 f., hier S. 379; siehe auch Schreiben Eichmanns an Auswärtiges Amt, 22. 6. 1942, Nürnber­
ger Dok. NG-183, in: Ebenda, S. 384 f., in dem der Absender betont, daß 90 000 Juden aus Frank­
reich, Belgien und den Niederlanden zum „Arbeitseinsatz in das Lager Auschwitz" deportiert 
werden sollten. Ähnlich in Danneckers Richtlinien für die Evakuierung von Juden, 26. 6. 1942, 
Nürnberger Dok. RF-1221, und Danneckers Vermerk, 29.6. 1942, Dokumentationszentrum für 
Jüdische Zeitgeschichte Paris, XXVb-44, in: Ebenda, S. 387 f., 389 f. 

130 Vgl. Eichmann an Auswärtiges Amt, 22. 6. 1942, Nürnberger Dok. NG-183, in: Klarsfeld, Vichy-
Auschwitz, S. 384 f. 

131 Vgl. Wagner, IG Auschwitz, S. 62, 72, 91, 333. 
132 Vgl. Franciszek Piper, Die Ausbeutung der Arbeit der Häftlinge, in: Auschwitz, 1940-1945, Bd. 2, 

S. 83-167, hier S. 106-147. Erst am 7.7. 1942 bezog Himmler Auschwitz in seine Rüstungsphan­
tasien ein und forderte von Pohl, daß dort „im großen Maßstab das 3,7 [cm] Flakgeschütz fabri­
ziert werden" solle. Himmler an Pohl, 7. 7. 1942, in: IfZ-Archiv, Nürnberger Dok. NO-598; 
Schulte, Wirtschaftsimperium der SS, S. 215. 

133 Pohl an Himmler, 30.4. 1942, in: IMT, Bd. XXXVIII, S. 362-365, hier S.364 (Nürnberger Dok. 
R-129). 

134 Himmler an Greifelt, 12.6. 1942, in: Madajczyk (Hrsg.), Generalsiedlungsplan, S. 133 f.; siehe 
auch Greifelt an Himmler, 2. 6. 1942, und Denkschrift „Generalplan Ost", Juni 1942, in: Ebenda, 
S. 90-130. 
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Himmler und Pohl Auschwitz auch noch Anfang Juni 1942 als - vorwiegend mit 
jüdischen Häftlingen belegtes - Zwangsarbeitslager für die „Ostsiedlung" betrachte­
ten. 

Während die ostoberschlesischen Juden unterschiedslos ermordet werden sollten, 
sah man die westeuropäischen Juden zumindest teilweise für einen Arbeitseinsatz in 
Auschwitz vor. Allerdings hielten sich die für die Zusammenstellung der Transporte 
zuständigen SS- und Polizeidienststellen in Westeuropa nicht an die Vorgabe, vor­
wiegend „arbeitsfähige" Juden zu schicken. Da letztlich die vollständige Deportation 
aller Juden aus den westlichen Besatzungsgebieten vorgesehen war, wurden zuneh­
mend ganze Familien, Alte und Junge, Männer und Frauen, nach Auschwitz 
geschickt135. Um sowohl den Mordauftrag ausführen als auch Zwangsarbeiter für 
einen späteren Einsatz rekrutieren zu können, begann die Lager-SS, die eingehende 
Transporte nach „Arbeitsfähigen" und „Arbeitsunfähigen" zu selektieren136. Soweit 
bekannt, fand am 4. Juli 1942 zum ersten Mal die Selektion eines gesamten Transpor­
tes statt: 372 slowakische Juden wurden für „arbeitfähig" befunden, die übrigen 628 
sofort in die Gaskammern geschickt137. 

Da es keine konkreten Planungen für einen Einsatz der jüdischen Zwangsarbeiter 
bei der „Ostsiedlung" gab und auch das WVHA keine Vorgaben für die Schaffung 
eines Arbeitskräftereservoirs lieferte, lag die Entscheidung über Tod und Leben der 
nach Auschwitz verschleppten Juden fast ausschließlich bei den an der Birkenauer 
Ausladerampe tätigen SS-Männern, die sich - was immer sie taten - der Rückendek-
kung des Reichsführers-SS sicher sein konnten. Bereits am 17. Juli 1942 wohnte 
Himmler in Birkenau der Selektion von Angehörigen eines Deportationstransportes 
und der Ermordung der nicht als „arbeitsfähig" eingestuften Menschen in den Gas­
kammern bei138. Auf diese Weise sanktionierte er faktisch das von der Lager-SS ein­
geführte Verfahren13'. 

Zur selben Zeit wurden im Generalgouvernement die vorübergehend eingestellten 
Deportationen in die Vernichtungslager wieder aufgenommen140. Am Tag des Besu­
ches von Himmler in Auschwitz teilte der Höhere SS- und Polizeiführer im Gene-

135 Vgl. Gerhard Hirschfeld, Niederlande, in: Dimensionen des Völkermords. Die Zahl der jüdischen 
Opfer des Nationalsozialismus, hrsg. v. Wolfgang Benz, München 1996, S. 137-165, hier S. 146; 
Juliane Wetzel, Frankreich und Belgien, in: Ebenda, S. 103-135, hier S. 119-121; Steur, Dannecker, 
S.82. 

136 Selektionen wurden bereits von der Organisation Schmelt in Schlesien und im KL Lublin durch­
geführt. Vgl. Steinbacher, Musterstadt, S. 277; Büchler, Deportation, S. 153. 

137 Vgl. Czech, Kalendarium, S. 241, 243; Piper, Zahl der Opfer, S. 195. Zu diesem Zeitpunkt gab es 
bereits eine zweite provisorische Gaskammer in Birkenau, den sogenannten Bunker 2. Vgl. Piper, 
Vernichtung, S. 158. 

138 Eine geplante Teilnahme Pohls an dem Besuch in Auschwitz kam nicht zustande, allerdings 
gehörte Kammler zur Entourage des Reichsführers-SS. Vgl. Czech, Kalendarium, S. 250 f.; 
Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 491 f. (Eintrag 17. 7. 1942); Breitman, Architekt, S. 310 f. 

139 Höß, Kommandant, S. 161: „Er hatte nichts zu beanstanden, hat sich aber auch nicht darüber 
unterhalten." und S. 182: „Auch bei der Aussonderung der Arbeitsfähigen sah er eine Weile zu, 
ohne etwas zu beanstanden." 

140 Vgl. Longerich, Vernichtung, S. 506 f.; Pohl, Judenmord, S. 122-127. 
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ralgouvernement, Friedrich Wilhelm Krüger, dem Chef der Rüstungsinspektion in 
Krakau mit, daß eine vom WVHA und der Rüstungsinspektion geplante Beschäfti­
gung von jüdischen Zwangsarbeitern hinfällig geworden sei141. Nur zwei Tage später, 
am 19. Juli 1942, befahl der Reichsführer-SS die Ermordung der gesamten jüdischen 
Bevölkerung des Generalgouvernements mit Ausnahme einiger weniger in Arbeitsla­
gern zusammenzufassender Juden. Und am 22. Juli 1942 begann die Deportation 
von etwa 265000 Menschen aus dem jüdischen Ghetto von Warschau142. Der 
Arbeitseinsatz von jüdischen Häftlingen bei Ostsiedlungsprojekten des WVHA 
rückte also im Juli 1942 weit in den Hintergrund143. 

Zwar planten Himmler und Pohl immer noch, in Auschwitz-Birkenau ein großes 
Zwangsarbeitslager für die „Ostsiedlung" zu errichten144, doch hatten die Mordak­
tionen sowohl durch die Entscheidungen des Reichsführers-SS von Mitte 1942 als 
auch durch die Vorgehensweise der Lager-SS oberste Priorität erhalten. Aus diesem 
Grund wurde auch nur ein kleiner Teil der Deportierten bei den nun regelmäßig 
angesetzten Selektionen für „arbeitsfähig" erklärt, während die überwiegende Mehr­
zahl umgehend in den Gaskammern getötet wurde145. Dem Arbeitseinsatz kam also 
nur noch eine untergeordnete Bedeutung zu. Auschwitz-Birkenau wurde ab Juli 
1942 vorwiegend als Mordstätte für die west- und südosteuropäischen Juden betrie­
ben. 

141 Vgl. Helge Grabitz/Wolfgang Scheffler, Letzte Spuren. Ghetto Warschau, SS-Arbeitslager Traw-
niki, Aktion Erntefest. Fotos und Dokumente über die Opfer des Endlösungswahns im Spiegel 
historischer Ereignisse, Berlin 21993, S. 307. 

142 Vgl. Himmler an Krüger, 19. 7. 1942, in: Faschismus - Getto - Massenmord, S. 449 f.; Pohl, Juden­
mord, S. 128; Yisrael Gutman, The Jews of Warsaw, 1939-1943. Ghetto, Underground, Revolt, 
Brighton 1982, S. 197. 

143 Siehe zur Zwangsarbeit von Juden im Generalgouvernement Dieter Pohl, Die großen Zwangsar­
beitslager der SS- und Polizeiführer für Juden im Generalgouvernement 1942-1945, in: Die natio­
nalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 1, S. 415-438; Jan Erik Schulte, Zwangsarbeit für die 
SS: Juden in der Ostindustrie GmbH, in: Ausbeutung, Vernichtung, Öffentlichkeit, S. 43-74. 

144 Vermutlich aufgrund einer direkten Intervention Himmlers während seines Aufenthaltes in 
Auschwitz wurden sowohl die Vernichtungs- als auch die Aufnahmekapazitäten des Lagers 
erweitert. Am 15. 8. 1942 - vier Wochen nach dem Besuch Himmlers - legte Bauleiter Bischoff 
einen erweiterten Bauplan vor, der eine Unterbringungsmöglichkeit von 200 000 Gefangenen vor­
sah. Vgl. Czech, Kalendarium, S. 250 f., 275 f.; Dienstkalender Heinrich Himmlers, S. 491 f. (Ein­
trag 17.7. 1942); Fröbe, Bauen, S. 160 f. Weitere Baupläne aus dem Herbst 1942 in: Florian 
Freund/Bertrand Perz/Karl Stuhlpfarrer, Der Bau des Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau. 
Die Aktenmappen der Zentralbauleitung Auschwitz „Vorhaben: Kriegsgefangenenlager 
Auschwitz (Durchführung der Sonderbehandlung)" im Militärhistorischen Archiv Prag, in: Zeit­
geschichte 20 (1993), S. 187-214. Noch am 9. 6. 1942 betonte Himmler, daß die Siedlung eine der 
wichtigsten Friedensaufgaben der SS wäre. Vgl. Rede Himmlers, 9.6. 1942, in: Heinrich Himmler. 
Geheimreden 1933 bis 1945, hrsg. v. Bradley F. Smith und Agnes F. Peterson, Frankfurt a.M. 
1974, S. 145-161, hier S. 158 f. Zugleich hob Himmler aber auch hervor: „Die Völkerwanderung 
der Juden werden wir in einem Jahr bestimmt fertig haben; dann wandert keiner mehr." In: 
Ebenda, S. 159. Siehe hierzu Longerich, Vernichtung, S. 506. 

145 Vgl. Franciszek Piper, Massenvernichtung von Juden in den Gaskammern, in: Auschwitz. Natio­
nalsozialistisches Vernichtungslager, Red. ders. und Teresa Swiebocka, Oswiecim 1997, S. 243-
258, hier S. 247; Orth, System, S. 201. 
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Himmler, Pohl und die SS-Planungsexperten hatten Auschwitz-Birkenau nicht als 
Vernichtungslager, sondern als Arbeitslager für die Ostsiedlung der SS konzipiert. 
Hier sollten die immer größer werdenden Zwangsarbeiterheere untergebracht wer­
den. Zunächst wurden Häftlinge des KL Lublin, danach sowjetische Kriegsgefan­
gene und zuletzt auch jüdische Gefangene als Arbeitskräfte vorgesehen. Gemäß 
Himmlers Anweisungen fungierte der Auschwitzer Lagerkomplex im ersten Halb­
jahr 1942 noch vorwiegend als Aufnahmelager für „arbeitsfähige" jüdische Häft­
linge. Die Monate Mai und Juni 1942 bildeten dabei eine Übergangsphase146. Bir-
kenau wurde in die regionalen Vernichtungsmaßnahmen einbezogen, sollte für die 
west- und südosteuropäischen Juden aber weiterhin als Arbeitslager dienen. Nicht 
vor Anfang Juni 1942 bestimmte Himmler, daß künftig ebenfalls „nicht arbeits­
fähige" westeuropäische Juden nach Auschwitz deportiert werden durften. Damit 
wurde auch in den Planungen der entscheidende Schritt vom Zangsarbeitslager für 
nichtpolnische Juden zum Deportationsziel für ganze jüdische Familien aus West­
europa gemacht. Erst seit Juli 1942 wurde Birkenau systematisch als Vernichtungs­
lager für die europäische Juden genutzt. Die vermutlich seit dem 4. Juli 1942 übliche 
Selektion der ankommenden Deportationstransporte durch die Lager-SS war der 
Versuch, Massenmorde und Arbeitseinsatz für Himmlers und Pohls immer unreali­
stischer werdende Ostsiedlungsphantasien in Einklang zu bringen. Zugleich gibt das 
nun von der SS durchgeführte Auswahlverfahren einen Hinweis darauf, daß die 
„Endlösung der Judenfrage" in eine neue, entscheidende Phase eingetreten war: Bis 
auf eine kleine Gruppe von „Arbeitsfähigen" sollten alle Juden im deutschen Macht­
bereich umgebracht werden. 

Obwohl die praktische Umsetzung der im „Generalplan Ost" zusammengefaßten 
Ostsiedlungspläne letztlich scheiterte, blieben die Vorhaben also nicht folgenlos. Die 
destruktiven Elemente der SS-Utopien brachen sich Bahn und trugen in der besetz­
ten Sowjetunion zum beabsichtigten Hungertod von hunderttausenden Menschen 
bei147. Mit dem Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau schuf die SS im Rahmen 
ihrer Ostsiedlungsambitionen schließlich die Grundlage für den größten, industriell 
betriebenen Massenmord der Geschichte148. 

146 Die neuere Forschungsliteratur weist darauf hin, daß vermutlich im Mai 1942 Entscheidungen 
getroffen wurden, die den Weg von regional begrenzten Mordaktionen zu einer „Gesamtlösung" 
ebneten. Vgl. Peter Longerich, Der ungeschriebene Befehl. Hitler und der Weg zur „Endlösung", 
München/Zürich 2001, S. 156-159; Dieter Pohl, Holocaust. Die Ursachen, das Geschehen, die 
Folgen, Freiburg 2000, S. 64; Longerich, Vernichtung, S. 513-516, 584 f.; Pohl, Ostgalizien, 
S. 203-205; Sandkühler, Galizien, S. 175, und bereits frühzeitig Pohl, Judenmord, S. 125. Siehe 
auch Michael R. Marrus, Auschwitz: New Perspectives on the Final Solution, in: The Fate of 
the European Jews, 1939-1945. Continuity or Contingency?, hrsg. v. Jonathan Frankel, New 
York/Oxford 1997, S. 74-83, hier S. 79. 

147 Vgl. Gerlach, Kalkulierte Morde; Pohl, Ukraine, S. 138. 
148 Franciszek Piper hat ausgerechnet, daß ca. 1,3 Mio. Menschen nach Auschwitz deportiert wurden. 

Von ihnen kamen mindestens 1,1 Mio. Menschen ums Leben. Insgesamt 960000 Juden (etwa 
865 000 Nichtregistrierte und 95 000 Registrierte) gehörten zu den Toten. Vgl. Piper, Vernichtung, 
S. 255-257. 



CHRISTOPH NONN 

DAS GODESBERGER PROGRAMM UND DIE KRISE 
DES RUHRBERGBAUS 

Zum Wandel der deutschen Sozialdemokratie 
von Ollenhauer zu Brandt 

Was haben die Krise des Ruhrbergbaus und das Godesberger Programm der SPD 
miteinander zu tun? Auf den ersten Blick nichts, obwohl sie zeitlich eng beieinander 
liegen. Der krisenhafte Einbruch der Kohlekonjunktur an der Ruhr in den späten 
fünfziger Jahren war der Anfang vom Ende des als „Wirtschaftswunder" bekannt 
gewordenen großen Booms der Nachkriegszeit. Das Wachstum der als Schlüsselin­
dustrie angesehenen Bergbaubranche hörte schlagartig auf und ging in Schrumpfung 
über. Hintergrund dieser Entwicklung war hauptsächlich das Vordringen von Im­
portenergien aus Übersee, besonders des Öls. Denn dies führte zu einer chronisch 
werdenden Absatzkrise des deutschen Steinkohlenbergbaus. Im Ruhrgebiet waren 
die Arbeitsplätze von mehr als einer halben Million Bergleute gefährdet. Massende­
monstrationen der „Kumpel" im „Revier" und in Bonn waren die Folge. Zwischen 
den Befürwortern eines Schutzes der heimischen Kohle und den Anhängern des 
freien Zugangs zu billigen Importenergien entbrannten 1958/59 heftige Auseinander­
setzungen1. 

Zum gleichen Zeitpunkt traten die Beratungen über ein neues Grundsatzprogramm 
der SPD in die entscheidende Phase. In auffallendem Gegensatz zu allen früheren pro­
grammatischen Kundgebungen der deutschen Sozialdemokratie findet sich jedoch im 
Godesberger Programm kein Wort über den Bergbau - obwohl dessen krisenhafte 
Entwicklung gerade jetzt ein zentrales innenpolitisches Problem darstellte. 

Schon allein deshalb erscheint es zweifelhaft, ob „Godesberg" wirklich „die Theo­
rie durch ein praxisverbundenes politisches Programm ersetzt" hat, wie es eine der 
SPD verbundene Geschichtsschreibung interpretiert2. Oberflächliche Kritik an angeb-

1 Vgl. Werner Abelshauser, Der Ruhrkohlenbergbau seit 1945. Wiederaufbau, Krise, Anpassung, 
München 1984, S. 87-165; Karl Lauschke, Schwarze Fahnen an der Ruhr. Die Politik der IG Berg­
bau und Energie während der Kohlenkrise 1958-1968, Marburg 1984; Peter Schaaf, Ruhrbergbau 
und Sozialdemokratie. Die Energiepolitik der Großen Koalition 1966, Marburg 1978 (sehr tenden­
ziös). - Dieser Beitrag entstand im Zusammenhang mit meiner Studie: Die Ruhrbergbaukrise. Ent-
industrialisierung und Politik 1958-1969, Göttingen 2001. 

2 Die unglückliche Formulierung bei Kurt Klotzbach, Der Weg zur Staatspartei. Programmatik, 
praktische Politik und Organisation der deutschen Sozialdemokratie 1945 bis 1965, Berlin 1982, 

VfZ 50 (2002) 
® Oldenbourg 2002 
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licher Prinzipienlosigkeit des Programms geht freilich ebenso fehl. Zwar fand auf dem 
außerordentlichen Parteitag der SPD in Bad Godesberg 1959 eine Entschlackung des 
sozialdemokratischen Ideenhaushalts um marxistische Elemente statt. Die dadurch 
entstandenen Lücken in der Theorie wurden aber mit liberalen Elementen aufgefüllt. 
Ein wirkliches Vakuum bildete sich dagegen bei den Anweisungen für praktische Poli­
tik. Das galt besonders für den wirtschaftspolitischen Teil des Godesberger Pro­
gramms. Auch hier wurde der liberale Grundwert der Freiheit betont. Diese sollte 
allerdings gerade durch „Kontrolle wirtschaftlicher Macht" gewährleistet werden, 
deren konkrete Umsetzung ungeklärt blieb. Typisch für den Mangel an Klarheit, und 
in der Öffentlichkeit wie auf dem Godesberger Parteitag 1959 besonders umstritten, 
waren die schwammigen Formulierungen zur Frage der Sozialisierung, deren eindeu­
tige Bejahung gerade für den Bergbau bisher eine Konstante sozialdemokratischer 
Politik gewesen war. So ließen die Aussagen des Programms zum „Gemeineigentum" 
solche Leerstellen, dass sie von Zeitgenossen gleichermaßen als Verzicht auf die Sozia­
lisierung wie als „Generalvollmacht" dazu interpretiert wurden3. 

Das Vorgehen der SPD hatte freilich Methode, und es hing tatsächlich sehr eng 
mit der Bergbaukrise zusammen. Deckt man diese Zusammenhänge auf, ergeben 
sich neue Einsichten in die Natur des Wandlungsprozesses der SPD und damit letzt­
lich auch in den Wandel der politischen Kultur der Bundesrepublik Deutschland im 
Umbruch von den fünfziger zu den sechziger Jahren. 

Innerparteiliche Richtungsdebatten 

Die Reformbewegung für ein neues Grundsatzprogramm erhielt in der SPD durch 
die Bundestagswahlen von 1957 entscheidenden Auftrieb. Das Ergebnis der Wahlen 
erschien den mit hohen Erwartungen in den Wahlkampf gezogenen Sozialdemokra­
ten als totales Desaster. Zwar hatte die SPD Stimmen- und Mandatszuwachs verbu­
chen können. Aber diese bescheidenen Erfolge verblassten subjektiv vollkommen 
gegenüber den außerordentlichen Gewinnen der CDU/CSU. Auf Kosten der fast 
ganz verschwindenden kleineren Parteien erreichte die Hauptrivalin der SPD eine 
absolute Mehrheit. In welcher Endzeitstimmung sich führende Sozialdemokraten 
deshalb befanden, lässt sich etwa aus der im Parteivorstand laut werdenden Befürch­
tung ablesen, die Bundesrepublik steuere auf eine „Einparteienherrschaft" nach dem 
Muster von „Orwells 1984" zu4. In einer Diskussion Hamburger Sozialdemokraten 

S. 453. Klotzbach bietet gleichwohl die bislang umfassendste Analyse von Zustandekommen und 
Inhalt des Programms, die zudem, wie sonst nur noch die Darstellung bei Hartmut Soell, Fritz 
Erler. Eine politische Biographie, Berlin 1976, auch auf Kenntnis archivalischer Quellen beruht. 

3 Vgl. den Text des Godesberger Programms, zit. nach Wilhelm Mommsen (Hrsg.), Deutsche Partei­
programme, München 1960, S. 678-681; zeitgenössische Stimmen referiert bei Klotzbach, Weg zur 
Staatspartei, S. 454. 

4 Notizen zum Referat von Fritz Heine (September 1957), in: Archiv der sozialen Demokratie 
(künftig: AdsD), Parteivorstand (PV), Bestand Ollenhauer 397. 
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wurde sogar die „Gefahr des klerikohalbfaschistischen, autoritären Staates" an die 
Wand gemalt5. 

Die Lage schien nicht zuletzt auch deswegen so düster, weil man einen Haupt­
grund der relativen Schwäche der SPD im Verlust ihres traditionellen Wählerpoten­
tials unter der Arbeiterschaft sah. Die ersten internen Auswertungen der Bundes­
tagswahl von 1957 stimmten darin überein, dass die Partei besonders in Nordrhein-
Westfalen und seinem industriellen Herz, dem Ruhrgebiet, Anhänger unter den 
Arbeitern verloren habe. Dem stünden Gewinne in ihr bisher nur schwer zugängli­
chen Gruppen wie Landwirten, Katholiken und Mittelständlern gegenüber6. Vor die­
sem Hintergrund erfolgte die Diskussion um Konsequenzen aus dem Wahlergebnis, 
die sich inhaltlich vor allem um die alte Frage nach sozialdemokratischer Identität 
zwischen „Volks"- und „Arbeiterpartei" drehte. Die Kontroverse darüber lässt sich 
zurückverfolgen bis zur Fusion von Lassalles Allgemeinem Deutschen Arbeiterver­
ein und Bebeis Sächsischer Volkspartei 1869. Die „Doppelnatur" der SPD wurde im 
Lauf ihrer langen Geschichte immer wieder Thema, wenn vorübergehende Ein­
brüche in nichtproletarische Wählerschichten gelangen7. Dennoch war ihr Selbstver­
ständnis bisher immer noch eher das einer Arbeiterpartei geblieben. 

Dagegen argumentierte jetzt eine Gruppe überwiegend jüngerer Politiker und 
Gewerkschafter, deren Sprecher im Parteivorstand zunächst Carlo Schmid war, 
angesichts der Wahlergebnisse verstärkt dahingehend, die Sozialdemokratie müsse 
sich nicht nur grundsätzlich für andere Schichten öffnen, sondern auch „Verbürgerli­
chungstendenzen" in der Arbeiterschaft Rechnung tragen8. Vor dem Gelsenkirche-
ner Unterbezirk führte Helmut Schmidt aus, dass das „Klassenbewusstsein der 
Arbeiter im Schwinden" sei, während die Angestellten keines hätten und keines ent­
wickeln würden. Es müsse darum Aufgabe der Partei sein, den verlorengehenden 
Kontakt zur „Bewusstseinslage der Arbeitnehmer" wiederzugewinnen9. Dagegen 
mahnte etwa Wolfgang Abendroth ein Festhalten an marxistisch-proletarischen Prin­
zipien an10. Auch der Vorsitzende Erich Ollenhauer als Repräsentant der alten Füh­
rungsriege erklärte nach der Bundestagswahl 1957: „Die SPD muss in ihrem Kern 

5 Das „innenpolitische Ergebnis" der Bundestagswahl werde eine „Faschisierung" sein. Aufzeich­
nungen in: AdsD, Depositum Helmut Schmidt 5249. 

6 Vgl. die Aufzeichnungen über die Sitzungen des PV am 18.9. und dessen gemeinsame Sitzung mit 
Kontrollkommission und Parteiausschuss am 25726.9.1957, in: AdsD, PV und Depositum 
Schmidt 5249. 

7 Vgl. Helga Grebing, Arbeiterbewegung. Sozialer Protest und kollektive Interessenvertretung bis 
1914, München 1985; Karsten Rudolph, The Saxon People's Party, in: James Retallack (Hrsg.), 
Saxony in German History. Culture, society, and politics 1830-1933, Ann Arbor 2000; Christoph 
Nonn, Verbraucherprotest und Parteiensystem im wilhelminischen Deutschland, Düsseldorf 
1996; Peter Lösche/Franz Walter, Die SPD, Darmstadt 1992. 

8 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 18.9.1957, in: AdsD; „Niedersachsen-Bericht: Betrachtun­
gen zum Wahlausgang vom 15.9.1957", datiert v. 29.10.1957, in: AdsD, PV, Bestand Ollenhauer 
397; Vorwärts v. 1.11.1957; vgl. auch Klotzbach, Weg zur Staatspartei, S. 418. 

9 Redenotizen, 10.10.1957, in: AdsD, Depositum Helmut Schmidt 5249. 
10 Vgl. Abendroths „Leitsätze" im Vorwärts v. 8.11.1957. 
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eine Arbeiterpartei bleiben."11 Ollenhauers Wahlkampf etwa im Ruhrgebiet hatte 
sich dementsprechend in traditionellen Bahnen bewegt: Er war eindeutig auf die 
Arbeiter ausgerichtet12. 

Daneben war von der SPD aber auch ein Wahlkampf geführt worden, der sich an 
alle Wähler in ihrer Eigenschaft als Verbraucher richtete. Dass spätestens im Wirt­
schaftswunderboom die Konsummöglichkeiten der Arbeiterschaft und die des Bür­
gertums sich angeglichen und subjektiv oft größere Bedeutung gewonnen hatten als 
eine abstrakte „Klassenlage", war in den sozialdemokratischen Reihen nicht unbe­
merkt geblieben. Selbst traditionelle Marxisten klagten darüber, dass „das politische 
Bewusstsein einem übersteigerten Konsumentenbewusstsein gewichen" sei: „Bis 
weit in die Kreise der Arbeiterschaft wird der sogenannte Staatsbürger im Ladenge­
schäft erzogen."13 Der Schriftführer des Wirtschaftspolitischen Ausschusses beim 
Parteivorstand fasste die in der zeitgenössischen Soziologie dazu gemachten Beob­
achtungen bezeichnenderweise in dem Begriff der „nivellierten Verbrauchergesell­
schaft" zusammen14. 

Wichtigster Vertreter dieser Verbraucher- und volksparteilich ausgerichteten Wahl­
kampfstrategie war der Wirtschaftsexperte der sozialdemokratischen Bundestags­
fraktion Heinrich Deist. Angesichts weit verbreiteter Unruhe über anziehende Infla­
tionsraten hatte er 1955/56 mit der Forderung nach stärker konsum- und nachfrage­
orientierter Wirtschaftspolitik zu einem beträchtlichen Popularitätsgewinn der 
Sozialdemokraten beigetragen. Meinungsumfragen sahen in der zweiten Jahreshälfte 
1956 erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik SPD und CDU/CSU gleichauf 
oder sogar die Sozialdemokratie vorn15. Die Freigabe der Kohlepreise und der dann 
folgende Preisanstieg waren in diesem Rahmen ein besonders beliebtes Ziel sozialde­
mokratischer Agitation. Als die Inflationsrate 1957 wieder absank und die SPD auch 
deshalb in der Wählergunst wieder zurückfiel, orakelten Partei und Gewerkschaften, 
dass Preiserhöhungen von den Unternehmen nur bis nach der Bundestagswahl 

11 Zit. nach Notizen über die Konferenz von PV, Bezirkssekretären und -kassierern in Bonn v. 
26.9.1957, in: AdsD, Depositum Schmidt 5249. 

12 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 14. 8. 1957 (Fritz Heine), in: AdsD; Rede Ollenhauers vor 
Vorstand, Kontrollkommission und Parteiausschuss, 25.9.1957, in: AdsD, Depositum Schmidt 
5249. 

13 Viktor Agartz, Die Nachkriegsentwicklung im kapitalistischen System Westdeutschlands und die 
sozialistischen Gegenwartsaufgaben, o.O. 1958, S. 17. 

14 Memorandum „Nivellierte Verbrauchergesellschaft" von Rudolf A. Pass (9.11.1957), in: AdsD, 
PV, 04636. Hier machte man eine Anleihe bei Helmut Schelsky, für den bereits die Nivellierung 
des Konsums der deutlichste Ausdruck der „nivellierten Mittelstandsgesellschaft" war: Helmut 
Schelsky, Die Bedeutung des Schichtungsbegriffs für die Analyse der gegenwärtigen Gesellschaft 
(1954), abgedruckt in: Ders., Auf der Suche nach Wirklichkeit. Gesammelte Aufsätze, Düsseldorf 
1965, S. 331-336, und ders., Einleitung zu: David Riesman u.a., Die einsame Masse. Eine Untersu­
chung der Wandlungen des amerikanischen Charakters, Darmstadt 1956, S. 17-20. 

15 Vgl. Jahrbuch der öffentlichen Meinung 1957, hrsg. v. Elisabeth Noelle und Erich Peter Neumann, 
Allensbach 1957, S. 262 f; Klotzbach, Weg zur Staatspartei, S. 382-384. 
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zurückgehalten würden16. Die exakt einen Tag nach dem überwältigenden Wahlsieg 
der CDU/CSU erfolgende Ankündigung des Unternehmensverbands Ruhrbergbau, 
die Kohlepreise erneut zu erhöhen, war daher ein gefundenes Fressen für die Oppo­
sition17. 

Mit den verstärkten Bemühungen, durch gezielte Ansprache von Konsumentenin­
teressen die Anziehungskraft der SPD über ihre traditionelle Arbeiterklientel hinaus 
zu erhöhen, korrespondierte ein Drängen der Parteireformer, sich vom traditionellen 
Programmpunkt der Sozialisierung zu lösen18. Schon vor der Wahl war Kritik an 
den Sozialisierungsforderungen des Aktionsprogramms von 1952/54 laut geworden. 
Darin hatte es geheißen, dass „eine dem volkswirtschaftlichen Bedarf entsprechende 
Versorgung mit Roh- und Grundstoffen, insbesondere mit Kohle, Eisen, Stahl und 
Energie [...] nur durch die Überführung der Grundstoffwirtschaft in Gemeineigen­
tum zu sichern" sei19. Heinrich Deist, Karl Schiller und Helmut Schmidt kritisierten 
im Vorfeld der Bundestagswahl diese Formulierungen und betonten stattdessen die 
Bedeutung von Wettbewerb und öffentlicher Kontrolle wirtschaftlicher Macht. 
Dagegen formierte sich heftige und starke Opposition der marxistischen Traditiona­
listen. Sie wollten nicht nur den Bergbau und den übrigen Montansektor, sondern 
auch andere Wirtschaftsbereiche wie Banken und Versicherungen in „Gemeinwirt­
schaft" überführt sehen20. 

Das sozialdemokratische Programm für die Bundestagswahl 1957 sparte die 
umstrittene Frage weitgehend aus. Klare Aussagen zu Umfang und Modalitäten 
einer Sozialisierungspolitik fehlten. Zu Kohle- und Atomwirtschaft hieß es aller­
dings, diese erforderten „einen riesigen Kapitalaufwand, der nur mit Hilfe der 
öffentlichen Hand aufgebracht werden" könne, und seien deshalb „unter demokrati­
scher Kontrolle" zu betreiben21. Der Parteivorstand gab im Wahlkampf zudem eine 
von Willi Eichler verfasste Broschüre heraus, die den Satz enthielt, eine „gesunde 
Entwicklung" sei „in vielen Wirtschaftszweigen nur dann gewährleistet, wenn wich­
tige Unternehmen im Besitz der öffentlichen Hand sind"22. Auch damit blieb aber 

16 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 14. 8. 1957, in: AdsD; Daniel Koerfer, Kampf ums Kanzler­
amt. Erhard und Adenauer, Stuttgart 1987, S. 152 f. 

17 Vgl. Werner Abelshauser, Kohle und Marktwirtschaft. Ludwig Erhards Konflikt mit dem Unter­
nehmensverband Ruhrbergbau am Vorabend der Kohlenkrise, in: VfZ 33 (1985), S. 489-546. 

18 Im Gegensatz zu außenpolitischen Debatten sind die daraus entstehenden Konflikte in der Partei 
bisher nicht näher untersucht, sondern selbst bei Klotzbach, Weg zur Staatspartei, links liegenge­
lassen worden - in auffälligem Kontrast auch zum Einsatz der noch einigen SPD um die Sozialisie­
rung in den Nachkriegsjahren. 

19 Zit. nach Mommsen (Hrsg.), Deutsche Parteiprogramme, S. 462 f. 
20 Vgl. Protokoll: Die Neuordnung Deutschlands: Sozialdemokratische Vorschläge und Forderungen 

zu innenpolitischen Gegenwartsaufgaben, vorgetragen auf dem SPD-Kongress in Köln am 14./ 
15.1.1956, S. 65-81; Protokoll der Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands vom 10. bis 14. Juli 1956 in München, passim; Klotzbach, Weg zur Staatspartei, 
S. 375-378. 

21 Mommsen, Deutsche Parteiprogramme, S. 669. 
22 SPD-Materialien zur Wirtschaftspolitik, hrsg. v. Parteivorstand, Bonn [August] 1957, S. 28. 
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immer noch weitgehend im Unklaren, welche Branchen die SPD auf welche Weise 
sozialisieren wollte. Ihre politischen Gegner konnten gerade deshalb unterstellen, 
dass auch kleine und mittlere Betriebe verstaatlicht werden sollten, und damit einen 
unter den Wählern verbreiteten „Furchtkomplex" ansprechen. Während des Wahl­
kampfs distanzierte sich öffentlich nur Carlo Schmid von der ausgegebenen Linie, 
indem er es für hinreichend erklärte, den Montanbereich und vielleicht noch die 
Chemieindustrie „mit leichter Hand an langen Zügeln" zu halten. Im Parteivorstand 
wurde die „Eichler-Broschüre", „womit man sich jetzt draußen herumschlagen 
muß", jedoch bereits deutlich kritisiert. Nach dem Wahlausgang verschärfte sich die 
Kritik, und die Debatte wurde jetzt zum Teil auch zunehmend in der Öffentlichkeit 
geführt23. 

Den Tenor der Kritik fasste Helmut Schmidt auf dem sozialdemokratischen Par­
teitag 1958 zusammen, der von einer Unpopularität jeder Sozialisierung bei den 
Wählern allgemein und besonders unter den Angestellten ausging24. Das Festhalten 
am Ziel der Sozialisierung erschien ihren Gegnern als Hindernis auf dem Weg zur 
Macht: Bürgerliche Schichten und Strömungen im Wahlvolk würden dadurch 
ebenso verschreckt wie potentielle Koalitionspartner unter den bürgerlichen Par­
teien. Nur wenige gingen zwar so weit zu fordern, dass die SPD sich verpflichten 
solle, „die neo-liberale Wirtschaftspolitik der letzten Jahre im großen und ganzen 
beizubehalten"25. Aber vielen war klar, dass für ein Regierungsbündnis etwa mit den 
Freien Demokraten die Sozialisierungsforderung zurückgestellt werden müsse26. 
Das gelte ebenso im Hinblick auf die Wähler. Die Sozialisierung sei nicht nur ein 
„Bürgerschreck". Besonders die starken norddeutschen Verbände der Sozialdemo­
kraten gaben sich überzeugt, dass „auch noch die ,abgeschwächte' Soziali-
sierungsidee ganz erheblich Stimmen gekostet hat, darunter auch Arbeiterstim­
men. Offensichtlich die Stimmen all derer, die vorwärts gekommen sind, im besten 
Sinne des Wortes selbst Bürger werden möchten und mit Sozialisierungsexperi-
menten das Gespenst einer unsicheren Zukunft aufsteigen sahen." Mit dem Appell 
an Klasseninteressen sei in der sich bildenden Mittelstandsgesellschaft kein Staat 

23 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 14. 8. 1957 (hier auch die Zitate zu „Furchtkomplex" und 
„Eichler-Broschüre") sowie 18.9.1957, in: AdsD; Rolf Reventlow, „Sozialisierung - Scheidepunkt 
sozialistischen Denkens", in: Vorwärts v. 10.11.1958 (Schmid zitierend); Wirtschaftspolitischer 
Ausschuss beim PV v. 17.1.1958, in: Bundesarchiv Koblenz (künftig: BAK), NL Möller 1838. 

24 Vgl. Protokoll der Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
vom 18. bis 23. Mai 1958 in Stuttgart (künftig: SPD-Parteitag 1958), S. 217-220; ähnlich ebenda, 
S. 225-227. 

25 Heinrich Troeger an Deist, 14.1.1957, in: AdsD, NL Deist 11. An den Rand der zitierten Stelle 
machte Deist ein doppelt unterstrichenes Fragezeichen. 

26 Gerhard Weisser an Deist, 10.10.1957, in: AdsD, NL Deist 43: „Wenn wir die Frage der Überfüh­
rung der Grundstoffindustrien in Gemeineigentum zurückstellen, dann im Sinne eines ehrlich 
gemeinten Kompromisses zur Erzielung einer leistungsfähigen Koalition. [...] Das würde hier im 
konkreten Fall heißen, daß man der FDP gegenüber sich zu einem Ruhenlassen dieser Forderung 
für die Dauer der Koalition verpflichtet." 
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mehr zu machen, wohl aber mit dem an die - allen gemeinsamen - Konsuminteres­
sen27. 

Gegen diesen Kurs einer verbraucherorientierten Volkspartei stemmten sich die 
Traditionalisten mit dem Hinweis, dass neun Zehntel der Parteibasis an dem Ziel der 
Sozialisierung festhielten28. Das stimmte zwar nicht ganz; nur die Hälfte der zum 
Parteitag 1958 eingereichten Entschließungen sprach sich für eine Überführung von 
Kohle, Stahl, Energie und zum Teil auch der Chemieindustrie sowie der Banken in 
Gemeinwirtschaft aus. Die andere Hälfte verlangte pragmatisch Klarheit darüber, ob 
und was sozialisiert werden sollte. Keine einzige Resolution von der Parteibasis plä­
dierte allerdings dafür, Abschied von dem Ziel der Sozialisierung zu nehmen29. Selbst 
die Vertretung der proletarischen Basis der reformorientierten Hamburger Sozialde­
mokratie wollte „zunächst" Bergbau, Stahlbranche, Großchemie, Energiewirtschaft, 
„wichtigste Verkehrseinrichtungen", Kreditinstitute und Versicherungen in Gemein­
eigentum überführt wissen30. 

Verdichteten sich so in der Sozialisierungsfrage die gegensätzlichen Auffassungen 
über den zukünftigen Kurs der SPD in besonders hohem Maß, so stimmten die 
Kontrahenten doch darin überein, dass sie ihre Uneinigkeit in dieser Frage im 
gemeinsamen Parteiinteresse überwinden müssten. Direkt nach der Bundestagswahl 
1957 wurde auf einer gemeinsamen Sitzung von Parteivorstand, Kontrollkommission 
und Parteiausschuss eine Klärung im Wirtschaftspolitischen Ausschuss angekün­
digt31. Dort stellte ein vorbereitendes Arbeitspapier unwidersprochen fest: „An dem 
erheblichen Rückgang der Wahlchancen der SPD seit dem Herbst 1956 trägt die 
Unklarheit über die Wirtschaftspolitik der SPD, unter anderem die widerspruchs­
volle Haltung zur Sozialisierung der Schwerindustrie, ein erhebliches Stück Schuld." 
Auch Helmut Schmidt fand allgemeine Zustimmung, als er daraus die Schlussfolge­
rung zog: „Also seien Programme nötig, die konkret und präzis sind, so daß jede 
Vieldeutigkeit unmöglich ist."32 Bei diesem Versuch einer Konkretisierung sollte die 
Frage der zukünftigen Organisation der Kohlewirtschaft die zentrale Rolle spielen. 

Solidarisierung durch Sozialisierung des Bergbaus? 

Führende Vertreter der Traditionalisten im Wirtschaftspolitischen Ausschuss waren 
sein Vorsitzender Hermann Veit und Fritz Baade. Unter Berufung auf die sozialisti-

27 Der Bremer Wirtschaftssenator Hermann Wolters im Vorwärts v. 1.11.1957. Vgl. auch „Nieder­
sachsen-Bericht", 29.10.1957, in: AdsD, PV, Bestand Ollenhauer 397; Vortragsnotizen Helmut 
Schmidt, 10.10.1957, in: AdsD, Depositum Schmidt 5249. 

28 Vgl. SPD-Parteitag 1958, S. 233-235. 
29 Vgl. ebenda, S. 510-523. 
30 Resolution des Hamburger Betriebsgruppensekretariats, Februar 1959, in: AdsD, NL Deist 44; 

vgl. auch Entwurf der IG Metall zur Programmvorlage des DGB, in: Ebenda 45. 
31 AdsD, Protokolle PV, 25.9.1957, und Notizen dazu in Depositum Schmidt 5249. 
32 Protokoll vom 17.1.1958, in: BAK, NL Möller 1838. 
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schen Elemente im sozialdemokratischen Ideenhaushalt plädierten sie aus ökonomi­
schen Gründen für eine möglichst weitgehende gemeinwirtschaftliche Ordnung der 
Wirtschaft. Eine zufriedenstellende konjunkturelle Entwicklung sei sonst auf Dauer 
nicht möglich, meinte Veit. Das nur auf Erzielung individuellen Gewinns ausgerich­
tete liberal-kapitalistische System könne langfristig kollektiven Wohlstand nicht 
garantieren. Diese Überzeugung gipfelte in einer klassisch marxistischen Zusammen­
bruchstheorie: Die Bundesrepublik befinde sich, so Veit auf dem SPD-Parteitag 
1958, bereits in einer Phase des „späten Kapitalismus". Illustriert wurde das 
zunächst durch den Hinweis auf die seit Jahrzehnten zur Gewohnheit gewordenen 
Versorgungsmängel im Energiebereich, die 1956/57 gerade wieder in einem akuten 
Kohlemangel kulminierten; später dann mit der Krise im Bergbau, deren Charakter 
einer langfristigen Trendwende zugunsten der Verbraucher 1958 noch nicht erkannt 
wurde, während man ihre negative Wirkung für die Bergleute betonte33. 

Dass angesichts der Wahlniederlagen immer mehr Sozialdemokraten aus takti­
schen Gründen auf den alten Programmpunkt Sozialisierung verzichten wollten, 
hielten die Traditionalisten daher für kurzsichtig. Mit mehr als einem Anflug des 
Bedauerns konstatierte Fritz Baade, die Partei sei bereits in der Weimarer Republik 
von einer Sozialisierung der Landwirtschaft, dann von der des Handwerks abge­
rückt, jetzt wolle man auch die der industriellen Großwirtschaft aufgeben. Dabei 
habe sich in der Sowjetunion mit der Verstaatlichung der Großindustrie deren Pro­
duktion beträchtlich erhöht. Das Gleiche gelte für die chinesische Landwirtschaft34. 
Die zeitgenössische Überschätzung des real existierenden Sozialismus ist hier offen­
sichtlich. Sie speiste in der SPD einerseits den Widerstand gegen die außenpolitische 
Westorientierung und die Suche nach einem „dritten Weg"35, andererseits den Glau­
ben an die Gemeinwirtschaft als vermeintlich überlegene Alternative zum Kapitalis­
mus. Wenn die Traditionalisten ihre Forderungen auf die Sozialisierung nur der 
Großbetriebe beschränkten, dann geschah das aus taktischen Gründen: Der erwar­
tete Erfolg sollte für die Einführung der gemeinwirtschaftlichen Ordnung in der 
übrigen Wirtschaft werben. 

Deshalb legten sie auch besonderen Wert auf die Sozialisierung des Kohleberg­
baus. Die Zersplitterung der Kohlelager in viele kleine Besitzparzellen in Verbin­
dung mit einer Rivalität der einzelnen, nach kapitalistischen Wettbewerbsprinzipien 
wirtschaftenden Zechengesellschaften verhinderte in ihren Augen eine rationelle 
Ausbeutung der Flöze. Werde dem durch staatliche Planung ein Ende gemacht, lasse 

33 Sitzung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses, 7./8. 3.1958, in: BAK, NL Möller 1838; Bericht 
über Delegiertenkonferenz Hessen-Süd 13.9.1959, in: Der Sozialdemokrat 10/1959; SPD-Partei­
tag 1958, S. 197-207 (Zitat S. 207); Karl Kühne, Gesellschaftsstruktur und geistige Situation der 
Sozialdemokratie, in: Die Neue Gesellschaft 5 (1958), S. 97 f. 

34 Vgl. Fritz Baade, „Einige Gedanken zum wirtschaftspolitischen Teil des Grundsatzprogramms", 
Memorandum Januar 1959, in: AdsD, NL Deist 44; vgl. auch die Debatte in den Sitzungen des 
Wirtschaftspolitischen Ausschusses, 28.11.1958 und 23.1.1959, in: BAK, NL Möller 1839; Proto­
koll der Verhandlungen des Außerordentlichen Parteitages der SPD vom 13. bis 15. November 
1959 in Bad Godesberg (künftig: SPD-Parteitag 1959), S. 88 und 197 f. 

35 Baade war führend in der „Anti-Atomtod-" und Ostermarschbewegung tätig. 
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sich die Lage der Branche im allgemeinen Interesse beträchtlich verbessern. Der 
Ruhrbergbau galt deshalb - auch schon vor dem Ausbruch seiner akuten Krise - als 
ein besonders geeignetes Objekt, um die Vorzüge gemeinwirtschaftlicher gegenüber 
kapitalistischer Ordnung beispielhaft zu demonstrieren36. 

Für die reformorientierten Gegner der Traditionalisten war dagegen, wie es einer 
ihrer Vertreter ausdrückte, der „Kapitalismus ohne Schrecken". Für sie bestand kein 
„echter Gegensatz" zwischen „demokratisch legitimiertem und kontrolliertem Kapi­
talismus und demokratischem Sozialismus". Die Scheidelinie verlaufe vielmehr zwi­
schen diesen beiden einerseits, bolschewistischem Sozialismus und „plutokratisch 
legitimiertem und nicht kontrolliertem Kapitalismus" andererseits. „,Sozialisierung' 
als Forderung ist und bleibt durchaus aktuell als konkretes operatives Instrument 
der großen Wirtschaftspolitik. [...] ,Sozialisierung' als allgemeine Vergesellschaftung 
des ,Produktionsmitteleigentums' jedoch etwa als Panacee oder Grundrezept des 
demokratischen Sozialismus gedacht, ist 1957 ein überständiges Schlagwort gestriger 
'sozialistischer' Philister geworden, das wie diese selbst ins Panoptikum gehört."37 

Sprecher der Reformer in Wirtschaftsfragen war zunächst vor allem Heinrich 
Deist, der Hermann Veit im Sommer 1958 als Vorsitzender des Wirtschaftspoliti-
schen Ausschusses der Partei ablöste. Deist definierte als das eigentliche Problem 
den politischen Missbrauch wirtschaftlicher Macht. Von den beiden Elementen des 
sozialdemokratischen Ideenhaushalts betonte er das demokratische. Über den real 
existierenden Sozialismus machten die Reformer sich weniger Illusionen als die Tra­
ditionalisten, wobei für sie nicht die Frage der wirtschaftlichen Effizienz des „Staats­
kapitalismus" östlicher Prägung zentral war, sondern die Beobachtung, dass dieser 
eher noch mehr Möglichkeiten zum Missbrauch wirtschaftlicher Macht bot als der 
„Privatkapitalismus" im Westen. Die Konsequenz daraus schlug sich nieder in der 
Formel: „Nicht mehr Staat als nötig - soviel Freiheit als nur irgend möglich!"38 

Nötig schien staatliches Eingreifen vor allem in solchen Branchen, wo wirtschaft­
liche Macht bei wenigen Großkonzernen lag und es zwischen diesen zudem kartell­
artige Verflechtungen gab. Nach Möglichkeit sollte es aber auch in solchen Fällen 
bei „öffentlicher Kontrolle" bleiben. Als deren Kernstück galt Deist die Kartellauf­
sicht, daneben auch Investitions- und Preiskontrolle. Wenn ein durch Konzerne und 
Kartelle geprägter Industriezweig jedoch soweit im „öffentlichen Interesse" liege -
etwa wegen seiner militärischen Bedeutung -, dass seine enge Verflechtung auch mit 
staatlichen Institutionen unvermeidlich sei, könne man „auf die Möglichkeit der 
Überführung in Gemeineigentum nicht verzichten"39. 

36 Vgl. Reventlow, „Sozialisierung", in: Vorwärts v. 10.1.1958. 
37 Gustav Kleinfeldt (Berlin) an Herbert Wehner, 24.10.1957, in: AdsD, Depositum Schmidt 5249. 
38 SPD-Parteitag 1958, S. 185. Es handelte sich dabei um eine verschärfte und konkretisierte Fassung 

der von Karl Schiller 1953 geprägten Formel „Wettbewerb soweit wie möglich, Planung soweit 
wie nötig". Klotzbach, Weg zur Staatspartei, S. 322. 

39 „Entwurf Dr. Deist: Zum Problem Sozialisierung" [undatiert, Winter 1957/58], in: AdsD, NL 
Deist 23; vgl. Gerhard Weisser an Deist, 10.10.1957, und an Vorstand der SPD-Bundestagsfrak-
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Diese Bedingungen konnten für Stahl und Kohle gelten. Tatsächlich schienen sie 
führenden Reformern eher noch in der Eisen- und Stahlindustrie als für den Bergbau 
zuzutreffen. Hier sei wirtschaftliche Macht noch mehr in wenigen Händen zusam­
mengeballt als in den Zechengesellschaften, glaubte etwa Helmut Schmidt. Die Ent­
scheidungszentralen der montanindustriellen, branchenübergreifenden Konzernver­
bände lägen zudem eher im Stahlbereich. Und schließlich werde Kohle durch das 
Vordringen der Atomkraft in Zukunft ohnehin beträchtlich an Bedeutung verlie­
ren40. 

Deist hielt die politische Notwendigkeit „öffentlicher Kontrolle" bei Kohle und 
Stahl eigentlich für gleich groß41. Wenn er dennoch nur „den Kohlebergbau in 
Gemeineigentum überführen" wollte, standen dahinter taktische Motive42. Die 
Sozialisierung der Kohlebranche schien ihm in der Partei wie „draußen" die beste 
Wirkung zu versprechen. Deist strebte eine Überbrückung der innerparteilichen 
Grabenkämpfe mit den Traditionalisten in der Partei an, die aus wirtschaftlichen 
Gründen besonders auf die Sozialisierung des Bergbaus drängten. Als diese Gruppe 
im Wirtschaftspolitischen Ausschuss der SPD gegenüber den Reformern in der Min­
derheit blieb, die nur politische Motive für die Sozialisierung anerkennen wollten, 
erklärte Deist versöhnlich, es seien verschiedene Gründe denkbar, obwohl er selbst 
Führer der reformorientierten Mehrheit war43. Das Projekt einer Überführung der 
Kohlebranche in „Gemeineigentum" bildete die Grundlage eines innerparteilichen 
Kompromissangebots: Die Reformer offerierten den Traditionalisten die Erfüllung 
ihres heißesten Wunsches in Bezug auf den Bergbau, erwarteten dafür aber langfris­
tig Ruhe, was die als Wahlhypothek eingeschätzte Sozialisierungsdebatte in anderen 
Bereichen anging44. 

Eine Sozialisierung nur des Bergbaus schien überdies auch Heinrich Deist schon 
vor dessen Krise durchaus populär zu sein. Die langjährige Kohlenmangellage habe 
das von jeher geringe Vertrauen der Öffentlichkeit in die „Schlotbarone" an der 
Ruhr noch weiter verringert, glaubte er. Trotz zahlreicher staatlicher Subventionen 
waren die privatwirtschaftlich betriebenen Zechen nicht zu einer nachhaltigen Ver­
besserung der Versorgungslage imstande, wie Deist bei seiner Werbung um die Ver­
braucher nicht müde wurde zu betonen. Am Tag nach der Bundestagswahl 1957 
provozierte nun gerade die Preiserhöhung des Unternehmensverbandes Ruhrkohle 
einen Aufschrei öffentlicher Empörung. „Insbesondere das Verhalten des Kohleberg­
baus" in der Preisfrage schuf nach Deists Ansicht daher jetzt ein besonders günstiges 

tion, 22.11.1957, in: Ebenda 43; Sitzung des Wirtschaftspolitischen Ausschusses, 7./8.3.1958, in: 
BAK, NL Möller 1838. 

40 Ebenda; SPD-Parteitag 1958, S. 217-220. 
41 Vgl. SPD-Parteitag 1958, S. 249. 
42 Ebenda, S. 249 f., bezeichnet er als seine grundsätzlichen Ziele, die „Einheit von Doktrin und poli­

tischer Praxis" zu schaffen und damit Wahlen zu gewinnen. 
43 Sitzung vom 7./8. 3. 1958, in: BAK, NL Möller 1838. 
44 Das war die Essenz von Deists Schlusswort in der Diskussion über seinen wirtschafts- und ener­

giepolitischen Antrag auf dem SPD-Parteitag 1958, S. 254. 
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Klima für die „Überführung in Gemeineigentum"45. Im Fall der Kohle schien die 
Sozialisierung auch den Konsumenteninteressen zu entsprechen. Selbst ein der Ent­
wicklung der SPD zur verbraucherorientierten Volkspartei gänzlich abgeneigter Alt­
marxist wie Wolfgang Abendroth griff diese Argumentationslinie auf, als er im 
November 1957 für die „Vergesellschaftung des Bergbaus im Kampf gegen die Koh­
lepreiserhöhung" plädierte46. 

Mit Traditionalisten und Reformern fanden so auch volks- und arbeiterparteiliche 
Tendenzen in der Sozialisierung der Kohlebranche eine gemeinsame Grundlage. 
Überführung in „Gemeinwirtschaft" gehörte nicht zuletzt zum traditionellen Forde­
rungskatalog der organisierten Arbeiterbewegung an der Ruhr. Die Delegierten des 
1955 stattgefundenen Kongresses der IG Bergbau hatten ihrem Vorstand erneut den 
Auftrag zu einer Initiative auf diesem Gebiet gegeben. Weil deshalb die Frage auf 
dem nächsten Verbandstag im Sommer 1958 „irgendwie behandelt werden" musste, 
suchte der Vorsitzende der Gewerkschaft Anfang des Jahres „eine Abstimmung mit 
der Partei"47. 

Der sozialdemokratische Parteivorstand war zu diesem Zeitpunkt gerade mit der 
Vorbereitung zur ebenfalls im Sommer stattfindenden nordrhein-westfälischen 
Landtagswahl beschäftigt. Er ergriff die günstige Gelegenheit, die auch die Wahlaus­
sichten belastenden Unklarheiten und inneren Differenzen mit einem konstruktiven 
Plan zu überwinden. So betonte Herbert Wehner, man solle „versuchen, mit den 
Gewerkschaften in der Frage der Kohlewirtschaft einmal zu einem Schulfall der Ver­
ständigung zu kommen. Wir müssen heraus aus der geradezu sektiererischen Dis­
kussion über die Sozialisierung." Es sollte eine Lösung gefunden werden, die die 
selbstzerstörerischen Debatten endlich abschloss48. Der Repräsentant des Bezirks 
Westliches Westfalen im Vorstand hob hervor: „Ebenso wie die IG Bergbau werden 
auch wir eine Entscheidung zur Sozialisierung fällen müssen." Daher wurde 
beschlossen, zum Parteitag im Mai einen konkreten Vorschlag ausarbeiten zu lassen. 
Konsequenterweise einigte man sich darauf, diese Aufgabe Heinrich Deist zu über­
tragen49. 

Deist hatte sich bereits kurz nach dem Debakel der Bundestagswahl und der am 
Tag darauf folgenden Kohlepreiserhöhung verstärkt mit den Möglichkeiten einer 
Sozialisierung des Ruhrbergbaus beschäftigt50. Dabei nahm er auch schon Kontakt 
zur IG Bergbau auf, deren Sitz sich in seinem Wahlkreis Bochum befand. Im 
Dezember 1957 gewann das Projekt einer gemeinwirtschaftlichen Organisation der 
Ruhrkohle bereits detaillierte Formen51. Im März und April 1958 wurde Deists Ent-

45 „Entwurf Dr. Deist: Zum Problem Sozialisierung", in: AdsD, NL Deist 23; vgl. auch Deists Aus­
führungen im Wirtschaftspolitischen Ausschuss, 7./8.3.1958, in: BAK, NL Möller 1838. 

46 „Leitsätze", in: Vorwärts v. 8.11.1957. 
47 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 24.1.1958, in: AdsD. 
48 Ebenda. 
49 Protokoll des SPD-Parteivorstands, 7.2.1958, in: AdsD. 
50 Memoranden vom 18. und 22.10.1957, in: AdsD, NL Deist 84. 
51 Deist an Frey/IGB, 19.12.1957, und Frey an Deist, 9.1.1958, in: Ebenda. 
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wurf im Wirtschaftspolitischen Ausschuss der SPD diskutiert52, im Mai dann als 
Vorstandsantrag auf dem in Stuttgart abgehaltenen Parteitag präsentiert. 

Der Entwurf bestand aus zwei Teilen. Nur der erste entsprach eigentlich dem 
Titel des ganzen Antrags, der „Freiheitliche Ordnung der Wirtschaft" lautete53. 
Darin wurde zunächst die Gefahr beschworen, die die Zusammenballung von wirt­
schaftlicher Macht in Großunternehmen für kleine Unternehmer, „die freie Kon­
sumwahl der Verbraucher" und die demokratische Ordnung bedeute. Es müsse aber 
auch „der Einfluß des Staates und seiner Bürokratie in Grenzen gehalten werden." 
Daher komme eine „Überführung in Gemeineigentum" nur dort in Betracht, wo 
alle anderen Mittel öffentlicher Kontrolle versagten. Bereits bestehendes Gemeinei­
gentum im Bereich „natürlicher Monopole", wie der Verkehrswirtschaft, solle erhal­
ten bleiben. Ausdrücklich wurde ein Bekenntnis zum Privateigentum abgelegt. Die­
ses sei besonders bei kleinen und mittleren Unternehmen nicht nur zu erhalten, son­
dern müsse „vielmehr gestärkt und gefördert werden". Auch die Bildung 
persönlichen Eigentums in allen Schichten, also im Effekt eine Entproletarisierung 
und Verbürgerlichung, wurde befürwortet. 

Verkündete der erste Teil des Entwurfs von Deist damit das Credo der Reformer, 
so gab der folgende zweite, sich nur mit der Energiewirtschaft und besonders dem 
Bergbau befassende Teil den Traditionalisten Zucker54. An seinem Beginn stand die 
These: „Die Probleme der Energiewirtschaft können nach dem heutigen Stande der 
technischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung in privatwirtschaft­
licher Form nicht mehr gelöst werden." Der Antrag erklärte deshalb die Überfüh­
rung des Kohlebergbaus in Gemeineigentum für unverzichtbar. Eine dem „Gemein­
wohl dienende Entwicklung der Kohlenwirtschaft" sei nur möglich, wenn sie durch 
eine dezentralisierte, von Regierung und Parlament kontrollierte „Körperschaft der 
wirtschaftlichen Selbstverwaltung" abgelöst werde, die den Bergbau als „Eigentum 
des ganzen Volkes" betreibe. Der nur grob skizzierte Aufbau dieser Organisation 
und die lediglich angedeuteten Regelungen für den Rest der Energiewirtschaft soll­
ten verbindlich im Wahlprogramm für die kommende Bundestagswahl festgelegt 
werden55. 

Verbraucher wie Bergarbeiter litten nach Deists Vorstellung gleichermaßen unter 
der privatwirtschaftlichen Organisation der Branche, und beiden sollten in einer 
gemeinwirtschaftlichen Ordnung wichtige Mitbestimmungs- und Kontrollrechte 
zukommen. Die Preissteigerungen für Kohle beeinflussten das gesamtwirtschaftliche 
Preisniveau negativ zuungunsten der Konsumenten. „Seit Jahren", so argumentierte 
Deist vor dem Parteitagsplenum im Mai 1958, könne zudem „der Kohlenbergbau in 

52 Protokolle v. 17.1.1958, 7./8.3.1958 und 18.4.1958, in: BAK, NL Möller 1838. 
53 SPD-Parteitag 1958, S. 489-491 (Abschnitt I und II, danach auch das folgende). 
54 Vgl. ebenda, S. 491-494 (Abschnitt III und IV). 
55 Auch dafür hatte Deist in seinem internen Memorandum „Zum Problem Sozialisierung" (AdsD, 

NL Deist 23) bereits konkrete Pläne entwickelt: „Im Grunde genommen handelt es sich um die 
Fortentwicklung der Verfassung einer AG zu einer Verfassung einer gemeinwirtschaftlichen 
Körperschaft." 
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seiner privaten Form die Versorgung der Verbraucher nicht mehr sicherstellen. [...] 
Infolgedessen leiden bei hoher Konjunktur wichtige Verbraucher." Bei einer „klei­
nen Rezession" wie der gerade ausgebrochenen, die sich bald als Beginn der chroni­
schen Bergbaukrise herausstellen sollte, würden dagegen Feierschichten auf Kosten 
der Arbeiter eingelegt. Es werde immer schwerer, „angemessene" Löhne für die 
Belegschaften zu sichern56. 

In einem sozialisierten Bergbau könnten dagegen „die Interessen der Gemeinwirt­
schaft mit dem Interesse an einer wirtschaftlichen Führung des Kohlenbergbaus und 
dem Interesse an einer ständigen Besserung der sozialen Lage der Belegschaften so 
abgestimmt werden, daß die bestmögliche Gesamtleistung erzielt wird". Das sollte 
in einem an die Stelle der Hauptversammlung der Privatunternehmen tretenden Gre­
mium geschehen, „das sich aus Repräsentanten der Wirtschaft, der organisierten 
Arbeitnehmerschaft und des öffentlichen Interesses, insbesondere auch des allgemei­
nen Verbraucherinteresses zusammensetzt"57. Dieser vorgesehene Mechanismus des 
Ausgleichs von Arbeitnehmerinteressen und öffentlichen oder gesamtwirtschaftli­
chen Interessen, verstanden vor allem als die der Konsumenten, war zentrales Ele­
ment von Deists Plan, das ihn von traditionellen Konzepten der Verstaatlichung 
abhob. 

Wie sehr dieser Programmentwurf zumindest als Grundlage taugte, um alle Rich­
tungen in der Sozialdemokratie auf seinem Boden zu vereinigen, zeigte die Reaktion 
auf dem Stuttgarter Parteitag. Schließlich hatte noch die Hälfte aller vorher zum 
Thema eingegangenen Resolutionen die traditionellen, ebenso umfangreichen wie 
realitätsfernen Kataloge von zu sozialisierenden Branchen enthalten58. Angesichts 
des von Deist verfassten Vorstandsantrags und des darin enthaltenen Kompromiss­
angebots, die Sozialisierung im Bergbau nachdrücklich anzustreben, in anderen 
Bereichen aber faktisch darauf zu verzichten, bröckelte der Widerstand der Dogma-
tiker. Nur der harte Kern der Altmarxisten aus den Parteibezirken Hessen-Süd und 
Bremen wollte am Maximalziel umfassender „Vergesellschaftung" festhalten. Ihre 
Schwäche ließ sich allerdings schon daran ablesen, dass sie als Verzögerungstaktik 
dafür plädierten, die Entscheidung über den Antrag Deists zu vertagen, bis im 
nächsten Jahr die Erörterung des Grundsatzprogramms auf dem außerordentlichen 
Delegiertentag in Bad Godesberg anstand59. Denn flexiblere Traditionalisten wurden 
durch die konkreten Pläne für den Bergbau gewonnen. An der Kohle hofften sie, 
die Überlegenheit der Gemein- über die Privatwirtschaft demonstrieren zu können. 
Deshalb begrüßten sie den Antrag als Grundlage für ein Hineinwachsen in den 
Sozialismus60. 

Die Reformer zeigten sich dagegen befriedigt darüber, dass die Vorlage im allge­
meinen Teil ihre Handschrift trug. Das Sozialisierungsthema schien damit als Hypo-

56 SPD-Parteitag 1958, S. 188 f; Antragstext, in: Ebenda, S. 491. 
57 Ebenda, S. 493. 
58 Vgl. ebenda, S. 510-523. 
59 Vgl. ebenda, S. 208-214 und 233-235 (Radtke, Hesselbach, Boljahn). 
60 Vgl. ebenda, S. 221-224 (Birkelbach). 
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thek für Wahlen neutralisiert. In der gesamten SPD herrschte überdies Zufrieden­
heit, dass in dieser umstrittenen Frage endlich Klarheit geschaffen wurde. Kom­
mende Probleme deutete allerdings der unmittelbar vor Schluß der Diskussion auf 
dem Stuttgarter Parteitag von Gewerkschaftsseite erhobene Vorwurf an, in Deists 
Vorstandsantrag werde das Arbeiterinteresse vernachlässigt. Tatsächlich waren die 
Interessen der breiten Bevölkerung zumindest im ersten Teil nur in dem der Konsu­
menten konkretisiert. Deist zog sich jedoch geschickt aus der Affäre, indem er die 
beginnende Bergbaukrise als zusätzliches Argument für eine Sonderbehandlung der 
Kohle instrumentalisierte: Da in der Energiewirtschaft ein „Strukturwandel" sicher 
bevorstehe, sei es auch „im Interesse dieser arbeitenden Menschen, den Kohlenberg­
bau in Gemeineigentum zu überführen"61. Das half, letzte Widerstände zu überwin­
den. Deists auch rhetorisch brillantes Schlusswort wurde vom Parteitagsplenum mit 
tosendem Beifall bedacht. Selbst Hermann Veit, der als Deists Korreferent zunächst 
noch verhaltene Kritik geäußert hatte, stellte sich hinter dessen Antrag. Mit „großer 
Mehrheit" wurde dieser angenommen62. Im Juni 1958 billigten Parteivorstand und 
Parteiausschuss ihn sogar einstimmig63. 

Bei der einen Monat später in Nordrhein-Westfalen stattfindenden Landtagswahl 
bestand die Deistsche Kompromissformel ihre Feuerprobe. Die SPD verlor zwar 
auch hier das Wettrennen um die Wählergunst an die CDU. Anders als noch bei den 
Bundestagswahlen im Herbst 1957 spielte die Sozialisierungsfrage dafür jedoch keine 
Rolle. Der politische Gegner konnte die Unklarheit des wirtschaftspolitischen Pro­
gramms der SPD nicht mehr ausnützen. Auch gab es keinerlei Anzeichen dafür, dass 
das Bekenntnis zur Überführung des Bergbaus in Gemeineigentum der Sozialdemo­
kratie geschadet hatte. Deist wurde deshalb jetzt bedrängt, die noch für den näch­
sten Parteitag versprochene Konkretisierung seines Entwurfs zur Neuordnung der 
Energiewirtschaft beschleunigt durchzuführen64. Dazu kam es jedoch vorerst nicht. 

Bergbaukrise und Godesberger Programm 

Denn im Bergbau zeichnete sich, je mehr die Kohlekrise fortschritt, ein Abrücken 
der Gewerkschaft von der bisher nachdrücklich befürworteten Forderung nach 
Sozialisierung ab. Die Abwehr der geradezu über Nacht aufgetretenen Konkurrenz 
importierter US-Kohle und des Erdöls aus Nahost war für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber der Branche gleichermaßen eine Existenzfrage. Seit der dramatischen 
Zuspitzung der Absatzkrise im Winter 1958/59 kam es zu einer Annäherung von 
Gewerkschaft und Unternehmensverband. Die IG Bergbau stellte dabei ihre frühere 
Sozialisierungsforderung weitgehend zurück, um eine einheitliche "Kohlefraktion" 

61 Ebenda, S. 238 f. (Kluncker) und 249 (Zitat Deist). 
62 Ebenda, S. 254. 
63 AdsD, Protokolle des SPD-Parteivorstands, 18. 6. 1958. 
64 Heinrich Troeger an Deist, 3. 7. 1958, in: AdsD, NL Deist 25. 
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für einen Schutz der Ruhr vor Importenergien zustande zu bringen. Sie arbeitete 
stattdessen gemeinsam mit den Unternehmern auf die Einführung von höheren Steu­
ern und Zöllen hin, mit der die Konkurrenz aus Übersee ausgeschaltet werden 
sollte65. Die Stabilisierung der Kohlepreise auf diesem Weg wurde zur obersten 
Priorität der IG Bergbau. Und dafür sei, wie ihr Vertreter Ende Januar 1959 in der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion erklärte, „die Sozialisierung des Bergbaus 
nicht das Heil". Dem wurde in einer hitzigen Debatte entgegengehalten, „das Inter­
esse der Verbraucher" müsse „die Sonderinteressen überwiegen"66. 

Der Konflikt zwischen Verfechtern einer volksparteilichen, an Verbraucherinteres­
sen orientierten SPD, und denen der traditionellen Arbeiterbewegung entzündete 
sich so an dem Disput über die richtige Reaktion auf die Kohlekrise erneut. Der 
Konsens über die Sozialisierung des Bergbaus zerbrach. Mit diesem Kernpunkt 
wurde aber auch der mühsam erreichte Kompromiss in der Sozialisierungsfrage als 
Ganzes hinfällig. Während der Diskussion über das Godesberger Programm fiel die 
SPD daher wieder hinter den ein Jahr zuvor erreichten Stand zurück: Innere Rich­
tungskämpfe und programmatische Unklarheit begleiteten die Debatte über die 
wirtschaftspolitischen Teile des Grundsatzprogramms, die parallel zum ersten Höhe­
punkt der Kohlekrise ablief67. 

Bei der Formulierung des Programmteils zur Wirtschaftspolitik hatte seit den 
Wahlen von 1957 Heinrich Deist die entscheidende Rolle gespielt68. Der aus seiner 
Feder stammende Entwurf vom Frühjahr 1958 enthielt die Essenz des Sozialisie-
rungskompromisses in den Sätzen: „Für die Energiewirtschaft, insbesondere für den 
Kohlenbergbau, liegt die Notwendigkeit einer gemeinwirtschaftlichen Ordnung in 
Gemeineigentum offen zutage. [...] Die Gemeinwirtschaft ist so zu organisieren, 
daß auf ihre Führung die Konsumenten und die Öffentlichkeit ebenso wie die 
Arbeiter und Angestellten Einfluß ausüben."69 Diese Formel vertrat Deist auch noch 
im Januar 195970. Wenige Tage später musste er aber nicht nur miterleben, wie in der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion zwischen Vertretern der Bergarbeiter und 
der Konsumenten heftige Kontroversen über Kohlezoll und Ölsteuer ausgetragen 

65 Vgl. Christoph Nonn, Klassengegensatz und „Branchenindividualismus". Gewerkschaften und 
Unternehmer im Ruhrbergbau vor und in der Kohlenkrise, in: Mitteilungsblatt des Instituts zur 
Erforschung der europäischen Arbeiterbewegung 22 (1999), S. 36-58, und mit weiterem Material 
Norm, Die Ruhrbergbaukrise. 

66 Die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestags. Sitzungsprotokolle 1957-1961, bearb. von Wolfgang 
Hölscher, Düsseldorf 1993, S. 190 (27.1.1959) und S. 195 (30.1.1959). 

67 Zur Vorgeschichte des Programms als ganzem vgl. Soell, Erler, S. 245-267, 318-329, und Klotz­
bach, Weg zur Staatspartei, S. 292-298, 308-335, 433-447, der zwar erwähnt, dass der wirtschafts­
politische Teil besonders umstritten war, darauf aber nicht näher eingeht. 

68 Vgl. Helmut Köser, Die Kontrolle wirtschaftlicher Macht. Heinrich Deist und das Godesberger 
Programm, in: Aus Politik und Zeitgeschichte 1974, Nr. 14, S. 8-10. 

69 So besprochen im Unterausschuss Wirtschaft der Programmkommission am 10.3.1958, in: AdsD, 
NL Deist 43. 

70 Protokoll des Wirtschaftspolitischen Ausschusses, Diskussion zum Grundsatzprogramm, 
23.1.1959, in: BAK, NL Möller 1839. 
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wurden, sondern auch überrascht das plötzliche Desinteresse der IG Bergbau an der 
Sozialisierung erkennen71. 

Als die Grundsatzkommission nach langer Pause im Sommer 1959 den wirt­
schaftspolitischen Programmteil wieder beriet, fehlte ein klares Bekenntnis zur 
Überführung des Bergbaus in eine „gemeinwirtschaftliche Ordnung". An seine Stelle 
war die schwammige Formulierung getreten, in der Energiewirtschaft sei wie bei 
Verkehr, Landwirtschaft und Wohnungsbau „die entscheidende Mitwirkung der 
öffentlichen Hand heute unentbehrlich". Der Text nannte zwar nach wie vor Über­
führung in Gemeineigentum als Bestandteil des wirtschaftspolitischen Werkzeug­
kastens der Sozialdemokratie. Für welche Bereiche der Wirtschaft dieses Werkzeug 
angewendet werden sollte, war aber wie im Wahlaufruf zur Bundestagswahl von 
1957 wieder völlig offen72. Dass der Bergbau in einem Atemzug mit Verkehrswesen, 
Landwirtschaft und Wohnungsbau genannt wurde, erhöhte die Verwirrung sogar 
noch. Denn da auch die bisher übliche Formulierung fehlte, die die Sozialisierung 
zum „letzten Mittel" erklärte, blieb es der Phantasie des Lesers überlassen, ob alle 
genannten Bereiche in „Gemeinwirtschaft" überführt oder lediglich die langjährigen 
staatlichen Interventionen fortgesetzt werden sollten73. 

Dieser Rückfall in die alte Praxis, innere Konflikte mit programmatischer Unklar­
heit überspielen zu wollen, legte die Lunte an die noch glimmenden Gegensätze 
zwischen linken Traditionalisten und rechten Reformern. Zum Sprecher der Linken 
machte sich jetzt vor allem Otto Brenner, der Vorsitzende der IG Metall. Ein Alter­
nativentwurf der Gewerkschaft zum wirtschaftspolitischen Teil des Grundsatzpro­
gramms griff die alten weitgehenden Forderungen wieder auf, nicht nur Bergbau 
und Energiebranche, sondern auch Eisen- und Stahlindustrie, Großchemie, wichtigs­
te Verkehrseinrichtungen sowie Banken und Versicherungen zu sozialisieren. In 
Brenners Augen stellte der Programmentwurf keine „echte sozialdemokratische 
Alternative" dar; eine „Kritik und Abgrenzung zum Neo-Liberalismus" Erhardscher 
Prägung fehle vollkommen74. Auf der Parteirechten wurde der Entwurf der Kom­
mission bezeichnenderweise genau entgegengesetzt interpretiert. Hier befürchtete 
man, einer Rückkehr zum Sozialismus marxistischer Tradition würden Tür und Tor 
geöffnet. Liberale Werte wie Freiheit und Gerechtigkeit müssten gegen den der 
„Gemeinschaft" mehr betont werden75. 

71 Vgl. Die SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag. Sitzungsprotokolle 1957-1961, S. 185-197. 
72 Fassung vom 4. 7. 1959 (Besprechung zwischen Ollenhauer, Deist und den Kommissionsmitglie­

dern Eichler, Benedikt Kautsky und Heinrich Sänger), in: AdsD, NL Deist 41a. 
73 Nach einer unsignierten Notiz in: Ebenda, 41b, war die Formulierung, „Überführung in Gemein­

eigentum" sei „zweckmäßig und notwendig nur dort, wo mit anderen Mitteln eine gesunde Sozial­
ordnung nicht gewährleistet werden kann", angeblich nur „aus Versehen" in der Fassung vom 
22. 7. 1959 weggelassen worden; sie fehlte jedoch schon in der vom 4.7.1959. 

74 IG-Metall-Entwurf in: AdsD, NL Deist 45 (übermittelt mit Begleitbrief von Pass an Deist 
13.7.1959); Brenner an Eichler, 10.8.1959, in: AdsD, Akten Eichler 6; handschriftliches Verlaufs­
protokoll der erweiterten Grundsatzkommission v. 28.7.1959, in: AdsD, PV 04636 (daraus Zitate). 

75 Alex Möller an Deist, 21.7.1959, in: AdsD, NL Deist 45; Gerhard Weisser an Ollenhauer, 
28. 8. 1959, in: AdsD, Akten Eichler 6. 
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Nach einem harten Zusammenstoß der Kontrahenten in der erweiterten Grund­
satzkommission sah Erich Ollenhauer als Parteivorsitzender keine andere Möglich­
keit zur Dämpfung des Konflikts, als den Wirtschaftsteil des Programms zu kür­
zen76. An Klarheit gewann dieser dadurch nicht. Wie das wenig überzeugende Wahl­
programm von 1957 schwieg sich auch das Godesberger Programm schließlich über 
die Wirtschaftsbereiche aus, die sozialisiert werden sollten. Andererseits betonte es 
jedoch, „Gemeineigentum" sei „eine legitime Form der öffentlichen Kontrolle, auf 
die kein moderner Staat verzichtet. [...] Wo mit anderen Mitteln eine gesunde Ord­
nung der wirtschaftlichen Machtverhältnisse nicht gewährleistet werden kann, ist 
Gemeineigentum zweckmäßig und notwendig."77 

Der auf dem Stuttgarter Parteitag 1958 mit Mühe geschmiedete Kompromiss zwi­
schen Reformern und Traditionalisten - klares Bekenntnis der ganzen Partei zur 
Sozialisierung des Bergbaus gegen langfristiges Ruhen der Sozialisierungsdiskussion 
anderswo - zerbrach in Godesberg wieder. Die Rechte hielt sich in dem Gefühl, in 
der praktischen Politik der SPD mit Mehrheit ihren Kurs durchsetzen zu können, 
eher zurück. Dagegen attackierte die Linke energisch vor allem denjenigen 
Abschnitt des Godesberger Programms, der die Sozialisierungsfrage behandelte -
oder sie vielmehr im Unklaren ließ. Die größte Zahl von Gegenstimmen wurde bei 
der Entscheidung über diesen Passus gezählt78. Auch in der Plenumsdiskussion 
wurde die Haltung des Parteivorstands 1959 von wesentlich mehr Sprechern kriti­
siert als ein Jahr zuvor. Die Kritik kam jetzt nicht mehr nur aus der traditionalisti­
schen Hochburg Hessen-Süd wie noch 1958, sondern aus einer Vielzahl sozialdemo­
kratischer Bezirke, und zwar auch von solchen Traditionalisten, die damals der Vor­
lage des Vorstands wegen dessen Eintreten für die Sozialisierung des Bergbaus 
zugestimmt hatten79. 

Die Aufnahme der Sozialisierungsforderung in das Grundsatzprogramm wurde in 
Godesberg 1959 von einem Berliner Delegierten gerade mit dem Hinweis auf die 
Bergbaukrise verlangt. Als Heinrich Deist, der die Überführung der Kohlebranche 
in Gemeineigentum anderthalb Jahre zuvor gleichermaßen begründet hatte, das jetzt 
ablehnte, weil Grundsätzliches und Konkretes nicht vermischt werden sollte80, war 
das nur ein vorgeschobenes Argument. Nicht nur hatte er selbst in seinem Entwurf 
für das Grundsatzprogramm vom Frühjahr 1958 die Sozialisierung des Bergbaus 
dort verankern wollen. Er hatte sich auch noch kurz vor dem Godesberger Parteitag 
bei einer Sitzung des SPD-Vorstands, die gemeinsam mit der Führung der IG Berg­
bau abgehalten worden war, dafür ausgesprochen. Die Vertreter der Gewerkschaft, 
die gerade gemeinsam mit dem Unternehmensverband Ruhrbergbau für eine 
Ölsteuer kämpften, begegneten dem aber mit äußerster Kühle. Gegenüber Deist, der 

76 Handschriftliches Verlaufsprotokoll v. 28.7.1959, in: AdsD, PV 04636. 
77 Zit. nach Mommsen, Deutsche Parteiprogramme, S. 681. 
78 Vgl. SPD-Parteitag 1959, S. 322. 
79 Vgl. SPD-Parteitag 1958, S. 221-224; SPD-Parteitag 1959, S. 197 f., und ebenda, S. 82 f., 86-88, 

172-175, 193 f., 198. 
80 Vgl. ebenda, S. 172-175 und 180. 
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die „Notwendigkeit der Überführung des Bergbaus in öffentlichen Besitz" im 
Godesberger Programm fordern wollte, betonte der Parteivorsitzende Ollenhauer 
deshalb, man könne „darüber diskutieren, ob es zweckmäßig ist, diese Forderung 
jetzt aufzubringen. [...] Unsere Solidarität mit der IG Bergbau darf jedoch nicht in 
Frage gestellt werden."81 Im Interesse einer Rettung des guten Einvernehmens mit 
den Gewerkschaften, das bereits arg lädiert war, weil viele in der SPD die Interessen 
der Konsumenten verfolgten, flüchtete die Parteiführung sich wieder in die alte Tak­
tik des Ausweichens vor klaren Entscheidungen. So wurden die in der Bergbaukrise 
aufbrechenden Konflikte verantwortlich für die Beliebigkeit der zentralen wirt­
schaftspolitischen Teile des Godesberger Programms. 

Verzicht auf konstruktive Kohlepolitik 

Die Differenzen zwischen Bergarbeitern und Energieverbrauchern in der Sozialde­
mokratie kamen durch das Godesberger Programm allerdings ebenso wenig zur 
Ruhe wie die Gegensätze zwischen Reformern und Traditionalisten in der Sozialisie-
rungsfrage, die sich immer wieder exemplarisch am Bergbau entzündeten. Der eher 
den Traditionalisten nahestehende Erich Ollenhauer brachte das Thema vor Parteirat 
und -vorstand schon Ende Januar 1960 wieder auf. Die Partei, so Ollenhauer, müsse 
nicht nur ein eigenes vermögenspolitisches Konzept entwerfen, das von den Refor­
mern gewünscht wurde, um der während des „Wirtschaftswunders" stattgefundenen 
Verbürgerlichung breiter Wählerschichten Rechnung zu tragen82. „Wir werden auch 
als Beispiel für unsere Vorstellungen über öffentliche Kontrolle und Gemeineigen­
tum als Mittel der Kontrolle ausarbeiten müssen unsere Vorstellungen über die Neu­
ordnung der Energiewirtschaft." Mit der Suche nach einer grundsätzlichen Lösung 
für die Strukturkrisen des kapitalistischen Systems, die mit dem Ende des Booms 
der fünfziger Jahre wieder einsetzten, stehe man „hier vor allen Dingen an Rhein 
und Ruhr vor einem der brennendsten Probleme wirtschaftspolitischer Art der 
Gegenwart"83. 

Die SPD-Führung konnte sich dieser Aufforderung kaum entziehen. Hatte sie 
sich doch 1958 selbst verpflichtet, „dem vor den nächsten Bundestagswahlen statt­
findenden Parteitag" einen detaillierten Plan „für die gemeinwirtschaftliche Ord­
nung der Energiewirtschaft" vorzulegen84. Um bei den Wahlen 1961 Probleme wie 

81 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 2./3.10.1959, in: AdsD. 
82 Darauf hatte besonders Waldemar von Knoeringen gedrängt. Vgl. dessen Ausarbeitungen 

„Schwerpunktprogramm für Propaganda", 10.1.1959, in: AdsD, PV, Bestand Ollenhauer 368, 
und „Politik - Werbung - Propaganda", 25.5.1959 (Auszüge in: Klotzbach, Weg zur Staatspartei, 
S. 506 f.). Hintergrund waren die erfolgreichen vermögenspolitischen Initiativen der CDU. Vgl. 
Yorck Dietrich, Eigentum für jeden. Die vermögenspolitischen Initiativen der CDU und die 
Gesetzgebung 1950-1961, Düsseldorf 1996. 

83 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 30.1.1960, in: AdsD. 
84 Vorstandsantrag „Freiheitliche Ordnung der Wirtschaft", in: SPD-Parteitag 1958, S. 494. 
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1957 zu vermeiden, schien vielen die Schaffung von Klarheit nötig, die Godesberg 
nicht gebracht hatte. Der Zeitpunkt dafür war überdies günstig gewählt, um das Ver­
hältnis zur IG Bergbau zu bereinigen. An der Ruhr hatte sich zum einen angesichts 
der Anfang 1960 vorübergehend wieder aufsteigenden Konjunktur die wenige 
Monate zuvor noch sehr angespannte Lage etwas beruhigt. Zum anderen war jedoch 
abzusehen, dass die Kohlebranche wegen des im Parlament quer durch die Parteien 
gehenden Widerstands der Verbraucher ihr eigentliches Ziel, eine weitere Einfuhren 
ausschließende oder zumindest begrenzende Höhe der Steuer auf Importöl, nicht 
erreichen würde. Eine Neuordnung der Energiewirtschaft, die vor allem auch den 
Mineralölbereich öffentlicher Kontrolle unterwarf, musste unter diesen Umständen 
als reizvolle Alternative erscheinen. Das galt umso mehr, als die bisherigen sozialde­
mokratischen Pläne für diesen Bereich Vertretern von Arbeitnehmern und -gebern 
großen Einfluss auf den Kurs des öffentlich-gemeinwirtschaftlichen Unternehmens 
zuzubilligen versprachen. 

Mit dem Hinweis, dass ihre Konzepte nicht nur die Sozialisierung der Kohlen­
branche, sondern ebenso eine - wenn auch erst in gröbsten Umrissen skizzierte -
Planung der gesamten Energiewirtschaft vorsahen, hatten Ollenhauer und Heinrich 
Deist schon 1958/59 die IG Bergbau für ihre Ideen zu gewinnen versucht85. Damals 
waren diese Verständigungsangebote in der hitzigen, durch scharfe Konflikte gepräg­
ten Atmosphäre nicht auf fruchtbaren Boden gefallen. Nun aber signalisierte die auf 
anderem Weg nicht zu ihrem Ziel einer Ausschaltung der Ölkonkurrenz gekommene 
Bergarbeitergewerkschaft Interesse daran, „Lösungsmöglichkeiten im Bereich der 
Gesamtenergiefrage unter dem gemeinwirtschaftlichen Gesichtspunkt zu suchen"86. 

Im Frühjahr und Sommer 1960 verfasste Deist einen detaillierten „Vorschlag zur 
Neuordnung der Energiewirtschaft"87. Er ging von der Annahme aus, dass infolge 
besonderer technischer und wirtschaftlicher Strukturmerkmale in den einzelnen 
Zweigen der Branche ein freier Wettbewerb als Ordnungsform ganz oder teilweise 
ausscheiden müsse. Zur Ausübung der deshalb unumgänglichen zentralen Kontrolle 

85 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 28./29.11.1958 und 2./3.10.1959, in: AdsD. Unter Anspie­
lung auf den von der Ruhr erhobenen Vorwurf, die Ölgesellschaften kämpften mit Schleuderprei­
sen um den deutschen Energiemarkt, erklärte Deist etwa, zur „Planung in der Energiepolitik" 
gehöre „eine Kartellpolitik, die Dumpings verhindert". 

86 Protokoll der Verhandlungen und Anträge vom Parteitag der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands in Hannover, 21. bis 25. November 1960 (künftig: SPD-Parteitag 1960), S. 265 f. 
(Karl Bergmann). Da Bergmann als IG-Bergbau-Sprecher zuvor Desinteresse an der Sozialisierung 
des Bergbaus gezeigt hatte, interpretierte Deist diese Äußerung, die Gewerkschaft wolle offenbar 
„die Mineralölwirtschaft [...] in Gemeineigentum überführen oder sozialisieren", kritisierte dann 
die von den „Gewerkschaftskollegen [...] während des letzten Jahres in der kritischen Situation 
des Kohlenbergbaus" gezeigte Haltung und appellierte schließlich, man müsse „einmal deutlich 
sagen, wie wir da vorgehen wollen." Ebenda. 

87 Materialien und Entwürfe dazu in: AdsD, NL Deist 75 bis 82; eine erste Fassung unter dem Titel 
„Überlegungen zur Neuordnung der Energie- und Gaswirtschaft in der Bundesrepublik" vom 
11.4.1960 mit ergänzenden handschriftlichen Notizen in: Ebenda, 22a; die 31seitige Endfassung 
des „Vorschlags" vom Juni (danach das folgende und die Zitate), eine anderthalbseitige Kurzfas­
sung vom August sowie weitere Ausarbeitungen in: Ebenda, 22b. 
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sei ein Bundesministerium für Energiewirtschaft zu gründen. Als eine seiner Aufga­
ben war zunächst die Aufstellung von Prognosen über die voraussichtliche Entwick­
lung von Nachfrage und Angebot vorgesehen. Darüber hinaus sollte die als „für die 
Deckung des künftigen Energiebedarfs von entscheidender Bedeutung" einge­
schätzte Atomwirtschaft in Form öffentlicher Unternehmen direkt vom Ministerium 
aus gelenkt werden. Die Elektrizitätswirtschaft sollte dagegen privatwirtschaftlich 
betrieben werden. Geplant waren allerdings Kartellaufsicht, Investitionskontrolle 
und Festlegung von Grundsätzen für die Preisgestaltung durch das Ministerium. 
Diesem wurde schließlich auch die „Regulierung" des Außenhandels mit Energie 
zugewiesen. 

Das bezog sich vor allem auf den Mineralölbereich, das heikelste Thema. Klar 
sprach Deists Plan sich gegen die Förderung des heimischen Erdöls aus: Sie sollte als 
unwirtschaftlich eingestellt werden. Wesentlich vorsichtiger äußerte er sich dagegen 
zur kniffligen Frage des Importöls. Vorwürfe machte er ganz im Sinn der IG Berg­
bau der angeblichen Dumpingpraxis multinationaler Ölkonzerne auf dem westdeut­
schen Markt. Gegen die „seven sisters" Shell, Mobil, Esso, BP, Gulf, Texaco und 
Standard Oil sollten aber vor allem internationale Organisationen wie UN und 
EWG Maßnahmen ergreifen. Die Bundesrepublik könne eventuell ein staatliches 
Unternehmen nach dem Vorbild der italienischen ENI (Ente Nazionali Idrocarburi) 
als preisregulierende Konkurrenz gründen. Der Markt für Ol solle zudem einer 
Preis-, Investitions- und Importkontrolle unterworfen werden. Deren genaue Aus­
gestaltung blieb freilich unerläutert. Daran wurde aus der Verbraucherperspektive 
denn auch Kritik geübt88. Der knappe und unklare Abschnitt zum Mineralölbereich 
stellte offensichtlich den schwachen Punkt des Plans dar. 

Dagegen waren die am Anfang stehenden Ausführungen zur Kohlewirtschaft 
besonders detailliert. Sie waren auch von dem Bemühen geprägt, gemeinsame Inter­
essen von Konsumenten, der Gesamtheit der Steuerzahler und der Arbeitnehmer an 
einem sozialisierten Bergbau zu demonstrieren. Die privaten Zechengesellschaften 
wurden zum gemeinsamen Gegner aufgebaut. Hätten sie früher den Hausbrand 
unterversorgt, so hielten sie jetzt die Preise durch Zölle künstlich hoch: „Die Kosten 
trägt der Verbraucher." In der Krise hätten die Unternehmer sich zudem durch Fei­
erschichten schadlos gehalten: „Die Kosten trägt der Arbeitnehmer." Die öffentliche 
Hand werde ohnehin bereits mit Investitionshilfen, Bergarbeiterprämien und Versi­
cherungszuschüssen belastet: „Die Verluste des Steinkohlenbergbaus wurden inzwi­
schen sozialisiert, die Gewinne fließen in private Hände. Die Kosten trägt der Steu­
erzahler." 

Deist stimmte seinen Entwurf „zur Neuordnung der Energiewirtschaft" wieder­
holt mit den Führungsgremien der Partei ab, ohne dass gegen das Kernstück, die 
„Überführung des Kohlenbergbaus in Gemeineigentum", Einwände erhoben wur­
den. Im April 1960 präsentierte er die erste Fassung einem kleinen Kreis interessier-

88 Richard Fischer an Max Brauer (Mitglied des Parteivorstands und Hamburger Bürgermeister), 
20.8.1960, in: AdsD, NL Deist 22b. 
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ter Mitglieder des Parteivorstands. Offenbar traf dabei nur der Abschnitt auf Kritik, 
in dem Deist als Gedankenspiel alternativ zu einer privatwirtschaftlichen auch eine 
quasi-staatliche Ordnung der Elektrizitätswirtschaft erwogen hatte. Diese Überle­
gung fehlte jedenfalls in der Endfassung, die Anfang Juli im Wirtschaftspolitischen 
Ausschuss der Partei zur Diskussion stand. Hier beanstandete Helmut Schmidt die 
Verwendung des Wortes „Plan", sprach sich gegen die Gründung eines speziellen 
Energieministeriums aus und äußerte Skepsis über eine staatliche Ölgesellschaft. 
Schmidt insistierte jedoch auf keinem dieser Punkte, die für Deist auch nicht zu den 
zentralen seines Entwurfs gehörten, so dass er eine Überarbeitung vor der entschei­
denden Sitzung des Parteivorstands am 24. August 1960 nicht mehr für nötig hielt89. 

Umso überraschender musste es für Deist kommen, als dort Willy Brandt das 
Herz des „Vorschlags zur Neuordnung der Energiewirtschaft" zwar im Ton ver­
bindlich, aber in der Sache unnachgiebig in Frage stellte: Eine Festlegung auf Soziali­
sierung des Kohlenbergbaus halte er nicht für sinnvoll. Brandt war auf derselben Sit­
zung des Vorstands kurz vorher als Kandidat der Reformer zum Kanzlerkandidaten 
der SPD nominiert worden90. Sein plötzliches und kompromissloses Eingreifen in 
die Sozialisierungsdebatte91 demonstrierte sowohl die schleichende Entfremdung 
zwischen den Reformern und ihrem ursprünglich wichtigsten wirtschaftspolitischen 
Sprecher Deist, wie auch die Veränderung der Gewichte in der Partei seit den Bun­
destagswahlen von 1957. Deist war es im Interesse einer inneren Integration der 
Sozialdemokratie darum gegangen, einen Kompromiss mit den Traditionalisten zu 
finden. Die Sozialisierung des Bergbaus spielte dabei eine Schlüsselrolle. In diesem 
Bemühen hatte er sich mehr und mehr Ollenhauer angenähert, der ihn nun zunächst 
auch gegen Brandt unterstützte. Vor allem den jüngeren unter den Reformern dage­
gen, die seit 1957 eine beständige Verstärkung des eigenen Lagers und eine Schwä­
chung der Traditionalisten registrierten, erschienen Rücksichtnahmen auf diese 
zunehmend überflüssig. Die Salamitaktik, mit der sie von Deists Energieprogramm 
eine Scheibe planwirtschaftlicher Elemente nach der anderen abzuschneiden sich 
bemühten, war ein Ausdruck ihrer schwindenden Kompromissbereitschaft. Aber 
erst nachdem sie mit Willy Brandt endgültig ihren Mann als Kanzlerkandidaten 
durchgebracht hatten, setzten sie zum Generalangriff an: Mit Blick auf die 
Bundestagswahlen 1961 verlangten sie einerseits, jedes Bekenntnis zur Sozialisierung 
zu unterdrücken, andererseits das Bekenntnis zu einer Vermögenspolitik hervorzu­
heben, wie sie in den Grundzügen auch von der CDU/CSU vertreten wurde92. 

89 Protokoll Wirtschaftspolitischer Ausschuss v. 8.7.1960, in: BAK, NL Möller 1839. Vgl. auch die 
Unterlagen zu den im kleinen Kreis stattfindenden Vor- und Nachbesprechungen in Deists Düs­
seldorfer Büro am 6. und 28.7.1960, in: AdsD, NL Deist 75. 

90 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 24. 8. 1960, in: AdsD. Zum Ablauf der Entscheidung für 
Brandt als Kanzlerkandidaten vgl. Klotzbach, Weg zur Staatspartei, S. 508-510. 

91 Bis dahin hatte Brandt sich lediglich mit der Bitte eingeschaltet, die Partei solle im Godesberger 
Programm klarmachen, dass an eine Überführung in Gemeineigentum nur bei großindustriellen 
Betrieben gedacht sei (Brandt an Ollenhauer, 17.7.1959, in: AdsD, NL Deist 41a). 

92 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 24.8.1960, in: AdsD. 
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Dabei galt für die Reformer die absolute Priorität der Wahltaktik. Sie glaubten, 
dass Deists „Vorlage für den Wahlkampf ein Mühlstein sei, den wir uns nicht um 
den Hals hängen sollten". Darin pflichteten ihnen nicht zuletzt die Vertreter Nord­
rhein-Westfalens im Parteivorstand bei. Im Ruhrgebiet könne man mit der Soziali-
sierungsparole keine Stimmen gewinnen. Nach Aussagen des Vorsitzenden der IG 
Bergbau sei dieser „in allen Versammlungen bei Bergarbeitern mit Ausführungen 
über die Überführung des Bergbaues in Gemeineigentum auf eisiges Schweigen" 
gestoßen. Während für die alte Arbeiterklientel der SPD Deists Konzeption keine 
Anziehungskraft mehr habe, verschreckten ihre Implikationen andere Wähler. In 
diesem Sinn meinte Willy Brandt, er sei zwar grundsätzlich „einverstanden mit der 
Konzeption. Die Überführung des Kohlebergbaues in Gemeineigentum wird jedoch 
draußen als Muster für allgemeine Sozialisierungsbestrebungen ausgelegt werden."93 

Um mehr Wähler aus den wachsenden bürgerlichen und Aufsteigerkreisen zu 
gewinnen, wollten sich die Reformer jedem „Vorwurf prinzipieller Eigentumsfeind­
lichkeit" entziehen94. Deshalb glaubten sie jede Festlegung auf Sozialisierung vermei­
den zu müssen. 

Vergebens kritisierten einige Mitglieder des Parteivorstands in der Sitzung am 24. 
August - die nicht allein für die Linie der SPD bei den nächsten Bundestagswahlen, 
sondern während der gesamten sechziger Jahre vorentscheidend sein sollte - diesen 
Kurs mit dem Argument, die Sozialdemokratie verliere dadurch an „Profil". 
Umsonst plädierte der Vorsitzende Ollenhauer, der die „Diskussion für bedrückend" 
hielt, gegen die beabsichtigte Verwischung der Position zur Sozialisierung des Berg­
baus: „Im Wahlprogramm muß man aussagen was man will und die Partei muß ein 
Gesicht behalten." Da dieser Appell nur von einer Minderheit unterstützt wurde, 
legte Ollenhauer Heinrich Deist schließlich ein Einlenken auf Brandts Forderung 
nahe, seinen „Vorschlag zur Neuordnung der Energiewirtschaft" auf dem die Bun­
destagswahl vorbereitenden Parteitag nicht zu behandeln95. Deist bestand jedoch 
darauf, dass die Parteiführung „sich einer Entscheidung nicht entziehen könne", und 
verfasste eine ausführliche Stellungnahme, um das SPD-Präsidium für sein Anliegen 
zu mobilisieren. Der „Vorschlag", betonte er darin, würde „nur Bekanntes etwas 
konkretisieren". In formaler Anpassung an die wahltaktische Argumentation seiner 
Gegner warnte er, die von Brandt geforderte „möglichst nichtssagende Vorlage" für 
den Parteitag werde dort nur Protest der marxistischen Traditionalisten provozieren 
und schließlich wie 1957 auch bei den Wahlen 1961 eine zerstörerische Sozialisie-
rungsdiskussion heraufbeschwören. Doch das Präsidium schloss sich, unter Wort­
führung von Herbert Wehner, Brandts Position an96. 

93 Ebenda. Zitate: Erwin Welke (Westliches Westfalen, ähnlich der Landesvorsitzende der nordrhein-
westfälischen Sozialdemokratie Fritz Steinhoff), Alfred Nau, Brandt. 

94 „Vermerk betr. Energiewirtschaft" vom 10.9.1960 über die Parteivorstandssitzung am 24. 8. 1960, 
in: AdsD, NL Deist 22b. 

95 Protokolle des SPD-Parteivorstands, 24. 8. 1960, in: AdsD. 
96 Protokolle des Präsidiums, 12.9.1960 (erstes Zitat) und 26.9.1960, in: AdsD; Deists „Vermerk 

betr. Energiewirtschaft" vom 10. 9. 1960 (alle weiteren Zitate), in: AdsD, NL Deist 22b. 
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Daraufhin gab Deist klein bei und schrieb eine kurze, in der Tat nichtssagende 
Entschließung zur Bergbaukrise für den Parteitag, die die Zustimmung des Vor­
stands fand. Aussagen zur Sozialisierungsfrage suchte man in ihr vergeblich. Irgend­
welche konkreten oder konstruktiven Vorschläge zur Lösung der Krise enthielt sie 
ebenso wenig. Stattdessen erschöpfte sich die Kritik an angeblicher Untätigkeit der 
Bundesregierung. Hatte der sozialdemokratische Vorstand 1958 versprochen, ein 
eigenes Programm zu Bergbau- und Energiefragen vorzulegen, betonte er jetzt die 
Kompliziertheit der Materie, die zunächst von einer „Kommission unabhängiger 
Sachverständiger" beraten werden müsse. Diese Expertenkommission sollte zudem 
erst nach einem sozialdemokratischen Wahlsieg berufen werden97. Schließlich strich 
der Vorstand auch noch einen von Deist formulierten Passus im Regierungspro­
gramm, der die Kommission ursprünglich auf eine Frist von zwei Jahren für die Vor­
lage von Ergebnissen verpflichtete98. Jegliche Festlegung wurde umgangen, die Ent­
scheidung über ein eigenes Konzept zur Bewältigung der Kohlenkrise doppelt und 
dreifach verschleppt. 

Die „Ära Brandt" und die „Amerikanisierung" der politischen Kultur 

Der dilatorische Umgang mit der Bergbaukrise gibt aufschlussreiche Fingerzeige für 
den von der SPD unter Brandt seit 1961 eingeschlagenen Kurs. Das von Interessen­
gegensätzen geprägte Gebiet der Wirtschaftspolitik wurde dabei so weit wie möglich 
gemieden. Wenn dieses verminte Terrain nicht zu umgehen war, betonte die Partei 
gezielt die Ideologie des „unpolitischen" Expertentums, das sachlich und unpartei­
isch Konflikte lösen würde. Der sozialdemokratische Wahlkampf wurde nach aus­
giebig studiertem amerikanischen Vorbild zur „personality show": Der Schwerpunkt 
der Bemühungen lag auf der organisatorisch und technisch perfekten Präsentation 
der „Mannschaft", insbesondere des als dynamische junge Alternative zum greisen 
Adenauer herausgestellten Brandt. Es entbehrte nicht ganz der Ironie und machte 
diesen personenzentrierten Wahlkampf jedenfalls anfällig für Kritik, dass gerade auf 
seinem Höhepunkt die Popularität des sozialdemokratischen Kanzlerkandidaten 
1961 - nach den Umfrageergebnissen - starke Einbußen erlitt99. 

97 Vgl. den von Deist auf den 28.9.1960 datierten und am Folgetag im PV akzeptierten Entwurf, der 
unverändert im Protokoll des SPD-Parteitags 1960 (S. 726 f.) abgedruckt ist. Der Entwurf wurde 
von Ollenhauer vorgestellt (S. 88 f.) und einstimmig angenommen (S. 267). 

98 Entwurf und Endfassung des Regierungsprogramms, in: AdsD, NL Deist 56. 
99 Vgl. das viele zeitgenössische und spätere Urteile zusammenfassende Resümee bei Klotzbach, Weg 

zur Staatspartei, S. 514 f., der Aufbau von Brandt „als politisch unverbindliche, glättende, harmo-
nie- und sympathieheischende Integrationsfigur" sei auf der Basis „einer Täuschung über das tat­
sächlich vorhandene politische Interesse der Bürger" erfolgt. Zur Anlage der sozialdemokratischen 
Wahlkämpfe und ihrer Orientierung am amerikanischen Vorbild in den sechziger Jahren siehe auch 
Willy Brandt, Begegnungen und Einsichten. Die Jahre 1960-1975, Hamburg 1976, S. 48; Alex Möl­
ler, Genosse Generaldirektor, München 1978, S. 173-190; Rolf Meyer/Rolf Heyen, Campaigning 
an Rhein und Ruhr, Düsseldorf 1965. 
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Heinrich Deists Warnungen vor einem Debakel wie dem von 1957 bewahrheiteten 
sich allerdings nicht. Die unklare Haltung der SPD zur Sozialisierung erregte im 
Wahlkampf kein größeres Aufsehen, und es gab auch keine bedeutenden parteiinter­
nen Auseinandersetzungen mehr darüber. Im Vorfeld des Parteitags von 1960 hatte 
die hessische Hochburg der Altmarxisten, unterstützt von Otto Brenner, zwar noch 
einmal in einem Antrag ihr Sozialisierungsanliegen vorgebracht. Zu einer Debatte 
kam es darüber jedoch nicht. Die nichtssagende, über Sozialisierung kein Wort ver­
lierende Entschließung zur Bergbaukrise wurde ohne Gegenstimme angenommen. 
Zum einen waren die Zeiten vorbei, in denen die IG Bergbau auf eine Beschäftigung 
mit der Sozialisierungsfrage gedrängt hatte. Zum anderen konzentrierte sich das 
zusammengeschmolzene Häuflein der Traditionalisten auf die Bekämpfung der ver­
mögenspolitischen Vorlage des Parteivorstands100. Statt wie Deist und Ollenhauer 
den Kompromiss zu suchen und sich um eine Integration der Linken zu bemühen, 
setzten die übermächtig gewordenen Reformer darauf, die Traditionalisten kaltzu­
stellen101. Für den Rest der sechziger Jahre gelang das weitgehend. 

Die Reformergruppe um Brandt baute überdies nicht nur auf personenzentrierte 
und organisatorisch perfektionierte Wahlagitation. Wenn sie der SPD in wirtschafts­
politischer Hinsicht ein ausgesprochen schwaches Profil verordnete, so zeigte sie in 
anderen Politikbereichen durchaus deutlich Flagge. Auch dabei orientierte sie sich 
an amerikanischen Vorbildern. Neben Klaus Schütz, dem Leiter von Willy Brandts 
Berliner Organisationsbüro, hatte auch Alex Möller im Auftrag des sozialdemokrati­
schen Kanzlerkandidaten 1960 den Präsidentschaftswahlkampf Kennedys vor Ort 
beobachtet. Während Schütz organisatorisch-technische Anregungen für die Bundes­
tagswahlen 1961 sammelte, informierte sich Möller, dem die Machtübernahme der 
Reformer in der SPD einen beispiellos steilen Aufstieg bis in den Parteivorstand 
brachte, eingehend über die Wahlplattform der US-Demokraten102. 

Die Sozialdemokraten haben zwar verständlicherweise die ihnen oft in polemi­
scher Absicht gemachten Vorwürfe103 abgewehrt, die SPD habe 1961 und bei den 
folgenden Bundestagswahlen „Kennedys Wahlkampf kopiert"104. Brandt selbst 

100 Vgl. SPD-Parteitag 1960, S. 84-88, 621, und die darin enthaltenen Verhandlungen des Arbeitskrei­
ses Wirtschaftspolitik, passim. Gegen den Antrag des PV zur Vermögensbildung gab es 30 Gegen­
stimmen und mehrere Enthaltungen. 

101 So erklärte der Parteivorstand 1961 eine Mitgliedschaft im SDS und angeschlossenen Organisatio­
nen mit der in der SPD für unvereinbar, was den Ausschluss von Traditionalisten wie Wolfgang 
Abendroth und anderen zur Folge hatte. Vgl. Klotzbach, Weg zur Staatspartei, S. 458-467; Soell, 
Erler, S. 902-910. 

102 Vgl. Möller, Genosse Generaldirektor, bes. S. 173-175 und 185. 
103 Vgl. dazu Beatrix Bouvier, Zwischen Godesberg und großer Koalition. Der Weg der SPD in die 

Regierungsverantwortung, Bonn 1990, S. 203. 
104 Willy Brandt, Erinnerungen, Berlin 21989, S. 71. Auf die Wiedergabe des Vorwurfs folgt bezeich­

nenderweise die Erklärung: „Das habe ich so nicht empfunden. Gewiß, wie so viel anderes ist 
bei uns in Deutschland und anderswo in Europa auch das Ringen um das Vertrauen der Bürger 
durch amerikanische Werbepraktiken beeinflußt worden. Was ich von den zu neuen Ufern auf­
brechenden Amerikanern lernte, hatte jedoch mehr mit Inhalt als mit Äußerlichkeit zu tun." Ähn­
lich widersprüchlich Klaus Schütz, Die Legende von einem deutschen Kennedy, in: Bernd Polster 
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berichtete freilich auch, dass der frischgewählte amerikanische Präsident das 
ihm vom deutschen Kanzlerkandidaten im Frühjahr 1961 vorgestellte Programm 
lächelnd kommentierte: „That sounds familiar."105 Die Reformergruppe in der SPD 
hatte sich ohnehin schon seit Mitte der fünfziger Jahre auf ausgedehnten Reisen und 
durch intensive persönliche Kontakte zu amerikanischen Politikern und Wissen­
schaftlern über die politische Kultur in den USA informiert. Eine zentrale Rolle 
spielte dabei der deutschamerikanische Politologe Otto Kirchheimer, den Brandt 
über Fritz Erler kennenlernte106. 

Kirchheimer führte später - 1965 - auch die Kategorie der „catch-all-party" in die 
Politikwissenschaft der Bundesrepublik ein107. Dieser Begriff wurde in deutscher 
Übersetzung häufig nicht ganz korrekt mit dem der „Volkspartei" wiedergegeben 
und bald mit diesem Konzept bis zur UnUnterscheidbarkeit vermischt. Er beschrieb 
im Grunde nur eine in den USA schon länger bestehende politische Praxis. Wesent­
liches Merkmal der „catch-all-party" nach Kirchheimer ist der Verzicht auf scharfe 
ideologische Konturen. Diese würden zugunsten einer größeren Anziehungskraft 
auf Wähler aller Gruppen „geopfert". Neben der Herausstellung charismatischer 
Führungspersönlichkeiten versuche die „catch-all-party" ihre Stimmenzahl vor allem 
durch Aufgreifen von „Fragen zu erreichen, mit denen solche Ziele berührt werden, 
die in der Gemeinschaft kaum Widerstand hervorrufen"108. 

Mit der Einführung dieses Konzeptes in die westdeutsche Politologie folgte die 
Theorie der Praxis. Tatsächlich beschrieb Kirchheimer, der die Entwicklung zur 
„catch-all-party" in Westeuropa nicht zuletzt am Beispiel des Umbruchs in der 
deutschen Sozialdemokratie erläuterte, damit eine Entwicklung, die er bewusst oder 
unbewusst selbst mit angestoßen hatte. Wer wie die Reformergruppe in der SPD den 
Glauben an die Möglichkeit völliger Aufhebung gesellschaftlicher Gegensätze im 
Sozialismus verloren hatte, dem stand nur allzu deutlich vor Augen, dass eine Festle­
gung auf bestimmte wirtschaftspolitische Maßnahmen zwangsläufig eine Partei­
nahme für bestimmte Interessengruppen bedeutete - und damit andere potentielle 
Wähler abstieß. Für die von Willy Brandt seit 1960 öffentlich herausgestellten For­
derungen nach verstärkten Anstrengungen im Bildungsbereich, Ausbau des Gesund­
heitswesens und Verbesserung der Lebensqualität, angereichert durch die Demokra­
tisierung aller Lebensbereiche, galt das nicht. Dabei handelte es sich vielmehr um 
Anliegen, über deren Sinn und Berechtigung ein gesellschaftlich umfassender Kon­
sens entweder bereits bestand oder gerade im Entstehen begriffen war. Es gelang der 

(Hrsg.), Westwind. Die Amerikanisierung Europas, Köln 1995, S. 28-34, und Brandt, Begegnun­
gen, S. 48. 

105 Ebenda, S. 87. 
106 Vgl. ebenda, S. 80-82; Soell, Erler, S. 1121, Anm. 471. 
107 Vgl. Otto Kirchheimer, Der Wandel des westeuropäischen Parteiensystems, in: Politische Viertel­

jahresschrift 6 (1965), S. 20-41. 
108 Ebenda, S. 27 f. 
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SPD unter Brandts Führung jedoch, diese Themen zu einem guten Teil politisch zu 
„besetzen"109. 

Ein gutes Beispiel dafür ist Brandts Kampagne für einen „blauen Himmel über 
der Ruhr" 1961. Zum ersten Mal in einem bundesdeutschen Wahlkampf legte ein 
Spitzenpolitiker den Schwerpunkt auf Umweltfragen, während er die schwelende 
Bergbaukrise als Thema links liegen ließ. Die ungewohnte Themenwahl wurde vom 
politischen Gegner zunächst belächelt, bald aber angesichts ihres Erfolgs eilig 
kopiert110. Nicht nur hatten die Verunreinigung der Luft und andere Formen der 
Umweltverschmutzung - im Ruhrgebiet seit seiner rasanten Industrialisierung von 
jeher ein Problem - während des überstürzten Wiederaufbaus nach dem Krieg noch 
einmal zugenommen. Die Klagen aus der Bevölkerung darüber mehrten sich seit 
Ende der fünfziger Jahre wohl auch deshalb signifikant, weil zu diesem Zeitpunkt 
elementarere Bedürfnisse gesichert erschienen und das Interesse sich in Richtung auf 
mehr Lebensqualität verlagerte111. Reinere Luft und insgesamt eine saubere Umwelt 
waren zudem ein allgemeines Anliegen, über das kaum Interessenkonflikte entstehen 
konnten. 

Dagegen enthielt die Festlegung auf einen konkreten und konstruktiven Plan zur 
Bekämpfung der Bergbaukrise, wie ihn Heinrich Deist vorgelegt hatte, viel Konflikt-
und Sprengstoff. Das galt nicht nur für Gegensätze zwischen Arbeit und Kapital. Es 
galt auch für die Spannungen zwischen der gesamten Kohlenbranche einerseits, mit 
ihrem Interesse an einer Ausschaltung der überlegenen Importkonkurrenz, und den 
primär an möglichst billiger Energie interessierten Verbrauchern in anderen Bran­
chen und Privathaushalten andererseits. Soweit Deists Vorschlag solche taktischen 
Aspekte überhaupt berücksichtigte, ging er davon aus, dass die Masse der von der 
Bergbaukrise Betroffenen - Bergarbeiter, Verbraucher und Steuerzahler - gegen die 
kleine Gruppe der Unternehmer zu vereinigen sei. Das entsprach dem traditionellen 
Volksparteikonzept sozialdemokratischer Prägung. Die Erfahrungen während des 
Krisenhöhepunktes von 1958/59 legten aber eher den Schluss nahe, dass die vertika­
len Gegensätze zwischen den Branchen, beziehungsweise zwischen Erzeugern und 
Verbrauchern von Energie, dem Versuch einer Solidarisierung der „kleinen Leute" 

109 SPD-Parteitag 1960, S. 665-668; vgl. auch materialreich Bouvier, Godesberg. Es wäre lohnend, 
diesen Aspekt der „Amerikanisierung" unter der Fragestellung nach der Entwicklung politischer 
Kultur in der Bundesrepublik eingehender zu behandeln, was hier nur ansatzweise und exempla­
risch geschehen kann. 

110 Dazu und zum folgenden vgl. Franz-Josef Brüggemeier/Thomas Rommelspacher, Blauer Himmel 
über der Ruhr. Geschichte der Umwelt im Ruhrgebiet 1840-1990, Essen 1992, bes. S. 62-73 und 
204-208; Der Spiegel v. 9.8.1961, S. 22-33 (speziell zu Brandts Kampagne); Informationsabend 
der CDU Bochum, 8.5.1961, in: Archiv für christlich-demokratische Politik der Konrad-
Adenauer-Stiftung, II-077-44; Protokolle der Verhandlungen und Anträge vom Parteitag der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschland in Köln, 26. bis 30. Mai 1962, S. 25 f. Eine Sendung 
des NWDR stellte im Februar 1962 fest: „Seit das Thema Luftverschmutzung durch den Wahl­
schlager ,Blauer Himmel über der Ruhr' zu einem Politikum gemacht worden ist, scheint die 
Öffentlichkeit gegen schlechte Luft besonders allergisch geworden zu sein." Manuskript in: 
Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, NW 310/240, dort auch weiteres umfangreiches Material. 

111 Vgl. dazu auch Kirchheimer, Wandel, S. 28 f. 
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gegen „die da oben" entgegenstanden. Brandt und die Reformer gaben deshalb der 
Weiterentwicklung des Volkspartei-Konzepts zu dem der „catch-all-party" den Vor­
zug: Sie konzentrierten sich auf die Propagierung konsensualer Themen und sparten 
kontroverse aus - nicht ohne Erfolg, wie die Entwicklung der SPD in den sechziger 
Jahren zeigte. 



Diskussion 

ANDREAS TOPPE 

BESATZUNGSPOLITIK OHNE VÖLKERRECHT? 

Anmerkungen zum Aufsatz 
„Rechtspolitik im Reichskommissariat" 

von Geraldien von Frijtag Drabbe Künzel 

Geraldien von Frijtag Drabbe Künzel befaßt sich in ihrem in den Vierteljahrsheften 
für Zeitgeschichte erschienenen Aufsatz1 mit der Form einer Besatzungsverwaltung, 
welche bis zu Beginn des Zweiten Weltkrieges unbekannt gewesen war: die Zivilver­
waltung. Dieses für die bisherige Kriegführung recht ungewöhnliche Besatzungssy­
stem wurde von den deutschen Machthabern seit 1940 auch in den Niederlanden 
und in Norwegen errichtet. Am Beispiel dieser beiden Länder vergleicht die Autorin 
die unterschiedlichen Vorgehensweisen beim Aufbau der deutschen Zivilverwaltun­
gen, wobei Struktur und Kompetenzverteilung der deutschen Gerichtsbarkeit im 
Mittelpunkt ihres Interesses stehen. Ihre Kritik am deutschen Herrschaftssystem 
bleibt jedoch unklar, da sie den Leser über ihren eigenen Rechtsstandpunkt im unge­
wissen läßt. Dadurch erweckt sie den Eindruck, daß sie die Einrichtung einer deut­
schen Zivilverwaltung und deren Politik generell nicht als rechtliches Problem 
ansieht. Der blinde Fleck in ihrer Darstellung ist das Völkerrecht, ohne dessen 
Berücksichtigung eine rechtliche Verortung der deutschen Besatzungspolitik in den 
genannten Ländern unmöglich wird. Die Frage drängt sich auf: Betrachtet sie gar 
die deutsche Besatzungsverwaltung als völkerrechtskonform? 

Die Frankfurter Zeitung tat es seinerzeit. Diese informierte am 4. Juli 1940 ihre 
Leser, daß in den besetzten Niederlanden eine Zivilverwaltung unter der Leitung 
eines Reichskommissars installiert worden sei. Zur Durchführung seiner Aufgaben 
habe man diesen Reichskommissar mit denselben Befugnissen ausgestattet, die bisher 
nach der niederländischen Verfassung dem König und der Regierung zugekommen 
seien. Die niederländischen Behörden und Beamten sollten dagegen weiterarbeiten 
wie bisher, soweit sich ihre Tätigkeit mit den Aufgaben der deutschen Zivilverwal­
tung vereinbaren ließe. Für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung „sorge" 
in erster Linie die einheimische Polizei, falls der Reichskommissar sich nicht der 
„deutschen Schutzstaffeln und Polizeitruppen" bediene. Dabei solle in allen Berei-

1 Vgl. Geraldien von Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat. Zum Einsatz 
deutscher Strafrichter in den Niederlanden und in Norwegen 1940-1944, in: VfZ 48 (2000), 
S. 461-490. 

VfZ 50 (2002) 
® Oldenbourg 2002 
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chen der Besatzung „streng" nach den Bestimmungen des Völkerrechts verfahren 
werden: „Das heißt, die deutsche Verwaltung soll nach den Grundsätzen der occu­
patio bellica, der kriegsmäßigen Besetzung geführt werden, wie sie im dritten 
Abschnitt (Artikel 42 bis 56) der Haager Landkriegsordnung geregelt ist."2 Traf dies 
tatsächlich zu? Konnte die Errichtung einer Zivilverwaltung schon allein wegen 
ihrer verfassungsrechtlichen Struktur in den von deutschen Truppen besetzten 
Gebieten die Einhaltung des Völkerrechts wirklich garantieren? 

Als das Deutsche Reich am 1. September 1939 zum militärischen Schlag gegen 
Polen ausholte, löste es einen „Koalitionskrieg" aus, der mit den Kriegserklärungen 
Großbritanniens und Frankreichs vom 3. September 1939 eröffnet wurde. Damit trat 
bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs das internationale Kriegsrecht im zwischen­
staatlichen Verkehr der beteiligten Kriegsparteien in Kraft3. Mit jeder Besetzung 
eines europäischen Staates war daher das Deutsche Reich und seine bewaffnete 
Macht, die deutsche Wehrmacht, an die Regeln der Haager Landkriegsordnung 
(HLKO) vom 18. Oktober 1907 gebunden und somit auch an das völkerrechtliche 
Reglement der occupatio bellica. 

Es liegt im Wesen der militärischen Besetzung, daß sie zeitlich begrenzt, daß sie 
von vorübergehender Natur ist. Bis in den Ersten Weltkrieg hinein galt die Auffas­
sung, daß nach Beendigung eines Krieges das militärisch besetzte Gebiet dem ehe­
maligen Feindstaat zurückgegeben oder aber dem besetzenden Staat durch Abtre­
tung in einem Friedensvertrag angegliedert werden konnte (Annexion). Die Einver­
leibung eroberter Gebiete während eines Krieges war nach dem Völkerrecht jedoch 
untersagt. Führte die völlige Niederwerfung eines feindlichen Staates (Debellation) 
auch zur Beendigung sämtlicher Kriegsakte, so hatte dies unmittelbar den Untergang 
dieses alten Staates zur Folge; seine Souveränität ging auf den Eroberer über4. Es 
bleibt natürlich fraglich, ob die Einverleibung eines Staates auf dem europäischen 
Kontinent infolge einer Debellation zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch die völker­
rechtliche Anerkennung der internationalen Staatenwelt gefunden hätte. Denn auf 
Grund der Erfahrungen des Ersten Weltkriegs, zu denen auch die annexionistischen 
Ambitionen des Deutschen Kaiserreichs gehörten, verbot schließlich Artikel 10 der 
Völkerbundsatzung - diese war als Ergebnis der Pariser Friedenskonferenzen in den 
Versailler Vertrag vom 28. Juni 1919 aufgenommen worden - den Mitgliedern jede 

2 Occupatio bellica. Die Rechtsgrundlage der deutschen Verwaltung in den besetzten Gebieten, 
in: Frankfurter Zeitung, 4.7.1940, S. 3 in: Politisches Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/ 
AA), R 40002, Bd. 3. 

3 Mehrmals wurde in den Urteilen des Nürnberger Kriegsverbrechertribunals wie auch in den zwölf 
Nürnberger Nachfolgeprozessen die Geltung des damaligen Kriegsrechts, d.h. insbesondere die 
Haager Landkriegsordnung vom 18. Oktober 1907 sowie die Genfer Kriegsgefangenenkonvention 
vom 27. Juli 1929, auf allen Kriegsschauplätzen bzw. Besatzungsgebieten für die Gesamtdauer des 
Zweiten Weltkrieges festgestellt. Siehe dazu u.a. Das Urteil von Nürnberg 1946. Mit einem Vor­
wort von Jörg Friedrich, München 1996, S. 133 ff. 

4 Vgl. Karl Strupp, Das Internationale Landkriegsrecht, Frankfurt a.M. 1914, S. 95. 
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Annexion staatlicher Territorien und bedrohte den Rechtsbrecher mit militärischen 
Sanktionen5. 

Das Verbot der Annexion erfuhr eine weitere Bekräftigung durch die Erklärung 
des amerikanischen Außenministers Henry Stimson am 7. Januar 1932. Gestützt auf 
den Briand-Kellogg-Pakt vom 27. August 1928, in dem die Signatare auf den 
Angriffskrieg als Mittel der Politik verzichtet hatten6, verurteilte er nicht nur die 
Rechtswidrigkeit der japanischen Invasion der Mandschurei, sondern bestritt auch 
die Rechtmäßigkeit jeglicher territorialer Veränderungen auf dem chinesischen Fest­
land. Bestätigt wurde diese Auffassung Stimsons in einer Resolution der Völker­
bundversammlung vom 11. März 1932. Spätestens seit diesem Datum galten Grenz-
verschiebungen oder Gebietserwerb auf dem Wege nichtautorisierter Gewaltanwen­
dung als völkerrechtswidrig7. 

Ausgangspunkt der occupatio bellica ist der rechtliche Grundsatz, daß der 
besetzte Staat seine Staatlichkeit nicht verliert und als Subjekt des Völkerrechts wei­
ter bestehen bleibt. Ein Übergang der Souveränität auf den Okkupanten findet folg­
lich nicht statt. Die alte Staatsgewalt ist lediglich zurückgedrängt, suspendiert; an 
ihrer Stelle wird die okkupierende Macht auf der Grundlage des Völkerrechts tätig8. 
Durch die militärische Besetzung wird allerdings keine rechtliche oder legitime, son­
dern nur eine De-facto-Herrschaft begründet: Die Okkupation ist daher „Ausübung 
der Staatsgewalt für den Souverän auf Grund der tatsächlichen Gewalt und nach 
Maßgabe des objektiven Kriegsrechts, zur Wahrnehmung der Interessen der Kriegs­
führung und zum Schutz der Bevölkerung des besetzten Gebietes"9. 

Allein aus der Tatsache der bloßen Gegenwart militärischer Gewalt entspringt 
schließlich die Gehorsamspflicht der Zivilbevölkerung gegenüber dem Okkupan­
ten10. Doch der faktisch unbegrenzten Gewalt des Eroberers werden durch die Haa­
ger Landkriegsordnung Schranken gesetzt, die im Kern durch die folgenden Artikel 
bestimmt werden: 

„Artikel 43: Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Hände des 
Besetzenden übergegangen ist, hat dieser alle von ihm abhängenden Vorkehrungen 
zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben 
wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar, soweit kein zwingendes Hin­
dernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze. (...) 

5 Vgl. Auswärtiges Amt (Hrsg.), Der Friedensvertrag zwischen Deutschland und der Entente. Voll­
ständige Volksausgabe der deutschen Übertragung auf Grund der letzten Revision, Charlottenburg 
1919, S. 10. 

6 Vgl. RGBl. II 1929, S. 100. Zu den Unterzeichnern gehörten sowohl Japan wie auch Deutschland. 
Bis 1938 waren 63 Staaten dem Briand-Kellogg-Pakt beigetreten. 

7 Vgl. Hans Wehberg, Krieg und Eroberung im Wandel des Völkerrechts, Frankfurt a.M./Berlin 
1953, S. 97-112. 

8 Vgl. Oscar Uhler, Der völkerrechtliche Schutz der Bevölkerung eines besetzten Gebiets gegen 
Maßnahmen der Okkupationsmacht. Unter besonderer Berücksichtigung der Genfer Zivilkonven­
tion vom 12. August 1949, Zürich 1950, S. 36-38. 

9 Christian Meurer, Das Kriegsrecht der Haager Konferenz, München 1907, S. 236. 
10 Vgl. Uhler, Der völkerrechtliche Schutz der Bevölkerung, S. 45. 
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Artikel 45: Es ist untersagt, die Bevölkerung eines besetzten Gebietes zu zwingen, 
der feindlichen Macht den Treueid zu leisten."11 

Verfassung, Rechtsprechung und öffentliche Einrichtungen müssen demzufolge im 
allgemeinen von der militärischen Besetzung unberührt bleiben. Im Einklang mit 
Artikel 43 HLKO ist es allerdings meist unumgänglich, bestimmte Gesetze und Vor­
schriften der alten Staatsgewalt, wie etwa Einberufungserlasse, zu suspendieren, um 
die Sicherheit der Besatzungstruppen zu gewährleisten und jede Eskalation der 
Gewalt zu verhindern. Angriffe auf Angehörige und Einrichtungen der Besatzungs­
macht, Zerstörungen von Verkehrseinrichtungen sowie Spionage fallen darüber hin­
aus unter das Kriegsstrafrecht des Okkupanten12. 

Vergleicht man diese Grundlagen einer völkerrechtskonformen Besatzungspraxis 
mit dem Bericht der Frankfurter Zeitung über die Errichtung einer Zivilverwaltung 
in den Niederlanden, so schienen offenbar von deutscher Seite alle rechtlichen 
Anforderungen erfüllt worden zu sein. Ursprünglich war jedoch vom Oberkom­
mando des Heeres (OKH) für den Fall der Besetzung westeuropäischer Gebiete die 
Installierung von Militärverwaltungen geplant. Nach der Kapitulation der niederlän­
dischen Streitkräfte am 15. Mai 1940 entschied daher das OKH, in den Niederlanden 
einen Militärbefehlshaber einzusetzen, der mit der Stellung und dem Rang eines 
Oberbefehlshabers einer Armee ausgestattet sein sollte. Vorgesehen war hierfür der 
General der Infanterie, Alexander Freiherr von Falkenhausen13. Dieses Vorhaben 
wurde aber von Hitler in seiner Funktion als Oberster Befehlshaber der Wehrmacht 
unterlaufen. Statt dessen befahl er für die Niederlande den Aufbau einer Zivilverwal­
tung, an deren Spitze ein Reichskommissar stehen sollte. Mit diesem Amt betraute 
Hitler schließlich den Stellvertreter Hans Franks im Generalgouvernement, Arthur 
Seyß-Inquart. Am 22. Mai 1940 ernannte Hitler den österreichischen Brigadeführer 
Hanns Albin Rauter zum Höheren SS- und Polizeiführer in den Niederlanden, der 
als Generalkommissar für Sicherheitsfragen ebenfalls der Dienststelle des Reichs­
kommissars angehörte. Zum Generalkommissar für Verwaltung und Justiz sowie für 
Wirtschaft und Finanzen bestimmte Seyß-Inquart umgehend zwei österreichische 
Landsleute - Friedrich Wimmer und Hans Fischböck. Die Interessen der deutschen 
Streitkräfte gegenüber dem Reichskommissar vertrat nunmehr der General der Flie­
ger Friedrich Christian Christiansen, der von Hitler zum dortigen Wehrmachts­
befehlshaber ernannt worden war und diesem direkt unterstand14. 

Völlig zu Recht weist nun Frijtag Drabbe Künzel auf diesen besonderen „Typus der 
deutschen Besatzungsherrschaft" in den Niederlanden hin, der auch in Polen, Norwe-

11 RGBl. 1910, S. 147. 
12 Vgl. Meurer, Das Kriegsrecht der Haager Konferenz, S. 238 f.; Strupp, Das Internationale Land­

kriegsrecht, S. 99 f. 
13 Vgl. Hans Umbreit, Auf dem Weg zur Kontinentalherrschaft, in: Das Deutsche Reich und der 

Zweite Weltkrieg, Bd. 5/1: Organisation und Mobilmachung des deutschen Machtbereichs. Kriegs­
verwaltung, Wirtschaft und personelle Ressourcen 1939-1941, hrsg. v. Militärgeschichtlichen For­
schungsamt, Stuttgart 1988, S. 54-59. 

14 Vgl. ebenda, S. 60-63 
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gen und in der besetzten Sowjetunion zu finden war. Kennzeichnend für diese Besat­
zungsform war die „Trennung der militärischen und der zivilen Machtbereiche", was 
in der Praxis nicht selten zu einem „Dualismus" beider Ressorts führte15. Den von 
dem „österreichischen Juristen" Seyß-Inquart eingeschlagenen Weg beim Aufbau des 
Reichskommissariats in den Niederlanden bezeichnet sie nun „überspitzt als legali-
stisch", da dieser „die Macht- und Aufgabenverteilung innerhalb seines Besatzungsap­
parats in umfassenden Verordnungen zum größten Teil festlegen" ließ. Anders als der 
Reichskommissar Josef Terboven in Norwegen, der jede schriftliche Fixierung seiner 
Kompetenzen vermieden hatte, habe Seyß-Inquart auf diese Weise der deutschen 
Besatzungsherrschaft „einen Anstrich von Rechtmäßigkeit" geben wollen16. 

Dabei wird aber von der Autorin nicht klar zum Ausdruck gebracht, worauf sich 
ihre juristische Kritik bezieht: In welchem rechtlichen Sinn wollte Seyß-Inquart der 
Institution des Reichskommissariats eigentlich „einen Anstrich von Rechtmäßigkeit" 
verleihen? Kein einziges Mal verweist Frijtag Drabbe Künzel in ihrer Abhandlung 
über die Rechtspolitik der Reichskommissariate auf jene Ebene des Rechts, die ihrer 
Kritik am meisten Gehalt verliehen hätte: das Völkerrecht. Denn die Errichtung von 
Zivilverwaltungen in militärisch besetzten Gebieten war schlicht völkerrechtswidrig: 
„Moreover, the administration of the occupant is in no wise to be compared with 
ordinary administration, for it is distinctly and precisely military administration."17 

Die Ausübung der Besatzungsherrschaft, so schrieb bereits Paul Laband während 
des Ersten Weltkriegs, „steht dem obersten Kriegsherrn der Okkupationsarmee zu. 
Sie ist ein militärisches Recht desselben, eine Betätigung seiner Kommandogewalt."18 

Der Krieg beschreibt ein Rechtsverhältnis zwischen Staaten, der von ihren militä­
rischen Organen ausgetragen wird. Zur Kriegführung befugt sind nach Kriegsrecht 
ausschließlich Kombattanten19, die als Angehörige der militärischen Organe des 
Staates die Rechte des „aktiven Kriegsstandes" genießen, wie sie in der Haager 
Landkriegsordnung niedergelegt worden sind. Dazu gehören auch die Rechte der 
occupatio bellica, die stets die Fortdauer des Kriegszustands voraussetzen. Eine 
Zivilverwaltung hingegen impliziert einen „scheinbaren" Frieden, auf Grund dessen 
die Haager Landkriegsordnung nun entfallen kann. Die Zivilbevölkerung eines 
besetzten Gebietes wird auf diese Weise des völkerrechtlichen Schutzes beraubt. 
Auch deutet eine Zivilverwaltung darauf hin, daß der neue Machthaber das eroberte 
Territorium zu behalten gedenkt, dieses infolge einer Debellation zu annektieren 
wünscht20. Eine Annexion fremden Staatsgebietes auf dem Wege eines Angriffskriegs 

15 Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 461, S. 486. 
16 Ebenda, S. 463. 
17 Lassa Oppenheim/Hersh Lauterpacht, International Law. A Treatise, Vol. II: Disputes, War and 

Neutrality, London/New York/Toronto 1944, S. 342. 
18 Paul Laband, Die Verwaltung Belgiens während der kriegerischen Besetzung, in: Festgabe für Otto 

Mayer. Zum siebzigsten Geburtstag dargebracht von Freunden, Verehrern und Schülern, Tübingen 
1916 (Reprint: Aalen 1974), S. 6. 

19 Art. 1 HLKO in: RGBl. 1910, S. 132 f. 
20 Vgl. Diemut Majer, Systeme des Besatzungsrechts 1939-1948. Ein Beitrag zum Verhältnis von 

Politik und Völkerrecht am Beispiel der von Deutschland 1939-1945 besetzten Gebiete und der 
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war aber endgültig seit der Völkerbundresolution vom 11. März 1932 als rechtswid­
rig anzusehen. Zudem hatte das Deutsche Reich durch seine Niederwerfung der 
Niederlande den Krieg nicht beenden können. 

Daß diese Argumentation in keiner Weise eine Vorwegnahme einer späteren 
„Siegerjustiz" bildet, zeigen die Auffassungen einiger deutscher Völkerrechtler und 
Beamten auf einer Sitzung des „Ausschusses für Völkerrecht der Akademie für 
Deutsches Recht" vom 27. Juni 1940. Während dieser Sitzung wurde die Frage kon­
trovers diskutiert, ob nach der völligen Zerschlagung der polnischen Armee die 
Haager Landkriegsordnung für das polnische Territorium überhaupt noch Geltung 
besitze. Damit wurde natürlich auch die generelle Frage nach der Legalität des 
Generalgouvernements aufgeworfen. Bezogen sich einige Teilnehmer, wie nicht 
anders zu erwarten war, auf die Debellation, um den Fortfall des Kriegsrechts in 
Polen zu begründen, so betonten andere die Notwendigkeit, weiterhin die Regeln 
der Haager Landkriegsordnung einzuhalten. Zu den letzteren zählte unter anderem 
Helmuth James Graf von Moltke, dessen Argumentation im folgenden wiedergege­
ben werden soll: „Ich muß gestehen, daß ich nicht verstehe, wie man die Geltung 
der Haager Landkriegsordnung in dem besetzten Gebiet abstreiten will. Solange der 
Krieg noch fortgeführt wird und solange die Alliierten Polens noch kämpfen, 
besteht für uns die Verpflichtung, die Regeln der Haager Landkriegsordnung auch 
in dem in Polen besetzten Gebiet anzuwenden. Es ist der typische Fall, den die Haa­
ger Landkriegsordnung im Auge hat, und ich kann nicht sehen, daß es einen Unter­
schied macht, ob man das ganze Staatsgebiet besetzt hat, es sei denn, daß man mit 
allen Alliierten fertig geworden ist. Welche staatsrechtlichen Vorstellungen man sich 
intern gesehen macht, kann an den völkerrechtlichen Verpflichtungen nichts 
ändern."21 

Reichskommissar Seyß-Inquart beließ es aber nicht bei einer Kontrolle der nieder­
ländischen Behörden, sondern erweiterte ständig seinen Machtapparat in den Berei­
chen der Judikative und der Exekutive. Damit installierte er zwischen den Behörden 
des niederländischen Staates und denjenigen der Wehrmacht eine dritte Institution, 
die tief in die gesellschaftlichen Strukturen der niederländischen Gesellschaft hinein­
reichen sollte. Kompetenzstreitigkeiten waren damit vorprogrammiert. Mit seiner 
„Verordnung bezüglich der deutschen richterlichen Gewalt in Strafsachen" vom 
17. Juli 1940 legte Seyß-Inquart den Grundstein für den Aufbau einer deutschen 

Besetzung Deutschlands durch die Alliierten nach 1945, in: Tel Aviver Jahrbuch für deutsche 
Geschichte XIX (1990), S. 145. 

21 Bundesarchiv Berlin (künftig: BA), R 61/360, Bl. 73 f. Staatsrat Prof. Freiherr von Freytagh-
Loringhoven erinnerte zudem die Sitzungsteilnehmer an die Stimson-Doktrin vom 7.1.1932 und 
äußerte dann die Befürchtung, daß „Amerika unter keinen Umständen die gewaltsame territoriale 
Veränderung anerkennen würde". Auf Grund des Ausscheidens des Deutschen Reiches aus dem 
Völkerbund fühlte sich offenbar keiner der Anwesenden an die Völkerbundssatzung sowie an die 
Völkerbundsresolutionen rechtlich gebunden. Doch der Hinweis Freytagh-Loringhovens auf die 
Erklärung Stimsons, die er eher als politisches Problem verstanden wissen wollte, deutet an, daß 
Deutschland auf internationale Rechtsgrundsätze dennoch Rücksicht nehmen mußte. Die Ausfüh­
rungen Freytagh-Loringhovens in: Ebenda, Bl. 77 f. 
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zivilen Gerichtsbarkeit. So wurden nach deutschem Vorbild ein Landesgericht und 
ein Obergericht mit einer gemeinsamen Generalstaatsanwaltschaft geschaffen. 
Zudem konnte das Obergericht auch als Sondergericht tätig werden. Die Gerichte, 
die einem Amtsgericht und einem Landgericht im Deutschen Reich entsprachen, 
hatten ihren Sitz in Den Haag und waren ausschließlich mit deutschen Berufsrich­
tern besetzt. Zusätzlich wurde ein SS- und Polizeigericht errichtet, ebenfalls in Den 
Haag, das auch die Befugnis besaß, Strafverfahren gegen niederländische Bürger zu 
verhandeln22. 

Im allgemeinen sollten die Gerichte der Wehrmacht nach dem Willen des Reichs­
kommissars nur noch in den Fällen tätig werden, in denen Zivilpersonen eine Straf­
tat gegen Angehörige oder Einrichtungen der deutschen Streitkräfte begangen hatten 
und somit die Sicherheit der Truppe unmittelbar gefährdeten. Den deutschen Zivil­
gerichten dagegen oblag vor allem die Verfolgung von politischen Strafsachen(!), 
sofern nicht Gestapo und SD im Rahmen der „Verbrechensbekämpfung" eigene 
Aktionen unternahmen23. 

Auf diese Vorgänge geht Frijtag Drabbe Künzel jedoch nur rein deskriptiv ein 
und übersieht dabei, daß bei der Analyse der deutschen Besatzungspolitik sowohl 
der Jurist wie auch der Historiker vor einem doppelten Problem steht: 
1. Die Errichtung von Zivilgerichten in militärisch besetzten Gebieten ist nach den 

Regeln der occupatio bellica völkerrechtswidrig; damit sind es auch die Urteile 
dieser Gerichte. Das Kriegsstrafrecht unterliegt allein der Militärgerichtsbarkeit. 
Darüber hinaus kann sich der Okkupant der zivilen Gerichtsbarkeit des besetz­
ten Staates bedienen, um für Ruhe und Ordnung im öffentlichen Leben zu sor­
gen. Dabei steht es ihm frei, einheimische Richter zu entlassen, wenn sie nicht 
sein Vertrauen genießen: „But an occupant may, where necessary, set up military 
courts instead of the ordinary courts; [...]. There is no doubt that an occupant 
may suspend the judges as well as other officials. However, if he does suspend 
them, he must temporarily appoint others in their place. If they are willing to 
serve under him, he must respect their independence according to the laws of 
the country."24 

2. Jene Verflechtung von Maßnahmen- und Normenstaat, so die klassische Defini­
tion Ernst Fraenkels für die verfassungsrechtliche Lage des Dritten Reiches25, 
wurde infolge der Okkupation auf ausländisches Staatsterritorium übertragen. 

22 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 464—466. Zum Aufbau der 
deutschen Ziviljustiz in den Niederlanden siehe auch Jürgen Thomas, Wehrmachtjustiz und 
Widerstandsbekämpfung. Das Wirken der ordentlichen deutschen Militärjustiz in den besetzten 
Westgebieten 1940-45 unter rechtshistorischen Aspekten, Baden-Baden 1990, S. 142 f. 

23 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 467, S. 475, S. 489. 
24 Oppenheim/Lauterpacht, International Law, S. 349. Vgl. auch Meurer, Das Kriegsrecht der Haager 

Konferenz, S. 239. 
25 „Unter Maßnahmenstaat verstehe ich das Herrschaftssystem der unbeschränkten Willkür und 

Gewalt, das durch keinerlei rechtliche Garantien eingeschränkt ist; unter Normenstaat verstehe 
ich das Regierungssystem, das mit weitgehenden Herrschaftsbefugnissen zwecks Aufrechterhal­
tung der Rechtsordnung ausgestattet ist, wie sie in Gesetzen, Gerichtsentscheidungen und Verwal-
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Dies kam nicht nur in der Institution der Zivilverwaltung selbst zum Ausdruck, 
sondern schlug sich auch in der Rechtsprechung der Zivil- und Militärgerichte 
nieder und offenbarte sich in Unternehmen, die unter dem inflationären Begriff 
der „Gegner"- bzw. „Verbrechensbekämpfung" geführt wurden. Das Militärge­
richt einer gesetzmäßigen Besatzungsverwaltung aber kennt keine „politischen 
Strafsachen" oder „Gegner", sondern nur Verletzungen des Völkerrechts bzw. 
Verletzungen der Verordnungen des Oberbefehlshabers, welche die Sicherheit 
der eigenen Streitkräfte betreffen. 

In der Tat war diese Form einer Besatzungsverwaltung vor 1940 unbekannt26. Doch 
besaß die Installierung von Zivilgerichten einen Vorläufer in der „Verordnung betref­
fend die Gerichtsverfassung in den dem Oberbefehlshaber Ost unterstellten russischen 
Gebieten" vom 14. Januar 1916. Nach dieser von Generalfeldmarschall Paul von Hin-
denburg unterzeichneten Verordnung wurden in den besetzten Gebieten Rußlands 
deutsche Bezirksgerichte und ein deutsches Obergericht eingeführt. Nach Paragraph 7 
mußten sämtliche mitwirkenden Richter und Beisitzer die deutsche Reichsangehörig­
keit besitzen. Die Gerichtsverfahren wurden in deutscher Sprache geführt (§29). Laut 
„Verordnung betreffend den Zivilprozeß und den Strafprozeß in den dem Oberbe­
fehlshaber Ost unterstellten russischen Gebieten" gleichen Datums war für das Straf­
verfahren die deutsche Strafprozeßordnung von 1877 vorgesehen (§2); für die Urteils-
findung waren allerdings die Vorschriften des russischen Strafgesetzbuches von 1903 
maßgebend (§ 16)27. Die Frage nach der Rechtmäßigkeit der deutschen Zivilgerichte 
bereitete aber dem Reichskriegsministerium Kopfschmerzen. Zu ihrer Rechtfertigung 
bediente man sich daher eines Kunstgriffs, welcher in einem Rundschreiben vom 7. 
August 1916 den übrigen Reichsministerien präsentiert wurde: „Im allgemeinen dürfte 
die überwiegende Ansicht dahin gehen, daß durch die Besetzung an den Staatshoheits­
rechten nichts geändert, der feindliche Staat nur an ihrer Ausübung gehindert ist. Die 
vom besetzenden Staat eingesetzten Behörden üben dann ihre Tätigkeit zwar kraft 
Auftrags des besetzenden Staates, aber für den besetzten Staat aus. [...] Dementspre­
chend würden die vom Oberbefehlshaber Ost eingesetzten Gerichte nicht deutsche, 
sondern russische Gerichte sein."28 

Für die Durchsetzung der „Interessen des Reichs" konnte Reichskommissar Seyß-
Inquart sich nicht nur auf niederländische Behörden oder auf deutsche Zivilgerichte 
stützen, sondern auch auf deutsche Polizeiverbände29. Damit besaß er die Möglich­
keit, unabhängig von der niederländischen Polizei und der Wehrmacht, den politi-

tungsakten der Exekutive zum Ausdruck gelangen." Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, Frankfun 
a.M. 1974, S. 21. 

26 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 486. 
27 BA, R 901/28480 (Film). Zur deutschen Zivilgerichtsbarkeit in den besetzten russischen Gebieten 

während des Ersten Weltkrieges vgl. auch Immo Broedrich, Die Organisation der deutschen 
Hoheitsverwaltung in Kurland während des Weltkrieges und ihre Rechtsgrundlagen, Leipzig 1936, 
S. 57-65. Zur Urteilspraxis vgl. Abba Strazhas, Deutsche Ostpolitik im Ersten Weltkrieg. Der Fall 
Ober Ost 1915-1917, Wiesbaden 1993, S. 35 f. 

28 BA, R 901/28480 (Film). 
29 Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 462. 
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schen Widerstand oder ideologisch mißliebige Personengruppen auch außergericht­
lich zu bekämpfen30. In den meisten Fällen waren diese Aktionen nichts weiter als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Doch muß auch bei den zivilen, nicht den 
militärischen deutschen Polizeieinheiten die Frage nach deren Rechtsstatus im mili­
tärisch besetzten Gebiet gestellt werden. Wie bereits dargelegt, unterstehen dem 
Kriegsrecht nur Kombattanten. Der Rechtsstatus des Kombattanten wird beispiels­
weise angezeigt durch seine Uniform. Diese hat allerdings den Sinn, die Unterschei­
dung zwischen staatlich autorisierten „Kämpfern" und „Nicht-Kämpfern" möglich 
zu machen. Nun ist zwar auch der Angehörige der Polizei mit einer Uniform 
bekleidet und meist bewaffnet, doch besitzt die Polizei ausschließlich innerstaatliche 
Aufgaben. Die normale Polizeiuniform genügt daher nicht, um den Angehörigen 
einer Polizeitruppe als legalen Kriegsteilnehmer auszuweisen31. Zwar besitzt die 
Polizei im Kriegszustand durchaus die Befugnis, beispielsweise gegen „Saboteure" 
einzuschreiten, im vorliegenden Falle wäre dies aber einzig der niederländischen 
Polizei vorbehalten gewesen. Für die Teilnahme an Kampfhandlungen bedarf die 
Polizei folglich einer zusätzlichen Kennzeichnung, die sie als Kombattanten deutlich 
macht. Doch dann sind die Polizisten Soldaten und ihrer ursprünglichen Aufgaben 
enthoben32. Demnach wären die in den Niederlanden stationierten deutschen Poli­
zeiverbände als Freischärler zu betrachten. 

Folgt man der Verfasserin, dann gingen bei der Generalstaatsanwaltschaft in den 
Niederlanden insgesamt 40 544 Strafsachen ein, von denen etwas mehr als 30 Prozent 
vor den zivilen deutschen Strafgerichten verhandelt wurden33. Während „Bagatellsa­
chen" wie Diebstahl oder Hehlerei vor das Landesgericht kamen, fielen die wichti­
gen Fälle in die Befugnis des Obergerichts oder in die des Sondergerichts. Zu diesen 
zählten vor allem Verfahren wegen Hoch- und Landesverrat sowie Feindbegünsti­
gung. Hierbei stand Seyß-Inquart zu Beginn seiner Amtszeit vor dem fast unüber­
windlichen Problem, daß das deutsche Obergericht, welches ja nur die Zuständigkeit 
eines Landgerichts besessen hatte, in Hoch- und Landesverratssachen gar nicht tätig 
werden durfte, da diese Straftaten nach dem „Gesetz zur Änderung von Vorschriften 
des Strafrechts und des Strafverfahrens" vom 24. April 1934 nur vom Volksgerichts­
hof oder von den Oberlandesgerichten behandelt werden konnten34. Somit wurden 
anfangs diese Fälle generell vom Volksgerichtshof in Berlin (!) übernommen. Auf 
der Grundlage der „Verordnung über den Geltungsbereich des Strafrechts" vom 
6. Mai 194035 gelang es im September dem Reichskommissar schließlich mit dem 

30 Vgl. ebenda, S. 464. 
31 Vgl. Regina Buß, Der Kombattantenstatus. Die kriegsrechtliche Entstehung eines Rechtsbegriffs 

und seine Ausgestaltung in Verträgen des 19. und 20. Jahrhunderts, Bochum 1992, S. 198 f. 
32 Vgl. Rechtsgutachten des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz: Kann das Personal des zivi­

len Bevölkerungsschutzes bewaffnet sein?, in: Revue Internationale de la Croix-Rouge XIII 
(1962), Deutsche Beilage, S. 53-59. 

33 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 478, S. 488 (Tabelle 1). 
34 RGBl. I 1934, S. 345 f. 
35 RGBl. I 1940, S. 754 f. 
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Reichsjustizministerium eine einvernehmliche Lösung dahingehend zu erzielen, daß 
Hoch- und Landesverratsverfahren nur noch bei Vorliegen einer ausdrücklichen 
Anweisung des Reichsjustizministeriums vor dem Volksgerichtshof verhandelt wer­
den sollten36. Diese Verfahren vor dem Volksgerichtshof im ministerialen Auftrag 
bedeuteten indes nicht nur einen erheblichen Prestige- und Machtverlust des Heeres 
in den Niederlanden, sondern ließen auch die Annexionsabsichten des Reiches über­
deutlich sichtbar werden37. Außerdem boten infolge der stetigen Aushöhlung des 
Rechts im nationalsozialistischen Deutschland weder das Reichsjustizministerium 
noch etwa gar der Volksgerichtshof eine Garantie für rechtsstaatliche Verfahren38. 

In ihrer Darlegung der Urteilspraxis der deutschen Zivil- und Militärgerichte 
bleibt Frijtag Drabbe Künzel ebenfalls dem rein Deskriptiven verhaftet und über­
geht dabei zentrale juristische Probleme, wobei sie leider auf kein einziges Gerichts­
urteil konkret eingeht39. Nach § 161 Militärstrafgesetzbuch (MStGB) waren auch die 
Einwohner der besetzten Gebiete fakultativ den deutschen Strafgesetzen unterwor­
fen40. Da es ein kodifiziertes Völkerstrafrecht bis heute nicht gibt41, ist somit der 
Rückgriff auf nationales Strafrecht in Militärgerichtsverfahren unter Wahrung der 
völkerrechtlichen Bestimmungen unerläßlich. So konnte der noch aus der Zeit des 
Kaiserreichs stammende § 161 MStGB so lange als unbedenklich erscheinen, als die 
deutschen Strafgesetze den Grundsätzen des Völkerrechts entsprachen. Mit der Ein­
führung des „Gesetzes gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum 
Schutz der Parteiuniformen" vom 20. Dezember 193442, des „Gesetzes zum Schutz 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" vom 15. September 193543 oder der 

36 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 470 f. 
37 Um ein Übergreifen reichsdeutscher Behörden auf die westeuropäischen Besatzungsgebiete mög­

lichst gering zu halten, hatte der deutsche Generalstab des Heeres ja ursprünglich für diese Gebiete 
Militärverwaltungen vorgesehen. Besonders die Vertreter der deutschen Militäropposition knüpf­
ten deshalb an die Person des Alexander Freiherr von Falkenhausen die Hoffnung auf eine völker­
rechtskonforme Ausübung der Besatzungsgewalt. Vgl. Umbreit, Auf dem Weg zur Kontinental­
herrschaft, S. 59. 

38 Angesichts dieser völkerrechtswidrigen Regelung zwischen Seyß-Inquart und dem Reichsjustizmi­
nisterium bleibt es unverständlich, wenn Frijtag Drabbe Künzel über die Errichtung eines Stand­
gerichts in Norwegen schreibt: „Daneben war - auch das gilt es zu beachten - mit der Einsetzung 
dieses Gerichts jede Einflußnahme des Reichsjustizministeriums auf das besetzte Norwegen von 
vornherein verhindert worden." Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, 
S. 485. Die Legalität des Standgerichts ist freilich eine andere Frage. 

39 Einige Beispiele für die Praxis der Wehrmachtgerichtsbarkeit in den Niederlanden in: Thomas, 
Wehrmachtjustiz und Widerstandsbekämpfung, S. 143-154. 

40 § 161 MStGB lautet: „Ein Ausländer oder Deutscher, der in einem von deutschen Truppen besetz­
ten ausländischen Gebiete gegen deutsche Truppen oder deren Angehörige oder gegen eine auf 
Anordnung des Führers eingesetzte Behörde eine nach den Gesetzen des Deutschen Reichs straf­
bare Handlung begeht, ist ebenso zu bestrafen, als wenn diese Handlung von ihm im Reichsgebiet 
begangen wäre." Siehe: Militärstrafgesetzbuch in der Fassung der Verordnung vom 10. Oktober 
1940, erläutert von Martin Rittau, Berlin 1943, S. 226. 

41 Vgl. Heiko Ahlbrecht, Geschichte der völkerrechtlichen Strafgerichtsbarkeit im 20. Jahrhundert. 
Unter besonderer Berücksichtigung der völkerrechtlichen Straftatbestände und der Bemühungen 
um einen Ständigen Internationalen Strafgerichtshof, Baden-Baden 1999. 

42 RGB1.I1934, S. 1269-1271. 
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Aufhebung des Analogieverbots in der Rechtssprechung44 und anderer „gesetzli­
chen" Maßnahmen verstieß das Dritte Reich fundamental gegen geltende internatio­
nale Rechtsgrundsätze. Damit verwandelte sich der § 161 MStGB in einen Transmit-
ter des nationalsozialistischen Strafrechts in die von deutschen Truppen besetzten 
Gebiete. 

Zudem mußte der § 161 MStGB seine Begrenzung dort finden, wo er mit den 
Regeln der Haager Landkriegsordnung kollidierte. Es stellt sich daher die Frage, ob 
dies nicht bei Verfahren wegen Hochverrat, Landesverrat und Feindbegünstigung 
der Fall war. Denn die Zivilbevölkerung in einem militärisch besetzten Gebiet stand 
nach Artikel 45 HLKO in keinem Treueverhältnis zur Okkupationsmacht45. Außer­
dem bildete Artikel 30 HLKO, der sich mit der Bestrafung von Spionen beschäftigt, 
eine der wenigen positiven völkerrechtlichen Strafprozeßvorschriften46. Danach 
mußte der nationale Straftatbestand des Landesverrats gegenüber dem völkerrecht­
lich begriffenen Tatbestand der Spionage zurücktreten. 

Die Überlagerung der niederländischen Rechtssprechung durch völkerrechtswid­
rige Strukturen und Anordnungen, welche durch die Implementierung nationalso­
zialistischer Rechtsgrundsätze befördert wurde, traten unverkennbar in der Bekämp­
fung des kommunistischen Widerstands zu Tage, besonders seit dem 22. Juni 1941. 
So sollten auf Anordnung Seyß-Inquarts die kommunistischen Aktivitäten als 
Begünstigung des Feindes, also der Sowjetunion, durch die Militärgerichte verurteilt 
werden. Gleichzeitig führten Sicherheitspolizei (SiPo) und SD außergerichtliche 
Aktionen gegen die kommunistische Bewegung durch47. Es mag zwar auf den ersten 
Blick eine Bestrafung von überführten Kommunisten auf Grund des Tatbestands der 
Feindbegünstigung (§ 91b RStGB) als plausibel erscheinen, doch kann letztlich dem 
Urteil von Frijtag Drabbe Künzel nicht zugestimmt werden, wenn sie schreibt: 
„Juristisch gesehen war daher nichts gegen Seyß-Inquarts Beschluß einzuwenden."48 

Nicht nur, daß der „falsche Mann" in der „falschen Institution" diese Entscheidung 
gefällt hatte, der § 91b RStGB, welcher sich bei Strafverfahren im Ausland aus­
schließlich auf deutsche Reichsangehörige bezog49, ließ sich schwer mit Art. 45 
HLKO vereinbaren. Es bleibt ein Kuriosum, daß ausgerechnet der Volksgerichtshof 
in einer Entscheidung vom 25. Juli 1940 zu dem Schluß kam, daß nach dem Straftat-

43 RGBl. I 1935, S. 1146f. 
44 Vgl. §2 des „Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuchs" vom 28.6.1935, in: RGBl. I 1935, 

S. 839. 
45 Vgl. Thomas, Wehrmachtjustiz und Widerstandsbekämpfung, S. 198. 
46 Art. 30 HLKO lautet: „Der auf der Tat ertappte Spion kann nicht ohne vorausgegangenes Urteil 

bestraft werden." RGBl. 1910, S. 144. 
47 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 472, Anm. 1. 
48 Ebenda, S. 472. 
45 § 91b RStGB lautet: „Wer im Inland oder als Deutscher im Ausland es unternimmt, während eines 

Krieges gegen das Reich oder in Beziehung auf einen drohenden Krieg der feindlichen Macht Vor­
schub zu leisten oder der Kriegsmacht des Reichs oder seiner Bundesgenossen einen Nachteil 
zuzufügen, wird mit dem Tode oder mit lebenslangem Zuchthaus bestraft." Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. April 1934, in: RGB1.I 1934, 
S. 344. 
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bestand des § 91b RStGB ein Ausländer wegen einer im Ausland begangenen Tat 
nicht bestraft werden könne50. 

Aus den Statistiken von Frijtag Drabbe Künzel ist schließlich zu entnehmen, daß 
mindestens 1331 niederländische Zivilisten von den deutschen Besatzungsorganen 
hingerichtet wurden51. Von diesen kamen 96 Hinrichtungen aufgrund von Todesur­
teilen des deutschen Obergerichts in Den Haag zustande, 213 aufgrund von Urteilen 
von Wehrmachtsgerichten, während 222 Delinquenten vom Polizeigericht verurteilt 
worden waren. Etwa 800 Exekutionen erfolgten auf außergerichtlichem Wege, sie 
waren Folge der „Gegnerbekämpfung" von SiPo und SD oder von Repressalmaß-
nahmen der Wehrmacht. Die Gesamtzahl der zu Tode gekommenen Zivilisten 
widerspricht jedoch erheblich den Angaben von Jürgen Thomas, die Frijtag Drabbe 
Künzel in ihrer Arbeit aber nicht berücksichtigt. Thomas, der seine Informationen 
vom Central Bureau voor de Statistik in Utrecht bezieht, meint, zwischen 1940 und 
1945 seien allein etwa 2800 Niederländer zum Tode verurteilt und hingerichtet wor­
den. In dieser Zahl sind also jene, die ohne Gerichtsurteil getötet wurden, nicht mit­
eingerechnet. Zu einem anderen Ergebnis gelangt, so Thomas, der niederländische 
Historiker Louis de Jong. Nach dessen Berechnungen betrug die Zahl der insgesamt 
hingerichteten Zivilisten ungefähr 300052. Das Problem hierbei ist freilich, daß auch 
Frijtag Drabbe Künzel sich auf die Angaben von Louis de Jong beruft53. 

Auch wenn das nationalsozialistische Deutschland durch seine unglaublichen Ver­
letzungen des Völkerrechts dessen Schwäche in zynischer Weise demonstriert hat, 
dürfen bei der analytischen Betrachtung die zeitgenössischen völkerrechtlichen Maß­
stäbe nicht einfach außer acht gelassen werden. Der Preis dafür ist eine verzerrte 
Perspektive auf die historische Wirklichkeit. 

50 Vgl. Thomas, Wehrmachtjustiz und Widerstandsbekämpfung, S. 199. 
51 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S.489 (Tabelle 4). 
52 Vgl. Thomas, Wehrmachtjustiz und Widerstandsbekämpfung, S. 154. 
53 Vgl. Frijtag Drabbe Künzel, Rechtspolitik im Reichskommissariat, S. 489, Anm. 125. 
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W O L F G A N G DIERKER 

„ICH WILL KEINE NULLEN, SONDERN BULLEN" 

Hitlers Koalitionsverhandlungen mit der Bayerischen Volkspartei im März 1933 

I. 

Die Tage um den 9. März 1933 gehören zu den aufregendsten in der neueren bayeri­
schen Geschichte. Die erzwungene Einsetzung des Reichskommissars Franz Ritter 
von Epp durch die nationalsozialistische Reichsregierung und die Bestellung von 
NSDAP-Kommissaren für die Landesministerien hatten weitreichende Folgen für 
Bayern und ganz Deutschland, weil damit das nach Preußen bedeutendste föderale 
Gegengewicht betroffen war1. Allerdings: Am 9. März 1933 war die künftige politi­
sche Entwicklung in Bayern noch nicht endgültig entschieden. In den folgenden, 
von hektischen Beratungen erfüllten Tagen war zunächst offen, in welcher Form die 
nationalsozialistische Machtübernahme im Freistaat erfolgen würde. Zu den interes­
santesten Begebenheiten dieser Zeit gehören die vertraulich geführten Verhandlun­
gen zwischen NSDAP und Bayerischer Volkspartei (BVP) über die Bildung einer 
gemeinsamen Regierung. 

Seit langem ist bekannt, daß es wenige Tage nach der Einsetzung Epps zu Unter­
redungen zwischen Vertretern der NSDAP und der BVP gekommen ist2. Während 
seines Aufenthalts in München vom 12. bis 14. März 1933 traf Hitler mehrmals mit 
dem BVP-Reichstagsabgeordneten Hans Ritter von Lex zusammen, der auch den 
Wehrverband der bayerischen Partei, die Bayernwacht, führte. Von diesen Gesprä-

1 Zur NS-Machtübernahme in Bayern vgl. Ludwig Volk, Bayern im NS-Staat 1933 bis 1945, in: 
Max Spindler (Hrsg.), Handbuch der bayerischen Geschichte. Vierter Band: Das neue Bayern 
1800-1970, erster Teilband, München 1974, S. 518-537; Falk Wiesemann, Die Vorgeschichte der 
nationalsozialistischen Machtübernahme in Bayern 1932/1933, Berlin 1975; Wolfgang Zorn, Bay­
erns Geschichte im 20. Jahrhundert. Von der Monarchie zum Bundesland, München 1986, 
S. 341-379; Ortwin Domröse, Der NS-Staat in Bayern von der Machtergreifung bis zum Röhm-
Putsch, München 1974, S. 62-89. Zu Epp vgl. Katja-Maria Wächter, Die Macht der Ohnmacht. 
Leben und Politik des Franz Xaver Ritter von Epp (1868-1946), Frankfurt a.M. 1999. - Für wert­
volle Anregungen und Unterstützung danke ich Dr. Ralf Gebel, Berlin, Prof. Dr. Klaus Hilde­
brand, Bonn, Dr. Martin Schumacher, Bonn, Dr. Joachim Wintzer, Bonn. 

2 Vgl. Wiesemann, Vorgeschichte, S. 282; Klaus Schönhoven, Der politische Katholizismus in Bay­
ern unter der NS-Herrschaft 1933-1945, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. V, hrsg. v. Martin Broszat 
und Hartmut Mehringer, München/Wien 1983, S. 550; Otto Altendorfer, Fritz Schäffer als Politi­
ker der Bayerischen Volkspartei 1888-1945, 2 Bde., München 1993, hier Bd. 2, S. 762. 

VfZ 50 (2002) 
® Oldenbourg 2002 
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chen, vage auch von einigen Details, wußten bereits gut informierte Zeitgenossen3. 
Über den genauen Zeitpunkt, über Hintergründe und Teilnehmer, vor allem jedoch 
über Inhalt und Ergebnis der Gespräche ist aber bis heute fast nichts bekannt. Ein 
Aktenfund im Bestand des SD-Hauptamtes, der Reichszentrale des Sicherheitsdien­
stes der SS in den Jahren 1935 bis 1939, erlaubt es nun, Licht in dieses Dunkel zu 
bringen. In den heute im Bundesarchiv, bis 1989 aber unzugänglich im „NS-Archiv" 
der DDR-Staatssicherheit aufbewahrten Akten der Abteilung II 113, die für die 
Beobachtung und Unterdrückung der Kirchen und „Sekten" zuständig war4, finden 
sich zwei bisher unbekannte Gesprächsaufzeichnungen. Sie geben Aufschluß über 
die genauen Umstände der Verhandlungen und erlauben es zugleich, das Urteil der 
Geschichtswissenschaft über Beweggründe und Zielsetzungen der Akteure zu über­
prüfen. Die beiden Dokumente gehen auf Gedächtnisaufzeichnungen Ritters von 
Lex zurück und sind überschrieben: „Erörterungen zur Regierungsbildung in Bay­
ern. Kommt eine Koalition zwischen Nationalsozialisten und B.V. P.? 3 Gespräche 
mit Adolf Hitler am 13. u. 14. März 1933". 

II. 

Hans Lex5 wurde am 27. Oktober 1893 in Rosenheim geboren, studierte ab 1912 
Jura in München und trat 1914 als Freiwilliger in das Infanterie-Leib-Regiment ein. 
Nach Einsätzen an der Westfront wurde der Oberleutnant und Kompanieführer Lex 
1916 in den Militär-Max-Joseph-Orden aufgenommen, eine Auszeichnung, die mit 
der Erhebung in den persönlichen Adelsstand verbunden war. Nach Kriegsende 
beteiligte er sich an der Niederschlagung der Münchner Räterepublik und verlor 
1919 bei Schießübungen der Einwohnerwehr ein Bein. Nach Abschluß des Jurastu­
diums und der Zweiten Staatsprüfung trat er 1921 in den bayerischen Staatsdienst 
ein und war von 1923 bis 1927 als Bezirksamtmann (Landrat) in Rosenheim, danach 
bis 1932 als Regierungsrat im bayerischen Kultusministerium tätig. Seit 1919 Mit­
glied der Bayerischen Volkspartei, gehörte er 1932/33 kurzzeitig ihrer Reichstags-

3 Vgl. Berichte des Münchner Domdekans Anton Scharnagl an Kardinal Michael von Faulhaber in 
Rom vom 13. und 16 März 1933, in: Ludwig Volk (Bearb.), Akten Kardinal Michael von Faulha­
bers 1917-1945, Bd. I: 1917-1934, Mainz 1975, S. 664-669. Vgl. auch die Berichte der Münchener 
Zeitung vom 19. 3. 1933, des österreichischen Generalkonsulats vom 13. 3. 1933 und des französi­
schen Vatikangesandten vom 18. 3. 1933, in: Altendorfer, Schäffer, S. 762, Anm. 690 und 693. 

4 Zum Aktenbestand, zur Überlieferungsgeschichte und zur kirchenpolitischen Abteilung des SD-
Hauptamtes vgl. Wolfgang Dierker, Himmlers Glaubenskrieger. Der Sicherheitsdienst der SS 
und seine Religionspolitik 1933-1941, Paderborn 2001. 

5 Zur Person vgl. Franz J. Bauer, Flüchtlinge und Flüchtlingspolitik in Bayern 1945-1950, Stuttgart 
1982, S. 127f., Anm. 135; Karl-Ulrich Gelberg, Hans Ehard. Die föderalistische Politik des baye­
rischen Ministerpräsidenten 1946-1954, Düsseldorf 1992, S. 292f.; Martin Schumacher (Hrsg.), 
M.d.R. Die Reichstagsabgeordneten der Weimarer Republik in der Zeit des Nationalsozialismus. 
Politische Verfolgung, Emigration und Ausbürgerung 1933-1945. Eine biographische Dokumen­
tation, Düsseldorf 31994, S. 911; Anton Schlögel, Geist und Gestalt des Roten Kreuzes, Bonn 
1989, S. 257-259. 
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fraktion an und begründete am 23. März 1933 die Zustimmung der BVP zum 
Ermächtigungsgesetz. Zugleich war er von 1931 bis 1933 Landesführer der Bayern­
wacht, die nach der Wiederzulassung der SS im Juni 1932 aus einzelnen schon beste­
henden Gruppen landesweit ausgebaut wurde. Ende 1932 gehörten der Bayernwacht 
und ihrer Schwesterorganisation im linksrheinischen Bayern, der „Pfalzwacht", etwa 
30000 Mitglieder an6. Im Juni 1933 wurde Lex, ebenso wie der BVP-Vorsitzende 
Fritz Schäffer7, anläßlich einer Polizeiaktion gegen die BVP vorübergehend in 
Schutzhaft genommen und im Gefängnis Stadelheim inhaftiert8. 

Da Lex nach seiner Entlassung unter Polizeiaufsicht stand und in München keine 
beruflichen Aussichten hatte, wechselte er im Herbst 1933 ins Reichsinnenministe­
rium nach Berlin. Hier war er als Oberregierungsrat zunächst für Sportverwaltungs­
fragen, darunter die Vorbereitung der XI. Olympischen Spiele, seit Kriegsbeginn für 
den zivilen Bevölkerungsschutz zuständig. Da er nicht der NSDAP angehörte, 
wurde Lex nicht weiter befördert. Nach Kriegsende zunächst als bayerischer Innen­
minister vorgesehen, wurde er zum 1. Juli 1946 als Ministerialrat ins bayerische 
Innenministerium berufen und stieg in den nächsten zwei Jahren bis zum Ministeri­
aldirektor auf. Auf Betreiben Fritz Schäffers übernahm Lex am 17. Oktober 1949 
den Posten eines Staatssekretärs im Bundesinnenministerium, wo er bis zu seiner 
Pensionierung im Oktober 1960 für öffentliche Sicherheit, Verfassung und Staats­
recht zuständig war und am Aufbau des Bundesgrenzschutzes sowie des zivilen 
Luftschutzes maßgeblichen Anteil hatte. Lex wurde 1955 mit dem Großen Bundes­
verdienstkreuz mit Stern und Schulterband, 1961 mit der Ehrenritterwürde des 
Ordens des Britischen Empire ausgezeichnet. Von Mai 1961 bis zum Juli 1967 
amtierte er als Präsident des Deutschen Roten Kreuzes. Am 26. Februar 1970 starb 
Lex in München. 

III. 

Bei dem ersten der beiden hier abgedruckten Dokumente handelt es sich um eine 
zusammenfassende Niederschrift über die drei Gespräche, einschließlich einer Vor­
bemerkung, die den unmittelbaren Hintergrund skizziert und umfangreiche hand­
schriftliche Streichungen, Korrekturen und Ergänzungen enthält. Sie beruht, wie es 
hier heißt, „auf unmittelbaren Mitteilungen des Herrn von Lex am Mittwoch, den 
15. März nachmittags an Hand seiner nachträglich gemachten Notizen". Ausdrück-

6 Vgl. Altendorfer, Schäffer, S. 527-531; Wiesemann, Vorgeschichte, S. 200. 
7 Dr. Fritz Schäffer (1888-1967), 1929-1933 Vorsitzender der BVP, 1920-1933 MdL (BVP), 1931 

Staatsrat und Leiter des Bayer. Staatsministeriums der Finanzen, 1933 kurzzeitig inhaftiert, 1945 
Mitbegründer der CSU, Ministerpräsident und Minister für Finanzen des Freistaates Bayern, im 
September 1945 durch die amerikanische Militärregierung entlassen, 1948 Parteiaustritt, 1949 
erneut CSU, 1949-1957 Bundesminister der Finanzen, 1957-1961 Bundesminister der Justiz. 

8 Lebenslauf von Lex sowie „Begutachtung" von Dr. Hans Bornkessel, Oberbürgermeister von 
Fürth, 6. 3. 1947, in: Bundesarchiv Koblenz, NL 147 (Hans Ritter von Lex), Bd. 16. 
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lich wird darauf hingewiesen, daß die Erinnerungen von Lex' nicht vollständig und 
die Gespräche nicht dem Wortlaut, sondern dem Sinn nach wiedergegeben sind. 
Während das erste Dokument wohl als rasch diktierte, zeitnahe Aufzeichnung über 
die Gespräche anzusehen ist, wurde das zweite Dokument weitaus sorgfältiger redi­
giert und ist zeitlich später anzusetzen. Es besteht aus drei Verlaufsprotokollen mit 
eingeschobenen, durch Anführungszeichen kenntlich gemachten wörtlichen Äuße­
rungen Hitlers und Ritters von Lex. Am Ende findet sich die „Feststellung", die 
Niederschriften seien am 18. und 19. März 1933 aus der Erinnerung gefertigt, wes­
halb wiederum keine wortgetreue Wiedergabe gewährleistet sei. Das Dokument ist 
datiert auf den 19. März 1933 und schließt mit einer auf den „Landesführer der Bay­
ernwacht" ausgezeichneten Unterschriftszeile; ein handschriftliches Autograph fehlt. 

Vermutlich hatte Lex am Tage nach den Gesprächen mit Hitler eine erste Auf­
zeichnung diktiert (Dokument 1) und auf dieser Grundlage einige Tage später einen 
Bericht ausgearbeitet (Dokument 2), der für eine sehr begrenzte Zahl von Empfän­
gern gedacht war. Jeweils ein Exemplar beider Dokumente wurde dann von der 
Bayerischen Politischen Polizei bei Lex persönlich oder in der Registratur der Bay­
ernwacht gefunden. Sowohl die handschriftlichen Ergänzungen, die die Legitimität 
des Verhandlungsauftrages von Lex herausstreichen sollten, als auch die äußere 
Gestalt der Dokumente9 erlauben keinen vernünftigen Zweifel, daß es sich um von 
ihm selbst diktierte und korrigierte Aufzeichnungen handelt10. Ein Handschriften­
vergleich mit den von Lex überlieferten Aufzeichnungen aus seiner Zeit als Präsi­
dent des Deutschen Roten Kreuzes im Nachlaß im Bundesarchiv Koblenz bestätigt 
dies, soweit Vergleichsmaterial aus den sechziger Jahren das gewährleisten kann. 
Zudem war es nicht ungewöhnlich, derartige Protokollnotizen aufzuzeichnen, wie 
der Umstand zeigt, daß auch Schäffer solche Niederschriften über seine Gespräche 
mit Nationalsozialisten anfertigen ließ11. 

Nur unzureichend läßt sich die Frage beantworten, wie diese Dokumente in die 
Akten der kirchenpolitischen Abteilung des SD-Hauptamtes gekommen sind. Im 
selben Bestand ist allerdings ein „Vorläufiger Bericht der Bayerischen Politischen 
Polizei über die am 21. & 22.6. 1933 vorgenommenen Durchsuchungen bei den 
Funktionären der Bayerischen Volkspartei"12 überliefert, der zwar nicht von den 
hier edierten, wohl aber von anderen Dokumenten spricht, die „in den Räumen der 
ehem. Bayernwacht vorgefunden wurden"13. Zu diesen Dokumenten gehört auch ein 
Briefwechsel zwischen Ritter von Lex und dem Diplomingenieur Rolf Amman vom 

' Das Dokument weicht in Format und Beschaffenheit des Papiers, in der Schreibmaschinentype 
und in formalen Eigenschaften (z.B. Unterstreichungen, Hervorhebungen) von allen Textformen 
ab, die von Dienststellen des SD hervorgebracht wurden. 

10 Für die Bestätigung dieser Ansicht danke ich Dr. Heinz Boberach, Bundesarchiv Koblenz (Schrei­
ben vom 27. 12. 2000). 

11 Vgl. Altendorfer, Schäffer, S. 671. 
12 Datum: 23. 6. 1933, in: Bundesarchiv Berlin (künftig: BAB)/Zwischenarchiv Dahlwitz-Hoppegar-

ten (künftig: ZDH), ZB I/993, Bl. 757-759; der Band enthält zahlreiche Vernehmungsberichte 
und Abschriften der Korrespondenz führender BVP-Politiker. 

13 Ebenda, Bl. 759. 
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21. März bis 30. April 1933 über die geplante Gründung eines „Bundes Deutscher 
Katholischer Frontkämpfer", der von der Bayerischen Politischen Polizei beschlag­
nahmt und abschriftlich zu den Akten gegeben wurde14. Läßt sich die Zuordnung 
der edierten Dokumente zu der Überlieferung der SD-Kirchenabteilung von der 
Sache her plausibel begründen, so wirft die weitere Überlieferungsgeschichte des 
Bestandes in sowjetischen und ostdeutschen Archiven zusätzliche Fragen auf. Wenn­
gleich das von der Staatssicherheit im NS-Archiv gesammelte Material mehrfach zu 
Kampagnen gegen westdeutsche Politiker eingesetzt wurde15 und Lex im Frühjahr 
1958 tatsächlich ins Fadenkreuz der DDR-Kampagnenpolitik geriet, als er vom Prä­
sidium des Nationalrats fälschlich als „Hitlerscher Staatssekretär Ritter von Lex" 
bezeichnet wurde16, läßt sich ein weitergehendes Interesse der DDR-Propagandisten 
an seiner Person nicht feststellen17. 

IV. 

Seit den bayerischen Landtagswahlen vom 24. April 1932, die keiner Partei die 
Mehrheit brachten18, hatte die BVP-Führung unter Fritz Schäffer mehrfach mit Ver­
tretern der NSDAP über Möglichkeiten einer Regierungskoalition verhandelt19. Da 
diese Unterredungen jedoch ebenso erfolglos waren wie die Gespräche mit anderen 
Parteien, blieb es bei der geschäftsführenden BVP-Minderheitsregierung von Mini­
sterpräsident Heinrich Held20. Nach der nationalsozialistischen „Machtergreifung" 
in Berlin trat die bayerische NSDAP erneut an die BVP heran, um eine Koalitions­
regierung zu bilden. Während Held dabei von vornherein unbeteiligt blieb, verhielt 

14 Ebenda, Bl. 776-781. 
15 Vgl. Michael Lemke, Instrumentalisierter Antifaschismus und SED-Kampagnenpolitik im deut­

schen Sonderkonflikt 1960-1968, in: Jürgen Danyel (Hrsg.), Die geteilte Vergangenheit. Zum 
Umgang mit Nationalsozialismus und Widerstand in beiden deutschen Staaten, Berlin 1995, S. 
61-86. 

16 Dokumente zur Deutschlandpolitik, III. Reihe, Bd. 4 (1. Januar bis 9. November 1958), 2. Drittel­
band, bearb. v. Ernst Deuerlein und Gisela Biener, Frankfurt a. M., 1969, S. 1120. Erklärung des 
Präsidiums des Nationalrats vom 14. 5. 1958. 

17 Auch im Braunbuch Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundesrepublik. Staat, Wirtschaft, Armee, 
Verwaltung, Justiz, Wissenschaft, hrsg. vom Nationalrat der Nationalen Front des Demokrati­
schen Deutschland, Berlin (Ost) 21965, findet sich kein Eintrag zu Lex. 

18 45 Sitze für die BVP, 43 für die NSDAP, 20 für die SPD, 9 für den Bauernbund, 8 für die KPD und 
3 für die DNVP. Eine Mehrheitsregierung konnte mit Aussicht auf Erfolg nur durch eine Koali­
tion von NSDAP und BVP oder von BVP und SPD einschließlich des Bauernbundes gebildet wer­
den. 

19 Vgl. Altendorfer, Schäffer, S. 517-527; Wiesemann, Vorgeschichte, S. 244 f.; Schönhoven, Katholi­
zismus, S. 550; Robert Probst, Die NSDAP im Bayerischen Landtag 1924-1933, Frankfurt a.M. 
1998, S. 83 und 191 f.; Christiane Reuter, „Graue Eminenz der bayerischen Politik". Eine politi­
sche Biographie Anton Pfeiffers (1888-1957), München 1987, S. 55-60; Aufzeichnung „Monarchi­
stische Bestrebungen", undatiert, ohne Autor, in: Archiv für Christlich-Soziale Politik (künftig: 
ACSP) München, NL Müller, „Held - Presse - Ermächtigungsgesetz". 

20 Dr. Heinrich Held (1868-1938), Chefredakteur des Regensburger Anzeigers, 1907-1933 MdL 
(Zentrum/BVP), 1914-1924 Fraktionsvorsitzender, 1924-1933 bayerischer Ministerpräsident. 
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sich Schäffer ambivalent. In seinen Wahlreden wies er kämpferisch jedes Ansinnen 
zurück, einen nationalsozialistischen Reichskommissar nach Bayern zu entsenden. 
Zugleich blieb er aber sowohl der SPD wie der NSDAP gegenüber gesprächsbereit 
und erklärte seinen Willen, „mit den Nationalsozialisten zu regieren, wenn sie nur 
dem Vaterlande und dem Staat dienen wollen", nicht aber, wenn sie die Regierung 
Parteizwecken dienstbar machen wollten21. 

Daneben wurden erneut Pläne für die monarchische Restauration geschmiedet, 
um die politische Krise zu überwinden und den Siegeszug Hitlers in Bayern aufzu­
halten22. Nach dem 30. Januar 1933 warb Schäffer dafür, das Amt des bayerischen 
Staatspräsidenten einzuführen, das als Vorstufe zur Wiedereinführung der Monarchie 
dienen sollte. Gleichzeitig beteiligte er sich an Bestrebungen, den Wittelsbacher 
Kronprinzen Rupprecht zum Generalstaatskommissar zu ernennen. Diese Pläne fan­
den auch die Unterstützung Ritters von Lex, der am 4. Februar 1933 verkündete, 
daß Bayern „weder einen preußischen Prinzendiktator noch einen braunen Partei­
vogt" brauche, sondern sich seinen Retter „aus eigenem tausendjährigen Geschlecht" 
nehmen werde23. In Berlin nahmen Hindenburg und Papen jedoch eine ablehnende 
Haltung gegenüber einer Restauration der Wittelsbacher ein. Das bayerische Kabi­
nett stimmte seinerseits dem Generalstaatskommissar-Plan nicht zu, und Minister­
präsident Held stellte Bedingungen, die Rupprecht ablehnte, ohne selbst seine Kon­
ditionen zu nennen. So fanden die Restaurationspläne in Bayern wie auch im Reich 
zu keinem Zeitpunkt genügenden Rückhalt24. Unabhängig davon, wie realistisch die 
Chance jemals gewesen war, die bayerische Monarchie wiederherzustellen, schüch­
terte sie die junge nationalsozialistische Regierung jedoch gehörig ein: Als „Alarm­
stichwort"25 kam die Möglichkeit der Restauration in der Kabinettssitzung am 28. 
Februar 1933 zur Sprache und diente als wichtiger Vorwand für das spätere Eingrei­
fen in Bayern. 

Die Ergebnisse der Reichstagswahlen vom 5. März 1933 krempelten das politische 
Kräfteverhältnis in Bayern um. Mit 43,1 Prozent der Stimmen wurde die NSDAP 
zur weitaus stärksten Partei, die Minderheitsregierung der BVP stand nun vollends 
auf tönernen Füßen26. Für die Nationalsozialisten erhob sich die Frage des weiteren 
Vorgehens: Sollte eine Minderheitsregierung gebildet, die Macht gar gewaltsam über-

21 Zit. nach Altendorfer, Schäffer, S. 726. 
22 Vgl. dazu Karl Schwend, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur. Beiträge zur bayerischen 

Frage in der Zeit von 1918 bis 1933, München 1954, S. 514-525; Karl Otmar Freiherr von Aretin, 
Die bayerische Regierung und die Politik der bayerischen Monarchisten in der Krise der Weimarer 
Republik 1930-1933, in: Ders., Nation, Staat und Demokratie in Deutschland. Ausgewählte Bei­
träge zur Zeitgeschichte, Mainz 1993, S. 65-93; Christina M. Förster, Der Harnier-Kreis. Wider­
stand gegen den Nationalsozialismus in Bayern, Paderborn 1996, S. 94-122. 

23 Zit. nach Altendorfer, Schäffer, S. 746. 
24 Vgl. ebenda, S. 732-747; Aretin, Bayerische Regierung, S. 82-92; Zorn, Bayerns Geschichte, 

S. 350 f. 
25 Ebenda, S. 354. 
26 Die Fraktionsstärke im bayerischen Landtag betrug für die NSDAP 48 Sitze, BVP 30 Sitze, SPD 

17 Sitze, DNVP 5 Sitze, Bauernbund 3 Sitze. Die 7 gewählten Abgeordneten der KPD wurden 
daran gehindert, ihr Mandat auszuüben. 
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nommen werden, oder war es klüger, eine parlamentarische Mehrheit zu suchen? 
Die Optionen der NSDAP bewegten sich in den nächsten Tagen zwischen Umsturz 
und Koalitionsregierung; eine „taktische Zweigleisigkeit"27 war das Ergebnis. Wort­
führer der Koalitionslösung war der NSDAP-Fraktionsvorsitzende im bayerischen 
Landtag, Rudolf Buttmann, der mit Lex sehr gut bekannt war28. Seit langem hatte 
Buttmann Fühler zur BVP-Führung ausgestreckt, um eine Einbeziehung der 
NSDAP in die bayerische Regierung zu erreichen. Nach dem 30. Januar 1933 setzte 
er sich verstärkt für eine Koalitionsregierung in Bayern ein, deren Ministerpräsident 
er selbst werden wollte, während Lex als Kultusminister vorgesehen war29. Doch 
Buttmann hatte innerparteiliche Gegner, die jede „parlamentarische" Lösung ablehn­
ten und für die Übernahme der alleinigen Regierungsgewalt eintraten. Ihre Anführer 
waren SA-Stabschef Ernst Röhm sowie Adolf Wagner und Hans Schemm, die Gau­
leiter Oberbayerns und der Bayerischen Ostmark. Sie verlangten den sofortigen 
Rücktritt der amtierenden Landesregierung und eine „revolutionäre" Machtüber­
nahme30. 

In dieser Situation brach in der Führungsgruppe der BVP ein seit langem schwe­
lender, machtpolitisch und generationell bedingter Konflikt aus. Auf der einen Seite 
standen die älteren Parteiführer um Heinrich Held, Johann Leicht31 und Georg 
Wohlmuth32, „deren politische Normen sich in der christlichen Tradition des Reichs­
zentrums und unter der konstitutionellen Verfassungsordnung der Wittelsbacher 
Monarchie geformt hatten"33. Sie standen einer Zusammenarbeit mit den National­
sozialisten mit großer Reserve gegenüber. Auf der anderen Seite scharte sich um 
Schäffer, Lex und Anton Pfeiffer34 die jüngere Generation der Weltkriegsteilnehmer, 
„die trotz ihrer föderalistischen Überzeugungen auch für nationalistische Töne nicht 
unempfindlich war und - als Generation der 40jährigen - ihre politische Karriere 
noch vor sich hatte"35. Diese Gruppe setzte alles daran, das Fortbestehen ihrer Partei 
zu sichern, und war auch bereit, sich dazu mit der NSDAP zu verbinden. Unter-
stüzt wurden diese jüngeren Parteiführer durch die im Wirtschaftsbeirat der BVP 
vertretenen Unternehmer, deren Einflußnahme jedoch erst ab dem 16. März 1933 

27 Domröse, NS-Staat, S 63. 
28 Dr. Rudolf Buttmann (1885-1947), 1924-1933 bayerischer Landtagsabgeordneter (NSDAP), 1933 

Reichstagsabgeordneter (NSDAP), 1933-1935 Leiter der kulturpolitischen Abteilung im Reichs­
innenministerium, 1935-1945 Direktor der Bayerischen Staatsbibliothek in München. Zur Person 
vgl. Probst, NSDAP, S. 76-87. 

29 Vgl. Altendorfer, Schäffer, S. 724; Probst, NSDAP, S. 83. 
30 Ebenda. 
31 Johann Leicht (1868-1940), Dompropst, Prälat, 1913-1933 MdR (Zentrum/BVP), 1920-1933 Vor­

sitzender der Reichstagsfraktion der BVP. 
32 Prof. Dr. Georg Wohlmuth (1865-1952), Dompropst, Prälat, 1912-1933 MdL (Zentrum/BVP), 

1924-1933 Vorsitzender der Landtagsfraktion der BVP. 
33 Schönhoven, Katholizismus, S. 549. 
34 Dr. Anton Pfeiffer (1888-1957), Studienrat, 1918-1933 Generalsekretär der BVP, 1928-1932 MdL 

(BVP). 
35 Schönhoven, Katholizismus, S. 549. 
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belegbar ist, als die entscheidenden Verhandlungen bereits erfolgt waren und eine 
Regierungsbeteiligung kaum noch Chancen auf Verwirklichung hatte36. 

Am 7. März bat der bayerische Ministerrat den Landtagspräsidenten, die Verhand­
lungen über die Neubildung einer Staatsregierung zu beschleunigen. Am selben Tag 
entschied eine Mehrheit der Landesparteileitung der BVP, Verhandlungen mit den 
Nationalsozialisten aufzunehmen. Die NSDAP griff die Initiative der Staatsregie­
rung auf und benannte Rudolf Buttmann als ihren Unterhändler, während die BVP-
Landtagsfraktion ihrerseits am 8. März Schäffer, Wohlmuth, Alois Hundhammer37 

und Anton Scharnagl38 mit den Verhandlungen betraute. Schon zuvor hatten Lex 
und Buttmann ihre Gespräche intensiviert und waren am 6. März zu dem vorläufi­
gen Ergebnis gekommen, eine 2-zu-3-Teilung der Ministerien vorzunehmen. Butt­
mann begab sich tags darauf nach Berlin und holte Hitlers Einverständnis mit dieser 
Regelung ein, wie er Lex von dort aus mitteilen ließ39. Bis zum 12. März war Butt­
mann dann als Wahlkampfredner seiner Partei in Preußen eingesetzt und nahm an 
den folgenden Koalitionsverhandlungen nicht persönlich teil. 

In der Zwischenzeit entschied die NSDAP-Führung in Berlin, die politische 
Machtübernahme in München voranzutreiben. Am 8. März abends besprachen Hit­
ler, Goebbels, Röhm und Wagner, „daß nunmehr Bayern an die Reihe kommen 
soll", wie Goebbels in sein Tagebuch notierte40. Röhm und Wagner reisten noch in 
der Nacht nach München und begaben sich, gemeinsam mit dem Reichsführer SS 
Heinrich Himmler, am folgenden Vormittag zu Ministerpräsident Held. Die Abge­
sandten der NSDAP, allesamt Vertreter der „revolutionären" Lösung, forderten 
Held auf, den nationalsozialistischen Reichstagsabgeordneten Franz Ritter von Epp 
zum Generalstaatskommissar zu ernennen, andernfalls werde dieser nach Ablauf 
von drei Tagen von der Reichsregierung eingesetzt werden. Held telegraphierte dar­
aufhin Hitler und Hindenburg und unterbreitete das Angebot, eine Koalitionsregie­
rung unter einem NS-Ministerpräsidenten zu bilden, wenn dadurch die befürchtete 
gewaltsame Aktion der SA abgewendet würde41. Im Laufe des Tages wandte sich 
Reichsinnenminister Wilhelm Frick an den bayerischen Gesandten Franz Sperr und 
forderte eine baldige Regierungsbildung in Bayern, bei der den Nationalsozialisten 
„mindestens drei Ministerien", nämlich Außen-, Innen- und Finanzressort, sowie 
„die Initiative der Führung" zukommen sollte42. Die amtierende Landesregierung 
lehnte die bloße Machtübergabe jedoch weiterhin ab. Statt dessen bot sie der Reichs­
regierung nun an, sofort den Landtag einzuberufen und einen neuen Regierungschef 

36 Vgl. ebenda, S. 549 f.; Altendorfer, Schäffer, S. 761. 
37 Dr. Alois Hundhammer (1900-1974), stellv. Generalsekretär des Bayerischen Christlichen Bauern­

vereins, 1932 MdL (BVP). 
38 Dr. Anton Scharnagl (1877-1955), Domdekan, später Weihbischof, 1920-1933 MdL (BVP). 
39 ACSP München, NL Müller, Aufzeichnung „Monarchistische Bestrebungen", S. 3. 
40 Die Tagebücher von Joseph Goebbels. Sämtliche Fragmente, hrsg. von Elke Fröhlich im Auftrag 

des Instituts für Zeitgeschichte und in Verbindung mit dem Bundesarchiv, Teil I: Aufzeichnungen 
1924-1941, Bd. 2: 1.1. 1931-31. 12. 1936, München 1987, Eintragung vom 8. 3. 1933, S. 389. 

41 Vgl. Zorn, Bayerns Geschichte, S. 358. 
42 Altendorfer, Schäffer, S. 729. 
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zu wählen, der nach Lage der Dinge nur ein Nationalsozialist sein konnte. Darauf 
ließen sich jedoch weder die Berliner Führung noch die Nationalsozialisten vor Or t 
ein. Dem radikalen Parteiflügel zur Macht verhelfend, übertrug Frick am Abend des 
9. März Epp die vollziehende Gewalt in Bayern, der seinerseits Wagner mit den 
Polizeibefugnissen und Himmler mit der Leitung der Polizeidirektion München 
betraute. 

Die daraufhin eingeleiteten Gewaltmaßnahmen der nationalsozialistischen Revo­
lutionstruppen - Innenminister Stützel43, Schäffer und weitere BVP-Politiker wur­
den am 10. März verhaftet, Stützel gar mißhandelt - schüchterten die Parteiführung 
der BVP und die Anhängerschaft ein; Die Bayernwacht unter Ritter von Lex, deren 
Einheiten in München und anderen Städten man immerhin rechtzeitig alarmiert 
hatte, war auf einen bewaffneten Kampf um die Macht im Freistaat nicht vorbereitet 
und hatte auch in ihrer Führung keine Befürworter einer entschiedenen Gegen­
wehr44. Während sich der rasch wieder aus der Haft entlassene Schäffer in den fol­
genden Tagen spürbar zurückhielt, wurde Lex dank seiner Verbindung zu Buttmann 
zum entscheidenden Verhandlungsführer der BVP. Der Führer der Bayernwacht 
stand vor den Gesprächen mit Hitler bereits mit dem Rücken zur Wand: Am 11. 
März waren in mehreren Bezirksämtern Bayerns die Gauführer der Bayernwacht 
vorübergehend verhaftet worden, was die Führung der Partei und des Wehrverban­
des unter erheblichen Druck setzte45. Zugleich zeigte sich die Landesleitung zum 
Einschwenken auf die Linie der NSDAP bereit. Am 13. März ließ Lex erklären, die 
Bayernwacht stehe „auf dem Standpunkt strengster Loyalität" gegenüber dem 
Reichskommissar und sei zur „Niederkämpfung der antinationalen, volkszerstöreri­
schen Elemente [...] auf dem Boden der Gleichberechtigung und unter Beachtung 
des christlichen Sittengesetzes" bereit46. 

V. 

Hitler flog am 12. März 1933 nach München, wo er auf dem Flugplatz Oberwiesen­
feld die Huldigung der Parteiformationen entgegennahm und dann zu einer Tri­
umphfahrt durch die Stadt aufbrach. An der Feldherrnhalle, dem Ort des blutig 
gescheiterten Putschversuchs von 1923, legte er einen Lorbeerkranz mit der Auf­
schrift „Und ihr habt doch gesiegt!" nieder47. Anschließend besprach er sich mit 
führenden Nationalsozialisten über die Bildung der vorläufigen Landesregierung; ein 
wichtiger Zweck seines Besuchs war es, Streitigkeiten in der bayerischen NSDAP zu 
schlichten und den Weg zur politischen Machtübernahme zu weisen, auch wenn die 

43 Dr. Karl Stützel (1872-1935), bayer. Staatsminister des Innern 1924-1933. 
44 Vgl. Altendorfer, Schäffer, S. 750. 
45 Vgl. Schönhoven, Katholizismus, S. 547. 
46 Karl Schwend, Die Bayerische Volkspartei, in: Erich Matthias/Rudolf Morsey (Hrsg.), Das Ende 

der Parteien 1933. Darstellungen und Dokumente (1960), Düsseldorf 1979, S. 490 f. 
47 Vgl. Max Domarus, Hitler. Reden und Proklamationen 1932-1945, Bd. I, München 1965, S. 222. 
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endgültige Entscheidung erst nach seiner Rückkehr nach Berlin fallen sollte. Butt­
mann erhielt von Hitler den Auftrag, die Möglichkeiten einer Regierungsbildung in 
Bayern auszuloten48. In einer Denkschrift für den „Führer" arbeitete der NSDAP-
Fraktionsvorsitzende daraufhin „Vorschläge zur bayerischen Regierungsbildung"49 

aus, die „an die Stelle des Mehrheitsprinzips und der Abstimmungsmaschine [...] 
das Führer- und Verantwortlichkeitsprinzip"50 setzten, grundsätzlich aber für das 
parlamentarische System plädierten. Buttmann sprach sich für die Schaffung eines 
Staatspräsidentenamtes und eine Umbildung der bayerischen Staatsregierung aus, 
um anschließend nacheinander die Möglichkeit einer Minderheitsregierung der 
NSDAP sowie einer Koalitionsregierung mit der BVP zu erörtern. Obgleich in der 
Denkschrift die Vorzüge einer Minderheitsregierung genannt wurden, ließ ihr Ver­
fasser keinen Zweifel daran, daß er persönlich eine Koalitionsregierung bevorzugte. 

Für diese Variante glaubte Buttmann, entscheidende Argumente nennen zu kön­
nen. Die Weltanschauungspartei BVP sei robuster als wirtschaftliche Interessenpar­
teien und könne deshalb, „solange Rom sie nicht aufgibt, nur von innen heraus zer­
stört werden". Für die nächsten Jahre sei aber eine „Auflösung infolge innerer Zer­
setzung" kaum zu erwarten51. Vorläufig könne die BVP daher dazu dienen, das 
katholische Oppositionspotential zu binden, auf lange Sicht breche eine Regierungs­
beteiligung „dieser Partei sicherer das Rückgrat als ihre Abdrängung in die Opposi­
tion". Mit sicherem Blick erkannte Buttmann, daß die jungen „Frondeure der B. V." 
im Begriff standen, in der Partei die Macht zu übernehmen. Sie zu Gegnern zu 
haben, sei immer noch gefährlich, sie dagegen an der Regierung zu beteiligen, 
bedeute, den „Spaltpilz, der seit dem 5. März 1933 in der B. V. aufgeschossen ist", in 
seinem Wachstum zu fördern52. Zudem könne die BVP zur „Verbreiterung der anti­
marxistischen Front" dienen, was wiederum die Kooperation mit der jungen Gene­
ration von ehemaligen Frontsoldaten unter den BVP-Politikern erleichtere: „Es 
heisst deren Entwicklung zum Nationalsozialismus fördern, wenn man sie an der 
Regierungsbildung beteiligt und es heisst damit der B. V. ihren Nachwuchs entreis-
sen"53. Personell schlug Buttmann als Staatssekretär im Kultusministerium Ritter 
von Lex und für den Posten des Finanzministers einen weiteren, nicht genannten 
BVP-Politiker vor. Allem Anschein nach hatte er selbst Ambitionen auf das Kultus­
ministerium, vielleicht sogar auf die Ministerpräsidentenwürde, und sich mit Lex 
einen willigen Kooperationspartner ausgesucht. In den Mittelpunkt seiner Denk­
schrift stellte Buttmann jedoch machtpolitische Motive, und er hatte damit auch 

48 Vgl. Probst, NSDAP, S. 83; Altendorfer, Schäffer, S. 762. Einer Aufzeichnung Buttmanns vom 
22. 8. 1945 zufolge war er bereits im Februar von Hitler beauftragt worden, die Möglichkeiten 
einer Regierungskoalition zu sondieren. „Wie ist die Machtergreifung der Nazis in Bayern 
erfolgt", NL Buttmann (von Prof. Dr. Rudolf Morsey freundlicherweise zur Verfügung gestellt). 

49 Denkschrift von Rudolf Buttmann, März 1933, in: Archiv der Kommission für Zeitgeschichte 
Bonn, NL Volk, II B 2, Bl. 464-493. 

50 Ebenda, Bl. 468. 
51 Ebenda, Bl. 489. 
52 Ebenda, Bl. 491. 
53 Ebenda, Bl. 493. 
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Erfolg: Hitler ging auf den Vorschlag ein und gab sein Einverständnis zu einer 
Unterredung in München54. 

Wie Buttmann verfolgte auch Lex eigene Pläne. Sein Gesprächskontakt zur 
NSDAP verlief zunächst unabhängig von der offiziellen Verbindungsaufnahme der 
BVP-Führung. Noch am Tag der ersten Unterredung zwischen Lex und Hitler, dem 
12. März 1933, hatte die BVP-Fraktion eigene Unterhändler für die Gespräche mit 
den Nationalsozialisten benannt, offensichtlich ohne Kenntnis der Manöver des 
Bayernwacht-Führers55. Lex mochte wirklich beabsichtigt haben, die Fraktion noch 
rechtzeitig über das bevorstehende Treffen zu unterrichten, doch aus nicht zu klä­
renden Gründen kam es nicht mehr dazu: Wie Lex schrieb, sollte die neue Entwick­
lung „der Fraktion zur Kenntnis gebracht werden in ihrer auf Montag, den 13. März 
vormittags 11 Uhr anberaumten Sitzung, zu der auch die Mitglieder der Reichstags­
fraktion eingeladen waren". Schon um 10 Uhr traf er sich aber an diesem Tag erst­
mals mit Hitler. Wie zur Entschuldigung erklärte Lex in seiner Aufzeichnung, die 
Einladung zu diesem ersten Gespräch sei ihm erst in der Nacht von Sonntag auf 
Montag um 1.00 Uhr überbracht worden. Offensichtlich handelte er hier, ohne das 
formelle Einverständnis der Fraktion abzuwarten, und es mußte ihm darauf ankom­
men, nach dem ersten Gespräch mit Hitler die Fraktionskollegen zu bewegen, einer 
Fortsetzung der Verhandlungen zuzustimmen. 

In den einleitenden Bemerkungen zum ersten Dokument erwähnt Lex den Namen 
Buttmanns kein einziges Mal. Vermutlich war er anfänglich bemüht, diese informelle 
Verbindung nicht offenzulegen. Statt dessen stellte er einen unverfänglicheren 
Gesprächskontakt als Ursprung der Verhandlungen hin, nämlich die Unterredungen 
mit Ernst Röhm und dem BVP-Reichstagsabgeordneten Eugen Graf Quadt56 über 
die Bayernwacht und ihr Verhalten am 9. März 1933. Hierbei habe sich gleichsam 
nebenbei die Frage Röhms ergeben, ob er, Lex, zu Gesprächen mit Hitler bereit 
sei57. Mit der von Lex später selbst genannten Initiative Buttmanns ist diese Variante 
aber ebensowenig vereinbar wie mit den Aussagen Röhms über die Vorgänge am 9. 
März, die dessen Bereitschaft zu Koalitionsverhandlungen als sehr zweifelhaft 
erscheinen lassen. Auch die Tatsache, daß gerade an dieser Stelle im Dokument 
umfangreiche Streichungen und handschriftliche Korrekturen von Lex' Hand vor­
kommen, deutet darauf hin, daß der Autor diese Passagen als besonders schwierig 
empfand. Überdies betonte er in auffälliger Weise, daß der Beschluß, ihm die Allein­
vertretung seiner Partei zu übertragen, einstimmig gefaßt worden sei, und in der 

54 Vgl. den Hinweis von Lex in Dokument 2: „Sonntag, den 12. März 1933, 1.15 früh erhielt ich von 
Dr. Buttmann Mitteilung, daß ich am Montag, den 13. März vormittags 10 Uhr bei Reichskanzler 
Hitler in dessen Privatwohnung in der Äußeren Prinzregentenstraße mich einfinden sollte." 

55 „Die Landesleitung der Bayernwacht saß am Nachmittag des gleichen Tages nochmals beisammen 
und formulierte das Ersuchen an die Landtagsfraktion, den von der Fraktion benannten Unter­
händlern noch als Vertreter der Bayernwacht und der Frontkämpfer der Partei die Herren Graf 
Quadt und Ritter von Lex beizufügen." (Dokument 1) 

56 Eugen Graf von Quadt zu Wyckradt und Isny (1887-1940), Direktor, Rittmeister a. D., 1930-1940 
MdR (BVP, NSDAP), 1933 bayerischer Wirtschaftsminister. 

57 Siehe Dokument 1. 
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Wiedergabe des Gesprächs mit Hitler ließ er nochmals einfließen, wie peinlich es 
ihm sei, als einziger Unterhändler für sich selbst ein Amt zu fordern58. 

Anders als in den Monaten und Jahren zuvor hatte Schäffer an dieser Verbin­
dungsaufnahme zur NSDAP keinen Anteil59. Der BVP-Vorsitzende mochte nach 
seiner Verschleppung am 9. März 1933 wenig Bereitschaft zu einer erneuten Kon­
taktaufnahme mit den Nationalsozialisten gehabt haben. Zudem beruhte der 
Gesprächskontakt zu den Nationalsozialisten auf persönlichen Beziehungen zwi­
schen Buttmann und Lex, die beide nicht mutwillig aufs Spiel setzen wollten, bevor 
es tatsächlich zu einem Treffen mit Hitler gekommen war. Folgerichtig setzte Lex 
die Landtagsfraktion erst nach der ersten Unterredung mit Hitler in Kenntnis. 
Gleichwohl zeigte sich hier und auch später, daß Schäffer mit der von Lex einge­
schlagenen Linie einverstanden war und diesen auch weiterhin als seinen Vertrauten 
betrachtete60. Die Abwesenheit Schäffers bei diesen Gesprächen hatte also persönli­
che Gründe und läßt nicht auf grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten schließen. 

Nach seinem dritten Gespräch mit Lex reiste Hitler nach Berlin ab. Der Reichs­
kanzler verließ München in gehobener Stimmung. Der begeisterte Empfang durch 
die Bürger der bayerischen Landeshauptstadt hatte ihn in der Überzeugung bestärkt, 
die Regierungsgewalt auch ohne ein formelles Bündnis mit der BVP übernehmen zu 
können. „Mittags beim Führer" erfuhr Goebbels „die neuesten Nachrichten aus 
München" und vertraute sie seinem Tagebuch an: „Die ganze Stadt ist wie von 
einem Alpdruck befreit. Der Führer wurde mit unbeschreiblichem Jubel empfangen. 
Von Widerstand kann nirgendwo mehr die Rede sein."61 Auf der Sitzung des Reichs­
kabinetts am 15. März äußerte sich Hitler ebenfalls optimistisch. Die Verhältnisse 
des Reichs zu Bayern seien bereinigt, der Reichsgedanke habe sich überall als stark 
erwiesen, und „der Umsturz in Bayern sei vielleicht am gründlichsten"62. Mit der 
endgültigen Regierungsbildung werde man in Bayern noch warten, um „Aufklärung 
über gewisse separatistische Umtriebe zu schaffen"63. Hier war das „Alarmstich­
wort" wieder, das Hitler wesentlich dazu bewogen hatte, auf Verhandlungen mit 
Lex einzugehen. 

Wie Domdekan Anton Scharnagl zutreffend an Kardinal Faulhaber berichtete, 
waren die Unterredungen zwischen Hitler und Lex lediglich „Vorverhandlungen", 
in denen die BVP ihre Forderungen bekanntgab und die Gegenseite diese zur 
Kenntnis nahm, ohne eine Entscheidung zu treffen64. Zu konkreten Verhandlungen 
der beiden Landtagsfraktionen über eine Regierungskoalition kam es nicht mehr. 

58 Siehe ebenda. 
59 Vgl. auch Altendorfer, Schäffer, S. 762, Anm. 690. 
60 Vgl. ebenda, S. 745, S. 749 und S. 761. 
61 Goebbels-Tagebücher, Teil I, Bd. 2, Eintragung vom 15. 3. 1933, S. 393. 
62 Ministerbesprechung vom 15.3. 1933, in: Akten der Reichskanzlei. Regierung Hitler 1933-1938, 

hrsg. von Konrad Repgen, Teil I: 1933/34, Bd. 1: 30. Januar 1933 bis 31. August 1933, bearb. v. 
Karl-Heinz Minuth, Boppard 1983, S. 212. 

63 Ebenda. 
64 Scharnagl an Faulhaber, 16. 3. 1933, in: Volk, Akten Kardinal Faulhaber, Bd. I, S. 668. 
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Schon wenige Tage nach den Gesprächen gingen die Nationalsozialisten dazu über, 
„die Bayerische Volkspartei von innen her gleichzuschalten"65. Am 16. März wurde 
gemeldet, Ministerpräsident Held habe „wegen stärkster Erschöpfung seiner Kräfte" 
seine Amtsgeschäfte niedergelegt und sei in die Schweiz gereist. Sofort ernannte Epp 
sich selbst zum kommissarischen Ministerpräsidenten und die Staatskommissare zu 
Ministern, was die Aussichten auf eine Koalitionsregierung vollends zunichte 
machte66. Dieser „kommissarische Ministerrat" erklärte seinerseits am 17. März 1933 
die bisherigen Minister des Kabinetts Held für entlassen und setzte die bisher kom­
missarisch amtierenden neuen Staatsminister in die vollständigen Rechte ein67. Die 
Nationalsozialisten hatten damit sämtliche Ministerien übernommen; lediglich das 
neuerrichtete Wirtschaftsministerium wurde am 17. April dem BVP-Reichstagsmit-
glied Graf Quadt übertragen, ein Zugeständnis, das mit Quadts Rücktritt zwei 
Monate später obsolet wurde68. 

VI. 

Welche Einsichten erlauben die Gesprächsprotokolle in die Motive und Handlungs­
absichten der Beteiligten? Die NS-Führung fühlte sich noch sechs Wochen nach 
ihrer Machtübernahme in Berlin dazu veranlaßt, mehrfach intensive Verhandlungen 
mit der zweitgrößten bayerischen Partei aufzunehmen - und zwar durch Hitler 
selbst. In den Unterredungen mit Lex übernahm Hitler zahlreiche Gedanken aus der 
Buttmannschen Denkschrift, um die Koalitionsbereitschaft der BVP und ihr politi­
sches Gefahrenpotential für seine Regierung auszuloten. Auch der Hinweis auf die 
Gefahren eines Attentats oder einer Gegenrevolution im Norden vermittelt den Ein­
druck, Hitler habe sich in dieser dramatischen Situation noch nicht völlig sicher 
gefühlt und politische Alternativen ernsthaft erwogen. Die Annahme eines abgekar­
teten Spiels, bei dem Buttmann nur als konservativ-nationalsozialistisches Aushänge­
schild eingesetzt worden wäre, um bis zur Ausschaltung des Landtags den Anschein 
von Legalität zu wahren69, dürfte Hitler ein allzu planvolles Vorgehen unterstellen. 
In jedem Fall scheiterte Buttmann aber mit seiner gemäßigten, eine Koalitionslösung 
anstrebenden Position. Im Ergebnis leistete er der Machtübernahme Hitlers in Bay­
ern gute Dienste, weil er wichtige Teile der bisherigen politischen Elite neutrali­
sierte. Entgegen seinen Hoffnungen wurde Buttmann jedoch nicht mit einem Mini­
steramt belohnt: „Der Verdacht, Buttmann sei auf diese Weise kaltgestellt worden, 

65 Altendorfer, Schäffer, S. 763. 
66 Ebenda; vgl. auch Probst, NSDAP, S. 84. 
67 Vgl. Domarus, Hitler, Bd. I, S. 212 f. 
68 Vgl. Volk, Bayern, S. 520 f.; Schwend, Bayerische Volkspartei, S. 570 f.; ACSP München, NL Mül­

ler, Aufzeichnung „Monarchistische Bestrebungen", S. 4. 
69 Vgl. Probst, NSDAP, S. 84. 
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um nicht doch noch eine BVP-NSDAP Regierung zustande zu bringen, ist keines­
wegs unbegründet."70 

Die Gesprächsprotokolle zeigen deutlich, wie sich Hitler verschiedene Optionen 
offenhielt und schließlich kurzfristig und spontan eine Entscheidung traf, die durch 
den Gang der Entwicklung bereits vorgeprägt worden war71. Geschickt spielte er die 
Radikalen in seiner Partei, allen voran Ernst Röhm, gegen die gemäßigten National­
sozialisten und die jungen BVP-Vertreter aus. Er inszenierte in der dritten Unterre­
dung eine Debatte über das Verhalten der BVP am 9. März, ließ Röhm Bericht 
erstatten und zwang Lex auf diese Weise zur Richtigstellung und Rechtfertigung. 
Geradezu idealtypisch wandte Hitler hier die Herrschaftsmethode des „divide et 
impera" an, um selbst als Schiedsrichter aus der Debatte innerhalb der NSDAP her­
vorzugehen72. Zugleich konnte er den Gesprächen mit Lex die unmißverständliche, 
wenn auch nicht bedingungslose Kooperationsbereitschaft der BVP entnehmen. Das 
erleichterte ihm den Entschluß zum Alleingang: Statt einer Koalitionsregierung mit 
der BVP, die oppositionelle Kräfte binden sollte, ließ er eine Minderheitsregierung 
einsetzen und konnte doch weitgehend sicher sein, daß von der BVP keine Gefahr 
mehr ausgehen würde. Daß er kaum eine echte Neigung besaß, eine formelle Mehr­
heitsregierung zu bilden, und die Unterredungen in diesem Sinne tatsächlich zweck­
los waren, wie Lex richtig argwöhnte73, geht auch aus den Äußerungen Hitlers 
gegenüber den Zentrumspolitikern Ludwig Kaas und Ludwig Perlitius am 31. Januar 
1933 hervor. Unter Berufung auf seinen Koalitionspartner, den DNVP-Vorsitzenden 
Alfred Hugenberg, lehnte er eine parlamentarische Verbreiterung des Reichskabi­
netts ab74. 

Die jungen BVP-Führer suchten nach dem 9. März 1933 einen Mittelweg zwi­
schen der Konfrontation mit der NSDAP und der vollständigen Eingliederung ihrer 
Partei in die „nationale Front", wie sie vom Wirtschaftsbeirat der BVP gefordert 
wurde75. Ihr - bei aller Konzessionsbereitschaft - unerschrockenes Beharren auf 
politischer Eigenständigkeit und der zaghafte Einspruch gegen terroristische Herr­
schaftsmethoden zeigen, daß Schäffer und Lex nicht einfach einen von Industrie und 
Mittelstand geforderten „Rechtsruck" vollziehen wollten76. Ob ihre Zugehörigkeit 
zur „Frontgeneration" tatsächlich so bedeutend war, darf hingegen bezweifelt wer­
den. Auch wenn die Weltkriegs- und Krisenerfahrungen, ein übersteigerter Nationa-

70 Ebenda, S. 83; Domröse, NS-Staat, S. 103. 
71 In ganz ähnlicher Weise erfolgte Hitlers Entscheidungsfindung auch in anderen Krisensituationen, 

etwa der Ermordung Röhms, der Entlassung der Generäle Blomberg und Fritsch und der Ent­
scheidung zum Angriff auf Polen. Vgl. dazu nur Karl-Joseph Hummel/Wolfgang Dierker, Deut­
sche Geschichte 1933-1945, München 1998. 

72 Zur Herrschaftstechnik Hitlers vgl. Ulrich von Hehl, Nationalsozialistische Herrschaft, München 
1996, S. 44-47. 

73 Siehe Dokument 2. 
74 Vgl. Die Protokolle der Reichstagsfraktion und des Fraktionsvorstands der deutschen Zentrums­

partei 1926-1933, bearb. v. Rudolf Morsey, Mainz 1969, S. 612. 
75 Altendorfer, Schäffer, S. 761. 
76 Wiesemann, Vorgeschichte, S. 286; Schönhoven, Katholizismus, S. 549 f. 
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lismus und Antikommunismus einige Gemeinsamkeiten mit den Nationalsozialisten 
schufen, blieb die Berufung auf die „Fronterfahrung" doch vorwiegend appellativ. 
Anfang April hatte Lex alle Hoffnungen verloren, die Zugehörigkeit zum „Frontge­
schlecht" politisch instrumentalisieren zu können. Den zeitweilig kursierenden Plä­
nen eines „Bundes Deutscher Katholischer Frontkämpfer", die einer national-katho­
lischen Gruppierung eine aktive politische Rolle erhalten sollte, erteilte er eine 
Absage und schrieb einem Briefpartner nun, er „billige dem Fronterlebnis auf dem 
politischen Felde keine gemeinschaftsbildende Kraft zu"77. 

Die junge BVP-Führung war in den entscheidenden Märztagen 1933 stärker um 
ihre politische Autonomie als um bedingungslose Anpassung an die neuen Machtha­
ber bemüht. Erst die wachsende Erkenntnis, keine eigenständige politische Kraft 
bleiben zu können, löste bei den Verantwortlichen eine Welle der Resignation und 
Unterwerfungsbereitschaft aus. In diesen Kontext gehört auch die Zustimmung der 
BVP-Reichstagsfraktion zum „Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich" 
(„Ermächtigungsgesetz") vom 24. März 193378. Das positive Votum der bayerischen 
Partei zur Selbstaufgabe des Parlaments wurde anstelle des Fraktionsvorsitzenden 
Johann Leicht von Lex begründet, weil „die Person des Max-Joseph-Ritters" nach 
den Worten Schäffers „am ehesten die Gewähr für eine ungestörte Wiedergabe der 
schwerwiegenden Vorbehalte" bot79. Allerdings spricht nichts dafür, daß es Hitler 
bereits in den Verhandlungen mit Lex darauf abgesehen hatte, die Zustimmung der 
BVP zum Ermächtigungsgesetz zu erreichen. Seine Rede von der „Herstellung der 
willensmäßigen Einheit" war gegen den Föderalismus und die daraus erwachsenden 
Gefahren für die NS-Reichsregierung, nicht aber gegen die Existenz der Parteien im 
Reichstag gerichtet. Über irgendwelche Zugeständnisse oder Garantien Hitlers für 
die katholische Kirche, die Lex gewiß nicht unerwähnt gelassen hätte, enthalten die 
Aufzeichnungen keinerlei Hinweise. 

Die Bayernwacht wurde durch eine Verordnung der Landesregierung vom 23. 
März 1933 denjenigen Wehrverbänden zugerechnet, die aufzulösen waren. Nach 
einigen ergebnislosen Verhandlungen mit Röhm teilte Lex am 13. April 1933 dem 
bayerischen Innenminister Wagner die endgültige Auflösung dieser Selbstschutzor­
ganisation mit80. Das „Vorläufige Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem 
Reich" vom 31. März 1933 ließ die Koalitionsplanspiele Buttmanns endgültig Maku­
latur werden. Die Sitzverteilung im bayerischen Landtag wurde derjenigen des 
Reichstags angepaßt. Nun waren die NSDAP mit 48 Sitzen, die BVP mit 27, die 

77 Lex an Ammann, 10. 4. 1933, in: BAB/ZDH, ZB I/993, Bl. 779. 
78 Vgl. dazu neben der in Anm. 1 zitierten Literatur Winfried Becker, Die Deutsche Zentrumspartei 

gegenüber dem Nationalsozialismus und dem Reichskonkordat 1930-1933: Motivationsstrukturen 
und Situationszwänge, in: Historisch-politische Mitteilungen 7 (2000), S. 13 f.; Rudolf Morsey, Das 
„Ermächtigungsgesetz" vom 24. März 1933. Quellen zur Geschichte und Interpretation des 
„Gesetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich", Düsseldorf 1992; Klaus Schönhoven, Zwi­
schen Anpassung und Ausschaltung. Die Bayerische Volkspartei in der Endphase der Weimarer 
Republik 1932/33, in: Historische Zeitschrift 224 (1977), S. 372 f. 

79 Altendorfer, Schäffer, S. 771; Schönhoven, Anpassung, S. 372 f. 
80 Vgl. Schönhoven, Katholizismus, S. 548. 
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SPD mit 17 Sitzen vertreten, so daß sich alle weiteren Verhandlungen erübrigten. 
Diese Machtverschiebung und der nun auch in Bayern tobende Terror gegen Juden 
und politisch Andersdenkende dämpfte die Anpassungsbereitschaft der BVP-Füh-
rung jedoch nicht, sondern bewirkte das genaue Gegenteil81. Schäffer rief im Bayeri­
schen Kurier vom 8. April 1933 dazu auf, die Reichsregierung dabei zu unterstützen, 
daß sie „Arbeit und Brot dem Volke bringen, einen nationalen Aufstieg im Innern 
erringen und deutsches Recht und deutsche Freiheit nach außen hin erkämpfen 
kann"82. Derweil bereitete Lex seinen Wechsel in das Reichsinnenministerium vor, 
den ihm Buttmann, der dort ab Mai 1933 die Kulturabteilung leitete, ermöglicht 
hatte. Für die BVP gab es keine Zukunft mehr. Die Zustimmung der BVP zum 
bayerischen Ermächtigungsgesetz am 29. April 1933 war das letzte Zugeständnis an 
die Machthaber, bevor sich die Partei am 4. Juli 1933 selbst auflöste. 

Dokument 1 

Aufzeichnung von Hans Ritter von Lex über seine Unterredungen mit Hitler, 

15. März 193383 

Erörterungen zur Regierungsbildung in Bayern 

Kommt eine Koalition zwischen Nationalsozialisten und B. V. P.? 

3 Gespräche mit Adolf Hitler 

am 13. und 14. März 1933 

Vorbemerkung: 
In den Tagen vom 10. bis 12. März wurden in verschiedenen Teilen Bayerns Ange­
hörige, besonders aber Orts- und Kreisführer der Bayernwacht festgenommen. Bei 
einer noch größeren Anzahl erfolgten Haussuchungen und kurz dauernde Verhaf­
tungen. Infolgedessen bestand für den Landesführer der Bayernwacht Ritter von 
Lex Veranlassung, sich mit dem kommissarischen Polizeipräsidenten Himmler am 

11.3. vorm. 11 Uhr u. nachm. 5 Uhr84 und mit dem Reichkommissar von Epp am 

12.3. mittags 215 in Verbindung zu setzen, um darzutun, daß die Bayernwacht 
gemäß ihrer Vormerkung als Notpolizei ordnungsgemäß am 9. März Bereitschaft 
angeordnet hatte. Es sei möglich, daß der Befehl zur Aufhebung der Bereitschaft 
nicht überall durchgedrungen war, da ja vom Abend des 9. März an die Gewalt sich 
in Händen des Reichskommissars und seiner Unterkommissare befinde. 

81 Vgl. Schönhoven, Anpassung, S. 371. 
82 Zit. nach Schönhoven, Katholizismus, S. 550. 
83 BAB/ZDH, ZB I/1192, Bl. 1192-1208. 
84 Der hier und im folgenden kursiv wiedergegebene Text wurde handschriftlich von Lex in das 

Typoskript eingefügt. 
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An den Besprechungen bei Ritter von Epp beteiligte sich auch der Reichstagsab­
geordnete Eugen Graf von Quadt, der durch seine Abstammung und seine militäri­
sche Laufbahn dem Verkehrskreis des Herrn von Epp sehr vertraut ist und der als 
Reichstagsabgeordneter schon längere Zeit Querverbindung zu den Reichstagsabge­
ordneten Ritter von Epp und Röhm, dem Reichsführer der S.A., besaß. In den 
Unterhaltungen zwischen den genannten Herren kam auch die Rede auf die bevor­
stehenden Verhandlungen über Bildung einer neuen bayerischen Regierung, prak­
tisch gesprochen also über die Frage, ob eine Koalition zwischen den Nationalsozia­
listen und der Bayerischen Volkspartei möglich sei. 

Quadt und Lex brachten den Gedanken zum Ausdruck, daß eine Beteiligung der 
Bayerischen Volkspartei nur in Betracht komme, wenn dieser als Regierungspartei 
die Fortführung ihrer Parteiarbeit und auch die Erhaltung der Bayernwacht möglich 
sei. Die Bayernwacht der einen Partei dürfe in ihren Rechten nicht zurückgesetzt 
sein hinter die S. A. der anderen Regierungspartei85. Die B. W. sei in ihrer wehrpoliti­
schen Arbeit an Kreise der Jugend, insbesondere der kath. Jugend, herangekommen, 
die der S. A. u. dem Stahlhelm immer verschlossen bleiben würden. Röhm erklärte, 
er sei noch gestern (Samstag) der Auffassung gewesen, daß die B. W. verboten werden 
müsse. Er sei aber jetzt selbst der Meinung, daß die wehrpolitische Erziehungsarbeit 
der B. W. nicht ausgeschaltet werden solle. Er wird sich in den nächsten Tagen mit 
Lex ins Benehmen setzen. 

In der Sache der verhafteten Bayernwachtkameraden wurde86 von Staatskommis­
sar Wagner am 11.3. abends87 Entgegenkommen zugesichert, wenn der Landesfüh­
rer eine öffentliche Erklärung abgebe, die dann auch am88 Dienstag, 14.3. erfolgte 
(siehe Beilage89!). 

Die Landesleitung der Bayernwacht saß am Nachmittag des gleichen Tages noch­
mals beisammen und formulierte das Ersuchen an die Landtagsfraktion, den von der 
Fraktion benannten Unterhändlern noch als Vertreter der Bayernwacht und der 
Frontkämpfer der Partei die Herren Graf Quadt und Ritter von Lex beizufügen. 
Dies sollte der Fraktion zur Kenntnis gebracht werden in ihrer auf Montag, den 13. 
März vormittags 11 Uhr anberaumten Sitzung, zu der auch die Mitglieder der 
Reichstagsfraktion eingeladen waren. 

85 Handschriftlich gestrichen: „Bei diesen Unterhaltungen brachte Röhm den Gedanken, daß in den 
Wehrverbänden der beiden Parteien so viele in gleicher Richtung strebende Werte und Persönlich­
keiten vorhanden seien, daß über die Vertretung der Frontgeneration leichter eine Vereinbarung 
getroffen werden könne als über die 'politisch Belasteten' parlamentarischen Vertreter der Partei. 
Er sprach auch den Gedanken aus, daß nur Frontkämpfer die Verhandlungen führen sollten und 
fragte an, ob Lex einem Ersuchen zu einer Rücksprache mit Hitler Folge leisten würde. Er habe 
die Absicht, dies Hitler nach seiner Ankunft am heutigen Tag - Sonntag, den 12. März - vorzu­
schlagen." 

86 Handschriftlich gestrichen: „Entgegenkommen". 
87 Handschriftlich gestrichen: „Prüfung". 
88 Handschriftlich gestrichen: „gleichen Tag". 
89 Nicht überliefert. 
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Auf Grund dieser Vorgeschichte wurde nun Herr von Lex wiederholt zu Bespre­
chungen mit Herrn Reichskanzler Hitler eingeladen, und zwar 
I. Montag, den 13. März vormittags von 10.00-11.00 Uhr 

in der Privatwohnung Hitlers, München, Prinzregentenplatz. 
IL Montag, den 13. März abends 18.45-20.15 Uhr 

im Braunen Haus. 
III. Dienstag, den 14. März abends 21.15-22.45 Uhr 

im Braunen Haus. 
Die nachstehenden Aufzeichnungen beruhen auf unmittelbaren Mitteilungen des 
Herrn von Lex am Mittwoch, den 15. März nachmittags an Hand seiner nachträg­
lich gemachten Notizen. Die Unterredungen sind nicht vollständig wiedergegeben. 
Bei den festgehaltenen Äußerungen kann der Wortlaut nicht als präzis bezeichnet 
werden. Sie sind dem Sinn nach richtig. 

I. Besprechung zwischen Reichskanzler Adolf Hitler und Herrn v. Lex 
am Montag, den 13. März 33, 10.00-11.00 Uhr 
in der Privatwohnung Hitlers, Prinzregentenplatz. 

Die Einladung zu dieser Besprechung war Herrn von Lex in der Nacht von Sonntag 
auf Montag um 1.00 Uhr morgens zugestellt worden. 

Gedankengänge des Herrn Hitlers [sic]: 
Die zwei großen Ziele, die er verfolge, seien: 
1.) die willensmäßige Einheit des deutschen Volkes herzustellen. 
2.) die Zerschmetterung des Marxismus in Deutschland90 herbeizuführen. 
Parteien, die mit dem Marxismus zusammengegangen sind, hätten in Deutschland 
keine selbständige Zukunft mehr. Die Parteien als solche kämen im gegenwärtigen 
Stadium im Deutschland von heute überhaupt nicht mehr in Betracht bei der Bil­
dung von Regierungsmehrheiten. Daher lehne er das übliche Spiel von Koalitions­
verhandlungen mit Vorbieten und Feilschen ab. Die Parteien hätten ausgespielt, es 
müßten sich einige Männer des Frontgeschlechts zusammensetzen und über das 
beraten, was man weiter tun könne. 

Die Gewerkschaften dürften als politische Instrumente in Zukunft nicht mehr 
weiterarbeiten. Sie müßten sich auf ihre sehr wichtige Arbeit als berufsständige [sic] 
Vertretungen zurückziehen. Dabei müßten die Führung die nationalsozialistischen 
Gewerkschaften übernehmen, die heute bereits über 1 Million Mitglieder hätten und 
in der Lage seien, die Führung auf diesem Gebiet zu übernehmen. 

Bei der Erläuterung des Begriffs „willensmäßige Einheit des deutschen Volkes" 
kam Hitler auf die Frage Reich und Länder zu sprechen. 

Die Länder hätten sich bisher etwas darauf zugute getan, daß sie selbständig Poli­
tik hätten treiben können und wollen. Das habe aber auf Grund des besonderen 

90 Handschriftlich gestrichen: „herzustellen". 



„Ich will keine Nullen, sondern Bullen" 129 

Charakters der Weimarer Verfassung zu einem schlechten Ergebnis für die Länder 
führen müssen. Unter der alten Bismarckischen Reichsverfassung sei dies möglich 
gewesen ohne Schaden für die Länder; denn damals seien an der Spitze der Länder 
Herrscherhäuser und aristokratisch geführte Regierungen gestanden. Diese seien 
nicht in die politische Propaganda hinausgetreten, hätten nicht in Versammlungen 
und im Rundfunk gesprochen und nicht an dem Parteienkampf teilgenommen. 
Dadurch seien die Konfliktsmöglichkeiten zwischen Reich und Bundesstaaten nie­
dergehalten worden. 

Die jetzigen Verhältnisse dagegen machen die Gleichschaltung in Reich und Län­
dern notwendig; denn durch die politische Tätigkeit der Länder auf Grund der Wei­
marer Verfassung sei die Aushöhlung der Länder herbeigeführt worden. Man nehme 
z. B. den Fall, daß in beachtlichen Ländern eine Rechtsregierung bestand, während 
im Reich links regiert wurde. Dann suchte das rechts regierte Land Anschluß und 
Unterstützung bei anderen rechts regierten Ländern, um mit ihnen eine Front gegen 
die links gerichtete Reichsregierung zu bilden. Die Reichsregierung konnte in Ver­
folgung ihrer Politik aber dann nicht Maßnahmen gegen diese einzelnen Länder ver­
folgen, sondern griff zu dem Ausweg, Maßnahmen zu unternehmen, die sich gegen 
die politischen Kräfte der Länder überhaupt richteten. Die Wirkung war im Laufe 
von über 13 Jahren eine immer stärkere Aushöhlung der Länder, da dieses Kampf­
verfahren sowohl von links wie von rechts gerichteten Reichsregierungen gegen 
gegensätzlich gerichtete Gruppierungen bei den Länderregierungen angewandt 
wurde. Es mußte also die Entwicklung auf Grund der Weimarer Verfassung automa­
tisch immer gegen die Länder ausgehen. 

Er sei bisher Föderalist gewesen, aber er sei zu dem Ergebnis gekommen, daß 
man mit dem Unsinn der Weimarer Verfassung auf diesem Gebiet ein Ende machen 
müsse. Es sei eine vollkommene Gleichschaltung zwischen Reich und Ländern not­
wendig und dauernd festzulegen. 

Zum Schluß richtete Hitler an Herrn von Lex die Frage, ob man darauf hoffen 
könne, daß in der Bayerischen Volkspartei das Frontgeschlecht bereit sei, mitzuar­
beiten. Er, Herr von Lex, möge sich vergewissern, wie die Bayerische Volkspartei 
über eine Beteiligung an der Regierung denke. 

Hitler fragte bei Lex an, ob dieser bereit sei, wieder zur Besprechung zu kommen. 
Politiker und Parlamentarier wolle er nicht sehen. -

Bei der vorstehenden Besprechung war Herr von Lex durchaus zuhörend und 
beschränkte sich nur auf die wiederholte Versicherung, daß in der Bayerischen 
Volkspartei nicht nur in der Frontgeneration, sondern durchaus in der ganzen Partei 
absolut der Wille zu positiver Aufbauarbeit bestehe. 

Der Inhalt der vorstehend skizzierten Aussprache Hitler-Lex wurde von letzterem 
ordnungsgemäß und in unmittelbarem Anschluß am Montag, den 13. März 1933 
vormittags 11.55 Uhr dem Parteivorsitzenden, dem Vorsitzenden der Landtagsfrak­
tion und den Kabinettsmitgliedern der Partei zur Kenntnis gebracht, und zwar im 
Landtagszimmer des Fraktionsvorsitzenden. 
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An dieser Besprechung nahmen teil: Prälat Wohlmuth und Abg. Baumann91 für 
die Fraktionsvorstandschaft, Staatsrat Schäffer als Parteivorsitzender, Ministerpräsi­
dent Held und Innenminister Stützel für die Regierungsmitglieder, Prälat Dr. Schar-
nagl als einer der benannten Unterhändler. 

Das Ergebnis dieser Aussprache, die über 11/2 Stunden dauerte, war folgendes: 
Herr von Lex wird ermächtigt und bevollmächtigt für weitere Aussprachen mit 

Hitler als einziger Unterhändler, und es wird ihm das vollkommene Vertrauen der 
oben genannten Personen und Instanzen ausgesprochen. 

Als Richtlinien werden ihm mitgegeben: 
1.) Einverstanden ist die Bayerische Volkspartei mit der vollständigen Niederrin­

gung des Marxismus. Dabei werden Härten in der Abwehr der Kommunisten 
wohl unvermeidlich sein und auch von der Partei verstanden. Für den Kampf 
zur Niederringung der Sozialdemokratie halte die Partei aber Formen für not­
wendig, die im Einklang mit den christlichen Sittengesetzen sich befinden. 

2.) Die Bayerische Volkspartei ist bereit zur Mitwirkung in der nationalen Aufbau­
arbeit der Reichsregierung unter der Voraussetzung der Wahrung der staatlichen 
Lebensrechte Bayerns. 

3.) Die Bayerische Volkspartei fordert als nationale und christliche Weltanschau­
ungspartei für sich und ihre Unterorganisationen Gleichberechtigung auf allen 
Gebieten mit den Einrichtungen der nationalsozialistischen Partei und deren 
Verbänden Diese Gleichberechtigung ist materiell zu meinen, nicht ziffern­
mäßig. 

4.) Für das Vorgehen bei der Regierungsbildung solle Herr von Lex vorschlagen, 
daß man sich zusammensetzen solle zur Vereinbarung eines Rahmenprogramms. 
Wenn dabei Wohlmuth von der Gegenseite als Unterhändler abgelehnt würde, 
dann sollte aber doch unbedingt Schäffer mit dabei sein, damit nicht die ganze 
Verantwortung auf den Schultern der Bayernwachtführer oder des Herrn von 
Lex allein liege. 

II. Besprechung zwischen Reichskanzler Adolf Hitler u. Herrn v. Lex 
am Montag, den 13. März 19.45-20.15 Uhr 
im Braunen Haus. 

Bei dieser Besprechung war als stummer Zuhörer ständig Reichsinnenminister 
Dr. Frick anwesend. 

Herr von Lex eröffnete die Besprechung damit, daß er auf die Bayernwacht als 
eine Schöpfung des Frontgeschlechts in der Bayerischen Volkspartei hinwies. Die 
Bayernwacht sei auch Trägerin der Tradition dieses Frontgeschlechts und sie verkör­
pere den Aufbauwillen, der einheitlich in der ganzen Partei vorhanden sei. Daran 
anschließend trug er dann entsprechend der ihm erteilten Instruktion vor: 

91 Paul Baumann (geb. 1878), Landesökonomierat, 1920-1925, 1929-1933 MdL (BVP). 
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1.) Einverstanden sei die Bayerische Volkspartei, daß der Bolschewismus aufs aller-
schärfste bekämpft werde und auch mit den schärfsten Methoden, wenn die 
Lage dazu zwinge. 
Auch mit der Niederringung des Marxismus ist die Partei vollkommen einver­
standen. Sie ist aber der Meinung, daß gegenüber den Sozialdemokraten die bru­
talen physischen Methoden weniger am Platze seien. Es müßten hier, wo es sich 
mehr um eine geistige Bewegung handle, auch stärkere geistige Mittel mit heran­
gezogen werden und es müßten dabei die christlichen Sittengesetze beachtet 
werden unter Ablehnung terroristischer Methoden. 

2.) Auch bei der Herstellung der willensmäßigen Einheit des Deutschen Volkes sei 
die Partei zur Mitwirkung bereit. Dabei müßten wir festhalten an den ange­
stammten staatlichen Lebensrechten Bayerns. Die Lebensrechte wurden einzeln 
umschrieben mit Kulturverwaltung, Innenverwaltung, Justizverwaltung ein­
schließlich Polizei, die trotz Notverordnung vom 28. Februar 193392 bei den 
Ländern verbleiben könne und müsse. Die Einzelheiten auf diesem Gebiet 
bewegten sich im Rahmen der allgemein bekannten programmatischen Richtli­
nien der Bayerischen Volkspartei. 

3.) Nicht als Knechte und Parias könnten die Angehörigen der Bayerischen Volks­
partei am Aufbauwerk mitarbeiten, sondern nur bei der Gewährung von Gleich­
berechtigung. „Was verstehen Sie unter Gleichberechtigung?", fragte Hitler. 
„Nicht die zahlenmäßige, sondern die wertmäßige Gleichachtung und Gleichbe­
rechtigung, insbesondere auch für die Bayernwacht." 

Das wurde weiterhin erläutert: Bei der Pflege der körperlichen Ertüchtigung wie 
auch bei der Einsetzung der Wehrorganisationen als Hilfspolizei müßten die Ange­
hörigen der Bayernwacht entsprechend ihrer zahlenmäßigen Stärke mit gleichen 
Rechten herangezogen werden wie die nationalsozialistischen Wehrverbände. 

Weiterhin nannte Herr von Lex dann die Namen der von der Landtagsfraktion 
benannten Unterhändler, nämlich: 

Prälat Dr. Wohlmuth, Prälat Dr. Scharnagl, Schäffer und Dr. Hundhammer. Diese 
Vorschläge wurden sofort abgelehnt, insbesondere der Name Wohlmuth, mit der 
Bemerkung von Hitler: „Ich habe doch Frontsoldaten verlangt!" Lex wies darauf 
hin, daß Schäffer Frontsoldat sei, vor Verdun gekämpft habe, verwundet wurde. 
Darauf erwiderte Hitler: „Ich persönlich habe nichts gegen ihn, aber er ist nicht 
angenehm beim Reichpräsidenten. Man dürfe jetzt nicht die Partei mit Herrn Schäf­
fer exponieren."93 

92 Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933, RGBl. 
I, S. 83. 

93 BAB, NS 10/123, Bl. 82, Schreiben Schäffers an Lex vom 15. März 1933: „Lieber Freund! Du hast 
heute - ich weiß nicht, aus welchen Gründen - an mich die Bitte gerichtet, ich möchte Dir doch 
mitteilen, ob ich seinerzeit bei der Audienz beim Herrn Reichspräsidenten am 17. Februar ds.J. 
über den Herrn Reichskanzler Adolf Hitler eine persönlich abfällige Bemerkung gemacht hätte. 
Ich muß das ganz entschieden und auf Manneswort bestreiten. Richtig ist meiner Erinnerung 
nach, daß ich gelegentlich ausgeführt habe, daß die ganze Dynamik der nationalsozialistischen 
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Lex fragte, ob der Frontkämpfer Graf Quadt genehm sei. Antwort von Hitler: 
„Sitzt auch schon 4 Jahre in der Reichstagsfraktion und dadurch politisch verdorben!" 

Ergötzlicherweise saß Herr Reichsminister Dr. Frick dabei, der auch schon ziem­
lich lange im Reichstag tätig ist und ein etwas befremdetes Gesicht machte, so daß 
Hitler dazufügte: „Ich meine natürlich die Arbeit in den alten Fraktionen." 

Auf die erneute Frage nach Quadt wurde geantwortet: „Nein, dieser Quadt 
bestürmte mich am 9. März in der ärgsten Weise, ausgerechnet mich, um mich zum 
Eingreifen in Bayern zu bringen."94 

„Nein, ich will niemanden sehen als Sie. Ich werde Sie wieder rufen lassen, kom­
men Sie allein!" 

Lex: „Ich bitte Sie, sich zu überlegen, was das für mich bedeutet hier allein zu sit­
zen und für eine große Partei sprechen und Vereinbarungen treffen zu müssen." 

Hitler: „Ich wünsche, daß Sie allein kommen. Ich werde Sie wieder rufen lassen. 
Machen Sie einen Vorschlag über die Ministerien, die Ihre Partei haben möchte und 
sagen Sie die Persönlichkeiten, die Sie für diese Ministerien vorschlagen." 

Hitler äußerte sich dann noch über die Reichskommissare. Epp sei doch eine gute 
Persönlichkeit und auch die anderen Kommissare seien sehr schätzenswerte Men­
schen. 

Im Lauf der Aussprache hatte Hitler noch mitgeteilt, daß er sich auch die fränki­
schen Führer der N.S.D.A.P. habe kommen lassen. Es bestehe eine sehr starke Strö­
mung, die Zentrum und Bayerische Volkspartei im Reich wie in Bayern ganz draußen 
lassen wolle55. Insbesondere deshalb, weil das Zentrum bei den preußischen Gemein­
dewahlen sehr stark abgenommen habe. Das Ergebnis der gleichen Wahl aber zeige, 
daß die nationalsozialistische Bewegung noch im vollen Vormarsch zum Siege sei. 

Der Inhalt der II. Besprechung zwischen Adolf Hitler und Herrn von Lex wurde 
ordnungsgemäß von Herrn von Lex am anschließenden Dienstag vormittags 9 Uhr 
im Fraktionszimmer den dort anwesenden Herren zur Kenntnis gebracht. Die 
Besprechung wurde gegen 10 Uhr in das Zimmer des Fraktionsvorsitzenden Prälaten 
Dr. Wohlmuth verlegt. Es nahmen daran teil: Prälat Wohlmuth und Baumann für 

Bewegung dahin führen muß, daß die Länder eigenen politischen Willen nicht mehr haben kön­
nen, so daß die Politik, die Bayern z. B. gegenüber der marxistischen Strömung in Deutschland 
1920 ff. getrieben habe, nicht mehr möglich sein würde. Ich habe aber im Gegenteil auf eine 
Bemerkung des Herrn Reichspräsidenten hin sogar ausdrücklich festgestellt, daß ich es gewesen 
bin, der bereits im November, als dem Herrn Reichspräsidenten doch noch andere Berichte zugin­
gen, ein persönlich sehr günstiges Urteil über den jetzigen Herrn Reichskanzler abgegeben habe 
und daß ich in die Person des Herrn Reichskanzlers Vertrauen habe." Lex sandte diesen Brief mit 
Bezug auf die „am Dienstag abend gewährte Unterredung" noch am gleichen Tag an Hitler weiter 
(ebenda, Bl. 83). 

94 Siehe Dokument 2: „dieser Herr Quadt hat mich am 9. März in Berlin geradezu bestürmt, daß ich 
von der Einsetzung eines Kommissars in Bayern absehen solle". 

95 Hitler traf am Montag, den 13.3. 1933 auch mit dem oberfränkischen Gauleiter Hans Schemm 
zusammen, der die Koalitionsverhandlungen mit der BVP scharf attackierte und forderte, als einzi­
ger Vertreter der fränkischen und nordbayerischen Bevölkerung einen Ministerposten in der Lan­
desregierung zu erhalten. Vgl. Franz Kühnel, Hans Schemm. Gauleiter und Kultusminister 
(1891-1935), Nürnberg 1985, S. 284-287. 
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die Fraktion; Schäffer für die Landesparteileitung, Prälat Dr. Scharnagl als einer der 
Unterhändler; Held und Stützel für die Regierungsmitglieder; zeitenweise Kommer-
zienrat Dr. Hergt96 und Graf Quadt. 

In dieser Besprechung wurde in Anlehnung an die Mitteilung, die am Morgen des 
9. März von Reichsinnenminister Dr. Frick an den bayerischen Gesandten Sperr in 
Berlin gemacht wurde97, der Anspruch der Bayerischen Volkspartei wie nachstehend 
festgelegt: 

Die Forderung beruhte darauf, daß Dr. Frick als Anspruch der Nationalsozialisten 
genannt hatte: Das Präsidium und das Äußere, das Innere, die Finanzen. 

Die Anregung des Fraktionsvorsitzenden der B.V. P, das Ministerium des Inneren 
zu fordern, wurde von allen anderen Teilnehmern an der Besprechung sehr rasch als 
völlig unmöglich anerkannt. 

Vorschlag der Bayerischen Volkspartei: 
2 Ministerien und 2 Staatssekretäre aus einer Gesamtzahl von 5 Ministerien und 2 

Staatssekretären. 
Ministerien: 
1.) Kultus: Schäffer 
2.) Justiz: von Lex98. 
Staatssekretäre: 
3.) Landwirtschaft: Dr. Hundhammer od. Dr. Rothermel99 

4.) Arbeit: Funke100. 

Bei den Verhandlungen sollte möglichst so taktiert werden, daß der Staatssekretär 
für Arbeit als Fachsekretär zu behandeln und als selbständig anzusehen sei. 

Für den Fall, daß die genannten Ministerien nicht erreicht werden könnten, sollte 
versucht werden: Finanz- und Justiz für Schäffer und Lex zu erlangen und ev. ein 
Staatssekretär im Kultusministerium, für den man sich auf einen Namen nicht 
einigte. 

In der vorstehenden Besprechung betonte Herr von Lex ausdrücklich, wie pein­
lich für ihn die Lage sei, daß er, der Unterhändler selbst, für ein Ministerium in 
Betracht komme. Da man ihm erwiderte, daß keine Bedenken bestehen, wurde auf 

56 Oskar Hergt (1869-1967), Jurist, 1917/18 preußischer Finanzminister, 1919-1923 MdL (DNVP) in 
Preußen, 1927/28 Reichsjustizminister und Vizekanzler, Juni 1920-Nov. 1933 MdR. 

97 Frick hatte bei Franz Sperr „möglichst bald eine Regierungsbildung in Bayern" angemahnt, bei der 
die Nationalsozialisten „mindestens drei Ministerien und die Initiative der Führung für sich bean­
spruchen", nämlich das Außen-, Innen- und Finanzministerium. Altendorfer, Schäffer, S. 729. 

98 Handschriftliche Schweifklammer hinter den beiden Zeilen „1) Kultus: Schäffer" und „2) Justiz: 
von Lex" mit der Bemerkung: „so auch umgesetzt". Bei der Regierungsbildung übernahmen die 
Nationalsozialisten Hans Schemm das Kultus- und Hans Frank das Justizministerium. Möglicher­
weise sollte diese Bemerkung andeuten, daß die Absicht „umgesetzt" wurde, Hitler diese beiden 
Ministerien zur Besetzung durch BVP-Politiker vorzuschlagen. 

99 Dr. Fridolin Rothermel (1895-1955), Landwirt, 1932/33 MdR (BVP), 1932/33 MdL (BVP). 
100 Linus Funke (geb. 1877), Gewerkschafter, 1920-1933 MdL (BVP). 
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sein Ersuchen ausdrücklich abgestimmt und einstimmig festgestellt, daß die Anwe­
senden fordern, daß er sich für ein solches Amt zur Verfügung halte. 

Der Unterhändler von Lex wurde noch beauftragt, zum Schutze der B.V. P.-Ange­
hörigen bestimmt zu fordern, daß unter die Vergangenheit ein Strich gemacht wer­
den und daß niemand gemaßregelt werden dürfe, weil er in seiner dienstlichen Tätig­
keit bisher Nationalsozialisten entgegengetreten war. 

III. Besprechung zwischen Reichskanzler Hitler und Herrn v. Lex 
am Dienstag, den 14. März, 21.15-22.45 Uhr 
im Braunen Haus. 

Bei dieser Besprechung war zuerst101 Herrn Hitlers Privatsekretär Hess102 anwesend. 
Dann wurde Röhm dazugerufen, während Hess sich entfernte. 

Reichskanzler Hitler eröffnete die Besprechung mit folgendem Gedanken: 
„Ich möchte gleich eines sagen: Die S.A. ist außerordentlich erregt darüber, daß 

auch Kräfte der Bayerischen Volkspartei in die Regierung kommen sollen. Man ist 
erregt über den Verlauf des 9. März, doch darüber soll Röhm berichten." 

Röhm kommt herein und Hitler sagt zu ihm: „Nicht wahr, Du bist auch der Mei­
nung, daß größte Schwierigkeiten bei der Regierungsbildung bestehen wegen der 
Vorgänge vom 9. März?!" 

Röhm gibt eine Schilderung der Vorgänge vom 9. März, wie sie auch im „Völki­
schen Beobachter" zu finden ist103. Einleitend bemerkt er, daß am Mittwoch abend 
Himmler ihm nach Berlin telephoniert habe, daß in München alles sehr erregt sei. In 
allen anderen Ländern gehe es mit der Umbildung der Regierung vorwärts, nur in 
Bayern rührt sich nichts. 

In Röhms Ausführungen spielt eine wesentliche Rolle ein angeblicher Schieß-104 

erlaß des Ministers Stützel vom 9. März105, der eine tiefgehende, noch heute beste­
hende Erregung und Verbitterung der S. A. zur Folge gehabt habe. 

Hitler zieht, nachdem Röhm geendet hatte, die Schlußfolgerung aus dessen 
Bericht, daß nämlich eine sehr tiefe Erregung in der S. A. bestehe und macht auch 
eine Andeutung wegen des sich rührenden furor protestanticus. 

Herr von Lex erhebt daraufhin die Frage, ob es denn nun überhaupt noch einen 
Zweck habe, sich zu besprechen. Liege denn nicht schon eine Entscheidung vor, daß 
eine gemeinsame Regierung gar nicht in Betracht komme. 

Hitler wünscht eine Äußerung von Lex, denn die Entscheidung sei noch nicht 
gefallen. 

101 Handschriftlich gestrichen: „der politische Generalsekretär". 
102 Handschriftlich gestrichen: „der N.S.D.A.P.". 
103 „Reichskommissar v. Epp beruft sechs Staatskommissare", in: Völkischer Beobachter vom 11.3. 

1933, S. 1 f.; „Wie es zum Umschwung in Bayern kam", in: Ebenda vom 19./20. 3. 1933, S. 2. 
104 Handschriftlich gestrichen: „befehl". 
105 Zur „theatralisch-fiktiven" Instrumentalisierung eines angeblichen Schießbefehls durch Röhm 

und Epp vgl. auch Domröse, NS-Staat, S. 74. 
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Herr von Lex legt daraufhin dar, daß von bayerischen Gesichtspunkten aus die 
Bayerische Volkspartei mit über 1,2 Millionen Wählern auch heute noch einen sehr 
wichtigen Faktor in Bayern darstelle. Es sei doch bedeutungsvoll, wenn man in Bay­
ern zu einer Befriedung komme, nachdem doch in Norddeutschland noch mit man­
cherlei Unruhen zu rechnen sei106. 

Hitler fragt: „Glauben Sie, daß es möglich ist, eine ehrliche Zusammenarbeit her­
zustellen?" 

v. Lex: „Wenn das Vorgehen auf dem Boden der Achtung und Ehrlichkeit Gleich­
berechtigung erfolgt, würde ich meine letzten Kräfte dafür einsetzen. Dann könnten 
auch die Personen, die in das Kabinett kämen, zu einer fruchtbaren Zusammenarbeit 
gebracht werden. Allerdings müßte eine besondere Möglichkeit geschaffen werden. 
Wenn nämlich Meinungsverschiedenheiten entstünden, müßte auch für ihn (Lex), 
der das Ohr des Herrn Reichskanzlers besitze die Möglichkeit bestehen, an Hitler 
persönlich107 sich zu wenden und auch zugunsten der BVP-Minister seine Meinung, 
unter Umständen sogar eine Entscheidung einholen zu können." 

Hitler sagt dann, man möge doch zum Zweck der heutigen Besprechung über­
gehen und darum solle v. Lex angeben, welche Ministerien und Personen er für die 
Bayerische Volkspartei in Vorschlag bringe. 

v. Lex: „Zunächst das Kultusministerium." 
Hitler: „Das macht unüberwindliche Schwierigkeiten." 
v. Lex legt die Gegengründe dar, die einen moralischen und politischen Anspruch 

auf das Kultusministerium rechtfertigen. 
Hitler: „Nein, das macht die allergrößten Schwierigkeiten!"108 

v. Lex stellt dann die Frage, wie Hitler es aufnehmen würde, wenn er, von Lex 
selbst, es ablehnen würde, in die Regierung zu gehen. 

Hitler: „Ich habe schon wiederholt gesagt: Ich will keine Nullen, sondern Bullen. 
Ich habe selbst eine Bullensammlung um mich herum, die mir manchmal viel zu 
schaffen macht, nicht wahr Röhm?" 

Dann sagt er weiter: „Ich habe Sie doch jetzt schon 3 mal rufen lassen, das ist 
deutlich genug, und ich habe auf unsere Unterredungen doch wirklich viel Zeit ver­
wendet." 

Schließlich bricht Hitler die Besprechung ab, er sagt, daß er in den 2 Tagen seines 
Aufenthalts in München wohl an die hundert Besprechungen gehabt habe. Er wolle 
sich die Sache nun einmal selber überlegen und einige Tage nach Berlin gehen, von 

106 Im Februar und März 1933 kam es im Raum Hamburg zu schweren Zusammenstößen zwischen 
Kommunisten und SA-Angehörigen. Ihr Höhepunkt waren blutige Straßenkämpfe am 6. 3. 1933 
in Altona, die zwei Tote und zahlreiche Verletzte zur Folge hatten. Vgl. „Schwer bewaffnete 
Kommunisten entfesseln Straßenschlacht in Hamburg", in: Völkischer Beobachter (Norddeutsche 
Ausgabe) vom 8. 3. 1933, S. 1; Hans-Robert Buck, Der kommunistische Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus in Hamburg 1933 bis 1945, Augsburg 1969, S. 38 f. 

107 Handschriftlich gestrichen: „Bericht zu erstatten". 
108 Handschriftlich gestrichen: „und nimmt Bezug auf die große Wichtigkeit der Tatsache, die 

Jugenderziehung in der Hand zu haben." 
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wo er am Freitag zurückkehren werde. Die Verhandlungen würden also auf 2 Tage 
unterbrochen. Dann gibt er präzis und bestimmt seinem Stabschef Röhm den Befehl: 
„Also Waffenstillstand auf 2 Tage!" 

Gegenüber Ritter von Lex bemerkt Hitler noch einmal: 90% sind dagegen, 10% 
sind dafür, daß wir mit der B.V. P. zusammengehen. 

v. Lex: „Also ist die Sache doch schon entschieden?" 
Hitler: „Nein, auch wenn nur 10% dafür sind, aber ich komme zu dem Ergebnis, 

daß es notwendig ist, so wird die Sache gemacht." 
v. Lex ersuchte dann noch um die Zusicherung, daß, vor der endgültigen Entschei­

dung durch Hitler, Hitler und er noch einmal miteinander sprechen würden. 
Hitler beendet die Unterhaltung mit den Worten: „Jawohl, ich werde Sie am Frei­

tag vormittag rufen lassen." 
Im Laufe der Unterhaltung hatte Hitler bemerkt, daß für Deutschland 2 gewaltige 

Gefahren entstehen, wenn einer der beiden Fälle eintreten würde: 
a) daß in Norddeutschland eine Gegenrevolution in größerem Umfang ausbrechen 

würde oder 
b) daß gegen ihn ein Attentat zur Ausführung gelangen würde. 

Nachtrag zur IL Besprechung: 
Im Laufe der ersten Besprechung hatte bei der Frage Föderalismus Hitler noch 

eine Bemerkung in folgendem Sinn gemacht: 
Die Bayerische Volkspartei könne ja ruhig ihren Föderalismus weiterpflegen. Er, 

Hitler, habe ja in allen deutschen Ländern die Ministerpräsidenten eingesetzt und 
wird mit diesen einheitliche Politik der Reichsregierung machen. 

Dokument 2 

Aufzeichnung von Hans Ritter von Lex über seine Unterredungen mit Hitler, 
19. März 1933109 

Aufzeichnung 
1. Unterredung mit Reichskanzler Adolf Hitler am 

Montag, den 13. März 1933 vorm. 10 bis 11 Uhr. 

Sonntag, den 12. März 1933, 1.15 Uhr früh erhielt ich von Dr. Buttmann Mitteilung, 
daß ich am Montag, den 13. März vormittags 10 Uhr bei Reichskanzler Hitler in 
dessen Privatwohnung in der Äußeren Prinzregentenstraße mich einfinden solle. Ich 
wurde um 10 Uhr in ein Zimmer geleitet, in dem ich Herrn Hitler und seinen Pri­
vatsekretär Hess vorfand. Herr Hitler führte in der einstündigen Unterredung etwa 
folgendes aus: 

109 BAB/ZDH, ZB I/1192, Bl. 1209-1229. 
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Er habe mich als Vertreter des Frontgeschlechtes zu sich gerufen, weil er als alter 
Soldat bei den Frontkämpfern, auch wenn diese politisch in einem anderen Lager 
stünden, am ehesten noch Verständnis zu finden hoffe. Er habe sich die Aufgabe 
gestellt, den Marxismus in Deutschland auszurotten. Er werde diese Aufgabe durch­
führen, wenn nötig mit allen, auch den letzten Mitteln. Er werde jeden, der bei 
Erfüllung dieser Aufgabe sich ihm in den Weg stelle, zerschmettern. Der Kampf 
gegen die K. P. D., diese Sammlung von Zuhältern und Verbrechern, werde wohl kei­
nem Widerspruch begegnen; er müsse aber auch gegen die in der SPD vereinigten 
Kräfte mit aller Schärfe vorgehen, denn es gelte das Übel an der Wurzel auszurotten. 
Er habe die Macht dazu in den Händen. 

Es gebe Organisationen, wie die Gewerkschaften, die unter Verkennung ihrer 
eigentlichen Aufgabe, nämlich der Betreuung der Arbeiterschaft sich als eine Stütze 
des Marxismus betätigt hätten. Wenn die Gewerkschaften diese Einstellung nicht 
aufgeben würden, sei seine Bewegung gezwungen, auch die Gewerkschaften zu zer­
schlagen und zu beseitigen. Er habe bereits selbst eine große Gewerkschaft ausge­
baut, die ohne weiteres die Aufgabe der Betreuung der Arbeitnehmer übernehmen 
könne110. Wenn die Gewerkschaften sich ihm in den Weg stellen würden, werde 
seine Bewegung nicht davor zurückschrecken, sämtliche Gewerkschaftshäuser zu 
schließen. Wenn dagegen die Gewerkschaften die Zeichen der Zeit verstünden, 
könnte man daran denken, sie einzugliedern. 

Es gebe auch Parteien, die als sogen. christliche Parteien keine Stunde ein Bündnis 
mit dem Marxismus hätten schließen dürfen, diesen vielmehr von der ersten Stunde 
an hätten aufs Schärfste bekämpfen müssen. Wenn diese Parteien auch heute noch 
glauben sollten, den Marxismus dulden zu dürfen, vielleicht um ihn sich als Bundes­
genossen für später zu erhalten, so würde die Entwicklung auch über diese Parteien 
hinweg gehen müssen. Er sei sich klar darüber, daß auf dem Boden dieser Parteien 
einzelne Verbände vorhanden seien, denen die nationale Einstellung und Betätigung 
nicht abzusprechen sei. Sein Ziel sei diese Verbände, in denen der Geist der Front­
soldaten lebendig sei, zur Mitarbeit im nationalen Staat zu gewinnen. 

Seine zweite große Aufgabe erblicke er in der Herstellung der willensmäßigen 
Einheit der deutschen Nation. Die Weimarer Verfassung habe den Ländern das 
Recht einer vom Reich abweichenden politischen Willensbildung gelassen. Er sei in 
seiner Oppositionszeit selbst Föderalist gewesen, sei jedoch inzwischen zur Über­
zeugung gekommen, daß die Weimarer Verfassung eine Fehlkonstruktion sei. Die 
Bismarck'sche Verfassung habe einen Föderalismus zulassen können, weil an der 
Spitze der Länder Fürsten gestanden seien, die soviel politische Erziehung und Tra­
dition besessen hätten, daß sie niemals gegen das Reich in der Öffentlichkeit Politik 
gemacht hätten. Die demokratischen Führer der Länder nach der Weimarer Verfas-

110 Gemeint ist die Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation, die nach der Gründung der 
Deutschen Arbeitsfront am 10.5. 1933 rasch an Bedeutung verlor und am 23.6. 1934 verboten 
wurde. Vgl. Gunther Mai, Die Nationalsozialistische Betriebszellen-Organisation. Zum Verhält­
nis von Arbeiterschaft und Nationalsozialismus, in: VfZ 31 (1983), S. 573-613. 
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sung hätten sich nicht gescheut, zum Erstaunen und zur Freude des Auslandes in 
öffentlichen Versammlungen, in der Presse, im Rundfunk gegen die Reichsregierung 
zum Teil auf das Schärfste Stellung zu nehmen. Das sei seit 10 Jahren so. Das Reich 
habe nicht gegen einzelne Länder vorgehen können, sondern habe dann jeweils 
gegen alle Länder Vorschriften und Maßnahmen erlassen, die fortschreitend die 
Eigenstaatlichkeit der Länder ausgehöhlt hätten. Es sei so gewesen, daß es Länder 
gegeben habe, in denen die rechtsstehenden Kreise am Ruder gewesen und gegen 
eine links orientierte Reichsregierung Stellung genommen hätten. Diese Länder hät­
ten das Bestreben in sich gehabt, andere Länder im gleichen Sinne zu beeinflussen 
und so eine Macht gegen die Reichsregierung zu bilden. Später sei es dann so 
gekommen, daß gegen eine rechts eingestellte Reichsregierung links orientierte Län­
der angekämpft hätten. Das habe zu einem ewigen Kampf zwischen der Reichsregie­
rung und den Ländern geführt, der immer auf Kosten sämtlicher Länder gegangen 
sei. 

Ich wandte ein, daß wir bei dieser Auffassung in Bayern zehn Jahre lang hätten 
marxistisch regieren müssen, um den Gegensatz zu den links eingestellten Reichsre­
gierungen zu vermeiden. Wir seien aber stolz darauf gewesen, aus der konservativen 
Grundeinstellung Bayerns heraus, auch gegenüber links orientierten Reichsregierun­
gen unsere Grundlinie durchzuhalten. Herr Hitler fuhr fort: 

Man habe jetzt das Schlagwort von der Gleichschaltung zwischen Reich und Län­
dern gebildet. Dieses Schlagwort sei flach und nicht auf eine Gleichschaltung 
komme es an, die immer mit erheblichen Reibungen verbunden sei, sondern darauf, 
daß von vorneherein in Reich und Ländern ein einheitlicher Wille gebildet werde. 
Von diesem Gesichtspunkt aus sei es ein Unsinn, daß es Parteien gebe, die von vor­
neherein nur auf ein Land begrenzt seien und damit als ihre Hauptaufgabe ansähen, 
aus ihrem begrenzten Feld heraus, die Interessen eines Landes zur Richtschnur ihrer 
Politik zu machen. 

Das seien die Grundgedanken seiner politischen Einstellung; er richte an mich die 
Frage, ob das Frontgeschlecht in der Bayerischen Volkspartei bereit sei, mitzuarbei­
ten. Er glaube, daß es zweckmäßig wäre, wenn die Frontkämpfer auf beiden Seiten 
sich zusammensetzen und die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit in den Grund­
zügen durchsprechen würden, um zu klären, ob eine Zusammenarbeit überhaupt 
möglich sei. 

Er ersuche mich, seine Gedankengänge durchzudenken und mich nachmittags, 
wenn er mich wieder rufen lassen werde, darüber zu äußern. 

Ich erwiderte Herrn Hitler, daß ich jetzt schon und zwar nicht nur für die 
Frontkämpfergeneration in der Bayernwacht und Bayerischen Volkspartei, sondern 
für die Gesamtpartei die Versicherung abgeben könne, daß in der ganzen Partei 
der Wille zur Mitwirkung am großen nationalen Aufbauwerk bestehe. Ich richtete an 
Herrn Hitler die Frage, ob unsere Unterredung und ihr Inhalt geheim gehal­
ten werden müsse, ich müsse unbedingt Gewicht darauf legen, von dem Inhalt 
dieser wichtigen Unterredung meinen führenden Parteifreunden Mitteilung zu 
machen. 
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Herr Hitler erwiderte, dazu sei ich ohne weiteres ermächtigt, dagegen lege er 
Wert darauf, daß die Unterredung auf keinen Fall der Öffentlichkeit und in der 
Presse bekannt werde. 

Die Unterredung war um 11 Uhr beendet. 

2. Besprechung mit Reichskanzler Adolf Hitler 
am 13. März 1933 von 18.45 bis 20.15 Uhr. 

Die Besprechung fand im Braunen Haus statt. Zugegen waren während der ganzen 
Unterredung Privatsekretär Hess und Reichsinnenminister Dr. Frick. Einleitend 
erklärte ich Herrn Hitler, daß ich nach Besprechung mit maßgebenden Parteifreun­
den für meine Person als Frontkämpfer, für die Bayernwacht als Trägerin des Wehr­
gedankens in der Partei und für die ganze Partei folgende Erklärung abgeben könne. 

Die Bayerische Volkspartei sei mit der Niederringung des Marxismus einverstan­
den, aber in Formen, die dem christlichen Sittengesetz entsprechen. Hinsichtlich des 
Kommunismus, der sich selbst außerhalb des Staates gestellt habe, der die ganze 
christliche Kultur mit tödlicher Feindschaft bekämpfe, könne die Bayerische Volks­
partei in weitest gehendem Maße mitgehen. Daß man das deutsche Volk auch unter 
Anwendung strengster Methoden von dieser Verseuchung befreie, sei gemeinsame 
Forderung aller vaterländisch gesinnten Kreise. Bei der Sozialdemokratie handle es 
sich um eine Richtung des Marxismus, der gegenüber man weniger die physische 
Ausrottung als die geistige Überwindung anwenden solle. 

Zur Erläuterung des Vorbehaltes „Wahrung des christlichen Sittengesetzes" führte 
ich folgendes an: 

Es widerspreche nicht unserem christlichen Gewissen, wenn die politischen 
Machthaber beispielsweise 1000 Funktionäre der Sozialdemokratie in Schutzhaft 
nähmen unter menschenwürdiger Behandlung, um eine Gegenaktion in den Tagen 
der Umwälzung hintan zu halten. Man könne es auch damit vereinbaren, wenn nach 
Erringung der staatlichen Gewalt durch die nationale Revolution gegen Gegenrevo­
lutionäre in gesetzlichen Formen unter Einschaltung einer Gerichtsinstanz schärf­
stem vorgegangen werde. Nicht mehr könnte man es dagegen mit dem christlichen 
Gewissen vereinbaren, wenn etwa eine terroristische Entwicklung in der Form 
ein111setzen würde, daß politische Gegner willkürlich gegriffen und an die Wand 
gestellt würden. Die Geschichte der Revolutionen zeige, daß die Gefahr einer terro­
ristischen Entwicklung bei großen Umwälzungen 112gegeben sei. Vor solchen Metho­
den müßte aus dem christlichen Gewissen heraus eindringlichst gewarnt werden. 

Was die Sozialdemokratie anlange, so könne doch darauf hingewiesen werden, 
daß nach dem Ergebnis der letzten Wahl ihre geistige Aushöhlung durch die 
NSDAP bereits beträchtliche Fortschritte gemacht hätte. Nach den Wahlziffern sei 

111 Handschriftlich gestrichen: „gesetzt". 
112 Handschriftlich gestrichen: „eine Große". 
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doch anzunehmen, daß der Stamm der Jungwähler, der in normalen Zeiten der SPD 
zugeflossen wäre, zu einem großen Teil von der NSDAP angesogen worden sei. 

Herr Hitler schaltete hier ein, daß die geistige Aushöhlung nur dann Erfolg ver­
spreche, wenn sie gleichzeitig auf einen eisernen Machtwillen sich zu stützen ver­
möge. Nur eine Bewegung, die zeige, daß sie ihr Gedankengut auch unter Einsatz 
der gesamten ihr innewohnenden physischen Gewalt durchzusetzen bereit sei, ver­
möge eine wirkliche geistige Durchdringungskraft auszuüben. 

Ich fuhr dann fort: Auch zur Mitwirkung an der nationalen Aufbauarbeit der 
Reichsregierung oder, wie der Herr Reichskanzler es bei der Besprechung am Morgen 
ausgedrückt habe, zur Herstellung der willensmäßigen Einheit der deutschen Nation 
sei die Bayerische Volkspartei bereit. Sie müsse jedoch festhalten an den staatlichen 
Lebensrechten Bayerns. Der Herr Reichskanzler habe am Vormittag davon gespro­
chen, daß es notwendig sei, den Willen in Reich und Ländern von vorneherein einheit­
lich zu bilden. Die Bayerische Volkspartei anerkenne dies für weite Gebiete, so für die 
Außenpolitik, die ja heute schon vom Reiche ausschließlich geleitet sei, für die Wehr­
politik, für die große Wirtschaftspolitik. Sie sei aber der Überzeugung, daß es daneben 
Gebiete des staatlichen Lebens gebe, die den Ländern vorbehalten bleiben müssen. Ich 
wies hin auf die Kulturpolitik, d.h. auf die eigenberechtigte Pflege der kulturellen 
Belange in den Ländern. Die Bayerische Volkspartei müsse beispielsweise darauf hin­
weisen, daß Bayern das Recht habe, an seiner fest eingewurzelten Bekenntnisschule 
festzuhalten. Bayern müsse seine Justizverwaltung behalten, müsse seine Polizeihoheit 
wieder bekommen. Auch unter Geltung der Notverordnung vom 28. Februar 1933, 
die den Ländern auf dem Gebiete des PolizeiRechtes das Rückgrat gebrochen habe, 
müsse man solche Forderungen erheben, denn man dürfe doch wohl davon ausgehen, 
daß der Zustand, wie ihn diese Notverordnung geschaffen habe, ein Ausnahmezu­
stand sei, der wieder normalen Verhältnissen Platz machen werde113. 

An dem föderalistischen Grundgefüge des Reiches halte die Bayerische Volkspar­
tei fest. Herr Hitler erwiderte hier: Er hätte sich zum preußischen Ministerpräsiden­
ten wählen lassen können und hege keinen Zweifel, daß dies wohl erfolgt wäre. Er 
habe jedoch keinen Wert darauf gelegt, Ministerpräsident eines Landes zu werden. 
Er wolle sich in die einzelnen Angelegenheiten eines Landes nicht einmischen. 
Wenn die Bayerische Volkspartei an ihren föderalistischen Prinzipien festhalte, so 
müsse er darauf hinweisen, daß sämtliche deutsche Ministerpräsidenten von seiner 
Partei gestellt würden und seinen Weisungen unterstünden und daß damit die Ein­
heit der Politik in sämtlichen Ländern hergestellt sei. 

Ich erklärte weiter: Die Bayerische Volkspartei sei bereit zu ehrlicher Zusammen­
arbeit, aber auf dem Boden der Achtung und der Gleichberechtigung. Eine Zusam-

113 Nach der Reichstagsbrandverordnung hatten Landes- und Kommunalbehörden den Maßnahmen 
der Reichsregierung „zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" Folge zu 
leisten. Vgl. Thomas Raithel/Irene Strenge, Die Reichstagsbrandverordnung. Grundlegung der 
Diktatur mit den Instrumenten des Weimarer Ausnahmezustands, in: VfZ 48 (2000), S. 413-460. 
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menarbeit, die uns die Rolle von Knechten und Parias der nationalen Erneuerung 
ansinnen würde, wäre für eine Weltanschauungspartei, die sich in allen Stürmen, 
auch bei der letzten Wahl, glänzend gehalten habe, nicht tragbar. Wir müßten daher 
Gleichberechtigung für die Bayerische Volkspartei und ihre Unterorganisationen mit 
der NSDAP und deren Wehrverbänden fordern. 

Hier schaltete der Reichskanzler ein: „Was verstehen Sie unter Gleichberechtigung 
zwischen Bayerischer Volkspartei und NSDAP?" 

Ich erklärte, wir verstehen darunter nicht die zahlenmäßige Gleichberechtigung, 
sondern die wertmäßige Gleichachtung und Gleichberechtigung. Um ein Beispiel 
aus dem mir am nächsten stehenden Verband, der Bayernwacht, anzuführen, so darf 
ich auf folgendes hinweisen: Bei der wehrpolitischen Ertüchtigung der Jugend müs­
sen Bayernwacht und SA gleichberechtigt nebeneinander stehen. Wenn der Staat 
Mittel für diese Ertüchtigung auswirft, müssen SA und Bayernwacht daran beteiligt 
werden. Wenn der Staat die Wehrverbände als Notpolizei verwendet, müsse die Bay­
ernwacht neben der SA herangezogen werden. 

Herr Hitler nahm dies wortlos zur Kenntnis. 
Als Teilnehmer an der Vorbesprechung würden wir vorschlagen auf jeder Seite 

den Fraktionsvorsitzenden und drei Vertreter des Frontgeschlechtes. Das bedeute, 
daß von Seiten der NSDAP Dr. Buttmann, von Seiten der Bayerischen Volkspartei 
Dr. Wohlmuth teilnehme. Auf Letzteren würde ich deshalb Gewicht legen, weil der 
Mann, der die Politik der letzten Jahre auf unserer Seite entscheidend beeinflußt 
habe, auch bei den jetzigen Besprechungen dabei sein sollte. 

Herr Hitler erklärte darauf: „Lassen Sie doch diese alten Politiker und Parteifüh­
rer aus dem Spiele. Ich will doch mit Frontsoldaten verhandeln." 

Ich nannte daraufhin unseren Parteivorsitzenden und wies darauf[hin], daß dieser 
Frontsoldat sei, vor Verdun gekämpft habe und verwundet worden sei. Herr Hitler 
entgegnete, er habe persönlich nichts gegen Schäffer, dieser sei jedoch beim Herrn 
Reichspräsidenten nicht genehm, man dürfe die Partei mit Schäffer jetzt nicht bela­
sten. Daraufhin nannte ich den Grafen Quadt, aktiven Offizier und Frontsoldaten. 
Herr Hitler erklärte, Quadt sitze jetzt schon vier Jahre in der Reichstagsfraktion. 
Die Arbeit in den Reichstagsfraktionen verderbe politisch die Leute. Als der dane­
ben sitzende Reichsminister Dr. Frick, der ja auch schon lange im Reichstag tätig ist, 
meines Erachtens ein etwas erstauntes Gesicht machte, fügte Herr Hitler lächelnd 
bei, ich meine natürlich die Arbeit in den Fraktionen der alten Parteien. Sehen Sie, 
sagte Herr Hitler, dieser Herr Quadt hat mich am 9. März in Berlin geradezu 
bestürmt, daß ich von der Einsetzung eines Kommissars in Bayern absehen solle, 
dabei wäre es doch politisch das einzig Richtige gewesen, wenn er sich sofort ans 
Telefon gehängt hätte und seine Freunde in München bestürmt hätte, doch den ein­
zig richtigen Weg zu gehen, Herrn von Epp freiwillig als Generalstaatskommissar 
herauszustellen und damit Bayern den Reichskommissar zu ersparen. 

Ich entgegnete Herrn Hitler, daß es für mich eine außerordentliche Verantwor­
tung bedeute, hier ganz allein zu verhandeln und für eine große Partei Vereinbarun­
gen treffen zu müssen. Ich würde wenigstens wünschen, noch eine Persönlichkeit 
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aus meinen Reihen zuziehen zu können. Herr Hitler entgegnete nach kurzem Nach­
denken: Nein, ich wünsche, daß Sie allein kommen. Er halte nichts von den üblichen 
Koalitionsbesprechungen, in denen man vorbiete und feilsche. Er ersuche mich die 
Angelegenheit mit meinen Freunden weiter zu klären und ihm einen Vorschlag zu 
überbringen über die Ministerien, die meine Partei haben möchte, und über die Per­
sönlichkeiten, die wir für diese Ministerien in Vorschlag bringen würden. Ob es 
überhaupt zu einer Zusammenarbeit komme, wisse er noch nicht. Die letzten 
Gemeindewahlen in Preußen hätten gezeigt, daß die Kommunisten bis zu 60% wei­
terhin ausgerottet worden seien, auch das Zentrum habe abgenommen, seine Partei 
habe erneut zugenommen, so z.B. in Köln, wo 4000 Stimmen gewonnen worden 
seien114. Ich entgegnete dem gegenüber, daß aber meines Wissens in einer anderen 
rheinischen Stadt die NSDAP um 15000 Stimmen abgenommen habe115. 

Herr Hitler erwiderte, das Gesamtergebnis sein, daß seine Partei noch in starkem 
Vormarsch begriffen sei. Es mehrten sich die Stimmen derer, die der Auffassung 
seien, daß die NSDAP sich durch ein Zusammengehen mit dem Zentrum und der 
Bayerischen Volkspartei schwächen werde. Es bestehe die Gefahr, daß der Furor 
Protestantikus erwache. Man habe ihm schon die Verhandlungen im letzten Spät­
herbst mit dem Zentrum116 außerordentlich verargt. Ich müßte verstehen, daß er aus 
Sentimentalität heraus nicht etwa sich zu einem Fehler in der grundsätzlichen Füh­
rung seiner Politik dürfe hinreißen lassen. 

Gerade in Bayern habe man die NSDAP unglaublicherweise jahrelang ausgeschal­
tet, und in Bayern hat man am 9. März wiederum unerhörte Fehler begangen. Er sei 
empört über den Schießerlaß des Minister Stützel. Es wäre furchtbar gewesen, wenn 
es hier zu einem Blutbad gekommen wäre. Ein Schrei der Empörung wäre durch 
seine SA und seine Anhänger in ganz Bayern geflogen. Ein Schrei der Empörung 
wäre durch das ganze Reich gegellt. Es hätte die Gefahr bestanden, daß Bayern in 
einem Blutbad überhaupt ausgelöscht worden wäre. 

Ich erwiderte, daß meines Wissens kein Schießbefehl vorgelegen sei, daß im 
Gegenteil im Ministerrat bereits vormittags Einverständnis darüber bestanden habe, 
daß nicht geschossen werden dürfe. Ich hielte diesen Punkt für außerordentlich 
wichtig, er müsse einwandfrei und objektiv unter allen Umständen geklärt werden. 

114 Bei den preußischen Stadtverordnetenwahlen am 12.3. 1933 erzielten die Parteien in Köln fol­
gende Stimmenergebnisse im Vergleich zu den Reichstagswahlen vom 5.3. 1933 (in Klammern): 
NSDAP 146.760 (146.354), SPD 48.794 (63.924), KPD 41.762 (80.221), Zentrum 104.847 
(113.139), DNVP 20.147 (24.973), DVP 5.251 (7.142). Nur bei der Betrachtung der männlichen 
Wähler allein gewann die NSDAP im Vergleich zu den Reichstagswahlen vom 5.3. 1933 etwa 
4.000 Stimmen hinzu (77.607 bzw. 73.434 Stimmen). 

115 In Düsseldorf erhielt die NSDAP 101.751 Stimmen gegenüber 115.593 bei der Reichstagswahl 
vom 5. 3. 1933. 

116 Vgl. dazu Rudolf Morsey, Der Untergang des politischen Katholizismus. Die Zentrumspartei 
zwischen christlichem Selbstverständnis und „Nationaler Erhebung" 1932/33, Stuttgart/Zürich 
1977, S. 76 f. 
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Herr Hitler erklärte dann noch, daß er in der Nacht noch seine fränkischen Füh­
rer hören wolle117, er werde mich am anderen Morgen wieder zu sich bitten lassen. 

3. Besprechung mit Reichskanzler Adolf Hitler am Dienstag, 
den 14. März 1933 von 21.15 bis 22.45 Uhr im Braunen Haus. 

Bei dieser Besprechung war zunächst der Privatsekretär Adolf Hitlers, Herr Hess, 
anwesend. Herr Hitler erklärte einleitend, daß in der SA und bei den fränkischen 
Führern große Erregung darüber entstanden sei, daß die Bayerische Volkspartei in 
die Regierung hinein genommen werden solle. Bei der SA habe besonders der Ver­
lauf des 9. März, an dem es infolge des Widerstandes der Regierung Held und der 
Weisung des Minister Stützel zu einem furchtbaren Blutbad hätte kommen können, 
große Erbitterung erregt. Ich schaltete hier ein, daß nach meinen Erkundigungen ein 
Schießbefehl nicht vorgelegen habe, daß im Gegenteil, wie ich schon einmal gesagt 
hätte, im Ministerrat bereits am Morgen Übereinstimmung dahin bestanden habe, 
daß nicht geschossen werden solle. 

Hier mischte sich Privatsekretär Hess in das Gespräch ein und sagte, daß er 
bestimmt gehört habe, daß der Polizeioffizier im Landtag vom Minister Stützel per­
sönlich den Befehl erhalten habe, die Straße mit allen Mitteln zu räumen. 

Herr Hitler erklärte: Wir wollen Röhm hören, er soll über die Erregung bei der 
SA wegen der Vorgänge am 9. März berichten. 

Als Röhm erschien, sagte Herr Hitler: ich habe Herrn von Lex mitgeteilt, daß die 
furchtbare Erbittung bei der SA wegen der Vorgänge am 9. März ein Zusammenge­
hen mit der Bayerischen Volkspartei außerordentlich erschweren [sic]; ich bitte Dich 
über den 9. März zu berichten, damit man versteht, warum wir über die Vorgänge 
an diesem Tage so erbittert sind. 

Stabschef Röhm berichtete nun folgendes: Der SS-Führer Himmler habe ihn in 
Berlin am 8. März angerufen und ihm mitgeteilt, in Bayern tue sich etwas. Die SA 
sei sehr erregt darüber, daß der Sieg der nationalen Revolution am 5. März in Mün­
chen sich nicht auswirke. Er sei sofort nach München gefahren. In einer in Hitlers 
Zimmer im Braunen Haus abgehaltenen Besprechung sei dann vereinbart worden, 
die bayerische Regierung zu ersuchen, dem Ergebnis des 5. März von sich aus Rech­
nung zu tragen. 

Reichsinnenminister Frick habe am 9. März früh angerufen und erklärt, nach ihm 
gewordenen Nachrichten sei die öffentliche Ruhe und Ordnung in Bayern gefährdet. 
Er beabsichtige einen Reichskommissar einzusetzen. Er (Röhm) habe Frick gebeten, 
noch abzuwarten. Frick habe darauf hingewiesen, daß er um 2 Uhr nach Frankfurt 
fliegen müsse, bis dahin müsse er klar sehen. 

Röhm sei dann mit Himmler und Wagner um 11 Uhr vormittags zu Held gegan­
gen und habe ihm vorgeschlagen, zur Vermeidung eines Eingreifens des Reiches von 
sich aus Herrn von Epp als Generalstaatskommissar zu bestellen. Ministerpräsident 

117 Siehe Anm. 95. 
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Held habe zugesagt, diese Anregung im Ministerrat zu vertreten. Er (Röhm) habe 
gebeten, die Entscheidung möglichst bald zu erhalten, da er dem Reichsinnenmini­
ster Dr. Frick bis 2 Uhr Mitteilung machen soll. Held habe erklärt, die Herren müs­
sen doch erst zu Mittag essen. Bis 4 Uhr könne Röhm eine Entscheidung haben. 

Hier schaltete Herr Hitler ein: „Das Mittagessen war ihnen wichtig. Wir sind 
wochenlang erst um 11 Uhr nachts zum Essen gekommen." 

Röhm fuhr dann fort, daß es ihm wenigstens gelungen sei, die Entscheidung 
bereits für 3.15 Uhr zugesichert zu erhalten. Um 1.15 Uhr nach Verlassen des Mini­
steriums des Äußeren habe er dem Reichskanzler und dem Reichsinnenminister von 
seinem Vorschlag und von der Zusage des Herrn Held Kenntnis gegeben. 

Hitler erklärte, er sei glücklich gewesen, wie er in Berlin diese Lösung erfahren 
habe. Man solle doch nicht glauben, daß es ihm Freude gemacht habe, auch für Bay­
ern einen Reichskommissar zu entsenden. Er habe die Mitteilung Röhms sofort nach 
ihrem Empfang dem Herrn Reichspräsidenten mitgeteilt. Dieser habe erwidert, das 
sei recht, wenn Bayern selbst seine Sache in Ordnung brächte. Es sei doch peinlich, 
von Berlin aus eingreifen zu müssen. 

Röhm fuhr dann fort. Um 3.15 Uhr habe ich Herrn Held angerufen und es wurde 
ihm gesagt, es werde noch eine Viertelstunde dauern. Er habe dabei gefragt, ob Epp 
denn überhaupt in München sei. Er (Röhm) habe geantwortet, Epp sei hier und 
werde nachmittags gemeinsam mit ihm bei Held erscheinen. 

Um 3.40 Uhr habe er sich dann mit Epp, Wagner und Himmler in das Ministe­
rium des Äußeren begeben. Dort habe Ministerpräsident Held ihm mitgeteilt, der 
Ministerrat könne den Vorschlag der Ernennung eines Generalstaatskommissars 
nicht annehmen. Er lasse sich nicht von der SA unter Druck setzen. Die bayerische 
Regierung sei selbst in der Lage Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. 

Röhm fuhr fort, besonders habe es ihn gekränkt, daß Ministerpräsident Held im 
weiteren Verlauf der Verhandlungen behauptet habe, das Vorgehen Röhms stehe gar 
nicht im Einklang mit dem Willen des Herrn Reichskanzlers. Er habe sofort bei 
Hitler angerufen, der habe ihm gesagt, daß er mit Held überhaupt nicht gesprochen 
habe. Herr Held habe erwidert, er habe mit Brückner118 gesprochen. Eine sofortige 
fernmündliche Rückfrage bei Brückner habe ergeben, daß mit Brückner wegen der 
Einsetzung eines Generalstaatskommissars in Bayern kein Wort gesprochen worden 
sei. 

Herr Held habe dann auch noch erklärt, daß er mit Frick gesprochen habe. Röhm 
habe erwidert, das sei wohl schwerlich möglich, weil doch Frick bereits nach Frank­
furt unterwegs sei. Es habe sich dann herausgestellt, daß lediglich der Sekretär des 
Innenministers, Ministerialdirektor Sperr119 gefragt worden sei, ob ein Reichskom-

118 Wilhelm Brückner (1884-1954), Chefadjutant Hitlers. 
119 Ministerialdirektor Franz Sperr war der bayerische Gesandte und „bevollmächtigte Minister" 

beim Reich. Die Textformulierung dürfte auf einem Hörfehler beruhen und vielleicht in dem 
Sinne zu verstehen sein, daß der Sekretär des Innenministers von Ministerialdirektor Sperr gefragt 
worden sei, ob ein Reichskommissar schon ernannt worden sei. 
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missar für Bayern schon ernannt sei. Das sei verneint worden, weil ja Frick auf die 
Mitteilung Röhm [sic] warten wollte. 

Röhm schilderte dann noch, daß er um 6 Uhr von Ministerpräsident Held angeru­
fen worden sei und mit der Nachricht überrascht worden sei, daß eine Mitteilung 
des Herrn Meissner aus dem Büro des Herrn Reichspräsidenten vorliege, daß 
Reichspräsident und Reichsregierung in Bayern nicht eingreifen wollten und daß 
nicht beabsichtigt sei, in Bayern einen Reichskommissar zu ernennen, sofern die 
bayerische Staatsregierung in der Lage sei, mit eigenen staatlichen Mitteln die öffent­
liche Ruhe und Sicherheit aufrecht zu erhalten. 

Hier erklärte Herr Hitler, es sei unglaublich, daß man auch diese Erklärung noch 
ausgespielt habe, dabei sei es doch so gewesen, daß der Herr Reichspräsident diese 
Erklärung deshalb habe abgegeben [sic], weil er geglaubt habe, daß nach seiner Zu­
sicherung von Ministerpräsident Dr. Held General von Epp freiwillig zum General­
staatskommissar bestellt werde. 

Hier schaltete ich nachdrücklichst ein, daß Herr Dr. Held nach bayerischem 
Staatsrecht gar nicht in der Lage gewesen sei, von sich aus Herrn von Epp als Gene­
ralstaatskommissar in Bayern einzusetzen, das sicher auch gar nicht gemeint habe, 
sondern den Ministerrat gebraucht habe. Es scheine mir hier ein Mißverständnis in 
dieser Richtung auf der anderen Seite vorzuliegen, daß man eben der Erklärung 
Helds eine Bedeutung beigemessen habe, die ihr einfach nicht zukommen könnte. 
Ich müsse daher dringend bitten, die Schuld für den 9. März nicht auf dieser, von 
Herrn Dr. Held lediglich für seine Person, abgegebenen Erklärung aufzubauen. Dr. 
Held habe ja doch nach eigener Angabe von Stabschef Röhm erklärt, daß er diesen 
Vorschlag im Ministerrate vortragen werde. 

Hier erwiderte Röhm: Mir sagte er, er werde sich nachdrücklichst dafür einsetzen. 
Ich erwiderte hierauf, daß Dr. Held dies wohl auch getan habe, aber eben mit sei­

ner Ansicht unterlegen sei. 
Röhm wies darauf hin, daß trotz der immer bedrohlicher werdenden Menschen­

ansammlung die bayerische Regierung nicht gewichen sei, daß im Gegenteil Minister 
Stützel noch abends 6 Uhr befohlen habe, die Prannerstraße mit allen Mitteln zu 
räumen. Der im Landtag kommandierende Hauptmann habe sich persönlich fern­
mündlich mit Minister Stützel ins Benehmen gesetzt und habe die Weisung erhalten 
„mit allen Mitteln zu räumen." Der im Landtag kommandierende Hauptmann habe 
sich persönlich fernmündlich mit Minister Stützel ins Benehmen gesetzt und habe 
die Weisung erhalten, „mit allen Mitteln zu räumen". Dieser einfache Landespolizei-
hauptmann habe die Situation richtig erfaßt. Er habe sich an ihn (Röhm) gewandt 
und ihm gesagt, welchen Befehl er erhalten habe und daß er die Verantwortung ein­
fach nicht tragen könne. 

Hier schaltete Hitler ein: „Röhm, wenn ein Offizier einen Befehl erhält, die Straße 
,mit allen Mitteln zu räumen', so muß doch dieser Offizier nötigenfalls auch schie­
ßen lassen?" Röhm bejahte diese Frage. 

Ich entgegnete darauf, das sei nicht richtig. Wenn dieser Offizier vorher erfahren 
habe, daß nicht geschossen werden solle, dann heiße „mit allen Mitteln zu räumen" 
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Räumung mit quer gehaltenen Gewehren, Räumen mit Gummiknütteln, Räumung 
mit Feuerwehrspritze, aber eben nicht Räumung unter Anwendung der Schießwaffe. 

Ich fuhr dann fort: Wenn die Erregung in der SA gegen ein Zusammengehen mit 
der Bayerischen Volkspartei so groß ist, wie sie mir geschildert wird, hat es dann 
überhaupt noch einen Sinn, die Frage einer Zusammenarbeit, einer Koalition, zu 
erörtern? Herr Hitler sagte, eine Entscheidung sei noch nicht gefallen. 

Daraufhin führte ich aus: Die Bayerische Volkspartei hat in den letzten Wahlen 
wiederum 1,2 Millionen Wähler vereinigt, einen festen unerschütterlichen Block. Die 
nationale Revolution könne in Norddeutschland noch vor schwere Kämpfe gestellt 
sein. Es müsse doch für den Führer der nationalen Bewegung eine Beruhigung sein, 
im Süden Deutschlands ein Land zu wissen, in dem alle nationalen Kräfte einträch­
tig zusammenarbeiten würden. Er müßte doch selbst Wert darauf legen, den Rücken 
frei zu haben, ja unter Umständen aus Bayern noch Kräfte zur Unterstützung seines 
Kampfes im Notfall herausziehen zu können. 

Herr Hitler erwiderte mit der Gegenfrage: „Glauben Sie denn daran, daß eine 
wirkliche Zusammenarbeit zwischen NSDAP und Bayerischer Volkspartei über­
haupt möglich ist?" 

Ich erwiderte, wenn die Zusammenarbeit wirklich auf dem Boden der Achtung und 
der Gleichberechtigung erfolgt, so würde ich alles, auch das Letzte aufbieten, um eine 
wirkliche ehrliche Zusammenarbeit herbeizuführen. Voraussetzung sei dabei aller­
dings, daß man den von der Bayerischen Volkspartei abgestellten Kabinettsmitgliedern 
keine Zumutungen stelle, die mit ihrem Gewissen wirklich nicht mehr zu vereinbaren 
wären. In solchen grundlegenden Fragen müßte ich, der ich doch anscheinend ein 
gewisses Vertrauen bei Herrn Reichskanzler Hitler genösse, das Recht haben, an ihn 
zu appellieren, ihm zu sagen: Hier können wir einfach nach unserem Gewissen nicht 
mehr mitmachen. Wir bitten Sie, in diesem Falle gegen Ihre Leute zu entscheiden, 
sonst müßten wir aus unserem Gewissen heraus, wieder hinaus gehen. 

Hitler nahm diese Bemerkung wortlos zur Kenntnis und erwiderte: „Nun wolle 
man zum eigentlichen Zweck der Besprechung übergehen. Welche Ministerien wür­
den gefordert und welche Persönlichkeiten würden vorgeschlagen?" 

Ich erklärte, daß unsere Partei Hauptgewicht auf das Kultusministerium lege, daß 
wir daneben das Justizministerium und einen Staatssekretär für Landwirtschaft 
beanspruchen müßten. 

Herr Hitler erwiderte spontan: „Das Kultusministerium macht unüberwindliche 
Schwierigkeiten." 

Ich erwiderte, daß der katholische konservative Volksteil Bayerns, der hinter der 
Bayerischen Volkspartei stehe, es besonders schmerzlich empfinden würde, wenn 
das Kultusministerium, dem ja auch die Behandlung wesentlicher kirchlicher 
Belange zukomme, nicht mehr in den Händen der BVP liegen würde. Herr Hitler 
sagte noch einmal: „Nein, das Kultusministerium, das macht die allergrößten 
Schwierigkeiten." 

Zur Frage der Persönlichkeiten erklärte ich, daß meine Partei für die beiden Mini­
sterien Schäffer und mich vorschlagen würde, auch für den Staatssekretär für Land-
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Wirtschaft stünden uns Frontkämpferpersönlichkeiten, wie Herr Hitler sie in der 
ersten Unterredung erwähnt habe, genügend zur Verfügung. Ich könne hier z.B. hin­
weisen auf den Reichstagsabgeordneten Regierungsrat Dr. Graf120, der bei der Besei­
tigung des Separatisten121 Heinz Orbis122 maßgebend aktiv beteiligt gewesen sei, auf 
den Grafen Quadt123 und ähnliche Persönlichkeiten. 

Herr Hitler erklärte, Schäffer werde schwer tragbar sein, der Herr Reichspräsident 
sei gegen ihn eingenommen; er selbst sei auch ungehalten darüber, daß Herr Schäffer 
in der letzten Unterredung beim Herrn Reichspräsidenten, über ihn, den Kanzler, 
eine abfällige Bemerkung gemacht habe. 

Ich fragte sofort, welche Bemerkung das gewesen sei, es sei mir wichtig, solche 
Punkte aufzuklären. Herr Hitler äußerte sich nicht näher. 

Ich fuhr dann fort: Persönlich ist es mir außerordentlich peinlich, daß ich selbst 
als Unterhändler von meiner Partei für ein Ressort vorgeschlagen bin, ich möchte 
Herrn Hitler fragen, wie er es aufnehme, wenn ich es ablehnen würde, in die Regie­
rung hineinzugehen. 

Herr Hitler erwiderte: Die Parteiführer und Parteipolitiker drüben haben abge­
wirtschaftet. Ich will keine Nullen, sondern Bullen. Ich habe selbst eine Bullen­
sammlung um mich herum, die mir manchmal viel zu schaffen macht; nicht wahr, 
Röhm! Ich habe Sie jetzt dreimal rufen lassen, und auf unsere Unterredung viel Zeit 
verwendet. Das ist doch deutlich genug. 

Es war inzwischen fast 3/4 11 Uhr nachts geworden. Herr Hitler erhob sich und 
sagte mir, er habe in diesen Tagen in München hundert Besprechungen gehabt, er 
müsse jetzt nach Berlin und wolle jetzt einige Tage aus München heraus. Er werde 
die bayerische Angelegenheit in Berlin mit dem Vizekanzler und mit dem Herrn 
Reichspräsidenten besprechen, der sich für Bayern stark interessiere. Die Verhand­
lungen würden auf zwei Tage unterbrochen. 

Er wandte sich dann unmittelbar an Röhm und sagte: Also Röhm, es wird hier 
alles abgestoppt, am Freitag bin ich wieder hier. 

Zu mir bemerkte er dann noch: Die Sache ist ungeheuer schwierig. Es haben sich 
sehr viele Meinungen dagegen ausgesprochen. 

Als ich erklärte: Dann ist die Sache doch wohl schon entschieden; äußerte Hitler 
nachdrücklich: Nein, und wenn sich 90 dagegen ausgesprochen haben, und 10 dafür, 
und ich komme zu dem Ergebnis, daß es notwendig ist, dann wird die Sache gemacht. 

Jetzt müsse er unter allen Umständen nach Berlin. 

120 Dr. Otto Graf (1894-1953), Regierungsrat, 1932-1933 MdR (BVP). 
121 Handschriftlich gestrichen: „heims". Die ursprüngliche Schreibung „Separatistenheims Orbis" 

beruht offensichtlich auf einem Hörfehler. 
122 Der „Präsident" der separatistischen „Autonomen Regierung der Pfalz", Franz-Josef Heinz 

(Orbis), fiel am 9. Januar 1924 in Speyer einem Attentat zum Opfer. Anführer des Mordkomman-
dos war Edgar Julius Jung, in dessen antiseparatistischer „Abwehrstelle" auch sein enger Freund 
Otto Graf tätig war. Vgl. Helmut Gembries, Verwaltung und Politik in der besetzten Pfalz zur 
Zeit der Weimarer Republik, Kaiserslautern 1992, S. 319-325. 

123 „Grafen Quadt" in der Vorlage doppelt unterstrichen, doppelter Strich am linken Textrand. 
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Auf meine Äußerung, ich hoffe, daß in diesen Tagen sich nicht irgend etwas 
dazwischen schiebe, erklärte Hitler: Eines möchte ich Ihnen sagen im Anschluß an 
die Äußerung des Grafen Arco124: Wenn gegen mich ein Attentat unternommen 
würde, was glauben Sie, was dann die Folge wäre? Ich erwiderte aus ehrlicher Über­
zeugung: Das würde das Chaos für Deutschland bedeuten. Ich fuhr dann fort: Wie 
soll ich die Erwähnung von Arco verstehen? Herr Reichskanzler werden doch nicht 
die törichte Äußerung dieses jungen Mannes der Bayerischen Volkspartei an die 
Rockschöße hängen wollen, dagegen müßte ich feierlichst Verwahrung einlegen. 

Herr Hitler erklärte, daran denke er nicht. 
Ich fuhr fort, ob der Hinweis auf eine Attentatsäußerung des Grafen Arco 

bedeute, daß der Reichskanzler nicht mehr nach München kommen wolle. Darauf­
hin erwiderte Herr Hitler, er denke nicht daran, auf so etwas Rücksicht zu nehmen, 
er habe dem Tod wohl hundertmal ins Auge gesehen und glaube an die Vorsehung. 
Er habe in Breslau und in Hamburg125 es abgelehnt, sich gewissen Schutzmaßnah­
men, die die Polizei für ihn treffen wollte, zu beugen. 

Eine andere furchtbare Verschärfung würde es bedeuten, fuhr Hitler fort, wenn in 
Norddeutschland gegenrevolutionäre Akte größeren Umfangs ausbrechen würden. 

Ich erklärte darauf: Herr Reichskanzler, noch eine Bitte. Bevor Sie sich endgültig 
entscheiden, bitte ich mir noch einmal eine Unterredung zu gewähren. Herr Hitler 
erklärte: Jawohl, ich werde Sie am Freitag vormittag rufen lassen. 

Damit war auch diese Unterredung, die wie die anderen in den höflichsten For­
men sich abspielte, beendet. 

Feststellung. 
Die Niederschrift über die drei Unterredungen ist am 18. und 19. März 1933 gefer­
tigt. Ob jedes Wort der lang dauernden Unterredung richtig wiedergegeben ist, kann 
ich trotz meines ausgezeichneten Gedächtnisses, selbstverständlich nicht verbürgen. 
Dem Sinn nach sind die Gespräche und die in ihnen enthaltenen Wendungen wahr­
heitsgetreu wiedergegeben. 

Nachdem Herr Hitler ausdrücklich erklärt hat, daß eine Bekanntgabe in der All­
gemeinheit oder in der Presse ihm nicht genehm sei, fühle ich mich verpflichtet dies 
einzuhalten. Ich verbiete daher hier mit ausdrücklich jede Preisgabe dieser in vier 
Stücken angefertigten Niederschrift in der Öffentlichkeit. 

München, den 19. März 1933 
Landesführer der Bayernwacht. 

124 Der Mörder des bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner, Anton Graf Arco-Valley, wurde 
nach Mitteilung der Polizeidirektion München am 13.3. 1933 in Schutzhaft genommen, weil er 
nach eigenen Angaben ein Attentat auf Hitler vorbereiten wollte. Vgl. Schulthess' Europäischer 
Geschichtskalender 1933, München 1934, S. 58. Vgl. auch Heinz Höhne, Der Orden unter dem 
Totenkopf. Die Geschichte der SS, Augsburg 1967, S. 79. 

125 Während des Reichstagswahlkampfes nahm Hitler an Veranstaltungen am 1.2. 1933 in Breslau 
und zwei Tage darauf in Hamburg teil. 
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HENRIK BISPINCK 

„DIE D D R V O R D E M M A U E R B A U : 

P O L I T I K U N D G E S E L L S C H A F T " 

Ein Kolloquium des Instituts für Zeitgeschichte München, Außenstelle Berlin, vom 

24. bis zum 26, Oktober 2001 

Nachdem sich zahlreiche Veranstaltungen im Sommer anläßlich des vierzigsten Jahresta­
ges des 13. August 1961 mit dem Bau der Berliner Mauer und seinen Folgen befaßt hat­
ten, führte das Institut für Zeitgeschichte (Außenstelle Berlin) im Oktober 2001 ein wis­
senschaftliches Kolloquium zu dem Jahrzehnt durch, das diesem Ereignis vorausging. 
Anknüpfend an eine Tagung im November 1998, die das Jahr 1948 als Schlüsseljahr im 
Prozeß der Staatswerdung der DDR zum Thema hatte, wurden nunmehr die „langen 
fünfziger Jahre", die Zeit zwischen Staatsgründung und Mauerbau, in den Blick genom­
men. Im Zentrum der Tagung stand die Frage nach dem Spannungsverhältnis zwischen 
„von oben" verordneter sozialistischer Umgestaltung und den teilweise eigendynamischen 
gesellschaftlichen Entwicklungen: Wie weit reichte der politische Steuerungsanspruch der 
SED und in welchem Maße vermochten gesellschaftliche Beharrungskräfte ihm entgegen­
zuwirken? Inwieweit führte der gesellschaftliche Umgestaltungsprozeß eine Teilakzeptanz 
des Regimes herbei? Inwieweit wirkte sich fehlende Akzeptanz auf den politischen Kurs 
oder das Tempo seiner Umsetzung aus? Zur Diskussion dieser Fragen wurden nicht nur 
innerstaatliche Entwicklungen berücksichtigt, sondern auch die externen Einflüsse auf die 
DDR - die sowjetische Hegemonie und die deutsche Zweistaatlichkeit - mit einbezogen. 

Nach der Begrüßung durch Professor Dr. Dr. h.c. Horst Möller (München) begann die 
Tagung mit einem einführenden Vortrag von Professor Dr. Drs. h.c. Gerhard A. Ritter 
(München), der die sozialistische Umgestaltung Ostdeutschlands skizzierte und dabei 
nach „Traditionen und Brüchen" innerhalb der deutschen Geschichte fragte. Insgesamt 
hätten die Brüche mit deutschen Traditionen überwogen, unter denen Ritter die Abschaf­
fung des Berufsbeamtentums, das Ende des Föderalismus mit der Auflösung der Länder 
und die Marginalisierung des Besitz- und Bildungsbürgertums besonders hervorhob. Bei 
einer Beurteilung der DDR der fünfziger Jahre müsse allerdings auch der „Eigensinn" der 
Bürger berücksichtigt werden, der dem totalen Umgestaltungsanspruch der SED gewisse 
Grenzen gesetzt habe. Als Grund für das schließliche Scheitern des sozialistischen Experi­
ments auf deutschem Boden nannte Ritter neben dem Mangel an Freiheit auch das 
Modernitätsdefizit, das sich aus der Orientierung der DDR am „überholten Bild einer 
traditionellen Industriegesellschaft" ergeben habe. 

In der ersten Sektion „Determinanten" sprach zunächst Dr. Jan Foitzik (Berlin) über 
die sowjetische Hegemonie und die Ostintegration der DDR. Dabei hob er neben den 
ideologischen und politischen vor allem die wirtschaftlichen Gründe für die Einbindung 
der DDR in den Ostblock hervor. Die Abhängigkeit der DDR vom blockinternen 
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Außenhandel sei doppelt so groß gewesen wie die der meisten übrigen RGW-Länder. Ins­
besondere war die DDR auf Lebensmittellieferungen aus der Sowjetunion angewiesen. In 
politischer Hinsicht habe sich die Ostorientierung zum einen aus dem Selbsterhaltungsin­
teresse der SED ergeben, zum anderen aus der Funktion der DDR als Instrument der. 
sowjetischen Kontrolle über Deutschland und Osteuropa: Als größter Militärstützpunkt 
der UdSSR galt die DDR als „Bollwerk des Ostens" und nahm die geopolitische Siche­
rungsfunktion eines „Sperrstaates" zwischen Ost und West ein. Ihre herausgehobene 
sicherheitspolitische Bedeutung für die Sowjetunion ermöglichte es der DDR-Führung, 
so Foitzik, sich Handlungsspielräume, insbesondere bezüglich der Deutschlandpolitik zu 
verschaffen. 

PD Dr. Hermann Wentker (Berlin) fragte in seinem Vortrag nach der Bedeutung der 
deutsch-deutschen Systemkonkurrenz und der durchlässigen innerdeutschen Grenze für 
die DDR der fünfziger Jahre. Dabei strich er heraus, daß die deutsche Einheit in den 
ersten Jahren nach dem Krieg keine Frage, sondern eine „Selbstverständlichkeit" gewesen 
sei. Auch als sich die Teilung im Laufe der fünfziger Jahre immer mehr vertiefte, habe ein 
enges innerdeutsches Beziehungsgeflecht bestanden, das sich u.a. an den regen privaten 
Kontakten und Besuchsreisen zwischen Ost und West, an der Existenz gesamtdeutscher 
Institutionen wie den Kirchen sowie am intensiven innerdeutschen Handel ablesen lasse. 
Weiter führte Wentker aus, daß sich die DDR zwar als „politischer Gegenentwurf" zur 
Bundesrepublik verstand, die Existenz eines zweiten deutschen Staates den Umgestal­
tungseifer der SED jedoch auch bremste: So setzte beispielsweise das Vorhandensein des 
bundesrepublikanischen Rechtsstaates der innerstaatlichen Repression in der DDR 
gewisse Grenzen. Die Auswirkungen der massenhaften Abwanderung auf die DDR beur­
teilte Wentker ambivalent: Einerseits habe die Fluchtbewegung zu einem enormen Legiti­
mitätsverlust und zu erheblichen wirtschaftlichen Problemen geführt. Andererseits 
ermöglichte sie systemloyalen Kräften das Nachrücken in frei gewordene Positionen und 
trug dadurch zur Systemstabilisierung bei. 

Zu Beginn der zweiten Sektion, die die DDR-Arbeitsgesellschaft zum Thema hatte, 
sprach Professor Dr. Christoph Kleßmann (Potsdam) über die soziale Schichtung in der 
DDR und die Rolle der Arbeiterschaft als „führende Klasse". Als Hauptinstrumente zur 
Schaffung der Arbeitsgesellschaft nannte Kleßmann zum einen die Brechung des bürgerli­
chen Bildungsmonopols und zum anderen die Etablierung des FDGB als größte Massen­
organisation der DDR. Zudem sei der Arbeiterbegriff in der DDR weit gefaßt worden: 
Nicht nur die „Zugehörigkeit zur Arbeiterklasse", sondern schon die „Herkunft aus der 
Arbeiterklasse" reichte aus, um in den Genuß von Privilegien zu kommen. Im Zuge des 
sozialstrukturellen Wandels seit den sechziger Jahren, der im wesentlichen dem der west­
lichen Industriegesellschaften gefolgt sei, wurde der Arbeiterbegriff zudem auch auf die 
Angestellten ausgedehnt, damit die Arbeiterklasse als solche in der DDR-Gesellschaft 
„führend" bleiben konnte. Kleßmann betonte zum Schluß, daß die von der DDR-Füh­
rung proklamierte Egalisierung der Gesellschaft nie gänzlich eingelöst wurde: Die DDR 
sei eine „nichtantagonistische Klassengesellschaft" geblieben, wenn ihre soziale Pyramide 
auch deutlich flacher war als in der Bundesrepublik. 

Im Anschluß daran referierte Dr. Dierk Hoffmann (Berlin) über die Arbeitslosigkeit in 
der DDR, die seit der Staatsgründung - von saisonalen Schwankungen abgesehen - stetig 
sank, so daß ab etwa 1952 von Vollbeschäftigung gesprochen werden kann. Zu dieser Ent­
wicklung trug die staatliche Arbeitskräftelenkung in erheblichem Maße bei, indem sie 
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Erwerbslose entsprechend ihrer beruflichen Qualifikation in offene Stellen zu vermitteln 
suchte. Erleichtert wurde diese Vermittlungstätigkeit durch die Schaffung neuer Industrie­
standorte im Zuge des Fünfjahrplanes. Zudem wurde der Zugang zu den Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung und der Sozialfürsorge erheblich erschwert, um das vorhandene 
Arbeitskräftepotential möglichst weitgehend auszuschöpfen. Hoffmann wies jedoch auch 
auf den begrenzten Erfolg der staatlichen Lenkung hin, der sich zahlreiche Betriebe ent­
zogen, indem sie Arbeitskräfte „horteten". Auch wurde das Bestreben der DDR-Füh­
rung, Frauen in den Arbeitsprozeß zu integrieren, dadurch konterkariert, daß viele 
Werksleiter sich weigerten, weibliche Arbeitskräfte einzustellen. Dies hatte zur Folge, daß 
die Arbeitslosigkeit der Frauen weit höher war als die der Männer. 

In seinem Vortrag über Diktatur und Betriebsalltag betonte PD Dr. Peter Hühner 
(Potsdam), daß die Industriebetriebe der DDR trotz ihrer Verstaatlichung und trotz des 
Übergangs zur zentral gelenkten Planwirtschaft gewisse Handlungsspielräume erlangten: 
Die Betriebsleitungen mußten angesichts der Mängel des Planungszentralismus permanent 
improvisieren und die Beschäftigten eigneten sich ein - informelles - Verfügungsrecht 
über ihre Arbeitszeit und Arbeitsintensität an. Zudem stellte Hübner die zentrale Stellung 
des Betriebes in der DDR-Gesellschaft heraus. Es gab unterschiedliche Formen betriebli­
cher Bildungs- und Kulturpolitik, über den Betrieb wurden soziale Leistungen abgewik-
kelt, und nicht zuletzt bot er auch den Rahmen für eine Art Ersatzöffentlichkeit: 
Betriebsversammlungen stellten für die Beschäftigten eines der wichtigsten Massenmedien 
dar. Daher sei der Betrieb in der DDR mehr gewesen als eine Arbeits- und Produktions­
stätte. 

Dr. Marcel Boldorf (Mannheim) wies in seinem Referat zur Sozialfürsorge in der DDR 
zunächst auf den grundsätzlichen Zwiespalt hin, daß staatliche Fürsorgeleistungen einer­
seits notwendig waren, sie aber andererseits dem Wesen des Sozialismus eigentlich fremd 
sein mußten. Ziel der SED war es daher, die Sozialfürsorge durch (plan-)wirtschaftlichen 
Erfolg und daraus resultierende sinkende Arbeitslosigkeit überflüssig zu machen. Da dies 
zunächst nicht gelang, wurden die Kriterien für den Bezug von Sozialleistungen erheblich 
eingeschränkt. Diese Maßnahme diente nicht nur zur Kostensenkung, sondern korrespon­
dierte auch mit dem Ziel der Arbeitsmarktpolitik, das Arbeitskräftepotential möglichst 
weitgehend auszuschöpfen. Jedoch führte erst die wirtschaftliche Konsolidierung ab 
1953/54 zu einem deutlichen Rückgang der Sozialfürsorgebedürftigen. Die angestrebte 
völlige Auflösung der Sozialfürsorge ließ sich allerdings nicht verwirklichen; sie blieb bis 
zum Ende der DDR bestehen. 

Die dritte Sektion ,,'Aufbaugesellschaft' und Lebensstandards" leitete Dr. Burghard 
Ciesla (Berlin) mit einem Vortrag über die Grundprobleme der DDR-Wirtschaftspolitik 
ein. Ciesla stellte heraus, daß das vergleichsweise hohe durchschnittliche Wachstums­
tempo der DDR-Wirtschaft in den fünfziger Jahren durch gravierende Wachstumseinbrü­
che gestört wurde, die 1952/53 und 1960/61 in zwei „fundamentale Gesellschafts- und 
Wirtschaftskrisen" mündeten. Dafür seien neben externen Faktoren wie den sowjetischen 
Reparationsforderungen auch interne Faktoren verantwortlich gewesen. So ging die ein­
seitige Konzentration auf die Grundstoff- und Schwerindustrie mit einer Vernachlässi­
gung der Konsumgüterproduktion einher. Gerade diese wurde jedoch von der Bevölke­
rung als Gradmesser für wirtschaftlichen Erfolg betrachtet. Hinzu kamen Mängel des Pla­
nungssystems, das keine Selektion durch Betriebsschließungen oder Entlassungen erlaubte 
und nicht kurzfristig auf die Bedürfnisse der Bevölkerung reagieren konnte. Der „ent-
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scheidende Problemfaktor" war Ciesla zufolge jedoch die stetige Abwanderung in den 
Westen, die in eine Art Teufelskreis führte: Durch die Flucht zahlreicher Menschen aus 
der DDR verschärften sich die wirtschaftlichen Probleme, was wiederum mehr Menschen 
zum Verlassen der DDR bewegte. 

PD Dr. Michael Schwanz (Berlin) wandte sich in seinem Referat über Vertriebene, 
Bombengeschädigte und Kriegsbeschädigte in der DDR gegen die Rede von einer „nivel­
lierten Nachkriegs- oder Notgesellschaft". Vielmehr habe es nach Kriegsende in West-
wie Ostdeutschland große soziale Unterschiede gegeben, die sich aus einer Gemengelage 
von traditionellen, nivellierten und neuen sozialen Lebenslagen ergeben hätten. Viel frü­
her als in der Bundesrepublik wurde in der DDR auf kriegsfolgenspezifische Sozialleis­
tungen verzichtet: Die Förderung von Bombengeschädigten endete bereits 1948, die der 
Umsiedler 1953. Die Folgen dieser Politik waren laut Schwanz ambivalent: Einerseits 
habe die frühe Aufhebung des Sonderstatus für die Kriegsfolgegeschädigten zur Indivi­
dualisierung der Notlagen und damit im Einzelfall zu ihrer Verschärfung geführt. Ande­
rerseits erhöhte sich dadurch der Anpassungsdruck für den Einzelnen, womit letztlich 
eine bessere Integration dieser Gruppen ermöglicht wurde. 

Die Probleme der Konsumpolitik in der DDR der fünfziger Jahre verdeutlichte Dr. 
Judd Stitziel (Middletown, USA) anhand des Beispiels der Bekleidung. Er wandte sich 
gegen eine Perspektive auf die DDR-Konsumgeschichte, die ausschließlich den Mangel an 
bestimmten Produkten und daraus resultierende Versorgungsengpässe in den Blick 
nimmt. Neben Mangel habe es auch Überfluß (an unerwünschten Gütern) gegeben, und 
beide Phänomene sollten als Ergebnis sozialer Praxis und nicht allein als Resultat ideolo­
gischer und wirtschaftspolitischer Entscheidungen der SED-Führung verstanden werden. 
Während die Wirtschaftsfunktionäre - mit begrenztem Erfolg - versuchten, „Überplanbe­
stände" mit Hilfe von Preisnachlässen und Sonderverkäufen abzubauen und „Sortiments­
lücken" durch den Verkauf modischer, qualitativ hochwertiger Bekleidung zu erhöhten 
Preisen zu schließen, griffen die Konsumenten zur Eigeninitiative: Vor allem Frauen mil­
derten die Folgen des Mangels durch Selbstversorgung, Hamstern, Einkaufen in Westber­
lin und den Rückgriff auf „Beziehungen" ab. Dies trug, so resümierte Stitziel, erheblich 
dazu bei, daß die Bürger der DDR angesichts von Mangel und Überfluß nur „selten zur 
völligen Verzweiflung getrieben" wurden. 

Die vierte Sektion über Konflikte zwischen Staat und Gesellschaft leitete Professor Dr. 
Günther Heydemann (Leipzig) mit einem gemeinsam mit Dr. Heidi Roth (Leipzig) erar­
beiteten Referat zu „systembedingten Konfliktpotentialen in der DDR" ein. Darunter 
verstanden die Autoren solche Konfliktpotentiale, „die im Aufbau und der Konstruktion 
des realexistierenden Sozialismus begründet" und daher in den fünfziger Jahren ständig 
präsent waren. Zu Krisen hätten sie aber nur dann geführt, wenn - wie 1953, 1956 und 
1961 - interne oder externe konfliktverschärfenden Momente hinzutraten. Die DDR-
Führung reagierte auf diese Krisen mit selektiver Repression einerseits und sozialen Maß­
nahmen andererseits, womit die Konflikte jedoch nicht wirklich gelöst, sondern nur vor­
übergehend unterdrückt bzw. entschärft wurden. Am Beispiel des Umgangs der SED mit 
Konflikten an der Leipziger Universität zeigten Heydemann und Roth, daß sich die 
Schärfe der Disziplinierungsmaßnahmen im Laufe der fünfziger Jahre steigerte und nach 
dem Mauerbau einen Höhepunkt erreichte. 

In ihrem Vortrag über Kollektivierungspolitik und ländliche Gesellschaft hob Dr. The­
resia Bauer (München) den engen Zusammenhang von Agrarpolitik und Durchsetzung 
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des Sozialismus hervor. Der erste Anlauf zur forcierten Kollektivierung ab Herbst 1952 
sei jedoch nicht nur machtpolitisch motiviert gewesen, sondern sollte auch als „agrarpoli-
tischer Befreiungsschlag" dienen, um die zahlreichen unrentablen Klein- und Neubauern­
höfe durch Einbindung in die LPGen zu erhalten. Konflikte ergaben sich in erster Linie 
aus dem Versuch, Mittel- und Großbauern für die Genossenschaften zu werben, um diese 
zu stärken. Dem Abbruch der forcierten Kampagne im Mai 1953 lag die Einsicht zu 
Grunde, daß sich die Kollektivierung nicht gegen den Widerstand der Bauern durchsetzen 
ließ - am grundsätzlichen Kollektivierungskurs wurde jedoch festgehalten. Für den zwei­
ten Anlauf zur Kollektivierung ab 1957 stellte Bauer als wesentlichen Unterschied zum 
ersten heraus, daß diesmal nur noch etwa die Hälfte der Bauern betroffen waren. Ziel sei 
es zwar auch diesmal gewesen, ökonomische Mißstände zu beseitigen, es sollte aber auch 
der Rückstand bei der Kollektivierung gegenüber den übrigen Ostblockstaaten aufgeholt 
werden, was mit dem Abschluß der Kollektivierung Anfang 1960 schließlich gelang. 

Dr. Michael Buddrus (Berlin) zeigte in seinem Vortrag, daß die gesellschaftliche Akzep­
tanz des Aufbaus bewaffneter Organe, vor allem unter den Jugendlichen als potentiellen 
Rekruten, zu Beginn der fünfziger Jahre in beiden deutschen Staaten sehr gering war. Um 
die für die Errichtung einer Armee notwendige gesellschaftliche Zustimmung zu errei­
chen, mußte die Bevölkerung nicht nur den eigenen Staat als schützenswert erachten, son­
dern vor allem seine Bedrohung von außen als real empfinden. Zu diesem Zweck wurde 
in beiden Staaten der Ost-West-Konflikt, insbesondere der Korea-Krieg instrumentali­
siert. Während im Westen vor allem auf den Aufbau der kasernierten Volkspolizei in der 
DDR als potentielle Gefahr verwiesen wurde, schlachtete die SED-Führung den Vertrag 
über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft und den westdeutschen Wehrbeitrag 
propagandistisch aus. Buddrus zufolge war die Propaganda in beiden deutschen Staaten 
gleichermaßen scheinheilig und vorgeschoben, da eine reale Bedrohung auf keiner Seite 
bestanden habe. 

Als „unverzichtbare Minderheit" skizzierte PD Dr. Ralph Jessen (Berlin) die Schicht 
der „Intelligenz" und ihre Rolle im Transformationsprozeß der DDR. Dabei hob er die 
großen Unterschiede zwischen den einzelnen Wissenschafts- und Berufsdisziplinen her­
vor: Die Träger von „Herrschaftswissen" wie etwa Juristen wurden nach Kriegsende rela­
tiv schnell entlassen und ausgetauscht; neue Eliten wurden an den Universitäten vorbei 
ausgebildet, beispielsweise in Volksrichterkursen. In den Geisteswissenschaften dagegen 
konnten sich ältere „bürgerliche" Gelehrte relativ lange halten, nicht zuletzt deshalb, weil 
sie in der deutsch-deutschen Systemkonkurrenz als Prestigefaktor galten. Doch verloren 
sie im Laufe der fünfziger Jahre rasch an Einfluß. Die privilegierteste Stellung besaßen 
Träger von „Funktionswissen" wie Naturwissenschaftler, Mediziner und Ingenieure, da 
ihre Fähigkeiten für das Funktionieren der Gesellschaft unentbehrlich waren. Zwar muß­
ten auch sie gewisse Einschränkungen hinnehmen - so war etwa für Ärzte eine selbstän­
dige berufliche Tätigkeit praktisch nicht möglich. Doch profitierten sie in hohem Maße 
von der durchlässigen Grenze, da die Möglichkeit zum Ausweichen in die Bundesrepublik 
ihren Handlungs- und Verhandlungsspielraum erheblich erweiterte. 

Die abschließende Sektion zu staatlichen Perzeptionen und Krisenmanagement begann 
mit einem Vortrag von Ralph Sowart, M. A. (Berlin), der in Zusammenarbeit mit Dr. Elke 
Scherstjanoi (Berlin) entstand. In ihrem Vergleich der Krisenwahrnehmung durch die 
SED und Moskau in den Jahren 1952/53 und 1960/61 machten die Autoren deutlich, daß 
sich beide Krisen in einer „staatsabhängigen Übergangsgesellschaft" (Martin Jänicke) 
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abspielten, in der das Konfliktpotential notwendigerweise größer ist als nach Abschluß 
der gesellschaftlichen Transformation. Nur insofern könne man die Krisen als „systemim­
manent" charakterisieren. Insgesamt hoben Scherstjanoi und Sowart jedoch vor allem die 
Unterschiede der beiden Krisen hervor: 1952/53 habe es die SED bewußt auf Konflikte 
mit bestimmten Bevölkerungsgruppen angelegt und einen dadurch bedingten Vertrauens­
verlust in Kauf genommen, dabei jedoch das Ausmaß der Folgen ihrer Politik unter­
schätzt. In den Jahren 1960/61 sei das Bedrohungspotential deutlich geringer und die 
SED-Führung wesentlich gefestigter und daher nicht annähernd so gefährdet gewesen wie 
acht Jahre zuvor. 

Henrik Bispinck, M.A. (Berlin) thematisierte in seinem Vortrag zur „Republikflucht" 
die massenhafte Abwanderung von Bürgern der DDR in die Bundesrepublik, die er als 
zentrales Problem der DDR-Führung in den fünfziger Jahren kennzeichnete. Dabei 
stellte er heraus, daß die Abwanderung in den ersten Jahren nach der Staatsgründung vor­
wiegend als soziale Entlastung und, da insbesondere politische Gegner und Angehörige 
der alten Eliten die DDR verließen, als Mittel zur reibungslosen Lösung von politischen 
Konflikten betrachtet wurde. Erst ab Ende 1952 nahm die SED die Fluchtbewegung 
zunehmend als gravierendes gesellschaftliches und politisches Problem wahr und ver­
suchte sie teils mit repressiven Maßnahmen, teils mit sozialen Erleichterungen zu 
bekämpfen, welche die Abwanderung aber nicht dauerhaft einzuschränken vermochten. 
Die Fluchtmotive wurden von der SED fast ausschließlich in einer Weise interpretiert, die 
dazu geeignet war, die Staats- und Parteiführung von jeglicher Verantwortung zu entla­
sten: Entweder wurde die Abwanderung auf das von der Parteilinie abweichende Fehlver­
halten einzelner Verwaltungsmitarbeiter oder auf die feindliche Einflußnahme des 
Westens zurückgeführt. 

Über die Konsequenz aus der anhaltenden Fluchtbewegung, den Bau der Berliner 
Mauer und seine Vorgeschichte, berichtete im Anschluß Dr. Matthias Uhl (Berlin). Auf 
der Grundlage neuer Dokumentenfunde in russischen Archiven konnte er zeigen, daß die 
UdSSR und insbesondere die sowjetischen Streitkräfte beim Mauerbau eine größere Rolle 
spielten, als bisher angenommen. Zwar sei die Initiative zur Schließung der Grenze von 
Ulbricht ausgegangen und ihre Durchführung von der DDR und der UdSSR gemeinsam 
langfristig vorbereitet worden. Doch habe sich die DDR-Führung nach der grundsätzli­
chen Zustimmung aus Moskau den Vorgaben der sowjetischen Partei- und Militärführung 
weitgehend unterordnen müssen. Hauptziel Chrutschows sei es gewesen, eine bewaffnete 
Auseinandersetzung um Berlin zu verhindern, weswegen er Ulbricht zu deeskalierenden 
Maßnahmen veranlaßte. Uhl zufolge verdeutlicht die wichtige Rolle der Sowjetunion bei 
der Planung und Durchführung des Mauerbaus einmal mehr, daß die DDR in ihrer Exi­
stenz von der Unterstützung durch die UdSSR und von der Anwesenheit sowjetischer 
Truppen abhängig war. 

Zum Abschluß der Tagung diskutierte Professor Dr. Kurt Sontheimer (München) die 
Konsequenzen des Mauerbaus für Staat und Gesellschaft der DDR. Sontheimer zufolge 
hatte die Schließung der Grenze eindeutig eine Stabilisierung der DDR zur Folge: Innen­
politisch habe die SED nunmehr freie Hand gehabt, da sich niemand mehr der sozialisti­
schen Umgestaltung durch Ausweichen in den Westen entziehen konnte. Nach außen 
habe die Mauer die DDR gefestigt und langfristig Bewegung in die Deutschlandpolitik 
gebracht, die letztlich in eine politische Annäherung der beiden deutschen Regierungen 
gemündet sei. In gesellschaftlicher Hinsicht habe die Mauer dagegen erheblich zur Entfer-
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nung der beiden deutschen Teilstaaten voneinander beigetragen. Die Ereignisse des Jahres 
1989 hätten gezeigt, daß die DDR, so wie sie politisch angelegt war, nur existieren 
konnte, solange die Mauer stand und solange die Sowjetunion ihr Fortbestehen garan­
tierte. Erst die weltpolitischen Veränderungen hätten die Revolution möglich gemacht, 
und der Fall der Mauer habe die endgültige Erosion der DDR bewirkt. Insofern sei die 
Mauer die „Bestandsgarantie" der DDR gewesen. 

Die Vorträge der Tagung haben gezeigt, daß die Erforschung der Politik- und Gesell­
schaftsgeschichte des ersten Jahrzehnts der DDR inzwischen weit gediehen ist. Damit 
wird der Weg frei für übergreifende Fragestellungen und Vergleiche - beispielsweise mit 
den anderen Staaten des Ostblocks. Trotzdem wurden viele Fragen kontrovers diskutiert. 
Dabei stand zum einen das Verhältnis zwischen DDR-Führung und Sowjetmacht im Vor­
dergrund. Zudem wurden die Auswirkungen der offenen Grenze und der Fluchtbewe­
gung sowie die Tragweite der Krisen der fünfziger Jahre unterschiedlich beurteilt. In der 
Abschlußdiskussion wurde noch einmal die Frage nach der Bedeutung der Mauer für die 
Geschichte der DDR aufgegriffen. Dabei wagte Heydemann die These, daß die Mauer 
„den Kern zu ihrer Überwindung bereits in sich trug", da sie schon bald durch das Pas­
sierscheinabkommen durchlässig wurde und die DDR-Bevölkerung neue Wege zur Aus­
wanderung fand. Insofern sei sie möglicherweise eine „Fehlkalkulation" der SED gewe­
sen, die langfristige Auswirkungen nicht bedacht habe. Sontheimer betonte dagegen nach­
drücklich, daß die Mauer auf dauerhaften Bestand angelegt war und von der Bevölkerung 
in West wie Ost auch so wahrgenommen worden sei. Die Ereignisse vom Herbst 1989 
seien für alle Beteiligten überraschend gewesen, daher dürfe man die Mauer nicht im 
Rückblick auf eine vergleichsweise kurze Episode der deutschen Geschichte reduzieren. 
Weitgehender Konsens bestand hingegen darüber, daß die DDR ohne die Mauer dauer­
haft nicht hätte existieren können und sie damit, wie Wentker in seinem Vortrag formu­
liert hatte, der „zentrale Bezugspunkt der Staatsräson der DDR" war. 
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Andreas Wirsching, Jewish Cemeteries in Germany from 1933 to 1957. 
In view of the National Socialist persecution of the Jews, it is quite surprising that 

most Jewish cemeteries, although badly damaged, survived the NS regime. Local districts 
especially urged implementing a quiet anti-Jewish measure of confiscation, closure and 
transference of property. However, unlike what happened in all other sectors of society, 
there were no anti-Jewish Sonderrechte regulating the disposal of the dead (or funerary 
procedures) during the entire span of the NS regime. In 1939/40 a drawn up Reichsfried-
hofgesetz was not put into effect out of tactical consideration of Christian churches. 
Regional law (Landesrecht) dating from the time before 1933 could thus prevail unen­
cumbered. In the early 1940's, Aryanization of cemeteries failed in several cases because 
of the sheer confusion in the polycratic structures of National Socialist government. 
Based on new sources this text describes how Jewish cemetries survived and addresses the 
complicated conditions after 1945 when, in the context of Wiedergutmachung, Jewish 
cemetries were restored and maintained. 

Jan Erik Schulte, From Forced Labor Camp to Extermination Camp. The Evolvement of 
Auschwitz-Birkenau 1941/42 

Contrary to the claims made after the Second World War by Rudolf Höß, former com­
mandant of Auschwitz, Heinrich Himmler did not give the order to set up a camp in 
Auschwitz-Birkenau as early as March 1941. In fact, not until the end of September 1941 
was the order given to build a camp for Soviet prisoners of war Himmler intended to use 
as workers for his Ostsiedlung initiative. Since the Generalplan Ost could be carried out 
without the aid of a hundred thousand forced laborers, Himmler was in search of a suita­
ble work force. Although the Reichsführer SS at first favored prisoners from the forced 
labor camp Lublin, since September 1941 he began to show preference for Soviet priso­
ners of war. When, during the winter of 1941/42, it became clear there would not be 
enough prisoners of war to complete the required construction work, Himmler demanded 
the utilization of Jewish forced laborers. Indeed, for a while mainly Jewish prisoners fit 
to work were brought to Auschwitz. However, because of the terrible living conditions, 
few survived the first few months. According to SS leadership, the Kriegsgefangenenlager 
in Auschwitz-Birkenau was used as a forced labor camp for the Ostsiedlung until at least 
May/June 1942. With the regular arrival of Jewish families, the practice of Selektion pre­
sumably in effect since 4 July 1942, and the systematic mass extermination of persecuted 
Jews from all over Europe, Auschwitz evolved to become the center for mass murder 
during the Holocaust. 

Christoph Nonn, The Godesberger Programm and the Ruhr Coal Mining Crisis in 1958. 
On the Transformation of German Social Democracy from Ollenhauer to Brandt. 

The defeat of the SPD (Social Democratic Party) during the 1957 Bundestag elections 
triggered intense debate on the principles and policies of the SPD. This controversy came 
to a provisional end two years later in Bad Godesberg when Heinrich Deist, a social 
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democrat and economist, proposed a compromise which would bridge the differences 
between marxist traditionalists and liberal reformists. The compromise foresaw the natio­
nalization of the coal mining industry but, in turn called for the explicit renunciation of 
nationalization in all other sectors. However, with the onset of the Ruhr coal crisis in 
1958, the problems were exacerbated by the friction which arose between coal miners and 
consumers, threatening the very fabric of social democracy. The outcome was not only 
the rejection of constructive coal mining policy for years to come but also a further wea­
kening of the economics profile of the Godesberger Programm. This development, wel­
comed by policymakers, enabled the SPD to evolve into a successful catch-all-party under 
Willy Brandt's leadership during the 1960's. 

Andreas Toppe, Occupation Policy without the Framework of International Law? Com­
ments on the Essay The Legal System in the Reichskommissariat by Geraldien von Frijtag 
Drabbe Künzel. 

The essay by Geraldien von Frijtag Drabbe Künzel examines how civil code was ad­
ministered by an occupying power, a form of occupation policy unknown until the begin­
ning of the Second World War. Using the two Reichskommissariate, Norway and the 
Netherlands as examples, Frijtag Drabbe Künzel details the formation and structure of 
civil administration, and its exercise of power while combatting anti-German activities, 
concentrating especially on the practices of German police forces and German courts. 
The writer's criticism of the German totalitarian system remains ambiguous, however, 
because she fails to cite the parameters of international law as a necessary framework 
without which the Reichskommissariate could not have operated. The primarily descrip­
tive character of the essay conceals the fact that the establishment of German courts in 
occupied countries was well within the scope of international law. The provisions of the 
Haager Landkriegsordnung of 18 October 1907 and critical assessments of contemporary 
historians are given here. 

Wolfgang Dierker, Ich will keine Nullen, sondern Bullen. Hitler's Negotiations with the 
Bavarian People's Party (BVP) in March 1933. 

This text focuses on transcripts of meetings Bayernwacht-Führer Hans Ritter von Lex 
held with Hitler in March 1933 which were among church records found in the headquar­
ters of the SD. At the end of the war, these records were confiscated by the Red Army, 
taken to Moscow and later transferred to the GDR where they remained locked up in the 
NS archives until the GDR's collapse. Today this archival material is stored in the Bun-
desarchiv's interim archives Dahlwitz Hoppegarten. The transcripts, which have been edi­
ted here, document discussions between Hitler and Ritter von Lex immediately after the 
NS takeover in Bavaria. In these meetings the possibility of a coalition government 
between the NSDAP and the BVP were discussed. Although the meetings were known 
to historians, the content and outcome of the discussions remained obscure. The trans­
cripts reveal how Hitler, during the escalating situation of March 1933, kept several opti­
ons open and made political decisions spontaneously which followed logically from the 
course of events. The young party leaders close to Fritz Schaffer and Ritter von Lex 
began a frenzied search for some middle ground between direct confrontation with the 
NSDAP or complete assimilation of their party convinced that maintaining political auto­
nomy was the way. 



M I T A R B E I T E R DIESES H E F T E S 

Dr. Jan Erik Schulte, wissenschaftlicher Mitarbeiter im Kreismuseum/KZ-Gedenkstätte 
Wewelsburg (Burgwall 19, 33142 Büren-Wewelsburg); veröffentlichte u.a.: „Zwangsarbeit 
und Vernichtung: Das Wirtschaftsimperium der SS. Oswald Pohl und das SS-Wirtschafts-
Verwaltungshauptamt 1933-1945" (Paderborn 2001), „Zwangsarbeit für die SS: Juden in 
der Ostindustrie GmbH", in: Ausbeutung, Vernichtung, Öffentlichkeit. Neue Studien zur 
nationalsozialistischen Lagerpolitik, hrsg. v. Norbert Frei u.a. (München 1986), S. 43-74; 
bereitet gegenwärtig eine Ausstellung und Studie zur Sozialgeschichte der Integration von 
Flüchtlingen und Vertriebenen im Paderborner Land vor. 

Dr. Andreas Wirsching, Professor für Neuere und Neueste Geschichte an der Universität 
Augsburg (Universitätsstr. 10, 86159 Augsburg); veröffentlichte u.a.: „Parlament und Vol­
kes Stimme. Unterhaus und Öffentlichkeit im England des frühen 19. Jahrhunderts" 
(Göttingen 1990), zusammen mir Horst Möller und Walter Ziegler (Hrsg.). „National­
sozialismus in der Region. Beiträge zur regionalen und lokalen Forschung und zum inter­
nationalen Vergleich" (München 1996), „Vom Weltkrieg zum Bürgerkrieg? Politischer 
Extremismus in Deutschland und Frankreich 1918-1933/39. Berlin und Paris im Ver­
gleich" (München 1999), „Die Weimarer Republik. Politik und Gesellschaft" (München 
2000), „Deutsche Geschichte im 20. Jahrhundert" (München 2001). 

Dr. Christoph Nonn, Historiker (Staden 80, 54439 Saarburg); veröffentlichte u.a.: „Ver­
braucherprotest und Parteiensystem im deutschen Kaiserreich" (Düsseldorf 1996), „Die 
Ruhrbergbaukrise 1958-1969: Entindustrialisierung und Politik" (Göttingen 2001); arbei­
tet derzeit an einer mikrohistorischen Studie zu antisemitischen Ritualmordgerüchten im 
Kaiserreich. 

Andreas Toppe, M. A., Doktorand am Institut für Zeitgeschichte (Leonrodstr. 46b, 80636 
München); veröffentlichte u.a.: „Die Wiedererrichtung der ärztlichen Standesvertretung 
in Bayern nach dem Zweiten Weltkrieg. Eine historische Darstellung aus Anlaß des 50. 
Bayerischen Ärztetages in München" (München 1997), Mitwirkung bei „Widerstand als 
Hochverrat 1933-1945. Die Verfahren gegen deutsche Reichsangehörige vor dem Reichs­
gericht, dem Volksgerichtshof und dem Reichskriegsgericht. Erschließungsband zur 
Mikrofiche-Edition, bearb. v. Jürgen Zarusky und Hartmut Mehringer" (München 1998); 
arbeitet derzeit im Rahmen des Projekts „Wehrmacht in der nationalsozialistischen Dikta­
tur" an einer Studie über das Kriegsvölkerrecht in der deutschen Wehrmacht. 

Dr. Wolfgang Dierker, Historiker (Lorenzstr. 10, 12209 Berlin); veröffentlichte u.a.: 
„Himmlers Glaubenskrieger. Der Sicherheitsdienst der SS und seine Religionspolitik 
1933-1941" (Paderborn 2001). 
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